
 
Antrag  
der Fraktionen der CDU, der SPD,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP  
betreffend Einsetzung einer Enquetekommission  
"Demographischer Wandel - Herausforderung an die Landespolitik" 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Nach § 55 der Geschäftsordnung des Hessischen Landtags wird eine 

Enquetekommission eingesetzt, die sich mit den Auswirkungen des 
demographischen Wandels unserer Gesellschaft befasst. Ziel ist die 
Erarbeitung von konkreten Lösungsvorschlägen für die anstehenden 
Herausforderungen in Hessen und die Entwicklung von Empfehlun-
gen für das Landesparlament. Die Erarbeitung der Vorschläge soll 
auf den Ergebnissen der Enquetekommission des Deutschen Bundes-
tags "Demographischer Wandel - Herausforderungen unserer älter 
werdenden Gesellschaft an den Einzelnen und an die Politik" unter 
Einbeziehung der Untersuchung des Hessischen Ministeriums für 
Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung "Demographische Ent-
wicklung bis 2010" vom 16. Dezember 2002 und Berechnungen des 
Statischen Bundesamtes sowie des Statistischen Landesamtes basie-
ren.  
 

 Die Enquetekommission soll: 
 

 - alle Politikbereiche und unterschiedliche gesellschaftliche Strö-
mungen bündeln, um die Auswirkungen der demographischen 
Entwicklung ressortübergreifend zu untersuchen;  
 

 - Lösungsvorschläge unter Berücksichtigung der infrastrukturellen 
(Kindergärten, Schulen, Hochschulen etc.) Auswirkungen auf 
Hessen erarbeiten, um der jungen Generation Bildung, Erziehung, 
Ausbildung und Betreuung zu sichern; 

 
 - sich mit den strukturellen (wirtschafts- und arbeitsmarktpoliti-

schen sowie sozialpolitischen) Auswirkungen auf Hessen beschäf-
tigen und problemorientierte Empfehlungen erarbeiten, um Frauen 
und Männern die Partizipation am Arbeitsleben sowie den Ar-
beitskräftebedarf für den Wirtschaftsstandort Hessen zu sichern; 

 
 - die Wechselwirkungen zwischen demographischem Wandel und 

Bevölkerungsbewegungen untersuchen und gegebenenfalls Hand-
lungsnotwendigkeiten aufzeigen; 

 
 - Lösungsvorschläge unter Berücksichtigung der infrastrukturellen 

(Krankenhäuser, Altenheime, steigender Pflegebedarf/soziale 
Dienste etc.) Auswirkungen auf Hessen erarbeiten, um der älteren 
Generation so lange wie möglich ein selbstständiges Leben zu si-
chern;  

 
 - die Auswirkungen des demographischen Wandels auf das Verhält-

nis öffentlicher zu privater Daseinsfürsorge aufzeigen; 
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 - gesellschaftspolitische Diskussionen anstoßen, um das Bewusst-
sein der Menschen in Hessen für bestimmte Themen zu sensibili-
sieren (Geburtenrückgang, Familienfreundlichkeit, Engagement 
von Senioren, Zusammenführung unterschiedlicher Generationen, 
Nutzung der Potenziale älterer Arbeitnehmer, Zukunft der sozia-
len Sicherungssysteme, Auswirkungen auf den Finanzplatz Hes-
sen, die Verkehrsinfrastruktur, Auswirkungen auf die Baupla-
nung, die Staatsverwaltung etc.);  

 
 - sich mit den Veränderungen auf Hessens Regionen, Kreise und 

Kommunen beschäftigen und Vorschläge zur Entwicklung der Po-
tenziale unter Berücksichtigung der demographischen Verände-
rungen formulieren.  
 

2. Die Enquetekommission besteht aus elf Mitgliedern der im Landtag 
vertretenen Fraktionen, die nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen 
von diesen benannt werden. Jede Fraktion hat das Recht, zusätzlich 
einen Sachverständigen in beratender Funktion für die Enquetekom-
mission zu benennen.  
 

 Die Kommission kann zur Unterstützung ihrer Arbeit öffentliche 
Anhörungen mit Sachverständigen durchführen.  

 
3. Die Kommission legt dem Landtag einen ersten Bericht bis zum 1. 

Juli 2005 und einen Abschlussbericht bis 31. Dezember 2006 vor.  
 

Begründung: 
 
Die Altersstruktur in der Bundesrepublik Deutschland wird sich in den 
kommenden Jahren zunehmend verändern. Hierfür sind zwei unterschiedli-
che und voneinander unabhängige Entwicklungen verantwortlich: zum einen 
der Geburtenrückgang und zum anderen die steigende Lebenserwartung. Es 
wird prognostiziert, dass bis zum Jahr 2020 die Zahl der über 60-Jährigen 
um knapp ein Viertel zunimmt und die Zahl der Kinder im Alter bis 16 
Jahre um über ein Viertel zurückgeht. Um in Hessen dieser dramatischen 
Entwicklung zu begegnen, ist es bereits heute notwendig, Antworten auf die 
Herausforderungen von morgen zu finden. Eine parlamentarische Kommis-
sion soll auf der Basis einer breit ausgerichteten gesellschaftlichen Diskussi-
on vorausschauend zur Lösung der Zukunftsfragen beitragen.         
 
Wiesbaden, 30. Juni 2003  
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der SPD 
Der Parlamentarische Geschäftsführer: Der Fraktionsvorsitzende: 
Gotthardt Walter 
 
 
Für die Fraktion Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der FDP 
Der Fraktionsvorsitzende: Der Fraktionsvorsitzende: 
Al-Wazir Hahn 
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Vorbemerkung 

Die Enquetekommission des Hessischen Landtags „Demografischer Wandel“ hat 
sich zum Ziel gesetzt, die zu erwartende demografische Entwicklung in Hessen und 
die sich daraus ergebenden Konsequenzen aufzuzeigen und mögliche Handlungs-
felder für das Land zu identifizieren. In diesem Rahmen hat sie die Forschungs- und 
Entwicklungsgesellschaft Hessen mit einer Bevölkerungsvorausschätzung für die 
hessischen Kreise beauftragt.  

Im Folgenden werden die Ergebnisse einer Modellrechnung zur kleinräumigen Be-
völkerungsentwicklung in den hessischen Landkreisen und kreisfreien Städten bis 
zum Jahr 2050 vorgestellt. Die Ergebnisse sind konsistent mit der Bevölkerungspro-
jektion, die von der FEH für die Landesentwicklungsplanung in Hessen bis zum Jahr 
2020 erstellt wurde. In Kapitel 1 wird zunächst die demografische und ökonomische 
Entwicklung in den hessischen Kreisen im Rückblick dargestellt. Hier werden spezi-
fische regionale Muster herausgearbeitet, die auch die zukünftige Entwicklung be-
einflussen werden. Kapitel 2 stellt die Ergebnisse der Bevölkerungsvorausschätzung 
bis zum Jahr 2050 im Überblick dar. Besonderes Augenmerk wird dabei auf die 
Veränderung der Altersstruktur gelegt. In Kapitel 3 erfolgt schließlich die tabellari-
sche und grafische Aufarbeitung der Ergebnisse für die einzelnen kreisfreien Städte 
und Landkreise. 

In der Modellrechnung wird von der zentralen Annahme ausgegangen, dass die re-
gionsspezifischen demografischen Entwicklungsmuster aus der Vergangenheit sich 
auch in Zukunft weiter fortschreiben lassen. Da die Bevölkerungsentwicklung in 
Hessen zu Beginn der 90er Jahre sehr stark durch einmalige Sondereffekte (deut-
sche Vereinigung, Bürgerkrieg in Ex-Jugoslawien) bestimmt wurde, beginnt der 
Referenzzeitraum mit dem Jahr 1995. Das Basisjahr der Trendfortschreibung ist das 
Jahr 2002, für das ein vollständiger detaillierter Datensatz zu Geburten, Sterbefällen 
und Wanderungen in den hessischen Regionen vorliegt. Die Vergegenwärtigung 
dieses Status-quo–Ansatzes ist für die „richtige“ Interpretation entscheidend: Die 
Ergebnisse zeigen, welche Veränderungen im Bestand und in der Altersstruktur der 
Bevölkerung in den hessischen Regionen langfristig zu erwarten sind, wenn die 
Entwicklungsmuster der vergangenen acht Jahre auch in den nächsten 50 Jahren 
Gültigkeit hätten. In einigen Regionen fallen die Folgen des demografischen Wan-
dels im Vergleich zu heute geradezu dramatisch aus. Ziel von Modellrechnungen ist 
es, sich auf die Zukunft vorzubereiten und sie politisch zu gestalten. Noch ist Zeit, 
sich aktiv mit den Herausforderungen des demografischen Wandels auseinander zu 
setzen, Programme auf den Weg zu bringen, um Positives zu stärken und Risiken 
entgegen zu wirken. Die Rahmenbedingungen für die hessischen Regionen dürften 
daher mit hoher Wahrscheinlichkeit in den nächsten Jahrzehnten nicht konstant 
bleiben.  
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1 Kleinräumige ökonomische und demografische Entwicklung 

Allgemein besteht zwischen der wirtschaftlichen und der demografischen Entwick-
lung in Regionen ein enger Zusammenhang. Wachstumsstarke Regionen sind be-
sonders attraktiv auch für junge Arbeitskräfte, während diese Bevölkerungsgruppe 
aus wachstumsschwächeren und vor allem peripher gelegenen Regionen tenden-
ziell abwandert. In diesem Kapitel werden entsprechende Muster für die hessischen 
Regionen aufgezeigt.  

1.1 Die ökonomische Entwicklung in den hessischen Regionen im Rückblick 

Zwischen 1995 und 2003 nahm die gesamtwirtschaftliche Bruttowertschöpfung (in 
jeweiligen Preisen) in Hessen (19,3 %) stärker zu als in Deutschland (16,8 %). Diffe-
renziert nach Regierungsbezirken, für die entsprechende Ergebnisse bis 2001 vor-
liegen, ist dies vor allem auf den Regierungsbezirk Darmstadt zurückzuführen. Aber 
auch der Regierungsbezirk Gießen lag - wie Abbildung 1 zeigt – über dem Deutsch-
landdurchschnitt, während der Regierungsbezirk Kassel etwas zurückfiel.  

Abbildung 1: Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung 
(in jeweiligen Preisen, 1995 = 100)  

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH.  

In Abbildung 2 ist die relative Veränderung der nominalen Bruttowertschöpfung zwi-
schen 1995 und 2001 für die hessischen Landkreise und kreisfreien Städte zusam-
mengestellt. Innerhalb aller drei Regierungsbezirke ist das Bild sehr heterogen: Re-
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gionen mit überdurchschnittlichen Zuwächsen stehen Regionen mit nur geringen 
Zunahmen gegenüber. Mit Ausnahme von Frankfurt blieb die wirtschaftliche Dyna-
mik in allen kreisfreien Städten hinter der Landesentwicklung zurück. Besonders ge-
ring war der Zuwachs in der Stadt Darmstadt mit 1,6 %. Dem stehen allerdings hohe 
Zuwachsraten in ihren Umlandkreisen Bergstraße, Darmstadt-Dieburg und Groß-
Gerau gegenüber. Am stärksten von allen hessischen Kreisen expandierte die Wirt-
schaftsleistung im Main-Taunus-Kreis, aber auch die anderen Umlandkreise Frank-
furts – Wetteraukreis, Hochtaunus- und Main-Kinzig-Kreis – trugen zur überdurch-
schnittlichen Wirtschaftsentwicklung des Rhein-Main Gebiets bei.  

Abbildung 2: Kleinräumige Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung 
(in jeweiligen Preisen, Veränderung 1995 bis 2001 in %) 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH.  

Im Regierungsbezirk Gießen erzielte der Lahn-Dill-Kreis das beste Ergebnis, wäh-
rend der Vogelsbergkreis aber auch der Landkreis Gießen deutlich hinter der Lan-
desentwicklung zurückblieben. Im Regierungsbezirk Kassel entsprechen die Ergeb-
nisse der vier Landkreise Kassel, Waldeck-Frankenberg, Hersfeld-Rotenburg und 
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Fulda in etwa dem Landeswert, während der Schwalm-Eder-Kreis und insbesondere 
der Werra-Meißner-Kreis die geringsten Zuwächse aller hessischen Landkreise 
aufwiesen.  

In Abbildung 3 ist die Entwicklung der Erwerbstätigen im Zeitraum 1995 bis 2003 für 
Hessen und Deutschland und bis 2002 für die Regierungsbezirke dargestellt. Die 
hohe Wirtschaftleistung des Regierungsbezirks Darmstadt schlug sich dabei in einer 
Zunahme der Erwerbstätigen nieder, die im gesamten betrachteten Zeitraum deut-
lich über dem Bundesdurchschnitt lag und auch den positiven Verlauf der Landes-
entwicklung prägte. In Mittel- und Nordhessen verlief die im Vergleich zu Deutsch-
land unterdurchschnittliche Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen lange Zeit iden-
tisch. Nach den vorliegenden Daten nimmt im Regierungsbezirk Kassel die Zahl der 
Erwerbstätigen bei einer sich bundesweit abschwächenden Konjunktur am aktuellen 
Rand jedoch stärker ab als im Regierungsbezirk Gießen.  

Abbildung 3: Entwicklung der Erwerbstätigen insgesamt 
(1995 = 100) 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH.  

In tieferer regionaler Betrachtung spiegelt sich die Dynamik der Wirtschaftsleistung 
weitgehend in entsprechenden Veränderungen der Erwerbstätigen wider. Motor der 
Erwerbstätigenexpansion im Regierungsbezirk Darmstadt waren die Städte Frank-
furt und Offenbach sowie deren Umlandkreise. Tendenziell ist die Erwerbstätigen-
entwicklung umso besser, je höher die Bedeutung des Dienstleistungssektors in den 
Regionen ist: Im Hochtaunuskreis beispielsweise waren im Jahr 2002 gut 78 % und 

102,3

103,8

106,8

102,9

102,0

97,5

100,0

102,5

105,0

107,5

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Deutschland Hessen RB DA RB GI RB KS



Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen mbH (FEH) 
 

 5

in Groß-Gerau gut 63 % aller Erwerbstätigen im Dienstleistungssektor tätig. Obwohl 
im Landkreis Groß-Gerau die Wirtschaftsleistung stärker zunahm, konnte der Hoch-
taunuskreis jedoch einen deutlich höheren Zuwachs der Erwerbstätigen verzeich-
nen.  

Abbildung 4: Kleinräumige Entwicklung der Erwerbstätigen insgesamt 
(Veränderung 1995 bis 2002 in %) 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH.  

Bei den Regionen mit rückläufiger Erwerbstätigenzahl handelt es sich außer bei der 
Stadt Darmstadt um die peripher gelegenen ländlichen Kreise Werra-Meißner-, 
Schwalm-Eder- und Vogelsbergkreis, alles Regionen mit deutlich unterdurchschnitt-
licher Wirtschaftsentwicklung. In den Regierungsbezirken Gießen und Kassel ent-
sprechen die Zuwachsraten des Lahn-Dill-Kreises bzw. der Landkreise Fulda und 
Kassel in etwa dem Landesdurchschnitt, wo hingegen alle anderen mittel- und 
nordhessischen Regionen deutlich schlechter abschnitten. 
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1.2 Die demografische Entwicklung in den hessischen Regionen im Rückblick 

Im wesentlichen spiegelt sich die aufgezeigte wirtschaftliche Entwicklung und die 
Entstehung neuer Arbeitsplätze in den hessischen Regionen auch in der kleinräu-
migen Bevölkerungsentwicklung - wie in Abbildung 5 dargestellt - wider:  

Während die Bevölkerung im Regierungsbezirk Darmstadt von Anfang des Jahres 
1995 bis Ende 2002 um 91.700 Einwohner bzw. 2,5 % zunahm, fiel der relative Zu-
wachs im Regierungsbezirk Gießen mit 1,6 % (16.800 Einwohner) und insbesonde-
re im Regierungsbezirk Kassel mit 0,2 % (2.400 Einwohner) deutlich niedriger aus.  

Abbildung 5: Kleinräumige Entwicklung der Bevölkerung  
(Veränderung zwischen 01. Januar 1995 und 31. Dezember 2002 in %) 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH. 

Außer in den Städten Darmstadt, Frankfurt und Kassel ging die Zahl der Einwohner 
in den peripher gelegenen Landkreisen Werra-Meißner, Hersfeld-Rotenburg und 
Vogelsberg zurück. Für die Städte Kassel, Frankfurt und Darmstadt ist ein ausge-

Bev

-6 -4 -2 0 2 4 6 8

Darmstadt, St.
Frankfurt am Main, St.

Offenbach am Main, St.
Wiesbaden, St.

Bergstraße
Darmstadt-Dieburg

Groß-Gerau
Hochtaunuskreis

Main-Kinzig-Kreis
Main-Taunus-Kreis

Odenwaldkreis
Offenbach

Rheingau-Taunus-Kreis
Wetteraukreis

Reg.-Bez. Darmstadt
Gießen

Lahn-Dill-Kreis
Limburg-Weilburg

Marburg-Biedenkopf
Vogelsbergkreis

Reg.-Bez. Gießen
Kassel, St.

Fulda
Hersfeld-Rotenburg

Kassel
Schwalm-Eder-Kreis

Waldeck-Frankenberg
Werra-Meißner-Kreis

Reg.-Bez. Kassel
H e s s e n



Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen mbH (FEH) 
 

 7

prägtes Stadt- Umlandgefälle charakteristisch.1 In Nordhessen konnte vor allem der 
Landkreis Kassel von Stadt-Umlandwanderungen profitieren. Durch die räumliche 
Nähe und eine gute verkehrliche Anbindung für Tagespendler strahlte die Wirt-
schaftsstärke des Rhein-Main Gebiets über die Grenzen des Regierungsbezirks 
Darmstadt hinweg auch positiv auf die Bevölkerungsentwicklung in den Landkreisen 
Fulda und Limburg-Weilburg im Regierungsbezirk Kassel bzw. Gießen aus.  

Aus Tabelle 1 wird ersichtlich, dass die Veränderung im Bevölkerungsbestand maß-
geblich auf Wanderungen zurückzuführen sind. In Hessen beispielsweise lebten am 
Ende des Jahres 2002 rund 111.000 Menschen mehr als zu Beginn des Jahres 
1995. In diesem Zeitraum starben insgesamt 15.000 Menschen mehr als geboren 
wurden. Dieser Sterbeüberschuss konnte aber durch Wanderungsgewinne in Höhe 
von 126.000 Personen deutlich überkompensiert werden. Hessen war dabei insge-
samt für jüngere Bevölkerungsgruppen besonders attraktiv. Wanderungsgewinnen 
über die Landesgrenzen hinweg von rund 152.000 Personen unter 40 Jahren ste-
hen Wanderungsverluste in Höhe von 26.000 Personen über 40 Jahre gegenüber.  

In der Mehrzahl der südhessischen Landkreise konnte die natürliche Bevölkerungs-
komponente sogar einen wenn auch im Vergleich zu den Wanderungen geringen 
positiven Beitrag zur Bevölkerungsentwicklung leisten. Im Regierungsbezirk Gießen 
trifft dies auf die Landkreise mit Universitätsstandorten Gießen und Marburg-
Biedenkopf zu. Im Regierungsbezirk Kassel war mit Ausnahme des Landkreises 
Fulda die natürliche Bevölkerungskomponente in allen Regionen negativ. Die rück-
läufige Bevölkerungsentwicklung in der Stadt Kassel und den Landkreisen Hersfeld-
Rotenburg und Werra-Meißner wurde darüber hinaus noch durch einen Abwande-
rungssaldo verstärkt, wobei diese drei Regionen - als einzige in Hessen - auch 
wanderungsbedingte Verluste in der Altersgruppe der unter 40-Jährigen hatten.  

Obwohl die wirtschaftliche Entwicklung gemessen an der Veränderung der Brutto-
wertschöpfung und der Zahl der Erwerbstätigen in Mittel- und insbesondere in 
Nordhessen weniger dynamisch verlief als in Südhessen, bewirkten die regionalen 
Wanderungsbewegungen eine spürbare Entlastung der regionalen Arbeitsmärkte im 
Regierungsbezirk Gießen und vor allem im Regierungsbezirk Kassel. Im Jahres-
durchschnitt 2003 waren im Regierungsbezirk Darmstadt 7,3 % aller (zivilen) Er-
werbstätigen arbeitslos gemeldet, das waren 1,1 %-Punkte weniger als im Jahres-
durchschnitt 1996. Für den Regierungsbezirk Gießen lauten die entsprechenden 
Werte 8,1 % Arbeitslosenquote im Jahr 2003 und ein Rückgang von 1,8 %-Punkten 
und für den Regierungsbezirk Kassel 9,3 % Arbeitslosenquote im Jahr 2003 und ein 
Rückgang von sogar 2,3 %-Punkten seit 1996. 

 
1  In Frankfurt wurden Ende des Jahres 2001 rund 5.000 Personen, die noch im Melderegister geführt wurden aber nicht 

mehr in Frankfurt ansässig waren, als Fortzüge deklariert. Durch diese statistische Korrektur wird der Bevölkerungsrück-
gang in Frankfurt überzeichnet.  
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Tabelle 1: Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung in den hessischen Regionen zwischen 1995 und 2002  
(alle Angaben in 1.000) 

 Bevölkerung 
am 

 
31.12.2002 

 

Veränderung 
gegenüber 

 
31.12.1994 

Natürliche 
Bevölkerungs-

entwicklung 
(Geburten minus 

Sterbefälle) 

Wanderungs-
saldo 

insgesamt 
(vom 31.12.94  
bis 31.12.2002) 

 
davon: 
 
unter 40 Jahre 

 
 
 
über 40 Jahre 

 Reg.-Bez. Darmstadt 3.761,7 91,8 3,8 88,0 128,9 -40,9 

 Darmstadt, St. 139,0 -0,1 -1,4 1,3 3,9 -2,6 
 Frankfurt am Main, St. 643,7 -8,7 -2,4 -6,3 25,5 -31,9 
 Offenbach am Main, St. 119,2 2,8 0,6 2,1 5,8 -3,6 
 Wiesbaden, St. 271,6 5,5 -3,2 8,6 11,4 -2,8 
 LK Bergstraße 265,5 7,2 -1,8 8,9 6,5 2,5 
 LK Darmstadt-Dieburg 289,7 13,1 3,2 10,0 9,7 0,2 
 LK Groß-Gerau 252,0 9,2 2,7 6,5 8,7 -2,2 
 Hochtaunuskreis 227,2 7,7 -0,7 8,3 9,2 -0,8 
 Main-Kinzig-Kreis 409,5 11,2 0,3 10,9 9,6 1,3 
 Main-Taunus-Kreis 222,9 10,6 3,2 7,4 10,0 -2,6 
 Odenwaldkreis 100,5 2,8 -0,9 3,7 1,5 2,2 
 LK Offenbach 337,5 10,4 3,3 7,1 10,9 -3,8 
 Rheingau-Taunus-Kreis 185,7 4,2 0,7 3,5 3,7 -0,2 
 Wetteraukreis 297,9 16,0 0,1 15,9 12,5 3,4 

 Reg.-Bez. Gießen 1.065,9 16,8 -3,0 19,8 13,3 6,5 

 LK Gießen 255,4 5,4 0,5 4,9 4,5 0,4 
 Lahn-Dill-Kreis 262,9 1,6 -2,0 3,6 2,0 1,6 
 LK Limburg-Weilburg 175,9 7,1 -0,3 7,3 5,4 1,9 
 LK Marburg-Biedenkopf 253,9 3,3 1,0 2,4 1,1 1,3 
 Vogelsbergkreis 117,9 -0,6 -2,3 1,7 0,3 1,3 

 Reg.-Bez. Kassel 1.264,0 2,4 -15,7 18,1 9,5 8,6 

 Kassel, St. 194,1 -7,6 -3,2 -4,5 -0,2 -4,3 
 LK Fulda 219,0 9,7 2,3 7,4 4,5 2,9 
 LK Hersfeld-Rotenburg 129,2 -4,0 -2,9 -1,1 -1,2 0,1 
 LK Kassel 245,8 6,0 -3,3 9,4 5,1 4,2 
 Schwalm-Eder-Kreis 192,9 2,0 -2,7 4,6 2,3 2,4 
 LK Waldeck-Frankenberg 170,4 1,7 -1,9 3,6 1,0 2,6 
 Werra-Meißner-Kreis 112,4 -5,5 -4,1 -1,4 -2,0 0,6 

Land Hessen 6.091,6 110,9 -14,9 125,8 151,7 -25,9 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH. Rundungsbedingt können sich Abweichungen in den Summen ergeben. 

Die folgenden sechs Abbildungen zeigen detailliert das altersspezifische Wande-
rungsgeschehen in den hessischen Regionen für den Zeitraum 1995 bis 2002 auf.  
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Abbildung 6: Wanderungssalden von Jahresbeginn 1995 bis Ende 2002 nach Altersgruppen:  
Hessen und Regierungsbezirke 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH. 

Abbildung 7: Wanderungssalden von Jahresbeginn 1995 bis Ende 2002 nach Altersgruppen:  
Kreisfreie Städte 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH. 
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Abbildung 8: Wanderungssalden von Jahresbeginn 1995 bis Ende 2002 nach Altersgruppen:  
Landkreise im Regierungsbezirk Darmstadt  

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH. 

Abbildung 9: Wanderungssalden von Jahresbeginn 1995 bis Ende 2002 nach Altersgruppen:  
Landkreise im Regierungsbezirk Darmstadt (Fortsetzung) 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH. 
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Abbildung 10: Wanderungssalden von Jahresbeginn 1995 bis Ende 2002 nach Altersgruppen:  
Landkreise im Regierungsbezirk Gießen 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH. 

Abbildung 11: Wanderungssalden von Jahresbeginn 1995 bis Ende 2002 nach Altersgruppen:  
Landkreise im Regierungsbezirk Kassel 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Berechnungen der FEH. 
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In kleinräumiger Betrachtung haben sich in den vergangenen Jahren regionalspezi-
fische Muster in der Bevölkerungsentwicklung in Hessen herausgebildet, die sich 
wie folgt zusammenfassen lassen:  

• Die Wanderungsgewinne der kreisfreien Städte konzentrieren sich auf die 15- 
bis unter 30-Jährigen. In dieser Altersgruppe der Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen steht die Suche nach einem Ausbildungs- bzw. Arbeitsplatz im Vor-
dergrund. Alle anderen Altersgruppen wandern per Saldo aus den Städten ab. 
Dies trifft insbesondere auch für familienbedingte Wanderungen zu. Familien mit 
Kindern verlassen per Saldo die Städte und ziehen in die Umlandkreise. In ab-
soluten Zahlen prägt Frankfurt dabei die Wanderungsbilanz sowohl des Regie-
rungsbezirks Darmstadt als auch von Hessen insgesamt.  

• Mit Ausnahme des Odenwaldkreises weisen die südhessischen Landkreise in 
allen Altersgruppen bis 40 Jahre relativ hohe Wanderungsgewinne auf. In den 
Altersgruppen ab 50 Jahre überwiegen hingegen tendenziell die Fortzüge.  

• Eine Ausnahme bilden in Südhessen darüber hinaus die Landkreise Bergstraße 
und Wetteraukreis, wo in allen Altersgruppen per Saldo mehr Menschen zu- als 
fortziehen. Dieses Muster trifft auch für die Landkreise Limburg-Weilburg in Mit-
telhessen und den Landkreis Fulda in Nordhessen zu.  

• Ansonsten sind für das Wanderungsgeschehen in Mittelhessen hohe Gewinne 
bei den 15- bis unter 30-Jährigen charakteristisch, denen allerdings ähnlich ho-
he Wanderungsverluste in der Altersgruppe der 30- bis unter 40-Jährigen ge-
genüberstehen. Ein wesentlicher Grund dafür dürfte das Wanderungsverhalten 
von Studenten in den Universitätsstädten Gießen und Marburg sein.  

• Außer im schon erwähnten Landkreis Fulda sind für die übrigen nordhessischen 
Landkreise Wanderungsverluste von jungen Erwachsenen im Alter von 20 bis 
unter 30 Jahren charakteristisch, die aber - mit Ausnahme des Landkreises 
Hersfeld-Rotenburg und des Werra-Meißner-Kreises – durch Wanderungsge-
winne in allen anderen Altersgruppen mehr als ausgeglichen werden können. 
Insbesondere der Landkreis Kassel kann zusätzlich von den Umlandwanderun-
gen der Stadt Kassel profitieren. 
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2 Bevölkerungsvorausschätzung der hessischen Kreise  

2.1 Annahmen der Bevölkerungsvorausschätzung 

Die Modellrechnungen zur kleinräumigen Bevölkerungsentwicklung in Hessen bis 
zum Jahr 2050 basieren auf der durchschnittlichen Entwicklung der natürlichen Be-
völkerungskomponenten Geburten und Sterbefälle sowie der Wanderungen nach 
Altersgruppen in den Jahren 1995 bis 2002. Das Basisjahr der Berechnungen ist 
das Jahr 2002. Die Berechnungen erfolgen für Männer und Frauen ohne eine Diffe-
renzierung nach Deutschen und Nicht-Deutschen. Die Fortschreibung der Geburten 
und Sterbefälle für Hessen erfolgt in enger Anlehnung an die Annahmen der mittle-
ren Variante der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes und 
der Länder (Variante 5)2. Die spezifischen Gegebenheiten in den hessischen Regi-
onen werden dabei berücksichtigt.  

Die Ergebnisse sind konsistent mit der Bevölkerungsprojektion für Hessen und sei-
ne Regierungsbezirke bis zum Jahr 2020 und einer Trendfortschreibung bis zum 
Jahr 2050, die von der FEH für die Landesentwicklungsplanung in Hessen erstellt 
wurden. D. h. die Summe der Bevölkerung in den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten aus der Modellrechnung stimmt mit den Ergebnissen der jeweiligen Regierungs-
bezirke und des Landes Hessen in der Landesentwicklungsplanung überein.  

Deutlicher Anstieg der Lebenserwartung bei Konstanz der Geburtenziffer 

Die durchschnittliche Lebenserwartung eines neugeborenen Jungen liegt gegenwär-
tig in Hessen bei 76,5 Jahren und ist damit rund 1,5 Jahre höher als in Deutschland. 
Die durchschnittliche Lebenserwartung eines neugeborenen Mädchens ist in Hes-
sen mit knapp 82 Jahren um rund 1 Jahr höher als in Deutschland. Bis zum Jahr 
2050 ist in der mittleren Variante von einem kontinuierlich weiteren Ansteigen der 
Lebenserwartung sowohl bei Männern als auch bei Frauen von jeweils rund 6 Jah-
ren auszugehen. Ein neugeborener Junge in Hessen hat dann eine durchschnittli-
che Lebenserwartung von 82,8 Jahren, ein Mädchen von 87,6 Jahren.  

Die Geburtenziffer gibt die durchschnittliche Kinderzahl je Frau an. Im Zeitraum 
1995 bis 2002 bewegte sie sich in Hessen mit geringen Schwankungen um den 
Wert 1,36 und blieb damit deutlich unter dem Wert von 2,1 Kindern je Frau, der für 
eine langfristige Bestandserhaltung der Bevölkerung notwendig wäre. Da sich bisher 
keine grundlegende Änderung im Geburtenverhalten abzeichnet, wird für den Pro-
jektionszeitraum von einer Konstanz der Geburtenziffer in Höhe von 1,36 ausge-
gangen. Das heißt, von je 100 Frauen werden 136 Kinder geboren, davon 70 Jun-
gen und 66 Mädchen. 

 
2  Im Folgenden kurz: 10. Koordinierte. 
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Wanderungsgewinne bei Jüngeren, Wanderungsverluste bei Älteren  

Annahmen über die weitere Entwicklung von Wanderungen sind angesichts der Un-
gewissheit von längerfristigen Wirtschaftsperspektiven aber auch wegen nicht vor-
hersehbarer politischer Ereignisse mit besonders großer Unsicherheit behaftet. Zur 
Illustration der hiermit verbundenen Spannweite sind im Rahmen der 10. Koordinier-
ten für Deutschland drei alternative Annahmen für die Wanderungen getroffen wor-
den. In der mittleren Variante (Variante 5) werden für Deutschland von 2003 an bis 
zum Jahr 2050 per Saldo jährliche Zuwanderungen in Höhe von 200.000 Auslän-
dern unterstellt, davon entfällt auf Hessen ein Anteil von 6 % bzw. 12.000 Personen 
jährlich. 

Beim Zu- und Fortzug von Deutschen wird davon ausgegangen, dass sich der 
Wanderungsüberschuss entsprechend dem abnehmenden Zustrom von Aussiedlern 
in Zukunft weiter abschwächen wird. Der zu Beginn mit 80.000 Personen veran-
schlagte Saldo für Deutschland wird bis zum Jahr 2040 auf einen ausgeglichenen 
Saldo reduziert. Insgesamt wird von 2003 bis 2039 für Deutschland mit einer Zu-
wanderung von 860.000 deutschen Personen gerechnet. Die Zuwanderungen ins-
gesamt (Deutsche und Ausländer) werden somit im Zeitraum von 2003 bis 2050 auf 
10,5 Mio. Menschen veranschlagt. 

Für Hessen ist zusätzlich noch der Wanderungssaldo mit den anderen Bundeslän-
dern von großer Bedeutung. So sind beispielsweise zwischen 1995 und 2002 im 
Schnitt jährlich 10.000 Menschen aus anderen Bundesländern mehr zu- als fortge-
zogen. Hierzu wird in der amtlichen Vorausberechnung für den Zeitraum 2003-2020 
von einem Wanderungsgewinn in Höhe von 94.600 Personen ausgegangen, wobei 
der jährliche Saldo von 9.750 Menschen im Jahr 2003 sukzessive auf 3.650 im Jahr 
2020 und in den Jahren danach dann auf Null zurückgeführt wird. 

Nun ist in der langfristigen Entwicklung beim Binnenwanderungssaldo mit den ande-
ren Bundesländern zwar ein leicht sinkender Trend zu beobachten, ein Null-Saldo in 
den Jahren nach 2020 wird jedoch von uns nicht als sehr wahrscheinlich einge-
schätzt. Auch nach dem Jahr 2020 dürfte Hessen und insbesondere das Rhein-
Main Gebiet zu den wirtschaftsstärksten Regionen in Deutschland zählen und ent-
sprechend für Zuwanderungen aus anderen Teilen Deutschlands attraktiv bleiben. 
Im Unterschied zur Variante 5 der 10. Koordinierten wurde deshalb in den vorlie-
genden Modellberechnungen auch über das Jahr 2020 hinaus für Hessen ein Wan-
derungsgewinn gegenüber den anderen Bundesländern unterstellt. Darüber hinaus 
wurden die Annahmen in den folgenden Modellrechnungen gegenüber Variante 5 
der 10. Koordinierten in zwei weiteren Punkten modifiziert. Zum einen wurde der für 
2003 veranschlagte Wanderungssaldo in Variante 5 in Höhe von 23.200 entspre-
chend dem voraussichtlich zu erwartenden Wert aktualisiert und auf 9.800 reduziert. 
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Zum andern wurde die Altersverteilung der Wanderungen an die Gegebenheiten der 
letzten Jahre angepasst. In den Altersgruppen der bis 50-Jährigen resultieren dar-
aus höhere Wanderungsgewinne und in den Altersgruppen der über 50-Jährigen 
höhere Wanderungsverluste als in den Annahmen der 10. Koordinierten. Generell 
werden in den Berechnungen die Wanderungssalden des Landes Hessen auf die 
Regionen ohne Differenzierung nach ihrer Herkunft aus dem Ausland bzw. den an-
deren Bundesländern verteilt.  

Tabelle 2: Regionale Wanderungsalden von 2003 bis 2050 (alle Angaben in 1.000) 

 2003 bis 2020 2021 bis 2050 2003 bis 2050 
 Reg.-Bez. Darmstadt 237,8 328,2 566,0 
 Darmstadt, St. 3,0 4,2 7,2 
 Frankfurt am Main, St. 17,3 23,8 41,1 
 Offenbach am Main, St. 6,7 9,2 15,9 
 Wiesbaden, St. 20,1 27,7 47,7 
 LK Bergstraße 20,7 28,6 49,4 
 LK Darmstadt-Dieburg 23,1 31,9 55,0 
 LK Groß-Gerau 15,1 20,8 35,8 
 Hochtaunuskreis 19,3 26,7 46,0 
 Main-Kinzig-Kreis 25,4 35,1 60,4 
 Main-Taunus-Kreis 17,1 23,6 40,7 
 Odenwaldkreis 8,5 11,7 20,2 
 LK Offenbach 16,5 22,7 39,2 
 Rheingau-Taunus-Kreis 8,2 11,3 19,4 
 Wetteraukreis 36,9 51,0 87,9 
 Reg.-Bez. Gießen 34,8 48,0 82,8 
 LK Gießen 8,6 11,8 20,4 
 Lahn-Dill-Kreis 6,3 8,7 14,9 
 LK Limburg-Weilburg 12,9 17,8 30,6 
 LK Marburg-Biedenkopf 4,1 5,7 9,9 
 Vogelsbergkreis 2,9 4,1 7,0 
 Reg.-Bez. Kassel 31,7 43,7 75,4 
 Kassel, St. -7,9 -10,8 -18,7 
 LK Fulda 13,0 17,9 30,9 
 LK Hersfeld-Rotenburg -1,9 -2,7 -4,6 
 LK Kassel 16,4 22,7 39,1 
 Schwalm-Eder-Kreis 8,1 11,2 19,3 
 LK Waldeck-Frankenberg 6,3 8,8 15,1 
 Werra-Meißner-Kreis -2,4 -3,4 -5,8 
Land Hessen  304,3 420,0 724,3 
zum Vergleich: 
10. Koordinierte, Variante 5 322,8 376,7 699,5 

Quelle: Annahmen der FEH und der 10. Koordinierten (Variante 5) für Hessen. 
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Tabelle 2 zeigt die zusammengefassten Wanderungssalden für Hessen und die Re-
gionen, wie sie der Modellrechnung zu Grunde liegen, und zum Vergleich die ent-
sprechenden Wanderungsannahmen von Variante 5 der 10. Koordinierten für Hes-
sen insgesamt. 

 

Der Regierungsbezirk Darmstadt bleibt Motor der hessischen Wirtschaft  

Im Hessenreport 2003 wurde von der FEH für die hessischen Regierungsbezirke ei-
ne Wirtschaftsprognose bis zum Jahr 2020 erstellt.3 Demnach dürfte der Regie-
rungsbezirk Darmstadt auch in Zukunft der Motor der hessischen Wirtschaft bleiben. 
Im gesamten Zeitraum 2000 (dem Basisjahr der Berechnungen) bis zum Jahr 2020 
ist mit einem durchschnittlichen jährlichen Zuwachs der Bruttowertschöpfung (in 
Preisen von 1995) in Höhe von 2,2 % und der Zahl der Erwerbstätigen in Höhe von 
0,1 % zu rechnen. Die entsprechenden Veränderungsraten für den Regierungsbe-
zirk Gießen lauten 1,8 % und – 0,2 % und für den Regierungsbezirk Kassel 1,9 % 
und ebenfalls – 0,2 %. 

In der vorliegenden Modellrechnung der regionalen Bevölkerungsentwicklung wird 
auch für den Zeitraum 2020 bis 2050 von einem Fortbestehen dieser regionalen Un-
terschiede in der Wirtschaftsentwicklung ausgegangen. Der in Kapitel 1 aufgezeigte 
bisherige enge Zusammenhang zwischen Wirtschafts- und Bevölkerungsentwick-
lung in den hessischen Regionen, der sich insbesondere im regionalen Wande-
rungsverhalten niederschlug, wird bis zum Jahr 2050 fortgeschrieben. 

 

 
3  Vgl. van den Busch, U.; Dimitrova, G.; Kokot, S.: Hessenreport 2003 – Prognose zu Wirtschaft und Arbeitsmarkt in Hes-

sen und seinen Regierungsbezirken bis 2020, FEH-Report Nr. 657, Wiesbaden 2003. 
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2.2 Regionale Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2020 bzw. von 2002 bis 2050 

Die Bevölkerungsentwicklung in den hessischen Regierungsbezirken wird sich in 
den kommenden Jahren unterschiedlich entwickeln: Im Regierungsbezirk Darmstadt 
ist mit einer weiteren Zunahme der Bevölkerung bis zum Jahr 2020 zu rechnen. Erst 
danach setzt in Südhessen ein Schrumpfungsprozess ein, der bis zum Jahr 2050 
anhält. Dann werden im Vergleich zu heute etwa 4 % Menschen weniger im Regie-
rungsbezirk Darmstadt leben. Im Regierungsbezirk Gießen wird die Bevölkerung ab 
dem Jahr 2006 leicht abnehmen. Dieser Schrumpfungsprozess wird sich insbeson-
dere ab dem Jahr 2020 verstärken. Im Jahr 2050 werden im Vergleich zu heute fast 
15 % Menschen weniger leben. Im Regierungsbezirk Kassel ist der Rückgang der 
Bevölkerung am stärksten ausgeprägt. Für das Jahr 2050 ist von einem Bevölke-
rungsbestand auszugehen, der fast 20 % unter dem heutigen Niveau liegen wird.4  

Abbildung 12: Bevölkerungsentwicklung in Hessen und seinen Regierungsbezirken bis 2050 
(2002 = 100)  

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt; Schätzungen der FEH.  

In kleinräumiger Betrachtung wird in der Mehrzahl der südhessischen Regionen die 
Bevölkerung bis zum Jahr 2020 weiter zunehmen. Den höchsten Bevölkerungszu-
wachs wird der Wetteraukreis haben, gefolgt von der Stadt Offenbach, dem Main-
Taunus-Kreis und dem Landkreis Darmstadt-Dieburg.  

 
4  In Kapitel 3 sind im Anschluss an die Kreisdarstellungen Angaben zur Bevölkerungsentwicklung in Hessen und seinen 

Regierungsbezirken tabellarisch zusammengestellt.  
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Abbildung 13: Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung im Zeitraum 2002 bis 2020 
(Veränderung zwischen Jahresende 2002 und 2020 in %) 

Quelle: Berechnungen der FEH. 

Aber auch die Stadt Wiesbaden und der Landkreis Groß-Gerau liegen deutlich über 
dem Durchschnitt des Regierungsbezirks Darmstadt. Diese genannten Kreise wer-
den auch im Jahr 2050 mehr oder zumindest gleich viele Einwohner haben wie heu-
te. 

In Mittelhessen wird hingegen – mit Ausnahme des Landkreises Limburg-Weilburg – 
ebenso wie in Nordhessen – mit Ausnahme des Landkreises Fulda – in allen Regio-
nen die Bevölkerungszahl abnehmen. Zu den Regionen mit den stärksten Bevölke-
rungsverlusten zählen neben der Stadt Kassel die peripher gelegenen Landkreise 
Werra-Meißner-Kreis und Hersfeld-Rotenburg in Nordhessen sowie der Vogels-
bergkreis und Marburg-Biedenkopf in Mittelhessen. Unter Status-Quo-Bedingungen 
fällt der Bevölkerungsrückgang im Werra-Meißner-Kreis dramatisch hoch aus. Im 
Vergleich zu heute wird sich die Einwohnerzahl bis zum Jahr 2050 annähernd hal-
bieren. 
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Abbildung 14: Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung im Zeitraum 2002 bis 2050 
(Veränderung zwischen Jahresende 2002 und 2050 in %) 

Quelle: Berechnungen der FEH. 

 

In den nächsten beiden Abbildungen werden die zu erwartenden Änderungen im 
Bevölkerungsbestand für die Zeiträume 2002 bis 2020 und 2002 bis 2050 noch 
einmal kartografisch aufbereitet gegenübergestellt.  

Bev

-60 -50 -40 -30 -20 -10 0 10 20

Darmstadt, St.
Frankfurt am Main, St.

Offenbach am Main, St.
Wiesbaden, St.

Bergstraße
Darmstadt-Dieburg

Groß-Gerau
Hochtaunuskreis

Main-Kinzig-Kreis
Main-Taunus-Kreis

Odenwaldkreis
Offenbach

Rheingau-Taunus-Kreis
Wetteraukreis

Reg.-Bez. Darmstadt
Gießen

Lahn-Dill-Kreis
Limburg-Weilburg

Marburg-Biedenkopf
Vogelsbergkreis

Reg.-Bez. Gießen
Kassel, St.

Fulda
Hersfeld-Rotenburg

Kassel
Schwalm-Eder-Kreis

Waldeck-Frankenberg
Werra-Meißner-Kreis

Reg.-Bez. Kassel
H e s s e n



Bevölkerungsvorausschätzung Kreise 2050 

 20 

Abbildung 15: Kartografische Darstellung der Bevölkerungsveränderung im Zeitraum 2002 bis 2020 
(Veränderung zwischen Jahresende 2002 und 2020 in %) 

WiesbadenWiesbadenWiesbadenWiesbadenWiesbadenWiesbadenWiesbadenWiesbadenWiesbaden

Frankfurt am MainFrankfurt am MainFrankfurt am MainFrankfurt am MainFrankfurt am MainFrankfurt am MainFrankfurt am MainFrankfurt am MainFrankfurt am Main

LK Groß-GerauLK Groß-GerauLK Groß-GerauLK Groß-GerauLK Groß-GerauLK Groß-GerauLK Groß-GerauLK Groß-GerauLK Groß-Gerau

Offenbach am MainOffenbach am MainOffenbach am MainOffenbach am MainOffenbach am MainOffenbach am MainOffenbach am MainOffenbach am MainOffenbach am Main

LK OffenbachLK OffenbachLK OffenbachLK OffenbachLK OffenbachLK OffenbachLK OffenbachLK OffenbachLK Offenbach

LK Darmstadt-DieburgLK Darmstadt-DieburgLK Darmstadt-DieburgLK Darmstadt-DieburgLK Darmstadt-DieburgLK Darmstadt-DieburgLK Darmstadt-DieburgLK Darmstadt-DieburgLK Darmstadt-Dieburg

DarmstadtDarmstadtDarmstadtDarmstadtDarmstadtDarmstadtDarmstadtDarmstadtDarmstadt

LK BergstraßeLK BergstraßeLK BergstraßeLK BergstraßeLK BergstraßeLK BergstraßeLK BergstraßeLK BergstraßeLK Bergstraße

HochtaunuskreisHochtaunuskreisHochtaunuskreisHochtaunuskreisHochtaunuskreisHochtaunuskreisHochtaunuskreisHochtaunuskreisHochtaunuskreis
Main-Kinzig-KreisMain-Kinzig-KreisMain-Kinzig-KreisMain-Kinzig-KreisMain-Kinzig-KreisMain-Kinzig-KreisMain-Kinzig-KreisMain-Kinzig-KreisMain-Kinzig-Kreis

Main-Taunus-KreisMain-Taunus-KreisMain-Taunus-KreisMain-Taunus-KreisMain-Taunus-KreisMain-Taunus-KreisMain-Taunus-KreisMain-Taunus-KreisMain-Taunus-Kreis

OdenwaldkreisOdenwaldkreisOdenwaldkreisOdenwaldkreisOdenwaldkreisOdenwaldkreisOdenwaldkreisOdenwaldkreisOdenwaldkreis

Rheingau-Taunus-KreisRheingau-Taunus-KreisRheingau-Taunus-KreisRheingau-Taunus-KreisRheingau-Taunus-KreisRheingau-Taunus-KreisRheingau-Taunus-KreisRheingau-Taunus-KreisRheingau-Taunus-Kreis

WetteraukreisWetteraukreisWetteraukreisWetteraukreisWetteraukreisWetteraukreisWetteraukreisWetteraukreisWetteraukreis

LK GießenLK GießenLK GießenLK GießenLK GießenLK GießenLK GießenLK GießenLK Gießen

Lahn-Dill-KreisLahn-Dill-KreisLahn-Dill-KreisLahn-Dill-KreisLahn-Dill-KreisLahn-Dill-KreisLahn-Dill-KreisLahn-Dill-KreisLahn-Dill-Kreis

LK Limburg-WeilburgLK Limburg-WeilburgLK Limburg-WeilburgLK Limburg-WeilburgLK Limburg-WeilburgLK Limburg-WeilburgLK Limburg-WeilburgLK Limburg-WeilburgLK Limburg-Weilburg

LK Marburg-BiedenkopfLK Marburg-BiedenkopfLK Marburg-BiedenkopfLK Marburg-BiedenkopfLK Marburg-BiedenkopfLK Marburg-BiedenkopfLK Marburg-BiedenkopfLK Marburg-BiedenkopfLK Marburg-Biedenkopf

VogelsbergkreisVogelsbergkreisVogelsbergkreisVogelsbergkreisVogelsbergkreisVogelsbergkreisVogelsbergkreisVogelsbergkreisVogelsbergkreis

KasselKasselKasselKasselKasselKasselKasselKasselKassel

LK FuldaLK FuldaLK FuldaLK FuldaLK FuldaLK FuldaLK FuldaLK FuldaLK Fulda

LK Hersfeld-RotenburgLK Hersfeld-RotenburgLK Hersfeld-RotenburgLK Hersfeld-RotenburgLK Hersfeld-RotenburgLK Hersfeld-RotenburgLK Hersfeld-RotenburgLK Hersfeld-RotenburgLK Hersfeld-Rotenburg

LK KasselLK KasselLK KasselLK KasselLK KasselLK KasselLK KasselLK KasselLK Kassel

Schwalm-Eder-KreisSchwalm-Eder-KreisSchwalm-Eder-KreisSchwalm-Eder-KreisSchwalm-Eder-KreisSchwalm-Eder-KreisSchwalm-Eder-KreisSchwalm-Eder-KreisSchwalm-Eder-Kreis

LK Waldeck-FrankenbergLK Waldeck-FrankenbergLK Waldeck-FrankenbergLK Waldeck-FrankenbergLK Waldeck-FrankenbergLK Waldeck-FrankenbergLK Waldeck-FrankenbergLK Waldeck-FrankenbergLK Waldeck-Frankenberg Werra-Meißner-KreisWerra-Meißner-KreisWerra-Meißner-KreisWerra-Meißner-KreisWerra-Meißner-KreisWerra-Meißner-KreisWerra-Meißner-KreisWerra-Meißner-KreisWerra-Meißner-Kreis

Kreise: 2002 bis 2020
Relative Veränderungen (in %)

5 bis 15  (4)
0 bis 5  (9)

-5 bis 0  (9)
-10 bis -5  (1)
-20 bis -10  (3)
-50 bis -20  (0)

 

Quelle: Schätzung der FEH. 
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Abbildung 16: Kartografische Darstellung der Bevölkerungsveränderung im Zeitraum 2002 bis 2050 
(Veränderung zwischen Jahresende 2002 und 2050 in %) 
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Quelle: Schätzung der FEH. 



Bevölkerungsvorausschätzung Kreise 2050 

 22 

2.3 Regionale Altersstrukturunterschiede der Bevölkerung im Jahr 2050 

Die bisher aufgezeigten Veränderungen im Bevölkerungsbestand gehen einher mit 
deutlichen regionalen Unterschieden in der Altersstruktur der Bevölkerung. In den 
folgenden Abbildungen sind für die hessischen Regionen für die drei Altersgruppen 
der unter 20-Jährigen, der 20- bis unter 60-Jährigen sowie der 60-Jährigen und Älte-
ren jeweils Abweichungen vom Landesdurchschnitt in Prozentpunkten dargestellt. 
Im Jahr 2050 werden im Landesdurchschnitt auf die unter 20-Jährigen beispielswei-
se 15,8 % der Gesamtbevölkerung entfallen. Im Werra-Meißner-Kreis wird der ent-
sprechende Anteil bei 13,1 % bzw. um 2,7 Prozentpunkte niedriger als im Landes-
durchschnitt liegen. Relativ hohe Anteile an junger Bevölkerung werden die Land-
kreise Limburg-Weilburg, Fulda und Groß-Gerau haben. Aber auch die Stadt Offen-
bach zeichnet sich - im Gegensatz zur Stadt Frankfurt beispielsweise - durch eine 
relativ junge Bevölkerung aus.  

Abbildung 17: Unter 20-jährige Bevölkerung im Jahr 2050: Anteil im Landesdurchschnitt 15,8 % 
(Abweichungen vom Hessenwert in %-Punkten) 

Quelle: Berechnungen der FEH. 
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Auf die Gruppe der 20- bis unter 60-Jährigen entfällt im Landesdurchschnitt ein An-
teil von 47,5 % der Gesamtbevölkerung. Vor allem die kreisfreien Städte zeichnen 
sich in dieser Altersgruppe durch hohe positive Abweichungen vom Landesdurch-
schnitt aus.  

Die eher peripher gelegenen Landkreise Werra-Meißner-Kreis, Hersfeld-Rotenburg, 
Vogelsbergkreis sowie der Odenwaldkreis weichen hingegen vom Hessenwert deut-
lich nach unten ab. Ursächlich hierfür sind die kontinuierlichen Wanderungsverluste 
speziell in der Altersgruppe der 20- bis unter 30-Jährigen. Der Schwund an jungen 
Erwachsenen schlägt sich dabei tendenziell in einem Rückgang an Geburten nieder. 
In dem langen Zeitraum von fast 50 Jahren, der hier betrachtet wird, entstehen da-
durch sich selbst verstärkende negative Folgeeffekte. Als ein Gegenbeispiel dafür 
kann die Stadt Offenbach dienen, die auf Grund hoher Anteile an jungen Erwachse-
nen auch hohe Geburtenzahlen verzeichnet und damit insgesamt einen relativ güns-
tigen Verlauf der natürlichen Bevölkerungsentwicklung hat.  

Abbildung 18: 20- bis unter 60-jährige Bevölkerung im Jahr 2050: Anteil im Landesdurchschnitt 47,5 % 
(Abweichungen vom Hessenwert in %-Punkten) 

Quelle: Berechnungen der FEH. 
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Im Jahr 2050 wird in Hessen über ein Drittel der Bevölkerung (36,8 %) 60 Jahre und 
älter sein. Im Jahr 2002 waren es „nur“ 24 %. Der Alterungsprozess der Bevölke-
rung ist wiederum am stärksten in den eher peripher gelegenen Kreisen Hessens 
ausgeprägt: Im Werra-Meißner-Kreis, dem Landkreis Hersfeld-Rotenburg und im 
Vogelsbergkreis wird dann schon fast jeder zweite Einwohner zu dieser Altersgrup-
pe zählen. 

Generell sind die Abweichungen in den übrigen Kreisen mit Werten zwischen +3 
und –3 %-Prozentpunkten vom Landeswert als eher gering zu bezeichnen. Die hohe 
Bedeutung jüngerer Bevölkerungsgruppen führen in der Stadt Offenbach spiegel-
bildlich zu einem relativ geringen Anteil der Älteren. 

Abbildung 19: 60- jährige und ältere Bevölkerung im Jahr 2050: Anteil im Landesdurchschnitt 36,8 % 
(Abweichungen vom Hessenwert in %-Punkten) 

Quelle: Berechnungen der FEH. 
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3 Kreisergebnisse im Einzelnen 

Die folgenden Tabellen und Grafiken basieren für den Zeitraum 1995 bis 2002 auf 
Daten des Hessischen Statistischen Landesamtes und für den Zeitraum 2003 bis 
2050 auf Schätzergebnissen der FEH.  

Tabellarisch dargestellt ist zunächst der Bevölkerungsbestand des Kreises insge-
samt, jeweils am Ende ausgewählter Jahre bis 2050, sowie die altersstrukturelle Zu-
sammensetzung der unter 20-jährigen, der 20-bis unter 65-jährigen und der 65-
jährigen und älteren Bevölkerung. Aus diesen Altersgruppen werden sogenannte 
Belastungsquotienten – Jugend- und Altenquotient – je 100 Personen im erwerbsfä-
higen Alter von 20- bis unter 65 Jahre berechnet. 

Es folgen die absoluten Bevölkerungsveränderungen des Kreises für die Zeiträume 
1995 bis 2002, 2002 bis 2020, 2020 bis 2050 sowie den Gesamtzeitraum 2002 bis 
2050. Dargestellt sind darüber hinaus die kumulierten Geburten und Sterbefälle in 
den jeweiligen Zeiträumen, die zusammen den natürlichen Bevölkerungssaldo er-
geben, sowie die kumulierten Wanderungssalden. Natürlicher Saldo und Wande-
rungssaldo addieren sich zur Bestandsveränderung. 

Anschließend wird die relative Bevölkerungsveränderung des Kreises insgesamt 
und nach Altersgruppen mit der entsprechenden Entwicklung des Regierungsbe-
zirks und des Landes Hessen verglichen und abschließend erfolgt eine differenzier-
te Gegenüberstellung der Altersstruktur im Regionalvergleich. 

Die grafische Darstellung beginnt mit der Bevölkerungsentwicklung im Gesamtzeit-
raum 2002 bis 2050. Um den Kreis mit dem Regierungsbezirk und Hessen verglei-
chen zu können, wurde der Bevölkerungsbestand des Jahres 2002 jeweils gleich 
100 gesetzt.  

Die zweite Abbildung stellt die Altersstruktur der Bevölkerung des Kreises im Jahr 
2002 und die zu erwartenden Strukturen in den Jahren 2020 und 2050 gegenüber. 
Die dritte und letzte Abbildung zeigt die Entwicklung des Jugend- und Altenquotien-
ten im Zeitablauf von 2002 bis 2050 auf. 

Im Anschluss an die Kreisdarstellungen sind für Hessen und die Regierungsbezirke 
Angaben zu den absoluten Bevölkerungsbeständen und die Beiträge der einzelnen 
Bevölkerungskomponenten Geburten, Sterbefälle und Wanderungen tabellarisch 
zusammengefasst.  

Rundungsbedingt können sich Abweichungen in den Summen ergeben! 
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Stadt Darmstadt 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 139,0 17,4 64,9 17,7 26,8 27,2 54,1 
2002 139,0 17,7 64,8 17,5 27,3 27,0 54,3 
2010 138,1 17,3 64,3 18,5 26,9 28,7 55,6 
2020 137,2 16,5 63,8 19,7 25,8 30,9 56,7 
2030 135,5 16,4 58,8 24,8 27,9 42,1 70,0 
2040 132,1 16,2 57,3 26,6 28,2 46,4 74,6 
2050 128,0 15,6 57,5 26,9 27,2 46,8 74,0 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 0,0 9,6 10,8 -1,2 1,2 
2002 - 2020 -1,8 22,3 27,1 -4,8 3,0 
2020 - 2050 -9,2 34,0 47,3 -13,4 4,2 
2002 - 2050 -11,0 56,2 74,4 -18,2 7,2 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 0,0 2,1 1,4 1,7 2,3 0,8 -0,2 -0,1 -0,8 -1,0 11,2 10,7 
2002 - 2020 -1,3 2,5 0,3 -8,2 -11,5 -14,6 -2,8 -0,7 -2,1 11,4 31,4 26,6 
2020 - 2050 -6,7 -6,3 -9,2 -11,4 -14,5 -17,4 -16,0 -16,2 -19,1 27,2 28,9 25,0 
2002 - 2050 -7,9 -3,9 -8,9 -18,7 -24,3 -29,5 -18,3 -16,8 -20,8 41,6 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 17,4 19,7 20,5 34,5 31,6 31,4 25,6 28,1 27,0 17,2 16,5 17,0 5,3 4,0 4,1 
2002 17,7 19,8 20,4 31,6 28,8 28,2 27,2 28,1 27,6 18,4 19,3 19,7 5,2 4,0 4,2 
2010 17,3 18,7 19,1 28,0 24,7 24,3 30,8 31,4 31,3 18,8 20,5 20,5 5,2 4,6 4,9 
2020 16,5 17,1 17,3 28,3 24,7 24,4 28,6 29,9 29,3 20,7 22,0 22,4 6,0 6,3 6,5 
2030 16,4 16,6 16,9 26,7 23,6 23,1 24,8 26,1 25,4 25,3 26,6 27,3 6,7 7,2 7,3 
2040 16,2 16,2 16,4 25,7 22,3 21,8 26,0 26,7 26,3 23,7 26,0 26,3 8,5 8,8 9,2 
2050 15,6 15,6 15,8 26,2 22,3 21,9 25,0 26,1 25,6 21,6 23,8 24,0 11,6 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Stadt Frankfurt am Main 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 650,1 16,7 67,0 16,2 25,0 24,2 49,2 
2002 643,7 16,8 66,8 16,4 25,1 24,6 49,6 
2010 645,2 16,1 65,9 18,0 24,4 27,3 51,7 
2020 642,5 15,1 65,0 19,9 23,2 30,6 53,8 
2030 631,2 14,4 61,2 24,4 23,5 39,9 63,4 
2040 610,6 13,8 58,6 27,7 23,5 47,3 70,8 
2050 587,2 13,2 57,5 29,3 22,9 50,9 73,8 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 -6,3 43,6 44,8 -1,2 -5,1 
2002 - 2020 -1,2 100,0 118,5 -18,5 17,3 
2020 - 2050 -55,3 139,9 219,1 -79,2 23,8 
2002 - 2050 -56,5 239,9 337,6 -97,7 41,1 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 -1,0 2,1 1,4 -0,9 2,3 0,8 -1,2 -0,1 -0,8 0,1 11,2 10,7 
2002 - 2020 -0,2 2,5 0,3 -10,2 -11,5 -14,6 -2,9 -0,7 -2,1 21,1 31,4 26,6 
2020 - 2050 -8,6 -6,3 -9,2 -20,0 -14,5 -17,4 -19,1 -16,2 -19,1 34,3 28,9 25,0 
2002 - 2050 -8,8 -3,9 -8,9 -28,2 -24,3 -29,5 -21,5 -16,8 -20,8 62,7 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 16,7 19,7 20,5 33,9 31,6 31,4 28,1 28,1 27,0 16,7 16,5 17,0 4,6 4,0 4,1 
2002 16,8 19,8 20,4 32,5 28,8 28,2 28,0 28,1 27,6 18,2 19,3 19,7 4,5 4,0 4,2 
2010 16,1 18,7 19,1 28,6 24,7 24,3 31,5 31,4 31,3 19,2 20,5 20,5 4,7 4,6 4,9 
2020 15,1 17,1 17,3 27,4 24,7 24,4 31,0 29,9 29,3 20,8 22,0 22,4 5,7 6,3 6,5 
2030 14,4 16,6 16,9 25,7 23,6 23,1 27,7 26,1 25,4 25,4 26,6 27,3 6,8 7,2 7,3 
2040 13,8 16,2 16,4 24,8 22,3 21,8 27,2 26,7 26,3 25,8 26,0 26,3 8,4 8,8 9,2 
2050 13,2 15,6 15,8 24,7 22,3 21,9 26,1 26,1 25,6 24,0 23,8 24,0 11,9 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Stadt Offenbach am Main 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 116,5 19,2 65,0 15,8 29,6 24,3 53,9 
2002 119,2 19,7 64,3 16,0 30,6 24,9 55,4 
2010 123,0 19,4 63,4 17,2 30,6 27,1 57,7 
2020 127,2 18,9 63,2 17,9 30,0 28,3 58,2 
2030 129,8 18,6 60,8 20,6 30,5 33,9 64,4 
2040 131,2 17,9 59,0 23,1 30,4 39,2 69,5 
2050 132,4 17,4 58,1 24,6 29,9 42,3 72,2 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 2,7 9,0 8,2 0,8 1,9 
2002 - 2020 7,9 23,0 21,8 1,2 6,7 
2020 - 2050 5,2 36,7 40,8 -4,0 9,2 
2002 - 2050 13,1 59,8 62,6 -2,8 15,9 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 2,3 2,1 1,4 4,7 2,3 0,8 1,3 -0,1 -0,8 3,7 11,2 10,7 
2002 - 2020 6,7 2,5 0,3 2,7 -11,5 -14,6 4,8 -0,7 -2,1 19,1 31,4 26,6 
2020 - 2050 4,1 -6,3 -9,2 -4,5 -14,5 -17,4 -4,3 -16,2 -19,1 43,1 28,9 25,0 
2002 - 2050 11,0 -3,9 -8,9 -2,0 -24,3 -29,5 0,2 -16,8 -20,8 70,4 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 19,2 19,7 20,5 32,0 31,6 31,4 27,6 28,1 27,0 17,0 16,5 17,0 4,2 4,0 4,1 
2002 19,7 19,8 20,4 31,2 28,8 28,2 26,9 28,1 27,6 18,5 19,3 19,7 3,8 4,0 4,2 
2010 19,4 18,7 19,1 28,5 24,7 24,3 29,3 31,4 31,3 18,6 20,5 20,5 4,2 4,6 4,9 
2020 18,9 17,1 17,3 27,8 24,7 24,4 29,3 29,9 29,3 18,8 22,0 22,4 5,1 6,3 6,5 
2030 18,6 16,6 16,9 26,4 23,6 23,1 27,3 26,1 25,4 22,1 26,6 27,3 5,6 7,2 7,3 
2040 17,9 16,2 16,4 25,7 22,3 21,8 27,1 26,7 26,3 22,8 26,0 26,3 6,5 8,8 9,2 
2050 17,4 15,6 15,8 25,4 22,3 21,9 26,2 26,1 25,6 22,1 23,8 24,0 8,9 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Stadt Wiesbaden 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 267,1 18,4 63,8 17,8 28,8 27,8 56,6 
2002 271,6 18,6 63,5 17,9 29,2 28,2 57,4 
2010 276,9 18,0 62,8 19,1 28,7 30,4 59,1 
2020 282,3 16,8 63,3 19,9 26,5 31,4 57,9 
2030 284,0 16,3 60,2 23,5 27,1 39,0 66,2 
2040 282,3 15,8 57,5 26,7 27,4 46,4 73,8 
2050 279,4 15,1 57,0 28,0 26,5 49,1 75,6 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 4,4 19,0 21,5 -2,6 7,0 
2002 - 2020 10,7 44,7 54,0 -9,3 20,1 
2020 - 2050 -2,9 68,1 98,6 -30,6 27,7 
2002 - 2050 7,9 112,7 152,6 -39,9 47,7 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 1,7 2,1 1,4 2,6 2,3 0,8 1,2 -0,1 -0,8 2,5 11,2 10,7 
2002 - 2020 4,0 2,5 0,3 -6,0 -11,5 -14,6 3,6 -0,7 -2,1 15,4 31,4 26,6 
2020 - 2050 -1,0 -6,3 -9,2 -11,1 -14,5 -17,4 -11,0 -16,2 -19,1 39,2 28,9 25,0 
2002 - 2050 2,9 -3,9 -8,9 -16,4 -24,3 -29,5 -7,7 -16,8 -20,8 60,6 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 18,4 19,7 20,5 31,5 31,6 31,4 27,0 28,1 27,0 18,0 16,5 17,0 5,1 4,0 4,1 
2002 18,6 19,8 20,4 30,0 28,8 28,2 27,0 28,1 27,6 19,7 19,3 19,7 4,8 4,0 4,2 
2010 18,0 18,7 19,1 26,5 24,7 24,3 30,7 31,4 31,3 19,8 20,5 20,5 5,0 4,6 4,9 
2020 16,8 17,1 17,3 26,3 24,7 24,4 30,5 29,9 29,3 20,4 22,0 22,4 5,9 6,3 6,5 
2030 16,3 16,6 16,9 24,9 23,6 23,1 27,3 26,1 25,4 24,9 26,6 27,3 6,5 7,2 7,3 
2040 15,8 16,2 16,4 23,7 22,3 21,8 27,5 26,7 26,3 25,4 26,0 26,3 7,7 8,8 9,2 
2050 15,1 15,6 15,8 23,5 22,3 21,9 26,7 26,1 25,6 23,7 23,8 24,0 11,0 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Bergstraße 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 259,7 21,1 63,6 15,3 33,2 24,1 57,3 
2002 265,5 20,9 61,7 17,4 33,9 28,1 62,0 
2010 268,7 19,2 60,7 20,0 31,7 33,0 64,6 
2020 268,0 17,0 60,0 22,9 28,4 38,2 66,6 
2030 262,2 16,7 55,0 28,3 30,4 51,4 81,8 
2040 252,0 16,3 52,4 31,3 31,2 59,7 90,9 
2050 240,2 15,6 53,0 31,4 29,5 59,2 88,7 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 5,8 17,4 19,1 -1,7 7,5 
2002 - 2020 2,5 37,1 55,4 -18,2 20,7 
2020 - 2050 -27,8 54,5 110,9 -56,4 28,6 
2002 - 2050 -25,3 91,6 166,2 -74,6 49,4 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 2,2 2,1 1,4 1,3 2,3 0,8 -0,8 -0,1 -0,8 15,9 11,2 10,7 
2002 - 2020 0,9 2,5 0,3 -17,7 -11,5 -14,6 -1,8 -0,7 -2,1 33,3 31,4 26,6 
2020 - 2050 -10,4 -6,3 -9,2 -17,7 -14,5 -17,4 -20,8 -16,2 -19,1 22,6 28,9 25,0 
2002 - 2050 -9,5 -3,9 -8,9 -32,3 -24,3 -29,5 -22,3 -16,8 -20,8 63,4 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 21,1 19,7 20,5 30,4 31,6 31,4 27,6 28,1 27,0 17,1 16,5 17,0 3,8 4,0 4,1 
2002 20,9 19,8 20,4 26,5 28,8 28,2 28,4 28,1 27,6 20,4 19,3 19,7 3,8 4,0 4,2 
2010 19,2 18,7 19,1 22,3 24,7 24,3 32,2 31,4 31,3 21,5 20,5 20,5 4,8 4,6 4,9 
2020 17,0 17,1 17,3 22,8 24,7 24,4 29,5 29,9 29,3 23,9 22,0 22,4 6,7 6,3 6,5 
2030 16,7 16,6 16,9 21,5 23,6 23,1 25,0 26,1 25,4 29,2 26,6 27,3 7,6 7,2 7,3 
2040 16,3 16,2 16,4 20,0 22,3 21,8 26,3 26,7 26,3 27,6 26,0 26,3 9,9 8,8 9,2 
2050 15,6 15,6 15,8 20,2 22,3 21,9 25,7 26,1 25,6 24,9 23,8 24,0 13,5 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Darmstadt-Dieburg 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 279,1 21,6 65,0 13,4 33,2 20,6 53,8 
2002 289,7 21,3 63,4 15,3 33,6 24,1 57,7 
2010 298,6 19,7 62,2 18,1 31,6 29,1 60,7 
2020 304,3 17,5 61,3 21,2 28,5 34,7 63,2 
2030 303,3 17,1 56,3 26,6 30,3 47,2 77,5 
2040 296,6 16,6 53,9 29,5 30,8 54,6 85,4 
2050 287,4 15,9 54,2 29,8 29,4 54,9 84,3 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 10,7 20,1 17,3 2,7 7,9 
2002 - 2020 14,6 44,3 52,8 -8,5 23,1 
2020 - 2050 -16,9 67,2 116,0 -48,8 31,9 
2002 - 2050 -2,3 111,5 168,8 -57,3 55,0 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 3,8 2,1 1,4 2,5 2,3 0,8 1,2 -0,1 -0,8 18,4 11,2 10,7 
2002 - 2020 5,0 2,5 0,3 -13,9 -11,5 -14,6 1,5 -0,7 -2,1 46,1 31,4 26,6 
2020 - 2050 -5,6 -6,3 -9,2 -13,8 -14,5 -17,4 -16,4 -16,2 -19,1 32,5 28,9 25,0 
2002 - 2050 -0,8 -3,9 -8,9 -25,8 -24,3 -29,5 -15,2 -16,8 -20,8 93,6 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 21,6 19,7 20,5 32,0 31,6 31,4 28,1 28,1 27,0 15,2 16,5 17,0 3,2 4,0 4,1 
2002 21,3 19,8 20,4 28,1 28,8 28,2 28,7 28,1 27,6 18,5 19,3 19,7 3,3 4,0 4,2 
2010 19,7 18,7 19,1 23,6 24,7 24,3 32,4 31,4 31,3 20,2 20,5 20,5 4,1 4,6 4,9 
2020 17,5 17,1 17,3 23,9 24,7 24,4 30,1 29,9 29,3 22,6 22,0 22,4 5,9 6,3 6,5 
2030 17,1 16,6 16,9 22,6 23,6 23,1 25,6 26,1 25,4 27,8 26,6 27,3 7,0 7,2 7,3 
2040 16,6 16,2 16,4 21,0 22,3 21,8 26,7 26,7 26,3 26,6 26,0 26,3 9,0 8,8 9,2 
2050 15,9 15,6 15,8 21,3 22,3 21,9 26,1 26,1 25,6 24,1 23,8 24,0 12,6 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Groß-Gerau 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 245,0 20,9 65,4 13,8 31,9 21,1 53,0 
2002 252,0 20,7 63,5 15,8 32,6 24,8 57,4 
2010 258,2 19,8 61,7 18,5 32,1 30,0 62,1 
2020 262,2 18,4 61,3 20,2 30,1 33,0 63,1 
2030 261,8 18,2 57,8 24,0 31,4 41,5 73,0 
2040 258,6 17,8 55,8 26,4 31,9 47,4 79,3 
2050 254,5 17,3 55,7 27,0 31,0 48,6 79,6 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 7,1 18,0 15,5 2,5 4,6 
2002 - 2020 10,2 41,5 46,4 -4,9 15,1 
2020 - 2050 -7,7 65,2 93,7 -28,5 20,8 
2002 - 2050 2,5 106,8 140,1 -33,4 35,8 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 2,9 2,1 1,4 2,2 2,3 0,8 0,0 -0,1 -0,8 17,7 11,2 10,7 
2002 - 2020 4,0 2,5 0,3 -7,4 -11,5 -14,6 0,4 -0,7 -2,1 33,7 31,4 26,6 
2020 - 2050 -2,9 -6,3 -9,2 -9,1 -14,5 -17,4 -11,8 -16,2 -19,1 29,6 28,9 25,0 
2002 - 2050 1,0 -3,9 -8,9 -15,8 -24,3 -29,5 -11,5 -16,8 -20,8 73,4 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 20,9 19,7 20,5 31,7 31,6 31,4 28,4 28,1 27,0 15,8 16,5 17,0 3,3 4,0 4,1 
2002 20,7 19,8 20,4 29,0 28,8 28,2 27,7 28,1 27,6 19,2 19,3 19,7 3,4 4,0 4,2 
2010 19,8 18,7 19,1 25,1 24,7 24,3 30,8 31,4 31,3 20,1 20,5 20,5 4,2 4,6 4,9 
2020 18,4 17,1 17,3 25,3 24,7 24,4 29,5 29,9 29,3 20,7 22,0 22,4 6,0 6,3 6,5 
2030 18,2 16,6 16,9 24,2 23,6 23,1 25,9 26,1 25,4 25,1 26,6 27,3 6,6 7,2 7,3 
2040 17,8 16,2 16,4 23,1 22,3 21,8 26,6 26,7 26,3 24,6 26,0 26,3 7,9 8,8 9,2 
2050 17,3 15,6 15,8 23,2 22,3 21,9 26,0 26,1 25,6 22,4 23,8 24,0 11,1 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Hochtaunuskreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 220,0 19,5 64,4 16,2 30,2 25,1 55,3 
2002 227,2 20,0 62,2 17,8 32,1 28,6 60,7 
2010 231,8 19,5 59,2 21,3 33,0 35,9 68,9 
2020 233,0 17,5 59,2 23,3 29,5 39,2 68,8 
2030 229,9 16,7 56,2 27,1 29,7 48,1 77,8 
2040 224,7 16,7 53,5 29,8 31,2 55,7 86,9 
2050 218,7 16,1 53,5 30,3 30,1 56,6 86,8 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 7,2 15,2 15,6 -0,4 7,6 
2002 - 2020 5,9 32,0 45,4 -13,5 19,3 
2020 - 2050 -14,3 48,9 89,9 -41,0 26,7 
2002 - 2050 -8,5 80,8 135,3 -54,5 46,0 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 3,3 2,1 1,4 6,0 2,3 0,8 -0,2 -0,1 -0,8 13,6 11,2 10,7 
2002 - 2020 2,6 2,5 0,3 -10,1 -11,5 -14,6 -2,3 -0,7 -2,1 34,0 31,4 26,6 
2020 - 2050 -6,1 -6,3 -9,2 -13,5 -14,5 -17,4 -15,2 -16,2 -19,1 22,4 28,9 25,0 
2002 - 2050 -3,7 -3,9 -8,9 -22,2 -24,3 -29,5 -17,2 -16,8 -20,8 64,0 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 19,5 19,7 20,5 29,2 31,6 31,4 29,8 28,1 27,0 16,8 16,5 17,0 4,7 4,0 4,1 
2002 20,0 19,8 20,4 26,3 28,8 28,2 28,5 28,1 27,6 20,4 19,3 19,7 4,8 4,0 4,2 
2010 19,5 18,7 19,1 22,0 24,7 24,3 31,1 31,4 31,3 22,0 20,5 20,5 5,3 4,6 4,9 
2020 17,5 17,1 17,3 22,5 24,7 24,4 30,0 29,9 29,3 22,5 22,0 22,4 7,5 6,3 6,5 
2030 16,7 16,6 16,9 22,4 23,6 23,1 25,7 26,1 25,4 26,5 26,6 27,3 8,6 7,2 7,3 
2040 16,7 16,2 16,4 20,9 22,3 21,8 26,5 26,7 26,3 26,2 26,0 26,3 9,7 8,8 9,2 
2050 16,1 15,6 15,8 20,5 22,3 21,9 26,9 26,1 25,6 23,2 23,8 24,0 13,4 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Main-Kinzig-Kreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 401,3 21,3 64,0 14,7 33,2 23,0 56,2 
2002 409,5 21,1 62,2 16,7 34,0 26,8 60,8 
2010 414,7 19,6 60,9 19,4 32,2 31,9 64,1 
2020 414,3 17,6 60,1 22,3 29,3 37,2 66,5 
2030 406,1 17,2 55,5 27,3 30,9 49,2 80,1 
2040 391,3 16,8 53,0 30,2 31,6 57,1 88,7 
2050 374,4 16,1 53,6 30,3 30,1 56,4 86,6 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 8,1 27,7 27,6 0,2 8,0 
2002 - 2020 4,8 60,5 81,1 -20,6 25,4 
2020 - 2050 -39,9 88,6 163,6 -74,9 35,1 
2002 - 2050 -35,1 149,1 244,6 -95,5 60,4 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 2,0 2,1 1,4 1,5 2,3 0,8 -0,9 -0,1 -0,8 15,3 11,2 10,7 
2002 - 2020 1,2 2,5 0,3 -15,8 -11,5 -14,6 -2,3 -0,7 -2,1 35,7 31,4 26,6 
2020 - 2050 -9,6 -6,3 -9,2 -17,1 -14,5 -17,4 -19,4 -16,2 -19,1 22,4 28,9 25,0 
2002 - 2050 -8,6 -3,9 -8,9 -30,2 -24,3 -29,5 -21,2 -16,8 -20,8 66,1 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 21,3 19,7 20,5 31,1 31,6 31,4 27,6 28,1 27,0 16,5 16,5 17,0 3,5 4,0 4,1 
2002 21,1 19,8 20,4 27,3 28,8 28,2 28,1 28,1 27,6 19,7 19,3 19,7 3,7 4,0 4,2 
2010 19,6 18,7 19,1 23,1 24,7 24,3 31,6 31,4 31,3 21,1 20,5 20,5 4,6 4,6 4,9 
2020 17,6 17,1 17,3 23,6 24,7 24,4 29,1 29,9 29,3 23,4 22,0 22,4 6,4 6,3 6,5 
2030 17,2 16,6 16,9 22,4 23,6 23,1 24,9 26,1 25,4 28,2 26,6 27,3 7,4 7,2 7,3 
2040 16,8 16,2 16,4 20,9 22,3 21,8 26,1 26,7 26,3 26,8 26,0 26,3 9,4 8,8 9,2 
2050 16,1 15,6 15,8 21,1 22,3 21,9 25,6 26,1 25,6 24,3 23,8 24,0 12,9 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  

91,1

96,1

91,4

88

92

96

100

104

2002 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050

 Hessen

 RB Darmstadt

 Main-Kinzig-Kreis

21,1

27,3 28,1

19,7

3,7

17,6

23,6

29,1

23,4

6,4

16,1

21,1

25,6 24,3

12,9

0

10

20

30

40

unter 20 Jahre 20 - u. 40 Jahre 40 - u. 60 Jahre 60 - u. 80 Jahre 80 - Jahre u. älter

 2002

 2020

 2050

0

10

20

30

40

50

60

2002 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050

Altenquotient: 
65-Jährige und Ältere je 100  20- bis unter 65-Jährige

Jugendquotient: 
Unter 20-Jährige je 100  20- bis unter 65-Jährige



Bevölkerungsvorausschätzung Kreise 2050 

 44 

Main-Taunus-Kreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 213,4 19,6 66,1 14,2 29,7 21,5 51,2 
2002 222,9 19,6 63,7 16,7 30,7 26,2 57,0 
2010 230,4 18,8 61,0 20,2 30,8 33,1 63,9 
2020 234,3 16,9 61,3 21,8 27,6 35,5 63,1 
2030 233,4 16,1 58,6 25,3 27,5 43,1 70,6 
2040 230,2 15,8 55,7 28,5 28,4 51,3 79,6 
2050 225,9 15,1 54,9 30,0 27,5 54,6 82,2 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 9,5 15,8 12,9 2,9 6,6 
2002 - 2020 11,4 34,7 40,3 -5,7 17,1 
2020 - 2050 -8,4 52,1 84,1 -32,0 23,6 
2002 - 2050 3,0 86,8 124,5 -37,7 40,7 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 4,4 2,1 1,4 4,2 2,3 0,8 0,6 -0,1 -0,8 22,6 11,2 10,7 
2002 - 2020 5,1 2,5 0,3 -9,2 -11,5 -14,6 1,2 -0,7 -2,1 36,8 31,4 26,6 
2020 - 2050 -3,6 -6,3 -9,2 -13,9 -14,5 -17,4 -13,7 -16,2 -19,1 32,9 28,9 25,0 
2002 - 2050 1,3 -3,9 -8,9 -21,8 -24,3 -29,5 -12,7 -16,8 -20,8 81,8 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 19,6 19,7 20,5 30,4 31,6 31,4 30,1 28,1 27,0 16,4 16,5 17,0 3,4 4,0 4,1 
2002 19,6 19,8 20,4 28,0 28,8 28,2 28,3 28,1 27,6 20,4 19,3 19,7 3,7 4,0 4,2 
2010 18,8 18,7 19,1 23,9 24,7 24,3 31,2 31,4 31,3 21,4 20,5 20,5 4,7 4,6 4,9 
2020 16,9 17,1 17,3 23,7 24,7 24,4 31,2 29,9 29,3 21,2 22,0 22,4 7,0 6,3 6,5 
2030 16,1 16,6 16,9 23,0 23,6 23,1 27,5 26,1 25,4 25,7 26,6 27,3 7,7 7,2 7,3 
2040 15,8 16,2 16,4 21,6 22,3 21,8 27,5 26,7 26,3 26,5 26,0 26,3 8,6 8,8 9,2 
2050 15,1 15,6 15,8 21,1 22,3 21,9 27,2 26,1 25,6 24,1 23,8 24,0 12,4 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Odenwaldkreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 98,3 23,0 61,0 16,0 37,7 26,1 63,9 
2002 100,5 22,5 59,6 17,9 37,8 30,1 67,9 
2010 101,9 20,2 59,6 20,2 33,9 33,8 67,7 
2020 102,0 18,0 58,1 23,9 31,0 41,0 72,1 
2030 100,0 17,7 53,1 29,2 33,3 55,0 88,4 
2040 96,1 17,0 51,0 32,0 33,4 62,8 96,2 
2050 91,6 16,4 51,5 32,1 31,9 62,2 94,1 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 2,2 6,7 7,5 -0,8 3,0 
2002 - 2020 1,5 14,9 21,9 -7,0 8,5 
2020 - 2050 -10,5 21,6 43,8 -22,2 11,7 
2002 - 2050 -9,0 36,5 65,7 -29,2 20,2 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 2,3 2,1 1,4 0,0 2,3 0,8 -0,2 -0,1 -0,8 14,8 11,2 10,7 
2002 - 2020 1,5 2,5 0,3 -18,7 -11,5 -14,6 -1,0 -0,7 -2,1 35,1 31,4 26,6 
2020 - 2050 -10,3 -6,3 -9,2 -18,2 -14,5 -17,4 -20,5 -16,2 -19,1 20,6 28,9 25,0 
2002 - 2050 -8,9 -3,9 -8,9 -33,5 -24,3 -29,5 -21,2 -16,8 -20,8 62,9 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 23,0 19,7 20,5 29,6 31,6 31,4 26,1 28,1 27,0 17,3 16,5 17,0 4,0 4,0 4,1 
2002 22,5 19,8 20,4 25,5 28,8 28,2 27,5 28,1 27,6 20,3 19,3 19,7 4,1 4,0 4,2 
2010 20,2 18,7 19,1 22,2 24,7 24,3 30,8 31,4 31,3 21,6 20,5 20,5 5,1 4,6 4,9 
2020 18,0 17,1 17,3 22,6 24,7 24,4 27,7 29,9 29,3 24,9 22,0 22,4 6,8 6,3 6,5 
2030 17,7 16,6 16,9 20,9 23,6 23,1 24,1 26,1 25,4 29,5 26,6 27,3 7,8 7,2 7,3 
2040 17,0 16,2 16,4 19,5 22,3 21,8 25,4 26,7 26,3 27,6 26,0 26,3 10,5 8,8 9,2 
2050 16,4 15,6 15,8 19,8 22,3 21,9 24,4 26,1 25,6 25,8 23,8 24,0 13,5 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Offenbach 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 328,8 20,1 66,0 13,9 30,4 21,0 51,4 
2002 337,5 20,1 63,8 16,2 31,4 25,3 56,8 
2010 343,1 18,9 61,5 19,6 30,8 31,9 62,7 
2020 343,6 17,4 60,4 22,2 28,8 36,7 65,5 
2030 337,3 16,9 57,0 26,1 29,7 45,8 75,5 
2040 326,9 16,6 54,9 28,5 30,2 51,9 82,1 
2050 315,7 16,1 55,0 29,0 29,2 52,7 82,0 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 8,7 23,1 19,9 3,2 5,5 
2002 - 2020 6,2 51,0 61,3 -10,3 16,5 
2020 - 2050 -27,9 75,7 126,3 -50,7 22,7 
2002 - 2050 -21,7 126,7 187,6 -60,9 39,2 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 2,6 2,1 1,4 2,4 2,3 0,8 -0,9 -0,1 -0,8 19,7 11,2 10,7 
2002 - 2020 1,8 2,5 0,3 -11,6 -11,5 -14,6 -3,6 -0,7 -2,1 39,8 31,4 26,6 
2020 - 2050 -8,1 -6,3 -9,2 -15,2 -14,5 -17,4 -16,4 -16,2 -19,1 20,0 28,9 25,0 
2002 - 2050 -6,4 -3,9 -8,9 -25,1 -24,3 -29,5 -19,4 -16,8 -20,8 67,8 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 20,1 19,7 20,5 31,1 31,6 31,4 29,5 28,1 27,0 16,0 16,5 17,0 3,3 4,0 4,1
2002 20,1 19,8 20,4 28,0 28,8 28,2 28,7 28,1 27,6 19,8 19,3 19,7 3,4 4,0 4,2
2010 18,9 18,7 19,1 24,1 24,7 24,3 31,1 31,4 31,3 21,4 20,5 20,5 4,4 4,6 4,9
2020 17,4 17,1 17,3 24,3 24,7 24,4 29,4 29,9 29,3 22,4 22,0 22,4 6,5 6,3 6,5
2030 16,9 16,6 16,9 23,3 23,6 23,1 25,9 26,1 25,4 26,3 26,6 27,3 7,6 7,2 7,3
2040 16,6 16,2 16,4 22,2 22,3 21,8 26,7 26,7 26,3 25,6 26,0 26,3 9,0 8,8 9,2
2050 16,1 15,6 15,8 22,2 22,3 21,9 26,2 26,1 25,6 23,4 23,8 24,0 12,2 12,3 12,7
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Rheingau-Taunus-Kreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 182,4 20,6 65,0 14,4 31,7 22,1 53,9 
2002 185,7 20,6 63,1 16,3 32,7 25,9 58,6 
2010 186,7 19,2 60,9 19,9 31,6 32,7 64,3 
2020 184,1 16,6 59,9 23,5 27,8 39,2 67,0 
2030 177,8 16,0 54,8 29,2 29,3 53,3 82,6 
2040 168,4 15,9 51,7 32,4 30,8 62,6 93,4 
2050 157,8 15,2 52,4 32,3 29,1 61,7 90,8 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 3,3 12,7 12,1 0,7 2,6 
2002 - 2020 -1,6 25,7 35,4 -9,8 8,2 
2020 - 2050 -26,3 36,3 73,8 -37,5 11,3 
2002 - 2050 -27,9 61,9 109,2 -47,3 19,4 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 1,8 2,1 1,4 1,7 2,3 0,8 -1,3 -0,1 -0,8 15,6 11,2 10,7 
2002 - 2020 -0,9 2,5 0,3 -20,0 -11,5 -14,6 -5,8 -0,7 -2,1 42,5 31,4 26,6 
2020 - 2050 -14,3 -6,3 -9,2 -21,4 -14,5 -17,4 -25,0 -16,2 -19,1 18,1 28,9 25,0 
2002 - 2050 -15,0 -3,9 -8,9 -37,2 -24,3 -29,5 -29,3 -16,8 -20,8 68,3 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 20,6 19,7 20,5 31,4 31,6 31,4 28,4 28,1 27,0 15,8 16,5 17,0 3,8 4,0 4,1 
2002 20,6 19,8 20,4 27,1 28,8 28,2 28,9 28,1 27,6 19,6 19,3 19,7 3,7 4,0 4,2 
2010 19,2 18,7 19,1 22,1 24,7 24,3 32,4 31,4 31,3 21,9 20,5 20,5 4,4 4,6 4,9 
2020 16,6 17,1 17,3 22,6 24,7 24,4 29,7 29,9 29,3 24,4 22,0 22,4 6,7 6,3 6,5 
2030 16,0 16,6 16,9 21,7 23,6 23,1 24,5 26,1 25,4 29,6 26,6 27,3 8,1 7,2 7,3 
2040 15,9 16,2 16,4 19,8 22,3 21,8 25,9 26,7 26,3 28,0 26,0 26,3 10,3 8,8 9,2 
2050 15,2 15,6 15,8 19,9 22,3 21,9 25,8 26,1 25,6 24,6 23,8 24,0 14,4 12,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Wetteraukreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 283,9 21,2 63,4 15,4 33,5 24,3 57,8 
2002 297,9 21,4 61,9 16,7 34,6 27,0 61,6 
2010 310,7 20,2 61,0 18,9 33,0 30,9 64,0 
2020 321,8 18,0 60,7 21,3 29,7 35,2 64,9 
2030 326,3 17,5 56,4 26,1 31,1 46,3 77,4 
2040 325,6 17,2 53,6 29,2 32,1 54,5 86,5 
2050 322,1 16,5 53,9 29,6 30,7 54,9 85,6 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 13,9 20,7 20,4 0,3 13,7 
2002 - 2020 23,9 46,2 59,2 -13,0 36,9 
2020 - 2050 0,3 74,6 125,3 -50,7 51,0 
2002 - 2050 24,2 120,8 184,5 -63,7 87,9 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen 

1995 – 2002 4,9 2,1 1,4 5,8 2,3 0,8 2,4 -0,1 -0,8 13,9 11,2 10,7 
2002 - 2020 8,0 2,5 0,3 -9,1 -11,5 -14,6 5,9 -0,7 -2,1 37,8 31,4 26,6 
2020 - 2050 0,1 -6,3 -9,2 -8,2 -14,5 -17,4 -11,1 -16,2 -19,1 38,9 28,9 25,0 
2002 - 2050 8,1 -3,9 -8,9 -16,5 -24,3 -29,5 -5,9 -16,8 -20,8 91,4 69,5 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen Kreis RB DA Hessen

1995 21,2 19,7 20,5 30,9 31,6 31,4 27,3 28,1 27,0 16,5 16,5 17,0 4,0 4,0 4,1 
2002 21,4 19,8 20,4 27,4 28,8 28,2 28,0 28,1 27,6 19,2 19,3 19,7 4,0 4,0 4,2 
2010 20,2 18,7 19,1 23,1 24,7 24,3 32,0 31,4 31,3 20,1 20,5 20,5 4,7 4,6 4,9 
2020 18,0 17,1 17,3 23,6 24,7 24,4 29,9 29,9 29,3 22,3 22,0 22,4 6,2 6,3 6,5 
2030 17,5 16,6 16,9 22,5 23,6 23,1 25,6 26,1 25,4 27,4 26,6 27,3 6,9 7,2 7,3 
2040 17,2 16,2 16,4 21,0 22,3 21,8 26,5 26,7 26,3 26,4 26,0 26,3 8,9 8,8 9,2 
2050 16,5 15,6 15,8 21,0 22,3 21,9 26,1 26,1 25,6 24,0 23,8 24,0 12,4 12,3 12,7 



Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen mbH (FEH) 
 

 53

 

Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Gießen 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 252,4 21,2 63,7 15,1 33,3 23,8 57,1 
2002 255,4 20,8 62,7 16,5 33,1 26,4 59,5 
2010 256,2 18,8 63,1 18,1 29,8 28,6 58,4 
2020 254,5 17,0 62,4 20,5 27,3 32,9 60,1 
2030 248,9 16,6 56,7 26,7 29,2 47,0 76,2 
2040 238,8 15,7 54,9 29,4 28,6 53,6 82,3 
2050 226,2 15,0 55,1 29,9 27,2 54,1 81,3 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 3,0 17,4 17,1 0,4 2,6 
2002 - 2020 -0,8 38,6 48,0 -9,4 8,6 
2020 - 2050 -28,4 53,7 93,8 -40,2 11,8 
2002 - 2050 -29,2 92,3 141,8 -49,6 20,4 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen 

1995 – 2002 1,2 0,9 1,4 -0,8 -0,8 0,8 -0,4 -1,1 -0,8 10,4 11,6 10,7 
2002 - 2020 -0,3 -1,9 0,3 -18,4 -19,0 -14,6 -0,7 -2,5 -2,1 23,9 21,5 26,6 
2020 - 2050 -11,1 -13,0 -9,2 -21,7 -21,6 -17,4 -21,5 -23,6 -19,1 29,2 24,5 25,0 
2002 - 2050 -11,4 -14,6 -8,9 -36,1 -36,5 -29,5 -22,1 -25,6 -20,8 60,0 51,3 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen

1995 21,2 21,9 20,5 33,9 32,3 31,4 24,8 24,9 27,0 16,3 16,9 17,0 3,8 3,9 4,1 
2002 20,8 21,5 20,4 29,6 28,2 28,2 27,1 26,8 27,6 18,7 19,4 19,7 3,9 4,0 4,2 
2010 18,8 19,7 19,1 26,0 24,3 24,3 31,5 31,4 31,3 19,0 19,7 20,5 4,7 4,9 4,9 
2020 17,0 17,8 17,3 26,4 24,7 24,4 28,6 28,6 29,3 21,9 22,4 22,4 6,0 6,5 6,5 
2030 16,6 17,4 16,9 24,2 23,0 23,1 24,8 24,4 25,4 27,8 28,4 27,3 6,6 6,9 7,3 
2040 15,7 16,7 16,4 22,7 21,4 21,8 26,4 25,8 26,3 25,9 26,6 26,3 9,2 9,5 9,2 
2050 15,0 16,0 15,8 23,0 21,7 21,9 24,9 24,7 25,6 24,1 24,3 24,0 13,0 13,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Lahn-Dill-Kreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 263,0 22,7 61,1 16,2 37,1 26,5 63,6 
2002 262,9 22,3 59,8 18,0 37,2 30,1 67,3 
2010 259,5 20,5 59,7 19,8 34,3 33,2 67,6 
2020 252,8 18,5 59,6 21,8 31,1 36,6 67,7 
2030 243,2 18,3 55,0 26,7 33,3 48,7 81,9 
2040 230,2 17,6 52,6 29,8 33,4 56,7 90,1 
2050 216,3 16,9 52,9 30,2 32,0 57,2 89,2 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 -0,1 18,3 20,2 -1,9 1,8 
2002 - 2020 -10,0 40,2 56,6 -16,3 6,3 
2020 - 2050 -36,6 55,7 101,0 -45,2 8,7 
2002 - 2050 -46,6 96,0 157,5 -61,5 14,9 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen 

1995 – 2002 0,0 0,9 1,4 -1,8 -0,8 0,8 -2,3 -1,1 -0,8 10,8 11,6 10,7 
2002 - 2020 -3,8 -1,9 0,3 -20,0 -19,0 -14,6 -4,0 -2,5 -2,1 16,9 21,5 26,6 
2020 - 2050 -14,5 -13,0 -9,2 -22,0 -21,6 -17,4 -24,2 -23,6 -19,1 18,5 24,5 25,0 
2002 - 2050 -17,7 -14,6 -8,9 -37,6 -36,5 -29,5 -27,2 -25,6 -20,8 38,5 51,3 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen

1995 22,7 21,9 20,5 30,0 32,3 31,4 25,6 24,9 27,0 17,7 16,9 17,0 3,9 3,9 4,1 
2002 22,3 21,5 20,4 26,6 28,2 28,2 26,6 26,8 27,6 20,4 19,4 19,7 4,2 4,0 4,2 
2010 20,5 19,7 19,1 23,1 24,3 24,3 30,8 31,4 31,3 20,6 19,7 20,5 5,1 4,9 4,9 
2020 18,5 17,8 17,3 23,7 24,7 24,4 28,7 28,6 29,3 22,5 22,4 22,4 6,6 6,5 6,5 
2030 18,3 17,4 16,9 22,1 23,0 23,1 24,7 24,4 25,4 27,9 28,4 27,3 7,0 6,9 7,3 
2040 17,6 16,7 16,4 20,5 21,4 21,8 26,1 25,8 26,3 26,6 26,6 26,3 9,2 9,5 9,2 
2050 16,9 16,0 15,8 20,8 21,7 21,9 25,0 24,7 25,6 24,4 24,3 24,0 12,9 13,3 12,7 



Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen mbH (FEH) 
 

 57

 

Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Limburg-Weilburg 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 170,9 22,5 61,6 15,9 36,4 25,8 62,2 
2002 175,9 22,6 60,3 17,1 37,5 28,4 65,9 
2010 180,0 21,2 60,2 18,6 35,1 31,0 66,1 
2020 183,4 19,4 59,9 20,7 32,5 34,5 67,0 
2030 184,1 19,2 55,6 25,2 34,5 45,4 80,0 
2040 182,1 18,7 53,7 27,6 34,8 51,4 86,1 
2050 178,9 18,0 54,1 27,9 33,3 51,6 84,9 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 5,0 12,5 12,7 -0,3 5,2 
2002 - 2020 7,5 28,2 33,6 -5,3 12,9 
2020 - 2050 -4,5 44,9 67,2 -22,3 17,8 
2002 - 2050 3,0 73,2 100,8 -27,6 30,6 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen 

1995 – 2002 2,9 0,9 1,4 3,5 -0,8 0,8 0,6 -1,1 -0,8 10,9 11,6 10,7 
2002 - 2020 4,3 -1,9 0,3 -10,2 -19,0 -14,6 3,6 -2,5 -2,1 25,7 21,5 26,6 
2020 - 2050 -2,5 -13,0 -9,2 -9,6 -21,6 -17,4 -11,9 -23,6 -19,1 31,6 24,5 25,0 
2002 - 2050 1,7 -14,6 -8,9 -18,8 -36,5 -29,5 -8,7 -25,6 -20,8 65,5 51,3 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen

1995 22,5 21,9 20,5 30,8 32,3 31,4 25,7 24,9 27,0 17,2 16,9 17,0 3,9 3,9 4,1 
2002 22,6 21,5 20,4 26,9 28,2 28,2 27,0 26,8 27,6 19,5 19,4 19,7 4,0 4,0 4,2 
2010 21,2 19,7 19,1 23,6 24,3 24,3 31,0 31,4 31,3 19,4 19,7 20,5 4,9 4,9 4,9 
2020 19,4 17,8 17,3 24,4 24,7 24,4 28,4 28,6 29,3 21,7 22,4 22,4 6,1 6,5 6,5 
2030 19,2 17,4 16,9 23,1 23,0 23,1 24,8 24,4 25,4 26,5 28,4 27,3 6,4 6,9 7,3 
2040 18,7 16,7 16,4 21,8 21,4 21,8 26,1 25,8 26,3 24,9 26,6 26,3 8,6 9,5 9,2 
2050 18,0 16,0 15,8 22,0 21,7 21,9 25,4 24,7 25,6 23,0 24,3 24,0 11,5 13,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Marburg-Biedenkopf 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 251,1 21,4 64,3 14,3 33,2 22,2 55,4 
2002 253,9 20,9 63,0 16,1 33,2 25,5 58,7 
2010 251,3 19,1 62,8 18,1 30,5 28,9 59,3 
2020 244,3 16,9 62,0 21,1 27,2 34,0 61,2 
2030 234,1 16,3 55,1 28,5 29,6 51,8 81,4 
2040 219,3 15,8 52,0 32,3 30,4 62,1 92,4 
2050 201,4 15,0 53,1 31,9 28,2 60,0 88,2 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 2,8 17,2 16,3 0,9 1,8 
2002 - 2020 -9,6 35,2 48,9 -13,7 4,1 
2020 - 2050 -42,9 46,9 95,5 -48,6 5,7 
2002 - 2050 -52,4 82,1 144,5 -62,3 9,9 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen 

1995 – 2002 1,1 0,9 1,4 -1,1 -0,8 0,8 -1,0 -1,1 -0,8 13,9 11,6 10,7 
2002 - 2020 -3,8 -1,9 0,3 -22,4 -19,0 -14,6 -5,2 -2,5 -2,1 26,2 21,5 26,6 
2020 - 2050 -17,5 -13,0 -9,2 -26,7 -21,6 -17,4 -29,4 -23,6 -19,1 24,7 24,5 25,0 
2002 - 2050 -20,7 -14,6 -8,9 -43,1 -36,5 -29,5 -33,1 -25,6 -20,8 57,3 51,3 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen

1995 21,4 21,9 20,5 35,6 32,3 31,4 23,9 24,9 27,0 15,5 16,9 17,0 3,6 3,9 4,1 
2002 20,9 21,5 20,4 30,6 28,2 28,2 26,5 26,8 27,6 18,2 19,4 19,7 3,8 4,0 4,2 
2010 19,1 19,7 19,1 25,3 24,3 24,3 32,0 31,4 31,3 18,9 19,7 20,5 4,7 4,9 4,9 
2020 16,9 17,8 17,3 25,5 24,7 24,4 28,8 28,6 29,3 22,4 22,4 22,4 6,4 6,5 6,5 
2030 16,3 17,4 16,9 24,0 23,0 23,1 22,9 24,4 25,4 29,8 28,4 27,3 6,9 6,9 7,3 
2040 15,8 16,7 16,4 22,0 21,4 21,8 24,6 25,8 26,3 27,5 26,6 26,3 10,2 9,5 9,2 
2050 15,0 16,0 15,8 22,4 21,7 21,9 23,9 24,7 25,6 23,8 24,3 24,0 14,9 13,3 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Vogelsbergkreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 118,6 22,1 60,1 17,8 36,8 29,7 66,5 
2002 117,9 21,2 58,7 20,1 36,1 34,2 70,3 
2010 115,2 18,9 59,9 21,2 31,6 35,3 66,9 
2020 110,4 17,0 58,7 24,3 29,0 41,4 70,4 
2030 103,9 16,3 53,0 30,7 30,7 57,8 88,5 
2040 96,0 15,2 50,0 34,8 30,5 69,6 100,1 
2050 87,1 14,6 49,3 36,2 29,6 73,4 102,9 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 -0,6 7,3 9,3 -2,0 1,4 
2002 - 2020 -7,6 15,6 26,1 -10,5 2,9 
2020 - 2050 -23,2 18,9 46,2 -27,3 4,1 
2002 - 2050 -30,8 34,5 72,3 -37,8 7,0 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen 

1995 – 2002 -0,5 0,9 1,4 -4,6 -0,8 0,8 -2,8 -1,1 -0,8 12,1 11,6 10,7 
2002 - 2020 -6,4 -1,9 0,3 -24,9 -19,0 -14,6 -6,5 -2,5 -2,1 13,2 21,5 26,6 
2020 - 2050 -21,0 -13,0 -9,2 -32,4 -21,6 -17,4 -33,7 -23,6 -19,1 17,5 24,5 25,0 
2002 - 2050 -26,1 -14,6 -8,9 -49,2 -36,5 -29,5 -38,0 -25,6 -20,8 33,0 51,3 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen Kreis RB GI Hessen

1995 22,1 21,9 20,5 29,4 32,3 31,4 24,8 24,9 27,0 19,2 16,9 17,0 4,6 3,9 4,1
2002 21,2 21,5 20,4 25,4 28,2 28,2 27,1 26,8 27,6 21,6 19,4 19,7 4,7 4,0 4,2
2010 18,9 19,7 19,1 22,4 24,3 24,3 31,5 31,4 31,3 21,3 19,7 20,5 5,9 4,9 4,9
2020 17,0 17,8 17,3 21,6 24,7 24,4 28,7 28,6 29,3 24,8 22,4 22,4 7,8 6,5 6,5
2030 16,3 17,4 16,9 19,4 23,0 23,1 25,3 24,4 25,4 31,1 28,4 27,3 7,9 6,9 7,3
2040 15,2 16,7 16,4 18,1 21,4 21,8 25,4 25,8 26,3 29,6 26,6 26,3 11,7 9,5 9,2
2050 14,6 16,0 15,8 17,9 21,7 21,9 23,9 24,7 25,6 28,0 24,3 24,0 15,6 13,3 12,7
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Stadt Kassel 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 201,6 18,4 62,7 18,9 29,3 30,2 59,5 
2002 194,1 18,5 62,3 19,2 29,6 30,8 60,4 
2010 184,4 17,8 61,8 20,5 28,7 33,1 61,8 
2020 173,3 16,8 61,2 22,0 27,4 35,9 63,3 
2030 162,5 16,8 56,5 26,7 29,7 47,1 76,9 
2040 149,9 16,1 55,7 28,2 28,9 50,5 79,4 
2050 137,6 15,5 57,0 27,5 27,2 48,3 75,5 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 -7,4 13,1 15,8 -2,7 -4,7 
2002 - 2020 -20,8 29,8 42,8 -13,0 -7,9 
2020 - 2050 -35,8 39,3 64,2 -24,9 -10,8 
2002 - 2050 -56,6 69,1 107,0 -37,9 -18,7 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen 

1995 – 2002 -3,7 -0,4 1,4 -3,4 -1,7 0,8 -4,2 -2,6 -0,8 -2,2 8,6 10,7 
2002 - 2020 -10,7 -4,4 0,3 -18,8 -19,5 -14,6 -12,3 -6,1 -2,1 2,1 17,9 26,6 
2020 - 2050 -20,6 -15,4 -9,2 -26,8 -22,7 -17,4 -26,1 -25,0 -19,1 -0,6 14,0 25,0 
2002 - 2050 -29,1 -19,1 -8,9 -40,5 -37,8 -29,5 -35,2 -29,6 -20,8 1,5 34,4 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen

1995 18,4 21,4 20,5 32,3 30,0 31,4 25,4 25,8 27,0 18,3 18,2 17,0 5,6 4,5 4,1 
2002 18,5 21,1 20,4 29,2 26,3 28,2 26,8 26,8 27,6 19,8 21,0 19,7 5,8 4,7 4,2 
2010 17,8 19,5 19,1 26,2 22,7 24,3 29,9 30,7 31,3 20,2 21,4 20,5 5,9 5,7 4,9 
2020 16,8 17,8 17,3 27,7 23,2 24,4 26,4 28,1 29,3 22,2 23,6 22,4 6,9 7,3 6,5 
2030 16,8 17,6 16,9 26,4 21,8 23,1 22,7 24,1 25,4 26,5 28,7 27,3 7,6 7,8 7,3 
2040 16,1 16,9 16,4 25,5 20,4 21,8 25,2 25,4 26,3 23,4 27,0 26,3 9,7 10,2 9,2 
2050 15,5 16,3 15,8 26,5 20,7 21,9 24,0 24,5 25,6 21,1 24,6 24,0 12,9 13,9 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Fulda 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 212,1 23,5 60,5 16,1 38,8 26,6 65,4 
2002 219,0 23,3 59,1 17,6 39,5 29,8 69,3 
2010 224,9 21,6 59,2 19,1 36,5 32,3 68,8 
2020 229,8 19,6 59,6 20,8 32,9 34,8 67,7 
2030 231,3 19,4 55,2 25,4 35,2 46,0 81,3 
2040 229,3 18,7 52,9 28,5 35,3 53,8 89,1 
2050 225,4 17,9 53,2 28,9 33,6 54,4 88,0 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 7,0 16,5 14,5 2,0 5,0 
2002 - 2020 10,7 37,8 40,0 -2,3 13,0 
2020 - 2050 -4,4 59,0 81,2 -22,3 17,9 
2002 - 2050 6,4 96,7 121,3 -24,6 30,9 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen 

1995 – 2002 3,3 -0,4 1,4 2,7 -1,7 0,8 0,9 -2,6 -0,8 13,0 8,6 10,7 
2002 - 2020 4,9 -4,4 0,3 -11,8 -19,5 -14,6 5,9 -6,1 -2,1 23,8 17,9 26,6 
2020 - 2050 -1,9 -15,4 -9,2 -10,7 -22,7 -17,4 -12,5 -25,0 -19,1 36,7 14,0 25,0 
2002 - 2050 2,9 -19,1 -8,9 -21,2 -37,8 -29,5 -7,3 -29,6 -20,8 69,2 34,4 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen

1995 23,5 21,4 20,5 31,1 30,0 31,4 24,3 25,8 27,0 17,1 18,2 17,0 4,1 4,5 4,1 
2002 23,3 21,1 20,4 27,3 26,3 28,2 25,4 26,8 27,6 19,6 21,0 19,7 4,3 4,7 4,2 
2010 21,6 19,5 19,1 23,8 22,7 24,3 30,2 30,7 31,3 19,2 21,4 20,5 5,2 5,7 4,9 
2020 19,6 17,8 17,3 24,5 23,2 24,4 28,2 28,1 29,3 21,0 23,6 22,4 6,7 7,3 6,5 
2030 19,4 17,6 16,9 22,9 21,8 23,1 24,5 24,1 25,4 26,4 28,7 27,3 6,7 7,8 7,3 
2040 18,7 16,9 16,4 21,4 20,4 21,8 25,7 25,4 26,3 25,3 27,0 26,3 8,9 10,2 9,2 
2050 17,9 16,3 15,8 21,7 20,7 21,9 24,9 24,5 25,6 23,3 24,6 24,0 12,2 13,9 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 133,2 21,3 59,8 18,9 35,6 31,6 67,2 
2002 129,2 20,7 58,6 20,7 35,3 35,3 70,6 
2010 122,7 18,6 58,6 22,8 31,8 38,8 70,6 
2020 113,6 16,7 57,5 25,8 29,0 44,9 73,9 
2030 103,7 16,2 52,4 31,3 30,9 59,8 90,7 
2040 92,5 15,3 49,1 35,6 31,2 72,6 103,8 
2050 81,1 14,5 48,9 36,6 29,7 74,9 104,7 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 -4,0 8,2 10,7 -2,5 -1,5 
2002 - 2020 -15,5 16,7 30,3 -13,6 -1,9 
2020 - 2050 -32,5 19,3 49,1 -29,8 -2,7 
2002 - 2050 -48,0 36,0 79,4 -43,5 -4,6 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen 

1995 – 2002 -3,0 -0,4 1,4 -5,8 -1,7 0,8 -4,9 -2,6 -0,8 6,2 8,6 10,7 
2002 - 2020 -12,0 -4,4 0,3 -29,2 -19,5 -14,6 -13,7 -6,1 -2,1 9,9 17,9 26,6 
2020 - 2050 -28,6 -15,4 -9,2 -37,8 -22,7 -17,4 -39,3 -25,0 -19,1 1,2 14,0 25,0 
2002 - 2050 -37,2 -19,1 -8,9 -56,0 -37,8 -29,5 -47,6 -29,6 -20,8 11,2 34,4 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen

1995 21,3 21,4 20,5 28,4 30,0 31,4 25,8 25,8 27,0 19,6 18,2 17,0 4,9 4,5 4,1 
2002 20,7 21,1 20,4 25,0 26,3 28,2 26,7 26,8 27,6 22,6 21,0 19,7 5,0 4,7 4,2 
2010 18,6 19,5 19,1 21,7 22,7 24,3 30,7 30,7 31,3 22,7 21,4 20,5 6,4 5,7 4,9 
2020 16,7 17,8 17,3 21,5 23,2 24,4 28,1 28,1 29,3 25,4 23,6 22,4 8,2 7,3 6,5 
2030 16,2 17,6 16,9 19,5 21,8 23,1 24,2 24,1 25,4 31,3 28,7 27,3 8,8 7,8 7,3 
2040 15,3 16,9 16,4 17,9 20,4 21,8 25,1 25,4 26,3 29,7 27,0 26,3 12,0 10,2 9,2 
2050 14,5 16,3 15,8 17,8 20,7 21,9 23,6 24,5 25,6 27,6 24,6 24,0 16,5 13,9 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Kassel 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 242,2 21,0 62,8 16,2 33,4 25,8 59,3 
2002 245,8 20,8 60,8 18,4 34,2 30,2 64,4 
2010 247,0 19,2 59,1 21,7 32,4 36,6 69,1 
2020 243,9 17,2 58,0 24,7 29,7 42,6 72,3 
2030 235,8 16,9 53,9 29,2 31,3 54,1 85,4 
2040 224,6 16,5 51,2 32,3 32,2 63,0 95,1 
2050 213,0 15,9 51,8 32,3 30,7 62,3 93,0 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 3,7 15,2 18,2 -3,0 6,7 
2002 - 2020 -1,9 32,0 50,3 -18,3 16,4 
2020 - 2050 -31,0 45,9 99,6 -53,7 22,7 
2002 - 2050 -32,9 77,9 149,9 -72,0 39,1 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen 

1995 – 2002 1,5 -0,4 1,4 0,5 -1,7 0,8 -1,7 -2,6 -0,8 15,1 8,6 10,7 
2002 - 2020 -0,8 -4,4 0,3 -17,7 -19,5 -14,6 -5,3 -6,1 -2,1 33,4 17,9 26,6 
2020 - 2050 -12,7 -15,4 -9,2 -19,6 -22,7 -17,4 -22,1 -25,0 -19,1 14,1 14,0 25,0 
2002 - 2050 -13,4 -19,1 -8,9 -33,8 -37,8 -29,5 -26,2 -29,6 -20,8 52,2 34,4 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen

1995 21,0 21,4 20,5 29,1 30,0 31,4 28,2 25,8 27,0 17,7 18,2 17,0 4,0 4,5 4,1 
2002 20,8 21,1 20,4 25,0 26,3 28,2 28,3 26,8 27,6 21,6 21,0 19,7 4,3 4,7 4,2 
2010 19,2 19,5 19,1 21,2 22,7 24,3 31,4 30,7 31,3 22,9 21,4 20,5 5,4 5,7 4,9 
2020 17,2 17,8 17,3 21,6 23,2 24,4 29,0 28,1 29,3 24,7 23,6 22,4 7,5 7,3 6,5 
2030 16,9 17,6 16,9 20,6 21,8 23,1 24,8 24,1 25,4 29,3 28,7 27,3 8,4 7,8 7,3 
2040 16,5 16,9 16,4 19,2 20,4 21,8 25,9 25,4 26,3 27,9 27,0 26,3 10,5 10,2 9,2 
2050 15,9 16,3 15,8 19,3 20,7 21,9 25,5 24,5 25,6 25,3 24,6 24,0 14,0 13,9 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Schwalm-Eder-Kreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 192,5 22,1 61,3 16,6 36,1 27,0 63,1 
2002 192,9 21,6 59,9 18,5 36,1 30,9 67,0 
2010 191,5 19,9 59,6 20,5 33,3 34,5 67,8 
2020 187,4 18,1 58,8 23,1 30,8 39,2 70,0 
2030 180,6 17,9 54,2 28,0 33,0 51,6 84,6 
2040 171,5 17,2 51,6 31,1 33,4 60,3 93,7 
2050 161,6 16,7 51,9 31,4 32,1 60,4 92,5 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 0,4 12,6 14,9 -2,3 2,8 
2002 - 2020 -5,5 27,4 41,0 -13,6 8,1 
2020 - 2050 -25,9 38,5 75,6 -37,1 11,2 
2002 - 2050 -31,4 65,9 116,6 -50,7 19,3 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen 

1995 – 2002 0,2 -0,4 1,4 -2,1 -1,7 0,8 -2,1 -2,6 -0,8 11,9 8,6 10,7 
2002 - 2020 -2,9 -4,4 0,3 -18,7 -19,5 -14,6 -4,6 -6,1 -2,1 21,3 17,9 26,6 
2020 - 2050 -13,8 -15,4 -9,2 -20,6 -22,7 -17,4 -23,9 -25,0 -19,1 17,2 14,0 25,0 
2002 - 2050 -16,3 -19,1 -8,9 -35,4 -37,8 -29,5 -27,4 -29,6 -20,8 42,2 34,4 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen

1995 22,1 21,4 20,5 29,8 30,0 31,4 26,0 25,8 27,0 18,0 18,2 17,0 4,1 4,5 4,1 
2002 21,6 21,1 20,4 25,9 26,3 28,2 27,2 26,8 27,6 21,0 21,0 19,7 4,3 4,7 4,2 
2010 19,9 19,5 19,1 22,5 22,7 24,3 31,0 30,7 31,3 21,3 21,4 20,5 5,3 5,7 4,9 
2020 18,1 17,8 17,3 22,7 23,2 24,4 28,5 28,1 29,3 23,6 23,6 22,4 7,1 7,3 6,5 
2030 17,9 17,6 16,9 21,3 21,8 23,1 24,7 24,1 25,4 28,8 28,7 27,3 7,5 7,8 7,3 
2040 17,2 16,9 16,4 20,0 20,4 21,8 25,7 25,4 26,3 27,2 27,0 26,3 10,0 10,2 9,2 
2050 16,7 16,3 15,8 20,2 20,7 21,9 24,7 24,5 25,6 25,0 24,6 24,0 13,4 13,9 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Landkreis Waldeck-Frankenberg 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 170,2 22,7 59,9 17,5 37,8 29,2 67,1 
2002 170,4 22,3 58,6 19,2 38,0 32,8 70,8 
2010 169,3 20,5 58,7 20,9 34,9 35,5 70,4 
2020 166,1 18,6 58,2 23,2 31,9 39,8 71,8 
2030 160,8 18,3 53,3 28,4 34,3 53,2 87,5 
2040 153,1 17,6 50,7 31,7 34,7 62,5 97,1 
2050 144,4 16,9 51,2 31,9 33,0 62,4 95,4 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 0,2 11,6 13,4 -1,8 2,0 
2002 - 2020 -4,3 25,5 36,2 -10,7 6,3 
2020 - 2050 -21,6 35,8 66,2 -30,4 8,8 
2002 - 2050 -26,0 61,3 102,4 -41,1 15,1 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen 

1995 – 2002 0,1 -0,4 1,4 -1,6 -1,7 0,8 -2,1 -2,6 -0,8 9,8 8,6 10,7 
2002 - 2020 -2,5 -4,4 0,3 -18,6 -19,5 -14,6 -3,1 -6,1 -2,1 17,8 17,9 26,6 
2020 - 2050 -13,0 -15,4 -9,2 -21,0 -22,7 -17,4 -23,5 -25,0 -19,1 19,7 14,0 25,0 
2002 - 2050 -15,2 -19,1 -8,9 -35,7 -37,8 -29,5 -25,9 -29,6 -20,8 41,0 34,4 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen

1995 22,7 21,4 20,5 29,8 30,0 31,4 24,6 25,8 27,0 18,4 18,2 17,0 4,6 4,5 4,1 
2002 22,3 21,1 20,4 25,8 26,3 28,2 26,1 26,8 27,6 21,1 21,0 19,7 4,7 4,7 4,2 
2010 20,5 19,5 19,1 22,3 22,7 24,3 30,5 30,7 31,3 21,0 21,4 20,5 5,7 5,7 4,9 
2020 18,6 17,8 17,3 22,6 23,2 24,4 27,9 28,1 29,3 23,5 23,6 22,4 7,3 7,3 6,5 
2030 18,3 17,6 16,9 21,3 21,8 23,1 23,9 24,1 25,4 29,0 28,7 27,3 7,6 7,8 7,3 
2040 17,6 16,9 16,4 19,8 20,4 21,8 25,0 25,4 26,3 27,3 27,0 26,3 10,3 10,2 9,2 
2050 16,9 16,3 15,8 20,0 20,7 21,9 24,2 24,5 25,6 24,9 24,6 24,0 13,9 13,9 12,7 



Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft Hessen mbH (FEH) 
 

 75

 

Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Werra-Meißner-Kreis 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 117,7 20,8 60,1 19,2 34,6 31,9 66,5 
2002 112,4 20,2 58,7 21,1 34,3 36,0 70,4 
2010 104,8 18,1 58,2 23,7 31,2 40,6 71,8 
2020 94,2 16,0 56,9 27,2 28,1 47,8 75,8 
2030 83,1 15,3 50,5 34,3 30,3 67,9 98,1 
2040 70,9 14,1 46,3 39,6 30,5 85,6 116,2 
2050 58,8 13,1 45,9 41,0 28,5 89,4 117,9 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 

Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 -5,3 6,8 10,5 -3,7 -1,6 
2002 - 2020 -18,2 12,9 28,7 -15,8 -2,4 
2020 - 2050 -35,4 12,9 44,9 -32,0 -3,4 
2002 - 2050 -53,6 25,8 73,6 -47,8 -5,8 

Relative Bestandsveränderungen nach Altersgruppen im Regionalvergleich (in %) 

Relative  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

unter 20 Jahre 20 bis u. 65 Jahre 65 Jahre und älter 

(Jahresende) Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen 

1995 – 2002 -4,5 -0,4 1,4 -7,3 -1,7 0,8 -6,7 -2,6 -0,8 5,4 8,6 10,7 
2002 - 2020 -16,2 -4,4 0,3 -33,7 -19,5 -14,6 -18,8 -6,1 -2,1 7,7 17,9 26,6 
2020 - 2050 -37,5 -15,4 -9,2 -48,8 -22,7 -17,4 -49,6 -25,0 -19,1 -5,7 14,0 25,0 
2002 - 2050 -47,7 -19,1 -8,9 -66,0 -37,8 -29,5 -59,1 -29,6 -20,8 1,5 34,4 58,3 

Altersstruktur der Bevölkerung im Regionalvergleich (in %) 

Jahres- 
ende unter 20 Jahre 20 bis u. 40 Jahre 40 bis u. 60 Jahre 60 bis u. 80 Jahre 80 Jahre und älter 

 Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen Kreis RB KS Hessen

1995 20,8 21,4 20,5 28,6 30,0 31,4 25,7 25,8 27,0 19,9 18,2 17,0 5,0 4,5 4,1 
2002 20,2 21,1 20,4 24,6 26,3 28,2 27,0 26,8 27,6 23,0 21,0 19,7 5,2 4,7 4,2 
2010 18,1 19,5 19,1 20,4 22,7 24,3 31,2 30,7 31,3 23,7 21,4 20,5 6,5 5,7 4,9 
2020 16,0 17,8 17,3 20,1 23,2 24,4 28,3 28,1 29,3 27,0 23,6 22,4 8,6 7,3 6,5 
2030 15,3 17,6 16,9 18,2 21,8 23,1 23,1 24,1 25,4 33,9 28,7 27,3 9,5 7,8 7,3 
2040 14,1 16,9 16,4 16,1 20,4 21,8 24,1 25,4 26,3 32,3 27,0 26,3 13,4 10,2 9,2 
2050 13,1 16,3 15,8 15,5 20,7 21,9 22,7 24,5 25,6 29,4 24,6 24,0 19,3 13,9 12,7 
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Bevölkerungsentwicklung von 2002 bis 2050 im Regionalvergleich (2002 = 100) 

Altersstruktur der Bevölkerung in den Jahren 2002, 2020 und 2050 (in %) 

Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten von 2002 bis 2050  
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Hessen und Regierungsbezirke 

Bevölkerung insgesamt (in 1.000), nach Altersgruppen (in %) und Quotienten 
Hessen 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 6.009,9 20,5 63,7 15,8 32,1 24,8 56,9 
2002 6.091,6 20,4 62,4 17,2 32,6 27,6 60,3 
2010 6.134,8 19,1 61,5 19,5 31,0 31,7 62,7 
2020 6.110,6 17,3 60,9 21,8 28,5 35,7 64,2 
2030 5.990,7 16,9 56,6 26,5 29,9 46,9 76,8 
2040 5.784,6 16,4 54,1 29,5 30,3 54,5 84,7 
2050 5.546,9 15,8 54,3 30,0 29,1 55,2 84,3 

Regierungsbezirk Darmstadt 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 3.684,6 19,7 65,0 15,3 30,4 23,5 53,9 
2002 3.761,7 19,8 63,6 16,6 31,1 26,2 57,3 
2010 3.827,9 18,7 62,2 19,1 30,1 30,7 60,9 
2020 3.856,8 17,1 61,6 21,3 27,7 34,7 62,4 
2030 3.818,6 16,6 57,6 25,8 28,8 44,8 73,5 
2040 3.726,5 16,2 55,1 28,7 29,3 52,0 81,3 
2050 3.615,2 15,6 55,1 29,4 28,3 53,3 81,6 

Regierungsbezirk Gießen 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 1.055,9 21,9 62,5 15,6 35,1 25,0 60,1 
2002 1.065,9 21,5 61,2 17,3 35,2 28,2 63,4 
2010 1.062,3 19,7 61,4 18,9 32,1 30,9 63,0 
2020 1.045,4 17,8 60,8 21,4 29,2 35,2 64,4 
2030 1.014,3 17,4 55,4 27,3 31,4 49,3 80,7 
2040 966,3 16,7 53,0 30,4 31,5 57,3 88,8 
2050 909,9 16,0 53,4 30,6 30,0 57,3 87,3 

Regierungsbezirk Kassel 

 Bevölkerung davon Anteile in %: Jugend- Alten- Gesamt- 
Jahresende insgesamt unter 20 Jahre 20- u.65 Jahre 65 Jahre u. älter quotient 1) quotient 2) quotient 3) 

1995 1.269,4 21,4 61,2 17,4 35,0 28,4 63,4 
2002 1.264,0 21,1 59,9 19,0 35,3 31,7 67,0 
2010 1.244,5 19,5 59,4 21,0 32,9 35,4 68,3 
2020 1.208,4 17,8 58,8 23,4 30,3 39,8 70,1 
2030 1.157,8 17,6 54,1 28,3 32,4 52,3 84,8 
2040 1.091,8 16,9 51,7 31,4 32,7 60,8 93,5 
2050 1.021,9 16,3 52,2 31,6 31,2 60,5 91,7 

1) Unter 20-Jährige je 100 20- bis unter 65-Jährige. 2) 65-Jährige und Ältere je 100 20- bis unter 65-Jährige. 3) Summe von 1 und 2 
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Absolute Veränderungen und Beitrag der Bevölkerungskomponenten (in 1.000) 
Hessen 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 81,7 415,4 426,9 -11,4 93,1 
2002 - 2020 19,0 917,7 1.203,1 -285,3 304,3 
2020 - 2050 -563,6 1.334,2 2.317,9 -983,6 420,0 
2002 - 2050 -544,7 2.251,9 3.520,9 -1.269,0 724,3 

Regierungsbezirk Darmstadt 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 77,1 258,6 253,2 5,4 71,7 
2002 - 2020 95,1 577,8 720,6 -142,8 237,8 
2020 - 2050 -241,7 863,3 1.433,2 -569,9 328,2 
2002 - 2050 -146,6 1.441,2 2.153,8 -712,6 566,0 

Regierungsbezirk Gießen 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
Insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 10,0 72,8 75,6 -2,8 12,9 
2002 - 2020 -20,5 157,9 213,2 -55,3 34,8 
2020 - 2050 -135,5 220,2 403,7 -183,6 48,0 
2002 - 2050 -156,0 378,1 616,9 -238,9 82,8 

Regierungsbezirk Kassel 

Absolute  
Veränderung  

Bevölkerung 
insgesamt 

Geburten 
(kumuliert) 

Sterbefälle 
(kumuliert) 

Natürlicher 
Saldo (kumuliert) 

Wanderungs- 
saldo (kumuliert) 

(Jahresende)      

1995 - 2002 -5,4 84,1 98,0 -14,0 8,5 
2002 - 2020 -55,6 182,0 269,3 -87,3 31,7 
2020 - 2050 -186,5 250,7 480,9 -230,2 43,7 
2002 - 2050 -242,0 432,7 750,2 -317,5 75,4 
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Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp  
 

"Demographischer Wandel - Herausforderung an die Landespolitik" 
 

Anhörung der Enquetekommission des Hessischen Landtags 
am 10.11. 2004 

 
Die demographische Situation ist zu einem wesentlichen Argument der sozialpolitischen 
Diskussion geworden. Dies ist einerseits richtig, denn wir werden in Zukunft ein gewichtiges 
demographisches Problem haben, andererseits wird die Demographie häufig missbraucht, um 
kurzfristig wirkende Einschnitte in das Sozialsystem zu rechtfertigen oder 
Finanzmarktinteressen zu vertreten. Dabei kommt es immer wieder zu Übertreibungen.  
 
Das Thema dieser Anhörung „Ökonomische und fiskalische Auswirkungen des 
demographischen Wandels“ halte ich für problematisch. Es  unterstellt, dass der 
demographische Wandel eine unveränderliche Größe wäre und dass die ökonomischen und 
fiskalischen Wirkungen primär von der Demographie abhängen. Beide Unterstellungen sind 
falsch. Bei meinen Überlegungen werde ich deshalb einerseits diskutieren, wie der 
demographische Wandel politisch beeinflusst werden kann, und andererseits skizzieren, wie 
die Politik in anderen Bereichen, insbesondere der Bildungs- und Wirtschaftspolitik, die 
Folgen des demographischen Wandels erträglich machen kann.  
 
Ich gehe davon aus, dass die Enquetekommission mit den wichtigsten Daten des 
demographischen Wandels vertraut ist. Ich beschränke mich daher im folgenden auf wenige 
Darstellungen, die nicht so häufig zu finden sind.  
 
Schaubild 1 zeigt die Bevölkerungsentwicklung von 1950 bis 2000 in Deutschland und das 
Prognosespektrum der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung der amtlichen 
Statistik. Hier wurden mit drei verschiedenen Annahmen über die Entwicklung der Lebens-
erwartung und drei unterschiedlichen Wanderungsannahmen gerechnet. Insgesamt ergeben 
sich so 9 Varianten. Das Schaubild zeigt die Extremvarianten und eine mittlere Variante. 
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Quelle : erstellt auf Grund der Angaben in : Statistisches Jahrbuch 2003, Tabelle 3.9, S.58 und Bettina Sommer, 
Bevölkerungsentwicklung bis 2050, in : Wirtschaft und Statistik 8/2003, S. 700 
 
Das ganze sieht nicht so dramatisch aus, wie es  häufig dargestellt wird. Selbst bei der 
ungünstigsten Prognose wäre wir 2050 etwa wieder beim Bevölkerungsstand von 1950. Und 
die Bundesrepublik wäre bezogen auf ihre Fläche dann immer noch relativ dicht bevölkert.  
 
Schwieriger sind die Probleme in der Alterssicherung. Üblicherweise werden diese am 
Altenquotienten gemessen, der die Altenbevölkerung zu der erwerbsfähigen Bevölkerung in 
Verhältnis setzt.  Schaubild 2  zeigt die 9 Varianten für das Jahr 2050. Deutlich wird auch, 
dass die angenommene Altersgrenze von entscheidender Bedeutung ist. Mit der Annahme 
einer Altergrenze von 60 Jahren kann man die Leute sehr viel besser erschrecken. Aber wenn 
das Lebensalter steigt und Arbeitskraft wirklich knapp wird, ist die heute rechtlich gültige 
Altersgrenze von 65 realistischer.  

Quelle: Bettina Sommer, Bevölkerungsentwicklung bis 2050, in : Wirtschaft und Statistik 8/2003, S. 699 
 
Schaubild 3 zeigt die Entwicklung auf der Basis einer Altergrenze von 65 Jahren. Etwa nach 
2020 wird es zu gravierenden Veränderungen kommen. 2050 müssen rein rechnerisch von 
einer Person im erwerbsfähigen Alter mehr als doppelt so viele Rentner finanziert werden wie 
heute.  Auch in der Vergangenheit hat es Veränderungen des Altenquotienten gegeben, aber 
doch nicht in diesem Ausmaß.  
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Quelle : erstellt auf Grund der Angaben in : Statistisches Jahrbuch 2003, Tabelle 3.9, S.58 und Bettina Sommer, 
Bevölkerungsentwicklung bis 2050, in : Wirtschaft und Statistik 8/2003, S. 700 
 
Man kann diese dramatische Entwicklung relativieren, in dem man von einem Drei-
Generationen-Modell ausgeht, welches berücksichtigt, dass die erwerbstätige Generation 
nicht nur für die alten, sondern auch für die noch nicht erwerbsfähigen Jungen aufzukommen 
hätte. Schaubild 4 zeigt die Entwicklung eines  Gesamtquotienten bei einer Altergrenze von 
65 Jahren und einer Erwerbseintrittsgrenze von 20 bzw. 21 Jahren.  
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Quelle : erstellt auf Grund der Angaben in : Statistisches Jahrbuch 2003, Tabelle 3.9, S.58 und Bettina Sommer, 
Bevölkerungsentwicklung bis 2050, in : Wirtschaft und Statistik 8/2003, S. 700 Diese Reihe hat im Jahre 2000 
einen Bruch, der das Ergebnis aber nicht wesentlich beeinträchtigt.  Bis zum Jahre 2000 liegt die Grenze der 
Jungen bei 21 Jahren, danach bei 20 Jahren. 
 
 Diese Entwicklung ist nicht so dramatisch. Auch in den siebziger Jahren hatte der 
Gesamtquotient hohe Werte. Man darf aber nicht übersehen, dass jedenfalls bisher die 
Versorgung der Jungen weitgehend privat, die der Alten weitgehend kollektiv organisiert und 
finanziert sind. 
 
Allerdings ist dies nicht das einzige Problem. Für die Alterssicherungssysteme etwa kommt es 
in erster Linie nicht auf die demographische Relation, sondern auf das Verhältnis von 
Beitragszahlern zu Leistungsempfängern an, was erfreulicherweise in dem neuen 
Nachhaltigkeitsfaktor berücksichtigt wird.  Entscheidend ist dabei neben der Demographie die 
Erwerbstätigkeit. Strukturell gibt es hier eigentlich  noch erhebliche Reserven. Im Vergleich 
entwickelter Gesellschaften weist Deutschland eine eher niedrige Erwerbsquote auf. Dies gilt 
insbesondere für die Frauenerwerbstätigkeit, wie Schaubild 5 zeigt. Ob eine Erhöhung 
erreichbar ist, hängt aber von der Arbeitsmarktlage ab. 
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Wie wenig wir freilich über die Zukunft wissen, zeigen die Einschätzungen der beiden 
Kommissionen1, die in jüngster Zeit Reformvorschläge vorgelegt haben. Offensichtlich ist die 
Düsternis der aktuellen Wirtschaftslage in die Prognosen für die nächsten Jahrzehnte 
eingegangen. Besonders dramatisch ist dies bei der Herzog-Kommission, die es als 
selbstverständlich ansieht, dass auch im Jahre 2030 noch eine Arbeitslosigkeit von 9,6 % 
besteht. In der Tabelle 1 sind einige der Kennwerte beider Prognosen am Beispiel der Zahlen 
für das Jahr 2030 wiedergegeben. Die Unterschiede sind beachtlich, und man muss sich wohl 
doch fragen, ob die jeweiligen Kommissionen überhaupt  einen positiven 
Beschäftigungseffekt ihrer Reformvorschläge für wahrscheinlich halten .  
 
Tabelle 1  

- Einige Kennwerte der Prognosen für das Jahr 2030 
 
      Herzog-Kommission  Rürup-Kommission 
Erwerbstätige(Inland) (Tsd)    32.400   37.750  
Darunter SV-pflichtig Beschäftigte (Tsd)  26.500   31.803 
Registrierte Arbeitslose (Tsd)     3.300     1.733 
Arbeitslosenquote  (%)          9,6        4,4        
Produktivität  (02-30, % p.a.)         1,25       1,8  
 
Quelle: Herzog-Kommission S.66, Rürup-Kommission S. 61 
 
  
Fragt man, was der demographische Befund für politische Entscheidungen bedeutet, ergibt 
sich : 
                                                           
1 Kommission „Nachhaltigkeit in der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme“ (sogenannte Rürup-
Kommission) und die Kommission „`Soziale Sicherheit´ zur Reform der sozialen Sicherungssysteme“ 
(sogenannte Herzog-Kommission) 
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Besonders betroffen ist das Alterssicherungssystem. Dies ist keine Aufgabe für die hessische 
Landespolitik. Es gibt aber Einflussfaktoren auf dieses System, die wesentlich von der 
Landespolitik bestimmt werden.  
 
Hierzu zählt die Geburtenentwicklung. Bedauerlicherweise wurde bei der 10. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung die Geburtenhäufigkeit als konstant angesehen und zwar auf 
der Basis des Durchschnitts der Jahre 1999 bis 2001 der früheren Bundesrepublik. Hierüber 
kann man  streiten. Bei der   Geburtenentwicklung kann man sich eine Umkehr der 
Entwicklung vorstellen, allerdings wirkt sich das erst mit einer Verzögerung von etwa 20 
Jahren auf die Erwerbstätigkeit  aus. 
  
Um wieder zu mehr Geburten zu kommen, ohne das Erwerbspotential zu schmälern, ist eine 
Familienpolitik notwendig, die für Mann und Frau  Beruf und Familie vereinbar macht. 
Zumindest sollte die vielfältige Diskriminierung kindererziehender Eltern, insbesondere aber 
der kindererziehenden Frauen abgebaut werden. Hierbei geht es einerseits um Regelungen der 
sozialen Sicherungssysteme in der Verantwortung des Bundes, andererseits um das 
Kinderbetreuungsangebot in allen seinen Varianten, das wesentlich von der Kommunal- und 
Landespolitik bestimmt wird. Das Angebot ist häufig quantitativ unzureichend, qualitativ zu 
wenig an den Bedürfnissen erwerbstätiger Mütter orientiert, z. B. bei den Öffnungszeiten. 
Und es dient sicher nicht der Bereitschaft Kinder zu haben, dass Kindergärten und 
Kindestagesstätten überwiegend ins Gewicht fallende hohe Gebühren erheben.  
 
Wie hoch das in der Zukunft verfügbare Einkommen von Erwerbstätigen und alten Menschen 
sein wird, hängt nicht primär von der Zahl der erwerbsfähigen Personen, sondern von ihrer 
Erwerbstätigkeit und Produktivität ab. Insofern kommt der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
der Förderung der Erwerbstätigkeit von Frauen und hohen Produktivitätssteigerungen eine 
besondere Bedeutung zu.  
 
Von zentraler Bedeutung ist hier in jedem Fall die Bildungspolitik, die in der Verantwortung 
des Landes liegt.  Viele Studien zeigen, dass hier der Nachholbedarf in Deutschland auf allen 
Ebenen erheblich ist. Eine flächendeckende Ganztagsschule ist überfällig. Menschen ohne 
Schulabschluss können zur Schließung einer Erwerbstätigenlücke nicht beitragen. 
  
Aber auch die schon angesprochenen Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sind an dieser Stelle wichtig. Wenn aus demographischen Gründen 
Arbeitskräfte knapp werden, sind wir auf die Erwerbstätigkeit von Frauen angewiesen.  Es 
muss aber auch darum gehen, älteren Menschen Chancen im Berufsleben zu erhalten, was der 
weit verbreitet Jugendwahn in der Wirtschaft häufig verhindert. Es macht wenig Sinn, über 
höhere Altersgrenzen zu diskutieren, ohne Arbeitsplätze für ältere Menschen zu sichern. 
 
Am Rande sei erwähnt, das in Bezug auf die in den  Bevölkerungsprojektionen unterstellte 
Wanderungsbewegungen eine an den Erfordernissen des deutschen Arbeitsmarks orientierte, 
zielgerichtete Integrationspolitik notwendig ist.  
 
Besonders wichtig sind hohe Produktivitätsraten, die mehr Anstrengungen bei Forschung und 
Entwicklung erfordern, ein Feld, bei dem auch  die Länder Verantwortung tragen. Hier ist 
aber auch ein Umdenken in der wirtschaftpolitischen Diskussion notwendig. Die Zukunft 
werden wir weder mit längerer Arbeitszeit oder niedrigeren Löhnen, sondern nur mit höherer 
Produktivität gewinnen. 
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Auch wenn Investitionen in das Humankapital der heranwachsenden Generation im 
demographischen Wandel hohe Priorität haben, darf man Änderungen der Bedarfsstruktur im 
Alterungsprozess der Gesellschaft nicht übersehen. So ist eine Zunahme des Bedarfs im 
öffentlichen Nahverkehr wahrscheinlich. Anforderungen an soziale Dienste und 
Freizeitaktivitäten werden zunehmen.  Wie groß der Einfluss der Demographie auf das 
Gesundheitssystem ist, bedarf der Klärung. Hier muss man damit rechen, dass die Zunahme 
des Lebensalters zu höherem Bedarf  führt. Es gibt aber auch eine gegenläufige Entwicklung. 
Besonders hohe Kosten fallen unmittelbar vor dem Lebensende an. Diese Kosten nehmen mit 
zunehmendem Sterbealter ab. Insofern kann  die Verlängerung der Lebenserwartung im Saldo 
zu einer Entlastung führen.  
 
Angesprochen ist damit die  weitere Entwicklung der Dienstleistungsseite des Sozialstaats. 
Hohe Arbeitslosigkeit  und Defizite in den sozialen Diensten stehen nebeneinander. Der status 
quo ist unbefriedigend. 
  
Der demographisch bedingte Ausbau des Sozialstaats ist zugleich ein Beitrag zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Allerdings ist die Frage, wie es gelingen kann, die 
Beschäftigungsintensität der sozialen Dienste zu vergrößern, nicht einfach zu beantworten. 
Die Versuche der letzten Jahrzehnte, dies auf bürokratischem Wege zu erreichen, sind 
gescheitert. Am ehesten haben zaghafte Versuche , den Wettbewerb in diesen Bereichen 
einzuführen, Erfolg gehabt. Es ist unverzichtbar, vorhandene Effizienzreserven zu 
erschließen. Mit den vorhandenen Ressourcen kann so mehr Beschäftigung geschaffen 
werden. Dass im Gesundheitswesen solche Reserven in erheblichem Umfang vorhanden sind, 
ist vielfach nachgewiesen. Bedauerlicherweise sind gerade diese bei der letzten 
Gesundheitsreform nicht angegangen worden.  
 
In den letzten Jahrzehnten hat der Wettbewerb  bei Teilen der sozialen Dienste Einzug 
gehalten. Dies war im Saldo erfolgreich. Mit einem bestimmten Ausgabenbetrag erbringen im 
Durchschnitt kommerzielle Anbieter rein quantitativ höhere Leistungen als die großen 
Wohlfahrtsorganisationen, diese wiederum höhere Leistungen als kommunale oder staatliche 
Anbieter. Man kann das auch anders darstellen :  in der Regel erbringen kommerzielle 
Anbieter eine bestimmte Leistung zu niedrigeren Kosten. Die Frage, welche Leistung mit 
einem bestimmten Ausgabebetrag erreicht werden kann, macht aber deutlich, dass man über 
den Umfang an zur Verfügung stehenden Leistungen spricht, wenn man über unterschiedliche 
Kosten redet. Hohe Kosten der Leistungserbringung sind sozial relevant, weil sie den Umfang 
möglicher Leistungen verringern.  
 
Nun wird in dieser Diskussion zu recht auf Qualitätsunterschiede verwiesen. Allerdings sollte 
man sich vor generellen Verdächtigungen hüten. Wenn staatliche Anbieter höhere Kosten als 
die großen Wohlfahrtsinstitutionen haben, bedeutet das nicht automatisch, dass sie auch eine 
höhere Qualität liefern. Und auch bei kommerziellen Anbietern wird häufig eine gute Qualität 
geleistet. Allerdings gibt es gerade auch hier schwarze Schafe.  
 
Vor diesem Hintergrund wäre es problematisch, den Wettbewerb bei den sozialen Diensten 
pauschal zu verdammen. Er hat mit zu einer beachtlichen Entwicklung beigetragen. Leider 
sind die verfügbaren Zahlen schlecht abgegrenzt. Man kann grob schätzen, dass sich die Zahl 
der in den sozialen Dienste  Erwerbstätigen seit 1980 etwa verdoppelt hat. Zur Zeit dürften 
etwa 16 % aller Beschäftigten in den sozialen Diensten arbeiten. Mit Erziehung und 
Unterricht sind es 20 %. Das ist eine beachtliche Zahl, wenn man berücksichtigt, dass es das 
gesamte verarbeitende Gewerbe auf 26 % bringt. Schaubild 5 gibt einen Überblick.  
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 Quelle : erstellt auf Grund von Angaben in : Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, R 4.2.1 , 2.Vj / 2003 
 
Zur Zeit ist diese Entwicklung eher zum Stillstand gekommen. Das heißt allerdings nicht, dass 
es in diesem Bereich keinen Bedarf gäbe. Im Laufe des Alterungsprozesses der Gesellschaft 
wird er deutlich zunehmen. In Zukunft werden wir mehr denn je darauf achten müssen, dass 
die knappen verfügbaren Mittel so eingesetzt werden, dass eine möglichst große Leistung 
entsteht. Dass man das nicht bürokratisch lösen kann, zeigen die Erfahrungen im 
Gesundheitssektor deutlich. In Zukunft werden wir eher mehr als weniger Wettbewerb 
brauchen. Allerdings muss man das Qualitätsproblem angehen. Soziale Dienste haben es mit 
einem Umfeld zu tun, in dem unregulierter Wettbewerb in die Irre führt. Der Markt alleine ist 
noch keine Garantie für Effizienz und Zielangemessenheit. So ist das amerikanische 
Gesundheitssystem im wesentlichen marktgesteuert und zählt doch zu den teuersten der Welt, 
obwohl bis zu einem Drittel der Bevölkerung keinen vernünftigen Gesundheitsschutz haben. 
Gerade in einem so sensiblen Bereich wie den Sozialen Diensten bedarf der Markt der 
staatlichen Gestaltung. Diese darf man auch nicht den Anbietern überlassen. Kosten und 
Qualität der Leistung sind gleichermaßen wichtig. Wir brauchen gerade im Sozialbereich 
Qualitätsstandards, die verbindlich sind und überprüft werden. Dabei kommt es nicht auf den 
Einsatz, die inputs an, sondern auf das erzielte Ergebnis, neudeutsch den output. Nur 
Standards, die am Ergebnis anknüpfen, können uns vor einer Regulierungsbürokratie 
bewahren, wie wir sie heute alltäglich in der Pflegeversicherung beobachten können.  
 
Ein schwieriges Problem wird die Pflegeversicherung bleiben. Jetzt rächt sich, dass man 
diesen Versicherungszweig nicht von vorneherein mit der Alterssicherung verbunden hat. 
Eine grundlegende Reform steht hier noch aus.  
 
Ökonomen haben einen einfachen Begriff, mit dem man zusammenfassend die 
Herausforderungen des demographischen Wandels beantworten kann : Um den 
demographischen Wandel zu bewältigen brauchen wir zu aller erst Investitionen in das 
Humankapital, in Bildung, Forschung und Entwicklung, in soziale Dienste.   
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Dieter Bräuninger 
Frankfurt a.M., 9. November 2004   

 
Ökonomische und fiskalische Auswirkungen 

des demografischen Wandels1 
 
Das Thema Demografie ist derzeit in aller Munde. In einem Bericht über mehrere 
Veranstaltungen, die Ende Oktober zeitgleich in Berlin stattfanden, konstatierte die 
FAZ sogar ein Demografie-Fieber in der Bundeshauptstadt.  
 
Nun also eine Demografie-Debatte im Hessischen Landtag. Ist dies gerechtfertigt? 
Macht es Sinn, dass sich der Landtag mit dem demografischen Wandel und seinen 
Folgen auseinandersetzt – oder ist dies nur ein Modethema ohne ernsthafte 
Relevanz – wie manche Beobachter meinen?  
 
Ich meine, nein! Der demografische Wandel ist ein Megatrend, eine der zentralen 
Herausforderungen, die wir in Deutschland bewältigen müssen. Es ist richtig und 
keineswegs zu früh, dass sich Öffentlichkeit und Politik auch hier in Hessen mit 
diesem wichtigen Trend und seinen Folgen befassen.   
  
Der demografische Umbruch ist epochal. In Deutschland liegt die Geburtenrate seit 
über 30 Jahren um ein Drittel unter dem Niveau, das zur Bestandserhaltung der 
Bevölkerung erforderlich wäre. Es werden im Durchschnitt nur etwa 1,3 Kinder pro 
Frau geboren. Die bestandsichernde Rate liegt hingegen bei  2,1. In der geringen 
Geburtenneigung ist ein signifikanter Bevölkerungsrückgang angelegt. Die aktuellen 
Vorausberechnungen des Statistischen Bundesamtes lassen daran keinen Zweifel. 
Folgt man der Projektion mit den – nach allgemeiner Einschätzung – plausibelsten 
Annahmen, so geht die Zahl der Einwohner in Deutschland bis zur Jahrhundertmitte 
um etwa 10% von derzeit 82,5 Millionen auf rund 75 Millionen zurück. Dabei nimmt 
das Amt einen leichten Anstieg der Geburtenrate und eine Zuwanderung von 
200.000 Personen pro Jahr an.  
 
Wichtiger aber noch ist, dass wir gleichzeitig eine dramatische Verschiebung der 
Altersstruktur unserer Gesellschaft erleben werden. Angesichts des anhaltenden 
Geburtendefizits und der weiter steigenden Lebenserwartung kann von einer 
Alterspyramide schon länger keine Rede mehr sein. Vielmehr drängt sich das Bild 
einer Urne auf – mit einer Auswölbung in der Mitte. Das sind die geburtenstarken 
Jahrgänge der 50 und 60er Jahre. Mit dem Altern der Babyboom-Generation wird 
aus der Vase ein Pilz. Unser Land altert. In der Mitte des Jahrhunderts wird jeder 
Dritte in Deutschland über 65 Jahre alt sein; heute ist es jeder sechste.  
 
Diese Zahlen beruhen zwar auf Projektionen, d.h. bedingten Vorhersagen, die nur 
eintreten, wenn sich die zugrunde liegenden Annahmen als zutreffend erweisen. 
Entscheidend dabei sind aber nur drei Variablen, 1. das Geburtenverhalten, 2. die 
Sterblichkeit und 3. die Wanderungen. Wanderungen sind die offene Flanke von 
Bevölkerungsvorausberechnungen. In den Annahmen über diesen Punkt steckt die 
größte Unsicherheit. Das haben wir in den vergangenen Jahrzehnten in Deutschland 
erlebt. Dabei wird die Unsicherheit, d.h. die Möglichkeit von Abweichungen von 
einem etablierten Trend umso größer, je kleiner die betrachtete Region ist.  

                                                 
1 Manuskript für einen Vortrag bei der öffentlichen Anhörung der Enquetekommission des Hessischen 
Landtags „Demographischer Wandel – Herausforderungen an die Landespolitik“  
am 2. November 2004 in Wiesbaden 
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Für die Bevölkerungsentwicklung eines Bundeslandes sind eben nicht nur Zu- und 
Abwanderungen über die Staatsgrenze der Bundesrepublik hinweg relevant, sondern 
auch die Zu- und Fortzüge gegenüber den anderen Bundesländern. Hier liegt – 
denke ich – eine Chance für Hessen. Ich komme später auf diesen Aspekt zurück.  
 
Anders als bei den Wanderungen sind abrupte Trendbrüche bei den beiden anderen 
Determinanten, der Sterblichkeit und der Geburtenneigung eher unwahrscheinlich. 
Erfreulicherweise sinkt die Sterblichkeit in Deutschland tendenziell – vor allem in den 
höheren Altersjahrgängen – und dementsprechend steigt die Lebenserwartung im 
Trend. Und die Geburtenrate bewegt sich bereits seit 35 Jahren auf dem derzeitigen 
niedrigen Niveau. Grundlegende Veränderungen sind hier nicht in Sicht.   
 
Das heißt, dass sich die skizzierte demografische Entwicklung unter plausiblen 
Annahmen nur schwer aufhalten lässt. Demografische Trends haben eine lange 
Bremsspur. Für mehr Kinder müssten nun die in den 1970er und 80er Jahren 
Geborenen sorgen. Diese Altersjahrgänge sind aber bereits schwach besetzt. Daher 
würde selbst bei einem deutlichen Anstieg der Geburtenrate in den nächsten Jahren 
noch lange Zeit ein Geburtendefizit bestehen bleiben. Sogar ein kräftiger Anstieg der 
Geburtenrate auf 2,1 könnte nicht verhindern, dass die Bevölkerung bis 2050 um fast 
6 Millionen Personen schrumpft, wenn kein Ausgleich durch Zuwanderung erfolgen 
würde. Weil die Weichen für die Bevölkerungsentwicklung zumindest bis 2030 bereits 
gestellt sind, müssen wir uns schon heute mit deren Konsequenzen befassen.  
 
In der öffentlichen Debatte wird das Thema Demografie vorwiegend in Zusammen-
hang mit der Frage nach der Tragfähigkeit der Sozialsysteme diskutiert. Das ist 
zweifellos ein wichtiger Aspekt. Es liegt auf der Hand, dass die sozialen Sicherungs-
systeme aus der Balance geraten, wenn einerseits die Zahl der Beitragszahler 
abnimmt, während andererseits immer mehr ältere Menschen Leistungen bean-
spruchen. Die durch Umlage auf die Erwerbseinkommen finanzierten Sozialversiche-
rungen sind davon besonders betroffen. In den Umlagesystemen kann nicht durch 
Kapitalbildung für die kommenden schwierigen Jahrzehnte vorgesorgt werden. Die 
Sozialversicherungen bedürfen daher der Stütze durch ergänzende kapitalbasierte 
Systeme. Das gilt offenkundig für die Alterssicherung. Es gilt aber auch für die 
Gesundheitsvorsorge einschließlich dem Bereich der Pflege. Ein Mischsystem aus 
umlagefinanzierter staatlicher Versorgung und privater Vorsorge tut daher not – 
zumal eine Mischfinanzierung der sozialen Sicherung auch unter Risikoaspekten 
vorzuziehen ist.  
 
Beim Thema Demografie geht es aber um mehr als die Sicherheit der Renten. In 
weiten Bereichen unseres Lebens stehen Umbrüche bevor – gerade auch in der 
Wirtschaft. Ich will mich im Folgenden vor allem mit diesen ökonomischen 
Implikationen befassen. Dazu möchte ich vier Thesen vortragen.   
 
1. These 
 
Die demografische Entwicklung trifft ins Mark unserer Wohlstandsgesellschaft. 
Sie vermindert das Angebot an Arbeitskräften und schwächt das 
Wachstumspotenzial der deutschen Wirtschaft. 
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Der demografische Wandel schlägt zuerst auf den Arbeitsmarkt durch. Wegen des 
fehlenden Nachwuchses nimmt die Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte, das so 
genannte Erwerbspersonenpotenzial, ab. Unter der Annahme einer längerfristig 
unveränderten Netto-Zunahme von jährlich 200.000 Personen setzt der Rückgang 
etwa ab 2012 ein. Er verläuft zunächst moderat. Ab 2020 gewinnt der 
Schrumpfungsprozess aber an Brisanz. Von diesem Jahr an werden die 
geburtenstarken Altersjahrgänge vermehrt aus dem Erwerbsleben ausscheiden. In 
einem relativ wahrscheinlichen Szenarium schrumpft die Zahl der verfügbaren 
Arbeitskräfte zwischen 2020 und 2040 um fast 1 % pro Jahr, wenn nicht 
gegengesteuert wird.  
 
Allein dieser quantitative Effekt schmälert die Wachstumsmöglichkeiten der deut-
schen Wirtschaft beträchtlich. Ein Indikator dafür ist das Wachstumspotenzial. Es 
misst die gesamtwirtschaftliche Leistung, die mit den verfügbaren Arbeitskräften und 
dem verfügbaren Sachkapital bei normaler Auslastung produziert werden kann, und 
zwar bei einer gegebenen Rate des technischen Fortschritts.  
 
Berechnungen von Deutsche Bank Research zeigen, dass das Wachstumspotenzial 
voraussichtlich deutlich sinkt. Kann die deutsche Wirtschaft mit den derzeit vorhan-
denen Kapazitäten mittelfristig etwa 1 ¾ Prozent pro Jahr wachsen, so wird dieser 
Wert unter Status-quo-Bedingungen im kommenden Jahrzehnt um einen halben 
Prozentpunkt zurückgehen. In den Dekaden nach 2020 fällt das Wachstumspotenzial 
dann auf unter 1 Prozent pro Jahr, wenn sich beim Erwerbsverhalten, bei der 
Zuwanderung und der Produktivität keine neuen Trends ergeben.  
 
Nun können Arbeitskräfte zu einem gewissen Grad durch Kapital, d.h. mehr Maschi-
nen und Computer, ersetzt werden. Verstärkter Kapitaleinsatz kann also die Ver-
knappung von Arbeit zum Teil wettmachen. Vermutlich wird jedoch die Produktivität 
des zusätzlichen Kapitaleinsatzes kleiner werden, weil die rentabelsten Investitionen 
in der Regel zuerst erfolgen. Dieses Phänomen könnte nur durch mehr und erfolg-
reichere Innovationen ausgeglichen werden. Vieles hängt also von der künftigen 
Innovationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ab.   
 
2. These 
 
Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung gefährden den 
Innovationsstandort Deutschland.  
 
Würde man im Hinblick auf die Produktivität und Innovationsfähigkeit nur den 
langfristigen Trend fortschreiben, so müsste man pessimistisch sein. In der 
deutschen Industrie ist die Rate der Produktivität je Beschäftigtenstunde seit den 
70er Jahren von jährlich fast 4 % auf nur noch 2,3 % seit Mitte der 90er Jahre 
gefallen. Damit liegen wir nun deutlich hinter den USA (mit 5,3 % p.a.) und auch 
hinter europäischen Partnern wie Frankreich (4,3 %) zurück.2  
 

                                                 
2 Theoretisch exakt wäre es, die Entwicklung des technischen Fortschritts in der gesamten 
Volkswirtschaft anhand der so genannten totalen Faktorproduktivität (TFP) zu messen. Aber auch bei 
dieser Messgröße zeigt sich ein für Deutschland ungünstiger Trend. Nach Angaben des Internationa-
len Währungsfonds sank die TFP in Deutschland von 1,2 % p.a. im Zeitraum 1990 – 1995 auf 0,8 % 
p.a. in den Jahren 1996 – 2002. In den USA und Frankreich stieg die TFP jedoch von jeweils 0,8 % 
p.a. in der ersten Hälfte der 90er Jahre auf 1,2 % bzw. 1,4 % danach.   
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Wenn dieser Trend anhält, werden wir in Deutschland nur noch die sprichwörtlichen 
kleinen Brötchen backen können. Das gilt umso mehr, als die deutsche Wirtschaft 
weiterhin unter hohem Wettbewerbsdruck stehen wird. Dafür sorgt nicht allein die 
Konkurrenz aus den anderen Industrieländern. Vielmehr wird Deutschland immer 
stärker auch durch die neuen EU-Mitglieder aus Osteuropa und die aufstrebenden 
asiatischen Schwellenländer herausgefordert. Deren technisch-ökonomischen Fähig-
keiten nehmen im Internetzeitalter rasch zu. Umso wichtiger ist die Innovationsfähig-
keit unserer Wirtschaft. Wir müssen bei High-tech mit an der Spitze marschieren, 
damit wir in der globalen Wirtschaftsliga nicht nach unten durchgereicht werden.  
 
Kann eine alternde Gesellschaft den Motor des technischen Fortschritts auf hoher 
Drehzahl halten? Diese Frage ist strittig. Freilich deutet einiges darauf hin, dass die 
technologische Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands künftig sinken könnte.  
 
Jüngere Menschen sind eine starke Innovationskraft. Die wissenschaftlich-tech-
nische Forschung wird besonders von jungen Wissenschaftlern und Ingenieuren 
vorangebracht. Vor allem spielen junge Arbeitskräfte wegen ihrer zeitnahen 
Ausbildung und ihrer hohen Mobilität eine bedeutende Rolle bei der Ausbreitung 
neuen Wissens in der Wirtschaft. Die Akzeptanz technologischer Neuerung ist in 
dieser Altersgruppe relativ groß. Es sind in der Regel die jüngeren Mitarbeiter in den 
Betrieben und Verwaltungen, die neue Computer-Programme als erste anwenden.  
 
Die Suche nach jungen Fachkräften bereitet vielen Unternehmen aber schon heute 
Schwierigkeiten. Einer aktuellen Umfrage des Instituts der Deutschen Wirtschaft 
zufolge leiden bereits 20 % der Betriebe in Deutschland an Engpässen auf dem 
Fachkräftemarkt. Betroffen sind etwa die IT-Branche, der Maschinenbau und die 
Elektrotechnische Industrie. Derzeit reflektieren die Engpässe vor allem die unzurei-
chende Neigung junger Menschen, die gesuchten Studiengänge zu absolvieren. Mit 
Beginn des kommenden Jahrzehnts droht jedoch – demografisch bedingt – eine 
zunehmende Verschärfung des Fachkräftemangels. Gut ausgebildete Arbeitskräfte 
sind für das rohstoffarme Deutschland jedoch die wichtigste Ressource.  
 
In unserer alternden Gesellschaft könnten auch Unternehmer knapp werden, und 
zwar insbesondere Pionierunternehmer, die innovative Produkte anbieten. Empiri-
sche Untersuchungen zeigen hier ein relativ eindeutiges Bild. Die 25-45jährigen 
gehören in vielen Ländern zu den aktivsten Unternehmensgründern. Vor allem in 
Zukunftsbranchen wie der Informations- und Kommunikationstechnologie werden 
neue Unternehmern überwiegend von jüngeren Menschen gegründet. Studien 
zeigen auch eine hohe Korrelation zwischen den Gründungsaktivitäten in einem 
Land und dem Wirtschaftswachstum.  
 
Schließlich besteht auch die Gefahr, dass sich Stagnationstendenzen in einer 
alternden Volkswirtschaft selbst verstärken. Einer vielfach bestätigten Hypothese des 
niederländischen Ökonomen Verdoorn zufolge, hängt die Rate des technischen 
Fortschritts ihrerseits vom Wirtschaftswachstum ab. Es gilt, je dynamischer die 
Wirtschaft wächst, desto größer sind auch die Produktivitätsfortschritte. Offenkundig 
gibt es zwischen beiden Größen Rückkoppelungseffekte. Wenn das Sozialprodukt 
kräftig wächst, wird mehr investiert und Innovationen können sich rascher über die 
Unternehmen hinweg ausbreiten. Umgekehrt finden technologische Neuerungen nur 
schwer ihren Weg durch die Wirtschaft, wenn es allgemein an Dynamik mangelt.  
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Freilich gibt es auch Argumente, die für anhaltende Produktivitätsfortschritte 
sprechen. So sind ältere Arbeitnehmer heute in der Regel gesünder und in vielen 
Berufen leistungsfähiger als vor 30 Jahren. Dieser Trend dürfte anhalten. Zudem 
nehmen berufsspezifische Kenntnisse und Fähigkeiten mit den Berufsjahren zu. 
Erfahrung zählt weiterhin, wenn auch – wegen des beschleunigten Strukturwandels – 
nicht mehr in gleichem Maße wie früher. Vor allem aber dürfte der Anpassungsdruck, 
der aus der zu erwartenden Arbeitskräfteknappheit resultiert, die Anreize für die 
Implementierung neuer Technologien in den Unternehmen verstärken.  
 
3. These 
 
Sinkende Produktivität und wirtschaftliche Stagnation sind kein 
unentrinnbares Schicksal. Wirtschaft und Politik können gegensteuern. 
 
Arbeitskräftemangel und sinkende technologische Wettbewerbsfähigkeit sind 
keineswegs unvermeidbar. Die Bevölkerungstrends lassen sich zwar kaum mehr 
aufhalten; aber die ökonomischen Effekte sind gestaltbar. Dafür gibt es mehrere 
Stellschrauben. Einerseits gilt es, das vorhandene Potenzial an Arbeitskräften 
bestmöglich zu heben. Zum anderen kommt es darauf an, die Produktivität der 
Arbeitskräfte zu stärken. 
  
Das Angebot an Arbeit könnte durch einen geeigneten Politik-Mix nachhaltig 
gesteigert werden. Nach Berechnungen aus unserem Hause könnte das Wachs-
tumspotenzial in Deutschland sogar bis 2050 konstant gehalten werden, wenn ein 
geeignetes Maßnahmenbündel umgesetzt würde. Dazu gehören: 
 

1. eine höhere Erwerbsbeteiligung von Älteren durch eine Anhebung des 
faktischen Renteneintrittsalters auf 65 Jahre. Heute gehen die Deutschen im 
Durchschnitt mit nur 60 Jahren in Rente. Nur 37 % der 54- bis 65jährigen sind 
erwerbstätig; in den USA sind es hingegen 57 % und in Schweden sogar 
67 %. Diese Reserven gilt es zu heben. (Stichworte: Abbau von Anreizen für 
den Vorruhestand, Ausbau altersgerechter Arbeitsplätze in den Betrieben). 

 
2. eine Anhebung der Wochen- bzw. Jahresarbeitszeit von derzeit durchschnitt-

lich 28 auf 34 Stunden pro Woche. Dies impliziert u.a. eine höhere Erwerbs-
quote von Frauen bzw. einen vermehrten Umstieg teilzeitbeschäftigter Frauen 
auf Vollzeitstellen. Es impliziert aber auch eine Anhebung der tariflichen 
Wochenarbeitszeiten.  

 
3. die Zuwanderung von Arbeitskräften. In unserem Szenarium ist eine Zuwan-

derung von 200.000 Personen pro Jahr unterstellt. Die Zuwanderer haben, 
und das ein entscheidender Punkt, annahmegemäß die gleiche Qualifikations-
struktur wie die bereits hier lebende Bevölkerung. Das deutet auf die große 
Aufgabe hin, die sich der Integrations- und Zuwanderungspolitik stellt. Wir 
brauchen Zuwanderung zum Arbeitsmarkt, bevorzugt von Fachkräften, nicht 
aber Zuwanderung in die Sozialsysteme.  

 
4. In der Praxis wäre viel gewonnen, wenn die hohe Arbeitslosigkeit in 

Deutschland abgebaut werden könnte. Dafür sind vor allem Reformen auf 
dem Arbeitsmarkt wichtig. Nicht darauf hoffen sollte man, dass sich die 
Probleme am Arbeitsmarkt wegen der Demografie gleichsam von selbst lösen. 
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Wenn sich die hohe Arbeitslosigkeit in den nächsten Jahren weiter verfestigt, 
wird sie auch danach kaum mehr aufzulösen sein, selbst wenn den Betrieben 
dann der Nachwuchs fehlt. 

 
Dass wir das vorhandene Arbeitskräftepotenzial besser nutzen ist unverzichtbar. 
Notwendig ist aber eine Doppelstrategie, die auch der Gefahr sinkender Produktivität 
und Innovationsfähigkeit entgegenwirkt. Die Schlüsselinstrumente dafür heißen 
Bildung, Ausbildung und Weiterbildung. Angesichts verschiedener Warnzeichen über 
Qualitätsprobleme im deutschen Bildungssystem wird die bildungspolitische Debatte 
in jüngster Zeit mit neuem Elan geführt. Das geschieht zu Recht auch mit Blick auf 
den demografischen Wandel und den drohenden Fachkräftemangel. Die Kenntnisse 
und Fähigkeiten der Mitarbeiter sind das entscheidende Asset moderner, wissens-
basierter Unternehmen.   
 
Freilich erfordert die Sicherung der Innovationsfähigkeit an vielen Stellen entschlos-
senes Handeln von Politik und Wirtschaft. Ergänzend zu nennen sind etwa eine 
verstärkte Förderung von Forschung und Entwicklung in staatlichen und privaten 
Institutionen und die weitere Verbesserung der Rahmenbedingungen für Investi-
tionen. Entscheidend dafür sind ein wettbewerbsfähiges Steuersystem und der 
Abbau noch vorhandener administrativer Hemmnisse. Offenkundig sollte die staat-
liche Zukunftsvorsorge auch eine nachhaltige Fiskalpolitik einschließen. Im Interesse 
der jüngeren Generation ist Disziplin bei der Rückführung der Staatsverschuldung 
angezeigt. Wie die Wirtschaft so muss sich auch der Staat zukunftsgerecht positio-
nieren, d.h. bei Staatausgaben umsteuern – weg vom überzogenen Gegenwarts-
konsum hin zu mehr Investitionen in Bildung, Forschung und Infrastruktur. 
 
4. These  
 
Auch Hessen hat ‚graue Sorgen’, aber das Land verfügt über wirtschaftliches 
Potenzial, das es zu nutzen gilt.  
 
Die demografische Perspektive des Landes Hessen entspricht in etwa der Perspek-
tive der westdeutschen Bundesländer insgesamt. Nach der mittleren Variante der 
Bevölkerungsprojektionen des Statistischen Bundesamtes verändert sich die Ein-
wohnerzahl Hessens bis Ende des kommenden Jahrzehnts nicht signifikant. In der 3. 
und 4. Dekade des Jahrhunderts wird die Bevölkerungszahl dann aber jeweils um 
120.000 bzw. 240.000 schrumpfen. Zur Jahrhundertmitte werden nach dieser 
Projektion rund 700.000 bzw. 11 % weniger Menschen in Hessen leben als heute. 
Hessen hat jedoch die Chance, durch eine erfolgreiche Standortpolitik seine 
Attraktivität für Arbeitskräfte – auch aus anderen Bundesländern – weiter zu steigern.    
 
So verfügt das Rhein-Main-Gebiet über das Potenzial, seine herausgehobene 
Stellung als Wachstumszentrum für wissensbasierte Dienstleistungen weiter zu 
steigern. Für andere Regionen geht es vor allem darum, sich im bundesweiten 
Standortwettbewerb zu bewähren. Vor allem durch die Förderung von Humankapital 
(Stichwort Pflege der Schul- und Hochschullandschaft) und dienstleistungsorientierte 
öffentliche Verwaltungen kann die Landespolitik wesentlich zu einer guten 
Positionierung des Landes beitragen.  
 
Dessen ungeachtet dürfte es aber auch in Hessen anhaltend strukturschwache 
Regionen geben, die – vor allem auch wegen des Fortzugs junger Menschen – von 
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einer verstärkten Bevölkerungsschrumpfung betroffen sein werden. In diesen Regio-
nen stellen sich besondere Probleme und Anpassungserfordernisse (Stichworte 
kostspieliger Rückbau von Infrastruktur wie Wasserver- und –entsorgung, Umwid-
mung öffentlicher Gebäude wie Schulen, Belebung bzw. Sanierung von Dorfkernen).  
 
Auch Hessen hat „graue Sorgen“, aber es verfügt über viele Pluspunkte im nationa-
len (und internationalen) Standortwettbewerb: eine zentrale Lage im erweiterten 
Europa, ausgezeichnete Verkehrsanbindungen (Ausbau des Flughafens), eine relativ 
günstige Branchenstruktur und eine lebendige Hochschullandschaft. Wenn diese  
Vorteile richtig genutzt werden, sollte Hessen der Weg in eine erfolgreiche Zukunft 
gelingen können.  
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DGB Hessen  
 
 

Anhörung der Enquetekommission „Demographischer 
Wandel“ am 10. November 2004 

 
Thema: „Ökonomische und fiskalische Auswirkungen des  

demographischen Wandels“ 
 
 
1 Einleitung  
 
Am 6. Juni 2003 wurde die 10. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen 
Bundesamtes (vgl. Sommer 2003) vorgestellt. Die Reaktion der deutschen Presse war zum 
Großteil von Hysterie geprägt: Die FAZ prophezeite eine „dramatische Alterung“ und die 
Welt erklärte eine Halbierung des Rentenniveaus für notwendig. Auf Seite 1 titelte die Wo-
chenzeitung Rheinischer Merkur am 31. Juli 2003: „Kinder für das Land. Generationenver-
trag: Eine neue Bevölkerungspolitik muss her.“ Das Titelbild des Stern vom 4. September 
2003 zeigte unter der Überschrift „Die vergreiste Republik“ einen Baum mit verdorrten, aus 
Gesichtszügen alternder Menschen zusammengesetzten Ästen. In diesem Zusammenhang 
erschien im selben Heft ein Artikel mit der Botschaft, dass Deutschland vergreise: „Immer 
weniger Junge müssen für immer mehr Alte sorgen. Wenn wir nichts ändern, bricht unser 
ganzer Staat zusammen.“ In ähnlicher Weise betitelte die ARD-Talkshow Sabine Christian-
sen ihre Sendung am 7. September 2003 mit „Land ohne Kinder – Land ohne Zukunft?“  
 
Auch im Jahr 2004 ist das Thema Demografie nicht aus den Medien verschwunden – im Ge-
genteil. Am 5. Januar 2004 zog der Spiegel mit einem Baby in schwarz-rot-goldenen Windeln 
auf der Titelseite nach. Der Säugling stemmt unter der Überschrift: „Der letzte Deutsche. Auf 
dem Weg zur Greisenrepublik“ eine Hantel voller älterer Menschen. Der dazugehörige Arti-
kel „Land ohne Lächeln“ kritisiert die Bevölkerungspolitik in der Bundesrepublik. In der FAZ 
vom 8. April 2004 warnte James W. Vaupel davor, die „schmerzhaften Anpassungen in den 
Sozial- und Gesundheitssystemen zu vertagen“, und forderte über die Agenda 2010 hinausge-
hende „radikale Veränderungen“. 
 
All jene, die wie der zuletzt genannte Autor Arbeitnehmerrechte schwächen wollen und einem 
Sozialabbau sowie einer Umverteilung von unten nach oben das Wort reden, begründen dies 
mit dem Argument der demografischen Entwicklung. Suggeriert wird, dass die steigende Zahl 
älterer Menschen und die sinkende Zahl der Gesamtbevölkerung schwerwiegende wirtschaft-
liche Folgen und fatale Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme hätten. Da etwa 
immer mehr Rentnerinnen und Rentner finanziert werden müssten, sei ein Absenken des 
Rentenniveaus unumgänglich. Eine Vielzahl eingängig wirkender Statistiken und Grafiken 
scheint diese Behauptung zu unterstreichen. Bei genauer Betrachtung erweist sich das Demo-
grafie-Argument aber als nicht haltbar.  
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2 Zum Sinn und Unsinn von Langfristprognosen  
 
Vor jeder inhaltlichen Überlegung ist die extrem unsichere statistische Basis aller Demogra-
fie-Debatten zur Kenntnis zu nehmen. Aussagen über die Zukunft sind immer mit großen 
Unsicherheiten behaftet. Szenarien mittlerer Reichweite von 10 bis 15 Jahren können sicher-
lich geeignet sein, in gewissen Grenzen wirtschaftspolitische Anforderungen abzuleiten.1 Ein 
längerer Zeithorizont von bis zu 50 Jahren kann aber kaum als handlungsrelevant angesehen 
werden. Implizit lässt sich dies auch dem Bericht zur 10. Bevölkerungvorausberechnung bis 
2050 entnehmen, dort steht einführend:  
 

„Bevölkerungsvorausberechnungen sollen aufzeigen, wie sich Bevölkerungszahl 
und -struktur unter bestimmten Annahmen langfristig entwickeln würden. Da der 
Verlauf der maßgeblichen Einflussgrößen mit zunehmendem Abstand vom Basis-
zeitpunkt immer schwieriger vorherzusehen ist, haben solche langfristigen Rech-
nungen Modellcharakter. Sie sind bei einem Vorausberechnungszeitraum von 
mehreren Jahrzehnten keine Prognosen, welche die Zukunft vorhersagen, sondern 
schreiben eine Entwicklung unter bestimmten Annahmen fort.“ (Sommer 2003: 
693)  

 
Bosbach bezeichnet denn auch Langfristprognosen von bis zu 50 Jahren zurecht als „moderne 
Kaffeesatzleserei“ (Bosbach 2004: 98). Dass diese Einschätzung zutrifft, zeigt sich, wenn die 
Prognosen früherer Bevölkerungsvorausschätzungen mit den tatsächlichen Bevölkerungszah-
len verglichen werden. So nahmen etwa Modellrechnungen des Statistischen Bundesamtes 
Mitte der 1970er Jahre an, dass in Westdeutschland im Jahr 2000 zwischen 49 und 52 Millio-
nen Menschen leben würden – tatsächlichen waren es 67 Millionen. Die Gründe für den 
Prognosefehler sind: Der Rückgang der Geburtenraten wurde über- und die Lebenserwartung 
unterschätzt, außerdem konnte das politische Ereignis der Vereinigung Deutschlands mit 
seinen demografischen Auswirkungen natürlich nicht vorhergesagt werden.2  
 
Darüber hinaus ist zu bedenken, dass die Modellannahmen von Bevölkerungsvorausberech-
nungen keine fixen Größen darstellen, sondern politisch gestaltbar sind. Die drei wesentlichen 
Annahmen der 10. Bevölkerungsvorausberechnung lauten:  
 
 Konstante Geburtenhäufigkeit von 1,4 Kindern pro Frau bis 2050 (in Ostdeutschland erst 

ab 2011). 
 Zunahme der Lebenserwartung, wobei hier drei verschiedene Varianten unterschieden 

werden. 
 Nettozuwanderung nach Deutschland, hier werden ebenfalls drei unterschiedliche Versio-

nen durchgerechnet.  
 
Insgesamt ergeben sich so neun Szenarien, wobei in der Öffentlichkeit in der Regel über die 
fünfte, die sogenannte mittlere Variante diskutiert wird. Dieser liegen die folgenden Annah-
men zugrunde: Die Lebenserwartung von Neugeborenen wird im Jahre 2050 ungefähr 6 Jahre 
über der aktuellen Lebenserwartung liegen und der Wanderungsüberschuss beläuft sich auf 
200.000 Personen pro Jahr. Die Bevölkerungszahl wird sich aufgrund dieser Annahmen zu-

                                                           
1 Ein Beispiel ist der Anstieg der Studierendenzahlen in den nächsten Jahren, der sich auf Basis der aktuellen 

Schülerzahlen mit hoher Wahrscheinlichkeit prognostizieren lässt, und der aufgrund der aktuell schon beste-
henden Überlastung der Hochschulen einen Ausbau letzterer in der Breite nahe legt. Vgl. dazu Eicker-Wolf 
(2005). 

2 Vgl. zu diesem Beispiel Schmucker (2004: 120).  



 3

nächst noch leicht erhöhen und ab 2013 sinken, 2024 den aktuellen Stand unterschreiten und 
dann auf 75,1 Millionen Menschen im Jahr 2050 fallen. Damit verbunden ist eine Abnahme 
der Personen im erwerbsfähigen Alter von 15 bis 65 Jahren (vgl. Tabelle 1).  
 
 

Tabelle 1: Entwicklung der Gesamtbevölkerung und der Personen im erwerbsfähigen 
Alter (15 bis 65 Jahre) 2002-20201 

Jahr 
2002 2010 2020 2030 2040 2050 

Gesamtbevölkerungszahl (in Tsd.) 
82 522,3 83.066,2 82.822,1 81.220,3 78.539,4 75.117,3 

Personen im Erwerbsfähigen Alter (15-65 Jahr) 
55690,9 55.220,0 53.901,7 49.422,7 46.435,8 44.018,2 

Personen im Erwerbsfähigen Alter in Prozent der Gesamtbevölkerung 
67,5 66,5 65,1 60,9 59,1 58,6 

80prozentige Erwerbsquote 
- 44.176 43.121 39.538 37.149 35.215 

80prozentige Erwerbsquote und davon 5 Prozent Erwerbslose 
- 41.967 40.965 37.561 35.291 33.454 

1 gemäß der fünften (mittleren) Variante der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung  
Quelle: Statistisches Bundesamt, z.T. eigene Berechnungen  
 
 
Der politischen Gestaltbarkeit unterliegen von den aufgezählten Annahmen zum einen die 
Kinderzahl und der Wanderüberschuss (vgl. Bosbach 98 f.). Ist etwa eine höhere Geburtenrate 
erwünscht, so ist hier eine kinder- und familienfreundliche Politik gefordert. Für die Famili-
enplanung ist dabei die Sicherheit eines unbefristeten Arbeitsverhältnisses eine entscheidende 
Einflussgröße (vgl. Kühn 2004: 746). Auf die Möglichkeiten der wirtschaftspolitischen Ge-
staltbarkeit des demografischen Wandels wird im Abschnitt 4 näher eingegangen, zunächst 
soll untersucht werden, ob die demografischen Veränderungen die schwerwiegenden ökono-
mischen Folgen mit sich bringen würden, wenn sie tatsächlich so einträfen wie vorausgesagt. 
 
 
3 Demografischer Wandel stellt gesamtwirtschaftlich kein Problem dar  
 
Selbst wenn die Bevölkerungsvorausberechnungen trotz der voranstehend genannten Beden-
ken als Diskussionsgrundlage akzeptiert werden, ist vor Dramatisierungen zu warnen. Richtig 
ist zunächst einmal, dass der Anteil der älteren Menschen an der Gesamtbevölkerung auf-
grund einer steigenden Lebenserwartung und sinkender Geburtenraten in den letzten Jahr-
zehnten stark gewachsen ist. Geht man davon aus, dass eine ähnliche Entwicklung auch in 
den nächsten Jahrzehnten anhalten wird, dann werden auf 100 Menschen mittleren Alters 
(Personen im Alter zwischen 15 und 65) etwa 51 statt heute 26 Ältere (Personen im Alter ab 
65 Jahren) kommen.3 Allerdings sind ältere Menschen nicht die einzigen, die auf die gesell-
schaftliche Unterstützung angewiesen sind, denn auch Kinder und Jugendliche müssen von 
der Gesellschaft versorgt werden. Eine seriöse Analyse der demografischen Entwicklung 
muss auch diese Menschen als gesellschaftliche „Belastungsfaktoren“ einbeziehen. Das Sta-
tistische Bundesamt geht davon aus, dass die Zahl der Kinder und Jugendlichen (Personen im 
Alter bis 15 Jahren) von heute 22 pro 100 Menschen mittleren Alters bis 2050 auf 20 sinkt 

                                                           
3 Das Statistische Bundesamt rechnet mit anderen Alterspannen: Der Jugendquotient umfasst alle unter 20 und 

der Altenquotient alle ab 60 Jahre. Siehe Anhang.  
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(sogenannter Jugendquotient). Berücksichtigt man diese Werte, so relativieren sich die obigen 
Zahlen: auf 100 Menschen mittleren Alters kommen im Jahr 2050 zwar 71 zu versorgende 
ältere und jüngere Menschen, heute sind es allerdings auch schon 48 (vgl. auch Tabelle 2). 
Die Zahl der zu versorgenden Personen – ältere und junge – wächst also bei Weitem nicht so 
schnell, wie dies suggeriert wird, wenn ausschließlich die Versorgungslasten für ältere Men-
schen zugrundegelegt werden.  
 
 
Tabelle 2: Jugend-, Alten- und Gesamtquotient von 2001 bis 20501  
Jahr 2002 2010 2020 2030 2040 2050 
Jugendquotient (0 bis 15 Jahre)  22,3 20,4 19,9 20,6 22,1 20,1
Altenquotient (ab 65 Jahre)  25,9 30,0 33,8 43,7 49,1 50,5
Gesamtquotient (von 0 bis 15 und über 65 Jahre) 48,2 50,4 53,7 64,3 71,7 70,6
1 Junge (0 bis 15 Jahre) und Alte (ab 65 Jahre) pro 100 Menschen im mittleren Alter (15 bis 65 Jahre) gemäß der 
mittleren Variante der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung.  
Quelle: eigene Berechnungen 
 
 
Vergleicht man die derzeit prognostizierte Verschiebung der Bevölkerungsstruktur mit dem 
demografischen Wandel, der in den vergangenen 100 Jahren schon stattgefunden hat, so rela-
tivieren sich die prognostizierten demografischen Veränderungen ein weiteres Mal, da der 
einschneidende demografische Wandel längst hinter uns liegt.  
 
 
Schaubild 1: Alterung in Deutschland 1871-20501  

1 Der im Schaubild 1 abgebildete Wert entspricht (ab 2010) dem Kehrwert des Altenquotienten in Tabelle 2.  
Quelle: ver.di (2003: 8)  
 
 
Schon in den letzten 100 Jahren hat die Zahl der Personen mittleren Alters im Verhältnis zur 
Zahl der über 65-Jährigen gravierend abgenommen (vgl. dazu ver.di 2003: 8). Kamen im Jahr 
1900 noch 12,4 Personen zwischen 15 und 65 Jahre auf eine Person ab 65, so waren es 1950 
nur noch 6,9. Im Jahr 2000 waren es nur noch 4,1. Die prognostizierte weitere Abnahme auf 
einen Wert von 2,0 in den nächsten 50 Jahren nimmt sich dagegen vergleichsweise gering aus 
(vgl. Schaubild 1).  
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Diese enormen demografischen Verschiebungen wurden in der Vergangenheit durch Produk-
tivitätssteigerungen problemlos aufgefangen. Breite Bevölkerungsschichten konnten von 
wachsendem Wohlstand profitieren und ihre eigenen Arbeitszeiten sogar deutlich reduzieren, 
obwohl die Zahl der älteren Menschen zugleich stark angestiegen war. Glaubt man den gän-
gigen Demografie-Argumenten, so hätte der Kollaps der Sozialversicherungssysteme schon 
längst stattfinden müssen. Der Blick zurück zeigt aber, dass dem nicht so war, weil die be-
ständige Erhöhung der Produktivität den Versorgungsaufwand für eine steigende Zahl von 
Rentnerinnen und Rentnern mehr als wettmachte.  
 
Es besteht kein Grund zur Annahme, dass sich diese Entwicklung in Zukunft nicht in ähnli-
cher Weise fortsetzen wird. Selbst diejenigen, die die zukünftige demografische Entwicklung 
in der Bundesrepublik für ein Problem halten, gehen selbstverständlich davon aus, dass die 
Arbeitsproduktivität (Erwerbstätigenproduktivität) bis zum Jahr 2050 steigt. So kalkuliert die 
Herzog-Kommission mit einer Jahreswachstumsrate von bescheidenen 1,25 Prozent, dies 
würde für den Zeitraum 2002 bis 2050 zu einer Gesamtsteigerung der Erwerbstätigenproduk-
tivität von 82 Prozent führen. Die Rürup-Kommission unterstellt eine Wachstumsrate in Höhe 
von 1,8 Prozent, was für den gleichen Zeitraum einem kumulierten Anstieg von 135 Prozent 
entspricht. Eine solche Produktivitätssteigerung ermöglicht mithin einen Anstieg des Lebens-
standards, selbst wenn der Altenanteil steigt.  
 
Zudem könnte das zukünftige Sozialprodukt durch den Abbau der Arbeitslosigkeit und durch 
eine Erhöhung der Erwerbsquote vergrößert werden. Dabei sollte insbesondere darauf abge-
zielt werden, eine Steigerung der Erwerbsquote von Frauen zu erreichen: Während von 100 
Frauen im Alter von 15 bis 65 Jahren nur rund 64 Prozent arbeiten oder Arbeit suchen, sind 
dies in der männlichen Altersgruppe ungefähr 79 Prozent.  
 
Eine Beispielrechnung soll die voranstehenden Überlegungen verdeutlichen. Als Ausgangsba-
sis werden dabei die Daten für Deutschland im Jahr 2002 gewählt. Wir wollen im folgenden 
unterstellen, dass Deutschland ab 2010 eine Erwerbsquote von insgesamt 80 Prozent aufweist 
– ein Wert, den Dänemark, die Schweiz und Schweden aktuell schon erreichen und der insbe-
sondere eine Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit voraussetzt.4 Des weiteren sei angenom-
men, dass von den Personen, die dem Arbeitsmarkt als Erwerbstätige zur Verfügung stehen, 
fünf Prozent keine Arbeit finden, d.h. es wird eine Halbierung der Arbeitslosenquote unter-
stellt (vgl. Tabelle 1).5  
 
Ausgehend von einer Erwerbstätigenproduktivität in Höhe von 51.400 Euro (real, in Werten 
von 1995) und einem realen Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf in Höhe von 23.900 Euro 
im Jahr 2002 lässt sich dann auf Grundlage von verschiedenen Annahmen in Bezug auf den 
Anstieg der Produktivität die Erhöhung des BIP pro Kopf in den Jahren bis 2050 berechnen. 
Hier sollen konkret drei Szenarien durchgerechnet werden. Im ersten Beispiel wird unterstellt, 
dass die Erwerbstätigenproduktivität durchschnittlich um 1,6 Prozent steigt, dies entspricht 
dem vergleichsweise schwachen Anstieg in Deutschland in den 1990er Jahren. Der zweite 
Fall geht entsprechend dem Gutachten der Rürup-Kommission zur Reform der sozialen Siche-
                                                           
4 Die OECD (vgl. OECDa 2004) weist die deutsche Erwerbsquote im Jahr 2002 mit 71,5 Prozent (Männer: 78,7 

Prozent, Frauen 64,2 Prozent) aus. Bereits heute ist die Erwerbsquote in vielen Ländern wesentlich höher als in 
Deutschland. Die entsprechenden Quoten belaufen sich für Dänemark auf 79,9 Prozent (Männer 83,8 Prozent, 
Frauen 75,9 Prozent), für Schweden auf 79 Prozent (Männer: 80,9 Prozent, Frauen 77,1 Prozent) und für die 
Schweiz auf 81,3 Prozent (Männer 88,7 Prozent, Frauen 73,9 Prozent). 

5 Ein höherer Beschäftigungsstand würde in Deutschland und in Europa eine koordinierte und konjunkturgerech-
te Makropolitik, aktuell insbesondere eine expansiver ausgerichtete Fiskalpolitik, erfordern, vgl. dazu z.B. 
Hein/Truger (2004).  
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rungssysteme von einer Produktivitätszunahme in Höhe von 1,8 Prozent aus (vgl. Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Soziale Sicherung 2003). Als drittes schließlich wird ein noch 
optimistischeres Szenario mit einer Produktivitätssteigerung von zwei Prozent unterstellt. 
Dass auch die letzte Annahme nicht vollkommen unrealistisch ist, zeigt das Beispiel Großbri-
tannien: der Anstieg der Erwerbstätigenproduktivität lag hier in den 1990er Jahren im Durch-
schnitt bei 2,2 Prozent.  
 
Die Steigerung der Erwerbstätigenproduktivität führt je nach unterstellter Wachstumsrate der 
Produktivität zu der in Schaubild 2 dargestellten Erhöhung des BIP pro Kopf. Selbst im Falle 
einer vergleichsweise schwachen Zunahmen der Produktivität von 1,6 Prozent verdoppelt sich 
das Pro-Kopf-BIP bis 2050 von 23.900 Euro auf 49.000 Euro (+ 105 Prozent). Nimmt die 
Produktivität um 1,8 Prozent zu, beläuft sich die Höhe des Bruttoinlandsproduktes je Ein-
wohner in Deutschland im Jahr 2050 sogar auf 53.900 Euro (+ 126 Prozent). Und im Falle des 
optimistischen Szenarios mit einem zweiprozentigen Produktivitätsanstieg steigt das BIP pro 
Kopf mit einem Wert von 59.200 Euro sogar auf den zweieinhalbfachen Ausgangswert (+ 148 
Prozent).  
 
 
Schaubild 2:  Bruttoinlandsprodukt pro Kopf im Falle unterschiedlicher Produktivitäts-

steigerungen 2002 bis 20501  

1 Annahmen: ab 2010 80prozentige Erwerbsquote für die 15-65jährigen, davon 5 Prozent erwerbslos 
Quelle: eigene Berechnungen  
 
 
Insgesamt zeigen die hier durchgeführten Berechnungen, dass auch ein steigender Alten- oder 
Gesamtquotient zu einem steigenden Bruttoinlandsprodukt pro Kopf führt. Und selbst wenn 
die hier im Rahmen der Modellrechnungen unterstellten Parameter ungünstiger gewählt wer-
den, sind noch immer hohe Zuwächse beim Pro-Kopf-BIP zu verzeichnen. Wenn etwa von 
einer Erwerbsquote in Höhe von nur 70 Prozent ausgegangen wird, die Arbeitslosenquote 
10% beträgt und die Erwerbstätigenproduktivität bis 2050 im Jahresdurchschnitt lediglich um 
1,6 Prozent wächst, dann wird sich das BIP pro Kopf immer noch auf einen Wert von 38.800 
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Euro im Jahre 2050 erhöhen (+ 70 Prozent). Und selbst wenn im letzten Fall (Erwerbsquote 
70 Prozent, Arbeitslosenquote 10 Prozent) ein jahresdurchschnittlicher Anstieg der Erwerbs-
tätigenproduktivität von nur einem Prozent unterstellt wird, weist das BIP pro Kopf trotz 
absolut sinkender Erwerbstätigenzahl im Jahr 2050 immer noch ungefähr den Wert des Jahres 
2002 auf.  
 
Auch wenn ein Abbau der Arbeitslosigkeit und eine Erhöhung der Erwerbsquote unter sonst 
gleichen Umständen zu einer höheren Lohnsumme und so zu sinkenden Beitragssätzen in den 
Sozialkassen führen würde, soll hier nicht bestritten werden, dass auch in diesem Fall Bei-
tragssatzsteigerungen zu erwarten wären. Im Bereich der Rentenversicherung wird dies auf-
grund der steigenden Zahl der Rentnerinnen und Rentner dann der Fall sein, wenn im Umla-
gesystem ein bestimmtes Rentenniveau gehalten werden soll. Für die öffentlichen Haushalte 
gilt analog, dass sie durch die steigende Zahl von Pensionärinnen und Pensionären mit stei-
genden Versorgungsausgaben rechnen müssen. Mit anderen Worten: selbst durch Produktivi-
tätssteigerungen, einen Abbau der Arbeitslosigkeit und eine Erhöhung der Erwerbsquote ist 
von einer Erhöhung der Beitragssätze zur gesetzlichen Rentenversicherung auszugehen. Da-
mit wird die Frage der sogenannten Lohnnebenkosten und ihre Wirkung auf Wachstum und 
Beschäftigung berührt.  
 
Die für die Zukunft der Finanzierung der sozialen Sicherung zentrale Frage besteht offenbar 
darin, ob langfristig weiter steigende Beitragssätze unproblematisch sind, oder ob diese, wie 
in der gegenwärtigen Debatte um die Lohnnebenkosten unterstellt, ein gravierendes Problem 
für Wachstum und Beschäftigung darstellen, so dass man nach anderen Finanzierungsmög-
lichkeiten suchen muss.  
 
 
Schaubild 3:  Entwicklung der Lohnstückkosten in Deutschland, der EU, Japan und den 

USA 1995-2003 (1995 = 100)  

Quelle: Eurostat, eigene Darstellung  
 
 
Mit Blick auf die letzten Jahre stellt ein Anstieg der Lohnnebenkosten, verursacht durch stei-
gende Beitragssätze der Sozialversicherungen, kein Problem für die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft dar. Die nominalen Lohnstückkosten – die entschei-
dende Größe für die preisliche Wettbewerbsfähigkeit eines Landes, in der auch die Lohnne-
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benkosten Berücksichtigung finden – sind in Deutschland seit Mitte der 1990er Jahre unter-
durchschnittlich gestiegen (vgl. Schaubild 3).6 Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft ist also ausgezeichnet.  
 
Auch von einem durch Lohnnebenkosten verursachten beschäftigungsfeindlichen Lohndruck 
kann in Deutschland keine Rede sein. Die Lohnpolitik ist seit Mitte der 1990er sehr zurück-
haltend, seit 1996 wird der sogenannte verteilungsneutrale Spielraum (Produktivitätsanstieg 
zuzüglich Zielinflationsrate der Europäischen Zentralbank) nicht mehr ausgeschöpft. Die 
Lohnquote ist seit 1995 um über 1,5 Prozent (vgl. Schaubild 4) und seit 1993 sogar um 3 
Prozent gesunken. Die sehr moderaten Nominallohnsteigerungen haben die Bundesrepublik 
mittlerweile gar an den Rand einer deflationären Entwicklung gebracht (vgl. Hein et al. 
2004a).  
 
 
Schaubild 4: Bereinigte Lohnquote in Deutschland 1991-2003  

Quelle: Eurostat, eigene Darstellung  
 
 
Außerdem ist aus kreislauftheoretischer Sicht nicht einsichtig, warum Lohnnebenkosten über-
haupt erhebliche negative Wachstums- und Beschäftigungseffekte zugesprochen werden. 
Zwar mindern die Sozialbeiträge auf der einen Seite die verfügbaren Einkommen der bei-
tragspflichtigen privaten Haushalte und stellen einen Kostenfaktor für die Unternehmen dar. 
Auf der anderen Seite wird das erzielte Beitragsaufkommen jedoch entweder direkt für staat-
liche Käufe von Gütern und Dienstleistungen eingesetzt oder es wird als Transfereinkommen 
an Haushalte mit tendenziell hoher Konsumneigung größtenteils wieder nachfragewirksam 
(vgl. Hein et al. 2004b: 298 f.).  
 
Ähnliche Überlegungen lassen sich für die steigenden Pensionsausgaben der öffentlichen 
Hand anstellen. Ein höheres Wachstum und eine angemessene Steuerpolitik ist in der Lage, 
ausreichende Einnahmen für die zunehmenden Versorgungsausgaben zu mobilisieren – auch 
für die Versorgungsausgaben gelten die schon aufgezeigten kreislauftheoretischen Überle-
gungen. Einen schweren Fehler begeht die Fiskalpolitik, wenn sie aufgrund aktueller Haus-
haltslöchern sowie den prognostizierten steigenden Pensionärszahlen Ausgabenkürzungen 

                                                           
6 Die langfristige Entwicklung der deutschen Lohnstückkosten im internationalen Vergleich von 1973 ist 1997 
vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) untersucht worden; dabei wurde ein Wettbewerbsvorteil 
für die Bundesrepublik festgestellt (vgl. DIW-Wochenbericht 30/1997). 
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vornimmt und dann auch noch in Bereichen spart, die wie öffentliche Investitionen und Aus-
gaben im Bereich Bildung und Erziehung besondere Wachstumsrelevanz besitzen.  
 
 
4 Anforderungen an die Wirtschafts- und Fiskalpolitik  
 
Die Wirtschafts- und insbesondere die Fiskal- und Steuerpolitik ist gefordert, für ein ausrei-
chendes Wirtschaftswachstum und damit einen hohen Beschäftigungsstand zu sorgen, die 
Erwerbsquote insbesondere von Frauen zu steigern sowie die Erwerbstätigenproduktivität zu 
erhöhen.  
 
Die Länder der Europäischen Währungsunion (EWU) – und dies gilt speziell für Deutschland 
– weisen im Vergleich zu den USA und Großbritannien im Durchschnitt der letzten 15 Jahre 
eine wesentlich schlechtere Wachstums- und Beschäftigungsentwicklung auf. Entgegen der 
häufig vertretenen These, dass hierfür die unterschiedliche Regulierung und institutionelle 
Ausgestaltung des Arbeitsmarktes verantwortlich sei,7 ist es ein zu restriktiver makroökono-
mischer Politik-Mix, der für die Wachstumsschwäche in der EWU ausschlaggebend ist. Um 
einen höheren Wachstumspfad und einen höheren Beschäftigungsstand ähnlich der angelsäch-
sischen Länder8 auch in Deutschland und im gesamten Euroraum zu erreichen, wäre eine 
antizyklisch und angesichts von Wachstumsschwäche und hoher Arbeitslosigkeit expansiv 
ausgerichtete Wirtschaftspolitik erforderlich (vgl. Bartsch et. al. 2003 und Hein/Truger 2004) 
– eine wesentliche Rolle spielt hierbei die Fiskalpolitik.  
 
Einer solchen expansiven Fiskalpolitik stehen in der EWU und in Deutschland die Regularien 
des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakts entgegen, die die Euroländer zu einer re-
striktiven Ausgabenpolitik verpflichten. Länder dürfen den Referenzwert für das laufende 
Defizit von drei Prozent – ohne Sanktionen fürchten zu müssen – nur dann überschreiten, 
wenn das entsprechende Land einen Einbruch beim BIP-Wachstum von mindestens zwei 
Prozent aufweist. Darüber hinaus sind die Länder der EWU verpflichtet, mittelfristig einen 
ausgeglichenen Haushalt oder sogar einen Budgetüberschuss anzustreben. Dadurch wird die 
öffentliche Hand zu einer Sparpolitik gezwungen, die aufgrund ihrer negativen Nachfragewir-
kungen konjunkturpolitisch dysfunktional ist und das Wirtschaftswachstum nachhaltig 
schwächt. Hinzu kommt, dass die von der rot-grünen Bundesregierung praktizierte Steuerpoli-
tik zu Einnahmenausfällen bei der öffentlichen Hand geführt hat, die den Sparzwang noch 
verstärken. Das Ergebnis ist eine Unterfinanzierung von öffentlichen Aufgaben, denen eine 
hohe Bedeutung für Innovationen und Wachstum zukommt: Bildung und öffentliche Infra-
struktur. 
 
In diesem Zusammenhang ist auch zu bedenken, dass die Produktivitätsentwicklung in einer 
Volkswirtschaft nicht unabhängig vom Wirtschaftswachstum ist. Dieser Zusammenhang hat 
seinen Niederschlag im sogenannten Verdoorn-Law gefunden. Der Hintergrund dieses „Ge-
setzes“ ist der Gedanke, dass im Zuge einer Nachfragebelebung die Produktion zunimmt, was 
jedoch keinen gleich großen Beschäftigungsanstieg auslöst, da infolge von Skalenerträgen 
und durch eine schnellere und breitere Diffusion von Innovationen die Arbeitsproduktivität 
steigt.9 
 

                                                           
7 Zur Wiederlegung dieser These vgl. Hein et al. (2003).  
8 Zur positiven Rolle der Makropolitik in Großbritannien vgl. Volz (2003), zu den USA vgl. Fritsche et al. 

(2004).  
9 Verdoorn (1951) formulierte das nach ihm benannte „Gesetz“ aufgrund von empirischen Tatbeständen, ohne 

hierfür eine produktionstheoretische Grundlage zu liefern.  
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Damit kommen wir zur Steuerpolitik. Eine sozial ausgewogene Steuerpolitik muss dafür Sor-
ge tragen, dass genug Geld in die öffentlichen Kassen fließt, um die Finanzierung wichtiger 
zukunftsträchtiger Aufgaben sicherzustellen und um die steigenden Versorgungsausgaben zu 
ermöglichen. Aufgrund der rot-grünen Steuerpolitik wird die öffentliche Hand im Jahr 2005 
gegenüber 1998 über 50 Milliarden Euro weniger Geld einnehmen, dies entspricht fast 2,5 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Steuerlich entlastet worden sind insbesondere Hochein-
kommensbezieherinnen und -bezieher sowie der Unternehmenssektor.10 Einen Steuerreform-
vorschlag, der die Steuerlast gerecht verteilt und zugleich die Finanzierung der öffentlichen 
Ausgaben sicherstellt, ist das Konzept der Solidarischen Einfachsteuer (SES), das im Mai 
2004 von attac und ver.di vorgestellt worden ist.11 Die Solidarische Einfachsteuer schlägt 
unter anderem die Wiedererhebung der Vermögensteuer und die Erhöhung der Erbschaftsteu-
er vor. Außerdem soll das Ehegattensplitting abgeschafft und durch ein Mindest-Realsplitting 
ersetzt werden, bei dem maximal ein zweiter Grundfreibetrag in Höhe von 8.000 Euro abge-
zogen werden darf. Allerdings bleibt für alle über 50-Jährigen das Ehegattensplitting erhalten, 
weil in diesem Alter besonders Frauen am Arbeitsmarkt nur noch geringe Chancen haben. Im 
Gegenzug werden die Kinderfreibeträge und das Kindergeld leicht erhöht. Fünf Milliarden 
Euro aus dem Mehraufkommen aus der Solidarischen Einfachsteuer in Höhe von gut 35 Mil-
liarden Euro sollen für den Ausbau der Kinderbetreuung aufgewendet werden, hierdurch 
könnte eine Steigerung der Geburtenrate erreicht werden. Die hier vorgeschlagene Änderung 
der Ehegattenbesteuerung ist sinnvoll, weil das Ehegattensplitting die traditionelle und Frauen 
diskriminierende Hausfrauenehe fördert. Das Ehegattensplitting gilt als eine wesentliche Ur-
sache für die im internationalen Vergleich niedrige Erwerbsbeteiligung von Frauen in 
Deutschland.12  
 
Darüber hinaus sollte auf europäischer Ebene die sogenannte „goldene Regel“ im Rahmen des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes Berücksichtigung finden, d.h. die Finanzierung öffentlicher 
Investitionen sollte grundsätzlich auch mittels Kreditaufnahme erlaubt sein. Der „goldenen 
Regel“ liegt der Gedanke zugrunde, dass mittels Kredit finanzierte öffentliche Investitionen 
über mehrere Jahre in Gebrauch sind und Nutzen stiften. Außerdem erhöhen sie das Produkti-
onspotential und tragen – wenn letzteres durch eine angemessene und vor allem konjunktur-
gerechte Wirtschaftspolitik ausgeschöpft wird – auch zu höheren Einkommen in der Zukunft 
bei. Dabei sollte der Investitionsbegriff um Ausgaben im Bildungsbereich erweitert werden.  
 
Die staatliche Bereitstellung der öffentlichen Infrastruktur (Bruttoanlagevermögen des Staa-
tes) ist eine wesentliche Voraussetzung für private Wirtschaftsaktivitäten und damit auch für 
die gesamtwirtschaftliche Produktivitätsentwicklung. Aus Sicht der Unternehmen weist die 
öffentliche Infrastruktur eine Vorleistungs- bzw. Komplementärfunktion auf, sie erhöht das 
unternehmerische Produktionspotential und senkt die Produktionskosten. Fallen die staatli-
chen Investitionen zu gering aus, wird sich dies negativ auf das Wirtschaftswachstum auswir-
ken.  
 
In Deutschland entwickeln sich die öffentlichen Investitionen seit Beginn der 1970er Jahre im 
Verhältnis zum Sozialprodukt rückläufig; im internationalen Vergleich weist Deutschland 
eine vergleichsweise niedrige staatliche Investitionsquote auf, wie Schaubild 5 zu entnehmen 
ist. Ein wesentlicher Grund für diesen Rückgang und die international unterdurchschnittliche 
Investitionstätigkeit der deutschen öffentlichen Hand ist in deren Konsolidierungsbemühun-
gen zu sehen: Kürzungen bei den öffentlichen Investitionen sind für die Gebietskörperschaf-

                                                           
10 Zur Steuerpolitik der letzten Jahre vgl. ausführlich Truger (2004) und Eicker-Wolf (2004).  
11 attac und ver.di (2004). Die Umsetzung des Konzepts der Solidarischen Einfachsteuer fordern auch die IG 

Metall und die IG BAU.  
12 Zum Ehegattensplitting vgl. Schwan (1996: 66 ff.).  
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ten häufig das einfachste Mittel, um die Ausgabentätigkeit zu beschränken. Keineswegs lässt 
sich die zunehmende Investitionszurückhaltung der öffentlichen Hand mit einer „Sättigung“ 
im Bereich der Infrastruktur begründen.13  
 
 
Schaubild 5:  Bruttoanlageinvestitionen der öffentlichen Hand (in Prozent des BIP) im 

internationalen Vergleich (2003)  

Quelle: Europäische Kommission  
 
 
Die Erwerbstätigenproduktivität hängt wesentlich vom Ausbildungsstand der Bevölkerung ab. 
Vor diesem Hintergrund ist die häufig schlechte Bewertung in vielen Bereichen des deutschen 
Bildungssektors bedenklich (vgl. dazu OECD 2003 und 2004b), zudem droht Deutschland 
sowohl im Bereich der dualen als auch der akademischen Ausbildung ein Fachkräftemangel 
(vgl. Reinberg/Hummel 2003). Um die Zahl der Ausbildungsplätze zu steigern, wäre eine 
Ausbildungsplatzabgabe das geeignete Mittel (vgl. DGB Hessen 2004).  
 
Um einen Fachkräftemangel in akademischen Berufen zu verhindern und generell die Hoch-
schulausbildung zu verbessern, wäre ein Ausbau der Hochschulen angezeigt. Die Universitä-
ten sind laut Angaben des Wissenschaftsrates (2003) bezogen auf die Fläche zu 142 Prozent, 
die Fachhochschulen zu 124 Prozent und die Gesamthochschulen sogar zu 169 Prozent ausge-
lastet. Die Personalausstattung der universitären Fachbereiche ohne Hochschulkliniken stag-
niert trotz steigender Studierendenzahlen seit 1975. Diese Unterausstattung der Hochschulen 
wird sich in den nächsten Jahren drastisch verschärfen: Die Zahl der Studierenden wird sich 
allein aufgrund eines Anstiegs der Jahrgangsstärken auf bis zu 2,2 bis 2,4 Millionen im Jahr 
2011 erhöhen. Dabei ist zu bedenken, dass in Deutschland ein vergleichsweise geringer Anteil 
eines Jahrgangs studiert. Die niedrige Akademikerquote in der Bundesrepublik wird häufig 
beklagt und eine höhere Quote ist unter Produktivitäts- und Wachstumsgesichtspunkten ange-
bracht. Eine solche Steigerung sollte aber vor allem die hohe und steigende soziale Immobili-
tät in Deutschland14 im Blick haben, d.h. eine Erhöhung der Bildungsquote muss mit einem 

                                                           
13 Beispielhaft lässt sich dies auf der kommunalen Ebene zeigen, die immerhin zwei Drittel der Sachinvestitionen 

der öffentlichen Hand tätigt. Nach einer Bedarfstudie von Reidenbach et al. (2002) müssten sich die Investitio-
nen der Städte und Gemeinden verdoppeln, um die kommunale Infrastruktur in einem angemessenen Zustand 
zu halten bzw. sinnvolle Erweiterungen vorzunehmen (vgl. Reidenbach 2003).  

14 Vgl. dazu Bundesminsterium für Bildung und Forschung (2004: 89 ff.).  
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Anstieg des Studierendenanteils von Kindern aus so genannten bildungsfernen Schichten 
verbunden werden.  
 
In Bezug auf die Kreditfinanzierung von bestimmten staatlichen Ausgabenbereichen hat sich 
in Politik und Wissenschaft ein breiter Konsens darüber herausgebildet, dass der Staat in der 
Schuldenfalle sitze, die gegenwärtige Generation auf Kosten der zukünftigen Generationen 
lebe und deshalb das staatliche Defizit um jeden Preis gesenkt werden müsse.  
 
In Hinblick auf den Schuldenstand des Staates ist dieses Generationenargument zurückzuwei-
sen.15 Es unterstellt, dass heutige Generationen durch schuldenfinanzierte Leistungen auf 
Kosten zukünftiger Generationen leben: Während die gegenwärtige Generation in den Genuss 
der staatlichen Leistungen komme, müsse die später anfallende Zahllast in Form von Steuern 
für Zins und Tilgung von nachfolgenden Generationen aufgebracht werden.  
 
Diese Sicht der staatlichen Verschuldung stellt eine unzulässige Analogie zur privatwirt-
schaftlichen Verschuldung dar, denn im Falle der Staatsverschuldung werden von einer Gene-
ration zur anderen nicht nur Zahlungsverpflichtungen, sondern auch die entsprechenden Ver-
mögenstitel weitergegeben. Defizitfinanzierte Staatsausgaben legen zwar bestimmte Zah-
lungsströme für die Zukunft fest – ein Teil der Steuereinnahmen des Staates fließt an dessen 
Gläubiger –, es findet aber keine einseitige „Vererbung“ von zu bedienenden Schulden statt. 
Aber selbst wenn nur der Staat in seiner Position als Schuldner betrachtet wird, muss berück-
sichtigt werden, dass dieser – falls er mittels Staatsverschuldung öffentliche Investitionen 
tätigt – auch Vermögenswerte, etwa öffentliches Infrastrukturkapital, besitzt, die ebenfalls 
„vererbt“ werden und die der reinen Zahllast gegengerechnet werden müssen. 
 
Eine Belastung zukünftiger Generationen wird sich tatsächlich ergeben, wenn die öffentliche 
Hand in zu geringem Umfang Infrastrukturinvestitionen tätigt oder die Ausgaben im Bil-
dungsbereich zu gering ausfallen und sie gerade dadurch zu einem geringeren Wachstums-
trend und einer Belastung zukünftiger Generationen beiträgt. Gerade in diesen beiden Aufga-
benbereichen der öffentlichen Hand ist, wie hier ansatzweise gezeigt wurde, ein großer Aus-
gabenbedarf auszumachen.  
 
 
5 Fazit  
 
Die voranstehenden Ausführungen haben zu Anfang gezeigt, dass die Langfristprognosen in 
Hinblick auf die Bevölkerungsentwicklung wenig sinnvoll sind. Aber selbst wenn man diese 
akzeptiert, sind, legt man realistische Annahmen zu Grunde, keine dramatischen Auswirkun-
gen zu erwarten. Zudem sind viele Parameter, die das zukünftige Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf bestimmen wirtschafts- und insbesondere fiskalpolitisch gestaltbar. Seiner Dramatik 
beraubt, erweist sich das Demografie-Argument als ideoligisches Konstrukt zur Legitimie-
rung von Sozialabbau, gesellschaftlicher Umverteilung von unten nach oben und zum Eingriff 
in Arbeitnehmerrechte. 
 
 
 
 
 
 
                                                           
15 Eine umfangreiche Diskussion der Staatsschuldenproblematik und der Sinnhaftigkeit einer Konsolidierungs-

politik liefern Eicker-Wolf/Truger (2003).  
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Anhang 
 
Jugend-, Alten- und Gesamtquotient von 2001 bis 2050  
Jahr 2001 2010 2020 2030 2040 2050 
Jugendquotient (unter 20 Jahren)  38,1 33,5 33 35,4 33,9 34,1
Altenquotient (über 60 Jahre)  43,9 46,0 54,8 70,9 72,8 77,8
Gesamtquotient (unter 20 und über 60 Jahre) 81,9 79,5 87,7 106,2 106,6 112,0
Quelle: Statisches Bundesamt  
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Demographischer Wandel - Herausforderung an die Landespolitik2

Quellen des Wachstums
- Jahresdurchschnittliche Veränderungsraten 1990 bis 2000, in Prozent -

Durchschnittliche jährliche Veränderung der

Arbeitsproduktivität pro Erwerbstätigen

Staat Durchschnittliches
Wachstum des BIP

pro Kopf

Stundenzahl Stundenprodukti-
vität (bei gege-
benen Human-

kapital)

Humankapital

Erwerbsfähige
Bevölkerung/Ge-
samtbevölkerung
(Demographie)

Erwerbsfähige
Bevölkerung

USA 2,26 0,27 1,20 0,35 0,06 0,38

UK 2,05 -0,21 1,18 0,85 0,01 0,22

Frankreich 1,54 -0,36 1,22 0,50 -0,10 0,28

Schweden 1,49 0,58 1,51 0,31 0,00 -0,91

Deutschland 1,20 -0,43 1,83 0,01 -0,11 -0,10

Quelle: OECD (2003)

Wiesbaden-10-11-04.ppt
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Wachstumsraten der Erwerbsbevölkerung
- 1991-2003, in Prozent -

Quelle: OECD Statistisches Bundesamt IW-Berechnungen
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Rückläufiges Arbeitsangebot
- Prognose des Erwerbspersonenpotenzials bei unterer Potenzialerwerbsquote

und jährlichem Nettowanderungssaldo von 100.000 -
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Nachwuchsprobleme
- Ausgleich des Erwerbspersonenpotenzials der 60- bis 64-Jährigen 

durch nachrückende 15- bis 19-Jährige -
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Fertilität
- Durchschnittliche Kinderzahl von 35- bis 40-jährigen Frauen 

in Westdeutschland nach Bildungsabschluss der Frau -
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Wachstumseffekte der demographischen Entwicklung

1991 - 2000 2000 - 2010 2010 - 2020 2020 - 2030

Veränderung der jährlichen
Wachstumsrate des BIP je
Einwohner durch den
demographischen Effekt in
Prozentpunkten

-0,11 -0,18 -0,26 -0,78

Quelle: Statistisches Bundesamt, OECD, IW-Berechnungen
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Alternative Erwerbspersonenpotenzialpfade
- Erwerbspersonen (15 Jahre und älter) 2000 bis 2050, verschiedene Szenarien, 

Anpassung der Geburtenhöhe zwischen 2005 und 2014 -
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Humankapital und Wachstum: 
ausgewählte Befunde

Studie erklärte Variable erklärende Variable Ergebnis

Mankiw/Romer/Weil (1992) BIP/Kopf Humankapital Akkumulationsrate des Humankapitals
beeinflusst das Niveau der Produktivität.
Erhöhung der Rate führt zu Wachstum im
Anpassungsprozess.

Uzawa (1965);
Lucas (1988)

BIP/Kopf Humankapital Humankapital ist Produktionsfaktor und
wird im Bildungssystem produziert. Pro-
duktivität im Bildungssektor und Anteil des
Bildungssektors am Gesamthumankapital
bestimmen Wachstumsrate.

Romer (1990);
Nelson/Phelps (1996)

BIP/Kopf Humankapital Der bestehende Bestand an Humankapital
bestimmt die Innovationsfähigkeit.

Bassanini/Scarpetta (2001) BIP/Kopf Bildungsjahre Ein zusätzliches durchschnittliches Bil-
dungsjahr führt zu einer langfristigen Erhö-
hung des Outputs pro Kopf um 6 Prozent.

Sachverständigenrat (2002/2003) BIP/Kopf (15-64) Bildungsjahre Steigerung der Bildungsjahre um 1 Prozent
führt zu einem zusätzlichen Wachstum von
0,1 Prozent.

OECD (2003) BIP/Stunde Bildungsabschlüsse Eine Steigerung der formalen Bildung ist
Wachstumstreiber. Deutschland hat dar-
aus im vergangenen Jahrzehnt keinen
Wachstumsbeitrag gezogen.

Wiesbaden-10-11-04.ppt
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Humankapital und Wachstum in Deutschland 
- EU-15=100 -
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Relatives Bildungsniveau in Deutschland 
- Anteil der Personen mit den jeweiligen Bildungsabschlüssen 

bezogen auf die Bevölkerung im jeweiligen Alter, EU-15 = 100 -
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Akademikerersatzquoten
- Jüngere (25-34 Jahre) pro ältere (55-64 Jahre) Akademiker -
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Akademikerangebot
- Alternative Pfade bei unterschiedlichen Reformpaketen -
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MINT-Absolventendichte
- MINT-Absolventen* pro 100.000 Erwerbspersonen (25 - 34 Jahre)-

1998 1999 2000 2001

Großbritannien 1309 1353 1401 1666
Frankreich 1435 1434 1507 1567
Finnland 1266 1363 1579 1540

Australien 1262 1303 1253 1365
Schweden 783 902 1050 1150

USA 850 878 877 901
Kanada 776 822 855 n.v.
Spanien 833 1077 885 970

Japan 1062 1048 1037 1052
Deutschland 720 693 715 707

Italien 629 n.v. 663 676
Niederlande 668 569 530 597

Länder mit steigender Tendenz

 Länder mit Stagnation oder abnehmender Tendenz

n.v. = nicht verfügbar; *Biowissenschaften, Physik, Mathematik/Statistik, Informatik, Ingenieurwissen, Bauwesen

Quelle: ZEW und HIS 2004

Düsseldorf-210904.ppt
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MINT-Ersatzquoten
- Jüngere (25-34 Jahre) pro ältere (55-64 Jahre) MINT-Akademiker -
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Unternehmensgründungen 
- nach Altersklassen 2000 bis 2050 -

Quelle: DtA, Statistisches Bundesamt; IW-Berechnungen
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Bildungsreform: was bildungsökonomisch unstrittig ist 

• Bildung mit steigendem Alter zunehmend ein privates Gut
• Externalitäten der Bildung in früher Kindheit am höchsten
• Umlenkung gegebener staatlicher Mittel von tertiärem in elementaren 

und primären Bereich
• Erschließung weiterer privater Mittel in der sekundären und

tertiären Bildung
• Kindergarten- und Schulgutscheine für Benachteiligte
• Frühere Einschulung und Ausbau der frühen Förderung
• Einführung von Studiengebühren und Schulgebühren zur Stärkung der 

Nachfrager von Bildungsleistungen
• Effizientere Nutzung von Bildungszeiten, vor allem bei Studienzeiten
• Verlängerung der Amortisationszeit von Bildungsinvestitionen und

Erhöhung der Bildungsrenditen durch früheren Berufseintritt und Abkehr 
von der Frühverrentung

Braunschweig-17-06-04.ppt
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Bildungsreform: was bildungspolitisch noch strittig ist

i Bildungsautonomie stärken (ZVS abschaffen, Auswahl-, Budget- und 
Personalhoheit für Schulen und Hochschulen ermöglichen)

i Bildungsstandards und Ergebniskontrollen einführen (Evaluation, 
Monitoring, Qualitätsstandards, Zentralprüfungen, internationale 
Leistungsvergleiche)

i Bildungsfinanzierung an den Nachfragern ausrichten (Studien- und 
Schulgebühren, Bildungs- und Betreuungsgutscheine, 
Bildungskredite)

i Dienstrecht flexibilisieren (regelmäßige Leistungsüberprüfungen,
leistungsorientierte Entlohnung, Fortbildungsverpflichtung)

Braunschweig-17-06-04.ppt
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Beitrag für die Anhörung der Enquetekommission „Demographischer Wandel“ des Hessi-
schen Landtags am 10. November 2004 

 

 

Der demographische  Wandel ist auch für Hessen einer der „Megatrends“ dieses Jahrhunderts, 

der die politische, soziale und ökonomische Situation des Landes entscheidend verändern 

wird. In 25 Jahren wird jeder dritte Bürger Hessens 60 Jahre oder älter sein. Relativ zur Zahl 

der 20 bis 60jährigen wird sich die Zahl der über 60jährigen bis zur Mitte unseres Jahrhun-

derts fast verdoppeln. Abschnitt 1 dieses Beitrags skizziert die demographische Entwicklung 

Hessens und betont, dass sich mit der Demographie auch das Altersbild wandeln muss. 

Die Alterung unserer Gesellschaft hat tief greifende Auswirkungen nicht nur auf die Alters- 

und Gesundheitsvorsorge, sondern ist eine Herausforderung an unser gesamtes Wirtschafts-

system. Dieser Herausforderung ist der Hauptteil dieses Beitrags gewidmet. Abschnitt 2 

schildert die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt und in der Produktion. Abschnitt 3 be-

schreibt, welche Auswirkungen der demographische Wandel für die Kapital- und Immobi-

lienmärkte hat. Abschnitt 4 schließt mit einem Ausblick, der betont, dass zu Pessimismus kein 

Anlass besteht: Die Herausforderungen des demographischen Wandels lassen sich mit genü-

gend vorausschauendem Handeln durchaus meistern. 

Adresse:  
Prof. Axel Börsch-Supan, Ph.D. Dr. Anette Reil-Held 
Mannheim Institute for the Economics of Aging (MEA) 
Universität Mannheim 
D-68131 Mannheim 
Tel.: +49-621-181-1862, Fax: +49-621-181-1863 
Email: axel@boersch-supan.de, reil-held@mea.uni-mannheim.de 
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1. Die demographische Entwicklung Hessens 

Die demographische Entwicklung wird durch drei Faktoren bestimmt: die Geburtenhäufig-

keit, die Lebenserwartung und die Nettozuwanderung. Das Statistische Landesamt Hessen 

legt seinen Prognosen die durchschnittliche Geburtenhäufigkeit auf Kreisebene 1998/2002 

zugrunde und geht somit davon aus, dass die Geburtenrate in den nächsten Dekaden mit 1,36 

Kindern pro Frau weiterhin etwa dem deutschen Durchschnitt entspricht. Hinsichtlich der 

Lebenserwartung wird zwar ein weniger starker Anstieg als in den vergangenen drei Dekaden 

erwartet, aber mit rund 6 Jahren bis 2050 ein immer noch deutlicher Anstieg. Das bedeutet für 

2050 eine Lebenserwartung Neugeborener Hessen von etwa 82,9 Jahren bei den Männern und 

87,5 Jahren bei den Frauen. Weiterhin wird davon ausgegangen, dass Hessen auch in den 

kommenden Jahrzehnten einen Wanderungsgewinn von 12.000 Personen im Jahr verzeichnen 

kann, die von außerhalb Deutschlands zuziehen (mittlere Variante der Bevölkerungsvoraus-

berechnung). Für die Binnenwanderung nimmt das Statistische Landesamt an, dass die Zu-

züge aus den neuen Bundesländern bis 2021 abnehmen und der Binnenwanderungssaldo da-

nach ausgeglichen ist (Hessisches Statisches Landesamt 2004).  

Dank dieser Zuwanderung wird die Landesbevölkerung auch in der fernen Zukunft nicht we-

sentlich abnehmen. In 2050 wird die hessische Bevölkerung im Vergleich zu 2003 knapp 10 

Prozent kleiner sein und damit wieder der Bevölkerungszahl Hessens in 1987 entsprechen. 

Eine signifikante Schrumpfung ist also nicht das demographische Problem. Dies ist es wert, 

besonders betont zu werden. Aber die Zusammensetzung der Bevölkerung wird sich drama-

tisch ändern.  

Statisches versus dynamisches Altersbild 

Abbildung 1 zeigt, wie sich die Bevölkerung gemäß den Annahmen der mittleren Variante der 

Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Landesamtes bis 2050 entwickeln wird: Der 

Anteil der Bevölkerung im Alter von über 59 wird von 24% auf 39% steigen, derjenige der 

Hochbetagten (85 Jahre und älter) sich sogar auf etwa 8 Prozent vervierfachen. Der für die 

wirtschaftliche Entwicklung wichtige Anteil der Bevölkerung im erwerbstätigen Alter – hier 

vereinfachend mit der Altersklasse 20 bis 60 Jahre gleichgesetzt – wird hingegen bis zum Jahr 

2050 von heute 56% auf 46% sinken. 
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Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung in Hessen bis 2050 
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Bemerkung: AQ steht für Altersquotient, der das Verhältnis der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (hier 
definiert als 20-59 Jährige) zur Altenbevölkerung (hier im Alter von 60+) angibt. 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der mittleren Variante des Statistischen Landesamt Hessens (2004). 

 

In dieser gegenläufigen Entwicklung liegt der eigentliche Sprengstoff für die wirtschaftliche 

Entwicklung. Die Jungen werden fast doppelt so viele Rentner finanzieren und fast doppelt so 

viele Güter und Dienstleistungen für die ältere Generation herstellen müssen als heute. Am 

Verlauf des Altersquotienten wird zudem deutlich, dass die Bevölkerungsalterung kein kurz-

fristiges Übergangsphänomen, sondern ein prägendes Merkmal dieses Jahrhunderts ist. 

Es stellt sich jedoch die Frage, ob die in Abbildung 1 dargestellte Sichtweise, die auf festen 

Altersgrenzen zur Darstellung der Entwicklung der Bevölkerungsstruktur basiert, angemessen 

ist. Sie wird dem sich ändernden Altersbild nicht gerecht, denn ein 70-Jähriger heute kann 

aufgrund der weiterhin steigenden Lebenserwartung – die auch mit einem längeren Leben in 

Gesundheit einhergeht – nicht mit einem 70-Jährigen in der Zukunft verglichen werden. Da-

her zeigt Abbildung 2 die Entwicklung der Altersstruktur in Hessen, wenn man ein dynami-

sches Altersbild zugrunde legt, indem die Altersgrenzen entsprechend des Anstiegs der Le-

benserwartung angepasst werden. 
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Abbildung 2: Bevölkerungsentwicklung in Hessen bis 2050 (lebenserwartungsgemäß) 
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Bemerkungen: Die Altersgrenzen werden alle 10 Jahre entsprechend den Annahmen des Statistischen Bundes-
amtes über die Lebenserwartung Neugeborener angepasst. Der gewichtete Durchschnitt der Lebenserwartung 
von Männern und Frauen steigt von 78 Jahren in 2003 bis auf 84 Jahre in  2050 an (Variante L2 der 10. koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung).  
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Landesamtes und 
der Lebenserwartungsannahme des Statistischen Bundesamtes. 

 

Die bisherigen Altersgrenzen (z.B. 0 bis 19, 20 bis 59) werden zu Beginn jedes Jahrzehntes 
proportional an den Anstieg der Lebenserwartung angepasst. Die Abgrenzung der Bevöl-
kerung im Rentenalter verschiebt sich hierdurch beispielsweise von 60 in 2003 auf 65 in 
2050, die Altersgrenze der Hochbetagten von 85 in 2003 auf 91 Jahre in 2050. Bei dieser „le-
benserwartungsgemäßen“ Betrachtung sieht die Alterung der hessischen Bevölkerung weit 
weniger dramatisch aus als bei der statischen Sichtweise. Der Altersquotient steigt nur noch 
auf 61 anstatt auf 83 Prozent in 2050. Auffällig ist auch, dass die Anzahl der Hochbetagten 
(oberstes Band) wesentlich geringer wächst. Dies verdeutlicht zum einen, dass die gelegent-
lich dramatisierend „Vergreisung“ genannte Entwicklung der Bevölkerungsstruktur nicht nur 
eine Frage der Zahlen, sondern vor allem der Sichtweise ist. Unser Altersbild muss ebenso an 
die zukünftige demographische Entwicklung angepasst werden, wie sich unser Altersbild in 
den letzten 50 Jahren gewandelt hat – 1950 betrug die Lebenserwartung noch 10 Jahre weni-
ger als heute, und wir haben uns heute an viel jugendlichere Großmütter als in den 50er Jah-
ren gewöhnt. Dies bedeutet aber auch, dass aus diesem sich verändernden Altersbild die ent-
sprechenden Konsequenzen gezogen werden müssen, nicht zuletzt auf dem Arbeitsmarkt, in 
der Rentenversicherung und in der Weiterbildung. 
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Zwei demographische Entwicklungen 

Bei den Herausforderungen, die der demographische Wandel in den nächsten Dekaden an das 
Land Hessen stellt, sind zwei Entwicklungen zu unterscheiden. Zum einen die Aufeinander-
folge sehr unterschiedlich stark besetzter Jahrgänge der Babyboom- und der Pillenknickgene-
ration, die zu einem veränderten Altersstrukturaufbau führt. Es gibt künftig keinen pyrami-
denförmige Bevölkerungsstruktur mehr. Zum anderen der Anstieg der Lebenserwartung, der 
sich in einer größeren Besetzung der oberen Altersklassen abbildet.  Dies lässt sich anhand 
der in Abbildung 3 gezeigten „Bevölkerungspyramiden“ darstellen. 

 

Abb. 3: Bevölkerungspyramiden der hessischen Bevölkerung in 2003 und 2050:  
Zwei demographische Entwicklungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bevölkerungspyramiden des Statistischen Landesamt Hessens. 

 

Die Quadrate auf der linken Bevölkerungspyramide markieren die eine der beiden demogra-
phischen Entwicklungsprozesse, nämlich den historisch bislang einmaligen Bruch in der Be-
völkerungsstruktur. Auf die geburtenstarken Jahrgänge der heute etwa 40- bis 50-Jährigen 
folgt die Pillenknick-Generation, die nur etwa halb so groß ist. Den vielen „Babyboomern“ 
wird im Ruhestand also eine deutlich geringere Anzahl an Erwerbstätigen gegenüber stehen, 
was nicht nur die umlagefinanzierten Sozialversicherungssysteme belastet, sondern auch das 
gesamtwirtschaftliche Wachstum.  

2003 2050



 6 

Der zweite demographische Entwicklungsprozess, der Anstieg der Lebenserwartung, ist über-
aus erfreulich, erfüllt sich darin doch ein alter Menschheitstraum, zumal der Anstieg der sta-
tistischen Lebenserwartung verbunden ist mit einem noch schnelleren Anstieg der so genann-
ten „aktiven Lebenserwartung“, in denen die Menschen gesund und aktiv sind. Der Anstieg 
der Lebenserwartung hat Auswirkungen auf das Wirtschaftssystem in dem Masse, wie sich 
Lebenszeit und Lebens-Arbeitszeit  ungleich, präziser: unproportional entwickeln. Nur, wenn 
wir die Lebens-Arbeitszeit nicht an die längere Lebensdauer anpassen, wird die gestiegene 
Lebenserwartung zu einem finanziellen und sozialpolitischen Problem. Die in Abbildung 2 
dargstellte dynamische Sichtweise des Altersbilds unterstützt den Gedanken, dass eine Anpas-
sung nicht nur notwendig, sondern auch vernünftig und machbar ist. 

 

2. Was passiert auf dem Arbeitsmarkt und in der Produktion? 

Arbeit ist der wichtigste Faktor unserer Volkswirtschaft. Wie viel Arbeit wird der Produktion 

künftig zur Verfügung stehen?  Die Zahl der Erwerbstätigen wird durch die alters-, ge-

schlechts- und herkunftsspezifischen Erwerbstätigenquoten beeinflusst, in die wiederum öko-

nomische und sozialpolitische Parameter wie die Arbeitslosenquote und das Rentenzugangsal-

ter eingehen. Hier gibt es also nicht nur Prognoseunsicherheiten, sondern auch Gestaltungs-

spielraum. Die Spannbreite möglicher Abweichungen ist groß und zeigt, dass sich aktive Poli-

tik hier lohnt. 

Abbildung 4 zeigt die Anwendung zweier Szenarien auf die prognostizierte Erwerbstätigen-

zahl Hessens: im ersten (pessimistischen) Szenario wird unterstellt, dass die heutigen alters- 

und geschlechtsspezifischen Erwerbstätigenquoten in Hessen auch in der Zukunft konstant 

bleiben. Das zweite Szenario geht davon aus, dass die Erwerbstätigenquoten in Hessen gemäß 

den - unserer Auffassung nach optimistischen Annahmen der „Rürup-Kommission“ - anstei-

gen.2 Die Rürup-Kommission geht in ihrem Erwerbstätigenszenario von einer Erhöhung des 

effektiven Rentenzugangsalters um etwa 3 Jahre bis zum Jahr 2035, von einer Reduktion der 

Arbeitslosenquote auf 4,2% bis zum Jahr 2035 und von einem deutlichen Anstieg der Frauen-

erwerbsquoten aus.  

                                                 

2 Siehe Anhang 1 für eine Darstellung der alters- und geschlechtsspezifischen Erwerbstätigenquoten. 
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Abb. 4.: Entwicklung der Erwerbstätigenzahl in Hessen unter zwei Szenarien 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Bevölkerungszahlen des Statistischen Landesamtes Hessen (mittlere 
Variante) und Erwerbstätigenquoten in Hessen in 2003 gemäß dem Mikrozensus sowie der Kommission zur 
Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme. 

 

Wahrscheinlich steigt die Zahl der Erwerbstätigen in Hessen von 2,8 Millionen in 2003 bis 

zum Jahr 2010 zunächst noch leicht an, sinkt dann aber unter den optimistischen Annahmen 

stetig auf 2,4 Millionen im Jahr 2050. 

Ohne ein frühzeitiges und konsequentes Eingreifen kann es aber auch schlimmer kommen: 

Sollte die Arbeitsmarktpolitik keine höhere Erwerbsbeteiligung bescheren und die im interna-

tionalen Vergleich sehr niedrigen heutigen Erwerbsquoten bestehen bleiben, dann würde das 

Arbeitsangebot auf etwa 2,1 Millionen sinken.  

Erlahmt unser Wirtschaftswachstum? 

Angesichts der im wesentlichen konstant bleibenden Gesamtbevölkerungsgröße bedeutet die 

sinkende Zahl der Erwerbstätigen, dass weniger Erwerbstätige den gleichen Umfang an Gü-

tern und Dienstleistungen produzieren müssen. Der Rückgang der Erwerbstätigen pro Kon-

sument (die so genannte Stützquote) führt zu einem Produktionsausfall relativ zu der Ent-

wicklung ohne diesen Rückgang. Abbildung 5 zeigt diese Relation: 
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Abb. 4:  Entwicklung der ökonomischen Stützquote (Erwerbstätige pro Konsu-
ment) in Hessen bis 2050  
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Bemerkungen: Die ökonomische Stützquote wird berechnet, indem die Zahl der Erwerbstätigen durch die Zahl 
der Konsumenten dividiert wird, die hier als mindestens 15 Jahre alt definiert sind 

 

Die ökonomische Stützquote des Landes Hessen sinkt unter der pessimistischen Annahme 

einer konstanten Erwerbsbeteiligung von etwa 54 Prozent in 2003 auf knapp 44 Prozent in 

2040. Dieser Rückgang entspricht etwa 19 Prozent, d.h. wir verlieren pro Kopf etwa 19 Pro-

zent dessen, was derzeit an Konsu,- und Investitionsgütern produziert wird. Umgerechnet 

entspricht das etwa einem halben Prozent pro Jahr, was auf den ersten Blick nicht viel er-

scheint. Auf die jährliche Wachstumsrate angerechnet, die im langfristigen Durchschnitt etwa 

bei 1,5 Prozent liegt, bedeutet dies jedoch den Verlust von einem Drittel des Wirtschafts-

wachstums, der nur durch eine dementsprechende Produktivitätserhöhung kompensiert wer-

den kann Wenn wir von der positiveren Entwicklung ausgehen, die eine deutlich Erhöhung 

der Erwerbsquoten im Alter und bei Frauen zugrunde legt, dann sinkt die Stützquote bis 2040 

nur um etwa 7,5 Prozent. Der zu erwartende Produktionsausfall bedeutet in diesem Fall auf 

die jährliche Wachstumsrate angerechnet einen Verlust von nur noch einem Siebtel des Wir t-

schaftswachstums. 
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Die Altersstruktur der Beschäftigten ändert sich ebenso! 

Der Rückgang der Erwerbstätigenzahlen ist nicht die einzige Herausforderung an den Ar-

beitsmarkt. Erschwerend kommt hinzu, dass die Alterung der Bevölkerung zu einer deutlich 

veränderten Altersstruktur der Beschäftigten führt. 3 Der Altersstrukturwandel wird besonders 

deutlich am Anteil der Erwerbstätigen, die 55 Jahre oder älter sind. Dieser beträgt in Hessen 

im Jahr 2003 etwa 12% und pendelt sich ab dem Jahr 2020 auf einen Wert von ungefähr 20% 

ein.4 Dieser Anteil liegt in Hessen zwar niedriger als der gesamtdeutsche. Dennoch wird jeder 

fünfte Arbeitnehmer in Hessen wird in Zukunft ein Alter haben, in dem derzeit die meisten 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber eher an Frühverrentung denken. In Zukunft werden wir es uns 

nicht mehr leisten können, diese Arbeitnehmer in die Frühverrentung abzuschieben, sonst 

fehlt uns ein Fünftel der Arbeitskraft.  

Verringert sich unsere Arbeitsproduktivität? 

Vielerorts wird behauptet, dass Innovationskraft und Arbeitsproduktivität ab einem bestimm-

ten Alter fallen. In diesem Fall würde die Alterung der Belegschaft eine Verringerung der 

Gesamtproduktivität bedeuten. Die Abschätzung dieses sehr umstrittenen Effektes ist jedoch 

nicht einfach, da es keine zuverlässigen Daten über die altersspezifische Produktivität gibt. 

Grob geschätzt, wird es im pessimistischsten Fall zwischen den Jahren 2010 und 2030 einen 

durch die Altersstrukturverschiebung hervorgerufenen durchschnittlichen Produktivitätsve r-

lust um etwa ein weiteres Zehntel geben. Allerdings ist die Produktivität älterer Mitarbeiter 

nicht fest vorgegeben. Aus- und Weiterbildung können sie entscheidend ändern. Zudem ve r-

nachlässigen konventionelle Produktivitätsschätzungen die positiven Effekte von Erfahrung, 

Ausgleich und Ruhe, die von älteren Mitarbeitern ausgehen könnten. Unsere grobe Abschä t-

zung des möglichen Produktivitätsverlustes ist also weniger eine Prognose als ein Wink in die 

Richtung, in die sich unsere Gesellschaft weiterentwickeln muss. 

Wie verändert sich die Güternachfrage? 

Da sich Konsumgewohnheiten mit dem Alter verändern, wird die Struktur der Märkte für 

Güter und Dienstleistungen und damit die Beschäftigungssituation in den einzelnen Sektoren 

                                                 
3 Die folgenden Kennzahlen für Deutschland machen die Verschiebung der Alterstruktur der Beschäftigten deut-
lich: Das Modalalter (also das häufigste Alter) der Belegschaft liegt im Jahr 2000 bei 36 Jahren, 10 Jahre später 
bei 46 Jahren, weitere 10 Jahre später bei 54 Jahren. Dies spiegelt die Alterung der Babyboomer-Generation 
wider. Das durchschnittliche Alter der Beschäftigten wird zwischen den Jahren 2000 und 2020 von 39 auf 42,5 
Jahre ansteigen, 15 Jahre lang stagnieren und dann allmählich um ein weiteres Jahr ansteigen. 

4 Diese Werte beziehen sich auf die Entwicklung der Erwerbstätigkeit gemäß der Rürup-Kommission. 
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der Produktion ebenfalls von der Bevölkerungsalterung betroffen sein. So sind z.B. die Kon-

sumausgaben in den beiden Bereichen Gesundheit und Verkehr stark altersabhängig, da im 

Alter der quantitativ wichtige Anteil der Fahrten zum Arbeitsplatz und der Dienstreisen weg-

fällt. Eine Abschätzung der Beschäftigungswirkung ergibt, dass die Beschäftigung im Ge-

sundheitssektor bis zum Jahr 2050 um ca. 7% zunimmt, während die Beschäftigung im Ver-

kehrssektor in demselben Zeitraum um etwa 5% sinkt. Überschlagsrechnungen für alle Sekto-

ren ergeben Ab- und Zugänge von insgesamt 18%. Hiernach müssten im Zuge der Bevölke-

rungsalterung also mehr als ein Sechstel aller Arbeitsplätze umgeschichtet werden. Zu dieser 

rein demographischen Fortschreibung kommen noch die innovationsbedingten und sonstigen 

Nachfrageverschiebungen hinzu, die unser Wirtschaftsleben ausmachen. Der demographische 

Wandel ist also ein weiterer und dringender Grund, die Flexibilisierung unseres Arbeitsmark-

tes voran zu treiben. 

3. Was passiert auf dem Kapitalmarkt? 

Angesichts der Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt erscheint der Kapitalmarkt ein will-

kommenes Instrument zu sein, dem demographischen Wandel zu entgehen. Tatsächlich hilft 

der Kapitalmarkt nicht nur, er ist auch ein unverzichtbares Instrument, weil nur er Ressourcen 

von heute in die Zukunft übertragen kann. So funktioniert die individuelle und betriebliche 

Vorsorge für das Alter und die Rücklagen der privaten Krankenversicherungen. Dieser inter-

temporale Ausgleichsmechanismus ist jedoch kein Allheilmittel; er muss klug genutzt wer-

den. 

Kommt ein Asset Meltdown? 

Die Nachrichten scheinen zunächst schlecht zu klingen. Denn wie beschrieben wird die Be-

völkerungsalterung zu einer Verknappung von Arbeit führen. Arbeit wird daher – relativ ge-

sehen – teurer als Kapital werden, bzw. Kapital billiger. Kapitalrendite und Vermögenswerte 

werden angesichts der demographischen Entwicklung tendenziell sinken. Dramatisch hat be-

reits das Wort vom „Asset Meltdown“ die Runde gemacht, gemäß dessen in den 30er Jahren 

dieses Jahrhunderts die Nachfrage der Haushalte nach Finanzanlagen massiv zurückgeht, die 

Vermögenswerte dramatisch abschmelzen und die Kapitalrendite in den Keller sinkt. 

Einige Argumente dieser pessimistische Sichtweise sind in der Tendenz richtig, aber sie sind 

unvollständig und in ihrer Dramatik falsch, denn zum Glück gibt es eine Reihe volkswir t-

schaftlicher Mechanismen, welche die negativen Auswirkungen der Alterung dämpfen oder 

sogar umkehren. So benötigt eine alternde Gesellschaft mehr, nicht weniger Kapital, denn sie 
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muss in zunehmendem Maße Arbeit durch Kapital substituieren. Diese steigende Nachfrage 

nach Realkapital erhöht die Kapitalrendite exakt in der gleichen Zeit, in der die Pessimisten 

den Asset Meltdown befürchten. Zudem wird eine konsequente Umsetzung des derzeitigen 

Rentenreformprozesses die Haushaltsersparnis wieder ankurbeln, da trotz des mageren Er-

folgs bei der Riesterrente auf mittlere Sicht die Arbeitnehmer keine andere Wahl haben, als 

mehr Eigenvorsorge zu treiben. Dies würde besonders in der Übergangszeit, bis zu der sämtli-

che Arbeitnehmer und Rentner ein Vorsorgekonto eröffnet und gefüllt haben, die Ersparnis 

erhöhen. Diese Übergangszeit reicht bis etwa zum Jahr 2050. Schließlich kann eine internati-

onale Diversifizierung bereits innerhalb der Eurozone die Renditeabnahme dramatisch dämp-

fen, denn der Alterungsprozess läuft keineswegs einheitlich ab, noch nicht einmal innerhalb 

Europas. Da das Kapital tendenziell von den älteren Ländern mit sinkender Kapitalrendite zu 

den jüngeren Ländern fließt, in denen die Kapitalrenditen höher sind, wird die globale Kapi-

talrendite keineswegs so stark absinken wie es die demographische Entwicklung einiger be-

sonders stark alternder Länder (vor allem Deutschland, Italien und Japan) suggerieren mag. 

Wie weit dieser Prozess dämpfend wirkt, hängt vom hauptsächlich vom Unterschied in den 

Geburtenraten ab (vor allem Frankreich, Großbritannien und Skandinavien haben deutlich 

höhere Geburtenraten als Deutschland) und deren Wille und Möglichkeiten, das Kapital der 

besonders stark alternden Länder zu absorbieren. Die Auswirkungen der Bevölkerungsalte-

rung auf die Kapitalmärkte sind also hoch komplex und nur im Gleichgewicht der Kräfte, 

nicht aber durch einen einzelnen Mechanismus erklärbar. 

Eine alternde Gesellschaft braucht mehr Kapital! 

Zunächst ist es wichtig, die verschiedenen Segmente des Kapitalmarktes zu unterscheiden, 

insbesondere Produktivkapital (d.h. alle Maschinen und Gebäude des Unternehmenssektors, 

die in der Produktion eingesetzt werden) und Immobilien. Eine alternde Gesellschaft muss 

den Mangel an Erwerbstätigen durch den Kauf von mehr Maschinen ausgleichen („Substitut i-

onseffekt“). Daher steigt die Nachfrage nach Produktivkapital. Die Stärkung der privaten, 

kapitalgedeckten Altersvorsorge erhöht zur gleichen Zeit das Kapitalangebot. Die Entwick-

lung der Kapitalrendite ist also ungewiss. Dagegen ist eindeutig, dass sich das Volumen des 

Kapitalmarktes ausweitet. Ebenso ist eindeutig, dass die Diversifikationsmöglichkeiten auf 

den internationalen Kapitalmärkten den Rückgang der Kapitalrendite dämpfen werden, da 

Deutschland eines der Länder mit der stärksten Alterung auf der Welt ist. Jegliche Diversifi-

zierung ist also hilfreich für uns Deutsche. 
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Wie reagiert die Kapitalrendite auf die Alterung? 

Es bedarf komplexer Simulationsmodelle, um den Gesamteffekt abzuschätzen. Das zeigt die 

Entwicklung der Rendite des Produktivkapitals unter zwei Diversifikationsstrategien (Abb. 6). 

 

Abb. 6: Entwicklung der Rendite des Produktivkapitals 
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Quelle: Börsch-Supan, Ludwig und Sommer (2003). 

 

Werden die Kapitalanlagen optimal im EU-Raum diversifiziert, so sinkt die mittlere Brutto-

Kapitalrendite (d.h. vor Abzug der Kosten der Finanzintermediation durch die Banken und 

Versicherungen im Umfang von ca. 2,5 Prozentpunkten) von 7,8% im Jahr 2000 auf 6,7% im 

Jahr 2035. Nach diesem Tiefstand steigt sie wieder an und erreicht im Jahr 2050 ein Niveau 

von 7,1%. Werden die Diversifikationsmöglichkeiten in die USA und die übrigen OECD-

Länder mit eingerechnet, ergibt sich ein ähnliches Bild. 

 

Was passiert am Wohnungsmarkt? 

Der demographische Wandel beeinflusst deutlich stärker die Immobilienrendite, denn eine 

langfristig schrumpfende Bevölkerung führt tendenziell zu einer sinkenden Wohnungsnach-

frage. Dies liegt vor allem daran, dass in einer alternden Gesellschaft die durchschnittliche 

Haushaltsgröße sinkt, so dass die Zahl der Haushalte wesentlich langsamer fällt als die Be-

völkerung. Dieser Effekt kann nicht genug betont werden und wird besonders deutlich, wenn 

man die Bevölkerungs- und Haushaltsprognose für Hessen vergleicht, siehe Abbildung 7.  
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Abb. 7: Bevölkerungs- und Haushaltsprognose für Hessen 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Bevölkerungszahlen des Statistischen Landesamt Hessens (mittlere 
Variante). Faktoren für altersspezifische Haushaltsprognose: eigene Berechnungen auf Basis des Mikrozensus 
2001 (Gesamtdeutschland). 

 

Während die Bevölkerung Hessens bereits ab etwa dem Jahr 2020 sinken wird, gilt dies für 

die Haushalte erst nach einem Anstieg ab 2030, d.h. mit etwa 15jähriger Verzögerung. Im 

Jahr 2050 wird die Zahl der Haushalte etwa wieder das Niveau von 2003 erreicht haben.  

Hinzu kommen Skaleneffekte im Flächenbedarf eines Haushalts – mit anderen Worten: kle i-

nere Haushalte zeichnen sich in der Regel durch eine höhere Fläche pro Kopf aus. Der Bedarf 

an Wohnfläche wird daher weitaus weniger stark sinken als die Bevölkerungsentwicklung 

befürchten lässt. 
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Zudem induziert die steigende Lebenserwartung eine höhere Nachfrage nach Wohnraum. Der 

medizinische Fortschritt bringt bessere Gesundheit im Rentenalter mit sich und ermöglicht es 

immer mehr Rentnern, länger selbständig in den eigenen vier Wänden zu bleiben. Dieser Ef-

fekt der gestiegenen Lebenserwartung kann mit ca. 20% der Neubaufertigstellungen quantifi-

ziert werden. 

Zu den demographischen Faktoren – die veränderte Altersstruktur und schrumpfende Gebur-

tenjahrgänge – kommen ökonomische Veränderungen. Die jungen Geburtenjahrgänge, die 

neu auf den Wohnungsmarkt drängen, sind typischerweise wohlhabender als die jetzige Rent-

nergeneration. Ein Einkommens- und Vermögenseffekt, der höheren Wohnungskonsum bei 

unveränderter Haushaltsgröße impliziert, ist bereits in der Vergangenheit zu beobachten und 

wird sich wahrscheinlich weiter fortsetzen. Auch wenn die Einkommens- und Vermögenszu-

wächse in Zukunft geringer ausfallen werden als in den vergangenen Jahrzehnten, so wird die 

Wohnungsnachfrage allein deswegen ansteigen, weil der Anteil der reicheren Nachkriegsge-

nerationen an der Gesamtbevölkerung noch ansteigt. Schließlich gibt es einen dritten Trend, 

der die Nachfrage ausweiten wird, nämlich die Entwicklung weg von Mehrgenerationenhaus-

halten hin zu Single-Haushalten, verbunden mit dem Wunsch der Rentner, so lange wie mög-

lich selbständig zu leben. Die Wohnungsnachfrage in Hessen wird also, wenn überhaupt erst 

in ferner Zukunft sinken.  

Natürlich müssen diese Aussagen regional und sektoral differenziert werden. Die Erfordernis 

der regionalen Differenzierung zeigt Abbildung 8, in der die Unterschiede in der Bevölke-

rungsentwicklung auf Kreisebene deutlich werden. Immobilien, die in Regionen mit (vor al-

lem durch Abwanderung) stark schrumpfender Bevölkerung gelegen sind, dürften eher unter 

Preisdruck geraten. 
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Abb. 8: Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung in Hessen 2002-2050 
(Veränderung zwischen Jahresende 2002 und 2050 in %) 

 
 

 

In sektoraler Hinsicht, belegt beispielsweise die absehbare Vervierfachung der Zahl der 

Hochbetagten zwischen 2003 und 2050, eine entsprechend wachsende Bedeutung altersge-

rechter Wohnungen. Nicht zuletzt ist auch damit zu rechnen, dass nach dem Flächen-

wachstum der vergangenen Jahrzehnte die Wohnqualität stark an Bedeutung gewinnen wird. 
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4. Ausblick: Konsequenzen für die Standortentwicklung Hessens 

Insgesamt sind die ökonomischen Folgen der Alterung also vielschichtig und schwerwiegend. 

Sie kommen zu den sozialen und menschlichen Herausforderungen an eine Gesellschaft, in 

der die älteren Menschen auch Pflege und Zuwendung benötigen. Der demographische Wan-

del ist daher eine große Herausforderung an die Anpassungsfähigkeit und den Reformwillen 

des Landes Hessen. Während die Notwendigkeit für Reformen in der Alters- und Gesund-

heitsvorsorge allerorten ausgiebig debattiert wird, dürfen die allgemeinen wirtschaftlichen 

Folgen für Deutschland und Hessen nicht vergessen werden. 

Die Zahl der Erwerbstätigen wird sinken, so dass es insgesamt zu einem Umschlag auf dem 

Arbeitsmarkt kommt. Heute kaum vorstellbar, wird Arbeit knapp werden. Arbeitslosigkeit 

mag es nach wie vor in den niedrig qualifizierten und den schrumpfenden Bereichen geben, 

im besser- und hochqualifizierten Segment und den durch die Alterung stärker nachgefragten 

Segmenten wird es jedoch zu einem Mangel an Arbeitskräften kommen. Quantitative Entlas-

tung kann der Arbeitsmarkt über einen früheren Berufseintritt jüngerer Arbeitsnehmer, eine 

höhere Erwerbsbeteilung der Frauen sowie älterer Arbeitnehmer erfahren, wobei der letzte 

Ansatzpunkt die größte Hebelwirkung entfaltet. Ältere Arbeitnehmer werden daher dringend 

gebraucht; Aus- und Weiterbildung als qualitative Verbesserung sowie die Flexibilität, sich 

der wandelnden Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen anzupassen, bekommen eine 

noch größere strategische Bedeutung. Zudem ist unser gesamtwirtschaftliches Wachstum 

bedroht, wenn die Erwerbstätigkeit weiter sinkt und wir uns den Luxus erlauben, ältere Ar-

beitnehmer früh in Rente zu schicken und in noch früherem Alter auf Aus- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen zu verzichten. Hier sind zwar in erster Linie die Arbeitgeber gefragt, die 

Politik kann aber über rentenpolitische Maßnahmen die Signale setzen, dass sich Weiterbil-

dungsinvestitionen in Arbeitnehmer auch nach dem 50. Lebensjahr noch lohnen. 

Die notwendige Flexibilität, sich an den alterungsbedingten Strukturwandel auf den Güter-

märkten anzupassen, der sich plakativ mit „Schaukelstühle statt Schaukelpferde“ beschreiben 

lässt, bringen am stärksten die Wachstumskerne der hessischen Wirtschaft auf. Dies sind vor 

allem kleine und mittlere Firmen, denen die Einstellung von neuen Arbeitnehmern erleichtert 

werden sollte. 

Auch der Kapitalmarkt ist nicht frei von Einflüssen der Demographie. Auf dem Markt für 

Produktivkapital gibt es keine völlige Entwarnung, und man darf den demographisch beding-

ten Druck auf die Renditen keineswegs verharmlosen. Er bewegt sich jedoch in einer Größen-
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ordnung, die das dramatisierende Schlagwort vom Asset Meltdown als weit überzogen er-

scheinen lassen. 

Schwarzmalerei wie die Asset Meltdown-Hypothese ist auch auf dem Immobilienmarkt nicht 

am Platze. Wohnimmobilien in Deutschland werden in den nächsten 20 Jahren kaum an Wert 

verlieren, weil die Wohnungsnachfrage frühestens um das Jahr 2025 zurückgehen wird. Da-

nach sinkt die Wohnungsnachfrage sehr allmählich, so dass in den nächsten 40 Jahren nicht 

mit einem dramatischen Einbruch der Wohnimmobilienwerte zu rechnen ist, sondern höchs-

tens mit einem sehr graduellen Rückgang. Die Aussagen bedürfen jedoch sektoraler und regi-

onaler Differenzierung. Hinsichtlich langfristiger Investitionen in die Infrastruktur empfiehlt 

sich in Abwanderungsregionen eher eine Konzentration, d.h. den Rückzug aus der Fläche. 

Wir brauchen also vor den Herausforderungen durch den demographischen Wandel nicht wie 

das Kaninchen vor der Schlange erstarren. Denn zum einen ist die Größenordnung der Her-

ausforderungen beherrschbar. Sie bewegen sich in einem Rahmen, den wir bei vorausschau-

ender Wirtschafts-, Sozial- und Bildungspolitik gut in den Griff bekommen können. Ein 

Rückgang der Produktionskraft um ein Viertel bedeutet eine notwendige Produktivitätssteige-

rung um etwa 0,35 Prozentpunkte. Dies bewegt sich in der Spannbreite des historisch Übli-

chen. Auch die gerade verabschiedeten Sozialreformen sind von einer Größenordnung, die 

einige unserer Nachbarländer längst erfolgreich absolviert haben. Zum anderen muss immer 

wieder betont werden, dass ein Großteil des demographischen Wandels auf einer höchst er-

freulichen Entwicklung beruht, nämlich auf der Tatsache, dass wir länger leben und länger 

gesund bleiben. Zu Larmoyanz besteht daher genauso wenig Anlass wie zu lähmender Zu-

kunftsangs t. 

 



1

Die ökonomischen
Auswirkungen des
demographischen
Wandels in Hessen

Prof. Axel Börsch-Supan, Dr. Anette Reil-Held
Mannheimer Forschungsinstitut für Ökonomie und
Demographischer Wandel (MEA), Univ. Mannheim

Öffentliche Anhörung, Wiesbaden, 10. November 2004

1. Hintergrund: Zwei Sichtweisen des
demographischen Wandels in Hessen

2. Wirtschaftswachstum:
Erwerbstätige, Arbeitsmarkt

3. Kapitalmarkt: Asset Meltdown,
Renditen, Wohnungsmarkt

4. Wirtschaftspolitik in Hessen:
Was müssen wir tun?

Gliederung



2

Bevölkerungsstruktur
Hessen 2003 bis 2050

Quelle: Statistisches Landesamt Hessen

Die konventionelle Sichtweise:
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Bevölkerungsstruktur
Hessen 2003 bis 2050

Quelle: Eigene Berechnung, basierend auf Statistisches Landesamt Hessen

Konventionelle Denkweise: Lebenserwartungsgemäß:
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Anzahl der Erwerbstätigen in Hessen bei zwei verschiedenen Erwerbsszenarien
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Erwerbstätige
Hessen 2003 bis 2050

Pessimistisch: Stagnierende Erwerbsquoten

Optimistisch: Steigende Erwerbsquoten (Rürup-Komm.)
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der Erwerbsprognose der Rürup-Kommission
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Ein Drittel des Wachstums!

„Stützquote“nur ein Siebtel des Wachstums!
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Herausforderungen
an den Arbeitsmarkt

• Zahl der Erwerbstätigen schrumpft

• Alternde Belegschaft (2030: 20% über 55J.!)

• Innovationskraft? Produktivität?

• Aus- und Weiterbildung, lebenslanges Lernen

• Strukturwandel durch Alterung
• Weniger Nachfrage nach Mobilität

• Mehr Nachfrage nach Gesundheit, Bildung

• Ca. jeder sechste Arbeitsplatz wird umgeschichtet

Herausforderungen
an den Kapitalmarkt

1.  Sparen in der Jugend, Entsparen im Alter

2.  Weniger Erwerbstätige, kleinere Volkswirtschaft

Wird es also einen „Asset Meltdown“ geben?

Nein: demografiebed. Rückgang der Kapital-
rendite nur von ca. 4,8 auf 3,8%, denn:

a.  Alternde Volkswirtschaften brauchen mehr
Produktivkapital

b.  Aufbau der kapitalgedeckten Altersvorsorge

c.  Internationale Diversifizierung
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Hessische
Haushalte

ca. 15 Jahre später!

Herausforderungen an
den Wohnungsmarkt

ABER DIFFERENZIEREN:
-- nach Region und Lage
-- nach Objekt

Wirtschaftspolitik:
Was müssen wir tun?

• Erwerbstätigkeit erhöhen (Rentenalter,
Berufseintritt, Frauenerwerbsquote, Migration)

• Produktivität erhöhen (Kapitalausstattung,
Rentenpolitik, Aus- und Weiterbildung)

• Flexibilität erhöhen (Einstellungen für kleine und
mittlere Firmen –Wachstumskerne!– erleichtern)

• Wohnungsmarkt sehr differenziert;
Bei Infrastruktur Konzentration, nicht Fläche

• Demographische Risiken diversifizieren:
Globalisierung hilft: Deutschland altert besonders
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Schriftliche Stellungnahme  
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über das Thema 

„Ökonomische und fiskalische Auswirkungen des demographischen Wandels“ 

am 10. November 2004 

 

1. Angesichts der zeitlichen Reichweite und der komplexen Zusammenhänge sind 

Modellrechnungen zur langfristigen Bevölkerungsentwicklung mit relativ grossen 

Unsicherheiten verbunden. 

Allerdings bin ich kein Experte auf diesem Gebiet, so dass ich die Ergebnisse von 

Modellrechnungen (vgl. B. Sommer, in Wi & Stat 8/2003, S. 693 – 701 für Deutschland und 

8/2004, S. 834 – 844 für die einzelnen Bundesländer) nicht kontrollieren kann. Trotzdem 

sollte man hierbei nicht stehen bleiben, sondern vielmehr die Annahmen hinter diesen 

Vorausberechnungen klar stellen und deren Validität prüfen.  

Dabei geht es zentral um 

• die niedrige Geburtenhäufigkeit, 

• den Anstieg der Lebenserwartung und 

• den langfristigen (externen) Wanderungssaldo.  
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Hierbei ist sicherlich die Entwicklung der Geburtenhäufigkeit („Konstanz“) mit der größten 

Unsicherheit behaftet – insbesondere sind Annahmen hinsichtlich der Bestimmungsfaktoren 

des (zukünftigen) generativen Verhaltens stark spekulativ. „Da der Verlauf der 

maßgeblichen Einflussgrößen mit zunehmenden Abstand vom Basiszeitpunkt immer 

schwieriger vorherzusehen ist, haben solche langfristigen Rechnungen [nur, Hinzufügung R. 

E.] Modellcharakter“ (B. Sommer, 2003, S. 693). Ferner kann man beobachten, dass sich 

einerseits das generative Verhalten relativ schnell verändern kann (siehe Neue 

Bundesländer), andererseits der Rückgang der Fertilitätsrate eine schon lang anhaltende 

Entwicklung ist. 

Hieraus könnte man dann schlussfolgern, dass einerseits die Entwicklung der Bevölkerung 

keinesfalls dramatisiert werden sollte. Andererseits ist die Erhöhung der durchschnittlichen 

Lebenserwartung (entweder von Neugeborenen oder als „Restlebenserwartung“ der Älteren) 

durchaus positiv zu werten. Gerade im Gesundheitswesen gilt dies doch als ein 

Erfolgsmaßstab.    

2. Aus unterschiedlichen Annahmen hinsichtlich dieser wichtigen Parameter resultieren neun 

„Modell-Varianten“: „Für das Jahr 2050 ergibt sich aus den neun Varianten eine Spannweite 

zwischen 67,0 und 81,3 Millionen Menschen in Deutschland“ (B. Sommer, 2003, S. 695), 

wobei derzeit (2001) rund 82,5 Mill. Einwohner gezählt werden. 

Auch wenn richtig ist, dass der aktuelle Altersaufbau der Bevölkerung „großen Einfluss auf 

die künftige Entwicklung hat“ (ebenda, S. 696), ergeben sich aber auch hier interessante 

Verschiebungen: So wird 

• der Anteil der unter 20-Jährigen von jetzt (2001) 20,9 % im Jahre 2050 zwischen 15,9 

und 16,3 % schwanken; 

• der Anteil der 65-Jährigen von jetzt 24,1 % auf 34,5 oder 35,6 % wachsen, und 

• der Altenquotient1 sich von heute (2001) mit 43,9 % auf 70,7 oder 87,9 % verändern2. 

Verwendet man jedoch einen anderen Altenquotienten3, der den Veränderungen der 

Lebenserwartung m. E. angemessener ist, so liegen die Werte im Jahre 2050 zwischen 

48,9 und 62,2 %. 

 

                                                      
1 60-Jährige und Ältere zu je 100 20- bis unter 60-Jährige. 
2 Alle Angaben aus B. Sommer (2003), Tabelle 1. 
3 65-Jährige und Ältere zu je 100 20- bis unter 65-Jährige. 
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3.  Ökonomische und fiskalische Konsequenzen  

3.1. Auch wenn die Modellrechnungen mit grosser Unsicherheit behaftet sind, hat der 

demographische Wandel4 vielfältige Auswirkungen auf die Wirtschaft eines Landes. So sind 

Auswirkungen zu erwarten auf  

• das Wirtschaftswachstum, 

• den Arbeitsmarkt und 

• den Kapitalmarkt. 

Allerdings gehen hier bei die Ansichten der Ökonomen sehr weit auseinander. 

So kann man bei der Frage, welchen Einfluss die Veränderung der Bevölkerung auf das 

Wirtschaftswachstum hat, zwei Schulen unterscheiden, zum einen die (Neo-) Malthusianer, 

zum anderen die Pro-Natalisten. 

Im Rahmen eines „neo-malthusianischen“ Modells (vgl. P. Strauvermann, 1996) kann man 

zeigen, dass der Bevölkerungsrückgang zu sinkenden Kosten bei der Kindererziehung führt, 

die am Kapitalmarkt angelegt werden könnten. Dies führt – unter den neoklassischen 

Annahmen – zu einer steigenden Kapitalintensität der Produktion und zu höheren 

Wachstumsraten. Verstärkt wird diese Tendenz durch Berücksichtigung der 

„Qualitätskomponente“ des Humankapitals. 

Bei schrumpfender Bevölkerung nun muss man die Argumente der „Pro-Natalisten“ 

umdrehen: Schrumpfende Bevölkerung hat eine verringerte Arbeitsteilung durch verringerte 

Spezialisierung oder eine Vernachlässigung bestimmter Fachgebiete zur Konsequenz. Beides 

senkt die Erträge aus abnehmenden F & E - Investitionen überproportional, wenn hier 

steigende Skalenerträge („Grössenvorteile“) unterstellt werden. Allerdings könnte man hier 

darauf verweisen, dass durch zunehmende Internationalisierung und Beseitigung von 

Handelsschranken eine solche Spezialisierung auch möglich ist. 

Eine sich verringernde Bevölkerung führt dazu, dass auch die Altersgruppe der 36-44 

Jährigen schrumpft, was nach den Modellrechnungen ab dem Jahre 2010 auch für 

Deutschland zutreffen wird (vgl. Schaubild 1 bei B. Sommer, 2003, S. 698). Dies ist jedoch 

die Altersgruppe mit den kreativsten Arbeitskräften, insofern führt ein sinkender Anteil 
                                                      
4 Im wesentlichen kann man von den „Babyboomern“ sprechen, also den Menschen heute im Alter 
zwischen 35 und 43 Jahren, die zwischen 1961 und 1970 geboren wurden. 
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dieser Altersgruppe an der Gesamtbevölkerung auch zu negativen Effekten auf das 

Wirtschaftswachstum. Allerdings kann man auch von einem „Lebenszyklus der 

Produktivität“ ausgehen: Danach haben jüngere Erwerbstätige noch eine sehr geringe 

Produktivität, da ihr spezifisches Humankapital noch gering ist. Die Produktivität nimmt 

aber dann, auf Grund des modernen Bildungsniveaus und hoher Investitionen ins 

Humankapital, rasch zu. Mit steigendem Alter flacht sich dieser Produktivitätszuwachs ab, 

zum einen weil weniger investiert wird, zum anderen muss mit mehr gesundheitlich 

bedingten Ausfällen und „Veralterung des Wissens“ gerechnet werden. Insofern verfügen 

alternde Bevölkerungen über vergleichsweise viele ältere Erwerbstätige mit hohem 

Produktivitätsniveau. Dies impliziert dann auch ein hohes Einkommensniveau, zugleich aber 

auch nur ein begrenztes Wachstumspotential. Allerdings ist die zu beobachtende hohe 

Varianz im erreichten Produktivitätsniveau bzw. in der Geschwindigkeit des 

Produktivitätsabbaus ein Indiz dafür, dass bildungs- und gesundheitspolitische Maßnahmen 

ergriffen werden können (sollen), um die Produktivität älterer Erwerbstätiger zu steigern 

oder länger zu erhalten. 

Auch die Wirkungen auf den Arbeits- und den Kapitalmarkt sind umstritten. Nimmt man die 

gegenwärtige Situation als Ausgangspunkt, könnte man vermuten, dass eine rückläufige 

Bevölkerung zum einen zu einer langsamen Verringerung der Arbeitslosigkeit führt5. Zum 

anderen führt das rückläufige Arbeitsangebot zu einer relativen Erhöhung des Lohnes. 

Hiervon könnte dann auch ein Anreiz für die Unternehmen ausgehen, die Produktivität zu 

erhöhen, um diesem Druck auszuweichen! Gleichzeitig zeigt sich auch ein gewisser „Asset 

melt-down“ oder Renditeverfall, weil weniger Sachkapital-Investitionen zur 

Aufrechterhaltung der Kapitalintensität notwendig sind. Insofern kann man eine 

Veränderung oder gar Umkehrung der derzeitigen Situation erwarten: Die 

Kapitalmarktrenditen werden relativ zu den Arbeitsmarktrenditen zurückgehen.  

Aus dem Rückgang der Bevölkerung aber auf einen Rückgang des Arbeitsangebots zu 

schliessen ist nicht unbedingt auch im gleichen Umfang gegeben. Zweierlei Tendenzen sind 

hierbei zu beachten: Zum einen handelt es sich um die (notwendige) Zunahme der 

Frauenerwerbstätigkeit; hier bewegt sich Deutschland im internationalen (und 

innereuropäischen) Vergleich im Mittelfeld. Zum anderen hält auch die Beschäftigungsquote 

der über 50 Jährigen in Deutschland nicht dem internationalen Vergleich stand.  
                                                      
5 Dabei ist eine wichtige Ursache der derzeitigen hohen Arbeitslosigkeit das schnelle Anwachsen des 
Arbeitsangebots aufgrund der „Babyboomer“ und der Beschäftigungsquote von Frauen, dem die 
Nachfrageseite am Arbeitsmarkt nicht entsprochen hat. 
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3.2. Die Auswirkungen auf das System der Sozialen Sicherung scheinen dagegen viel 

eindeutiger zu sein: In den derzeit praktizierten Umlageverfahren bedeutet die konstant 

niedrige Fertilitätsrate und die zunehmende Lebenserwartung vereinfacht ausgedrückt 

zweierlei: Zum einen steigen die Ausgaben wegen der (relativ) steigenden Zahl der Rentner, 

der erhöhten Lebenserwartung und der (scheinbaren) Altersabhängigkeit der 

Gesundheitsausgaben. Zum anderen sinken die Einnahmen wegen der abnehmenden Zahl 

der Beitragszahler. Die Konsequenz sind dann steigende Beiträge für die soziale Sicherung. 

Dieses Szenario wird für alle Teile der Sozialversicherung (die Renten-, Kranken- und 

Pflegeversicherung, aber auch das Arbeitslosengeld I) vorausgesagt. Deutlich sichtbar an den 

in vielen Gutachten aufgezeigten Beitragssteigerungen: 

• Für die Rentenversicherung sind Verfahren entwickelt worden, um die Beitragssätze 

absehbar zwischen 20 und 22 % zu halten (vgl. Deutscher Bundestag, Enquête-

Kommission, 2003, S. 351). 

• Für die Krankenversicherung werden – für den Zeitraum bis 2030 – Steigerungen 

zwischen 16 und 26 %, für den Zeitraum bis 2040 oder 2050 Steigerungen zwischen 16 

und 34 % vorausberechnet.  

• Für die Pflegeversicherung wird aufgrund allein der demographischen Entwicklung 

eine Steigerung des Beitragsatzes von derzeit 1,7 % auf  3 bis 3,3 % in 2040 

vorhergesagt. Berücksichtigt man eine steigende Inanspruchnahme professioneller 

Leistungen ergeben sich 2040 Beitragssätze von 3,4 % bis 3,7 % (bzw. gar 4,6 %; vgl. 

Deutscher Bundestag, Enquête-Kommission, 2002, S. 533 und Fn. 325 auf S. 534). 

Auf eine Diskussion insbesondere hinsichtlich der strittigen Frage, ob die 

Gesundheitsausgaben wirklich altersabhängig  sind, was ein einfacher Blick auf die Pro-

Kopf-Ausgaben nahe legt, oder nicht, soll hier nicht eingetreten werden (vgl. aber z. B. H. 

Kühn, 2004, und P. Zweifel et al., 2004). 

Eine ähnliche Frage, ob nämlich mit steigender Lebenserwartung die in (relativer) 

Gesundheit verbrachten Jahre zunehmen, gleich bleiben oder gar abnehmen, ob also die 

Friessche „Kompressionshypothese“, die „Expansionshypothese“ nach Verbrugge oder eine 

mittlere Variante gilt, soll hier auch nicht diskutiert werden. Hierzu fehlt es m.E. bisher an 

statistisch zuverlässigen Grundlagen (vgl. E. Cambois und J.-M. Robine, 1996).  
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4. Politische Herausforderungen und Reformoptionen   

Der Fülle der Wirkungen und Probleme entspricht auch eine Fülle von Herausforderungen 

und Reformoptionen, die sich schon im Katalog des Antrags niedergeschlagen haben. Dabei 

wäre sicherlich eine Differenzierung vorzunehmen hinsichtlich der Fragen, die ein 

Landesparlament, und den Fragen, die nur der Bundestag beantworten kann. Wegen der 

föderalen Struktur – und damit dem Einfluss, den die Länder auf das Bundesparlament und 

den Bundesrat haben – sei auf diese Trennung verzichtet. Aus dem Katalog werde ich aber 

nur zwei Probleme herausgreifen: 

• Sozialpolitische Auswirkungen im Lebenszyklus-Modell und 

• Verhältnis zwischen öffentlicher und privater Daseinsvorsorge (oder Sicherung). 

4.1 Sozialpolitische Auswirkungen im Lebenszklus-Modell 

Die Veränderungen der Struktur und der Größe unserer Bevölkerung in den nächsten Jahr-

zehnten stellen große Herausforderungen dar in den Bereichen Arbeitsmarkt/Berufstätigkeit 

(z.B. Verlängerung der Lebensarbeitszeit, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 

lebenslanges Lernen/Weiterbildung, Zuwanderungsbedarf und Integration), Alterssicherung 

(Wahrung der Lebensstandardsicherung, Hinausschieben der Altergrenzen und Absicherung 

dessen durch Gesundheitsvorsorge und Rehabilitation) und Gesundheit (Kostensteigerung 

durch erhöhten Anteil altersbedingter Morbidität). 

Verbesserte Arbeitsproduktivität, veränderte berufliche Anforderungen und der zunehmende 

weltweite Wettbewerb erschweren insbesondere für geringqualifizierte Personen, aber auch 

für andere Gruppen mit am Arbeitsmarkt ungünstigen Merkmalen den Zugang zu 

angemessener Beschäftigung. Deutlich sichtbar ist dies an den hohen Zahlen der 

Arbeitslosigkeit in den europäischen Sozialstaaten. 

Vielfach ist Arbeitslosigkeit der Auslöser für weitere soziale Probleme, wie 

Einkommensungleichheit, Kinderarmut, bis hin zu erhöhtem Krankheitsrisiko. Ent-

sprechendes gilt für Familien, in denen Alleinerziehende wegen der Erziehungsaufgabe nicht 

zu voller Erwerbsarbeit in der Lage sind. Gerade die Abhängigkeit von Familien mit Kindern 

von Sozialhilfe belastet nicht nur die zuständigen Leistungsträger finanziell, sondern ist über 

die negativen Entwicklungseinflüsse von Familienarmut tendenziell Auslöser von sozialen 

Problemen in der nächsten Generation. 
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Die traditionellen Antworten auf die – jedenfalls in Zeiten schwacher Wirtschaftskonjunktur 

– Krise der Sozialen Sicherheit sind je nach politischem oder Interessenstandpunkt entweder 

die Forderung nach Abbau des sozialen Leistungsniveaus oder die Forderung nach erhöhter 

Umverteilung zur Schließung von Finanzierungslücken. Wer beide Lösungen des Dilemmas 

verwirft, ist auf tiefer ansetzende Alternativen angewiesen. Statt nun an der Verwirklichung 

sozialer Risiken (also an Schäden) anzusetzen, empfiehlt sich, ausgehend von einer 

dynamisch-biographischen Sicht auf das Individuum und die Gesellschaft, die auf den Staat 

zukommenden Probleme und damit auch die geforderten Aktivitäten als 

„Sozialinvestitionen“ zu begreifen und zu beschreiben: Der Staat soll nicht mehr bloss als 

letztes „soziales Netz“ wirken, um ein Herausfallen von Individuen, Familien und Gruppen 

aus dem gesellschaftlichen Zusammenhang zu verhindern. Vielmehr soll er durch seine 

Aktivitäten im Familien- und Bildungsbereich, im Arbeitsmarkt und Beschäftigungssystem, 

im Gesundheitswesen und im Rentensystem die Bildung eines sozialen Kapitals (oder 

Vermögens) fördern und damit zu einer dauerhaften Verbesserung der sozialen Lage 

beitragen.  

Dieser dynamische Blick bedeutet aber auch, dass die Problemlösungen ebenfalls unter 

dynamischen Gesichtspunkten gesehen werden müssen. Typisches Kennzeichen solcher 

dynamischer oder evolutorischer Modelle ist nun die Betrachtung von Investitionen statt 

blossen undiskontierten Ausgaben. Bezogen auf die sozialpolitischen Problem- und 

Arbeitsfelder heisst dies nichts anderes als weg vom (bzw. Ausbau des) traditionellen 

Wohlfahrtsstaat und hin zu einem Sozialinvestitionsstaat, wie ihn die deutsche 

sozialpolitische Forschung schon in den 70er Jahren des vergangenen Jahrhunderts (vgl. 

etwa Sanmann 1970) und neuerdings Giddens (Giddens 1998) gefordert haben und wie er 

auch als ein Element der Modernisierung des Europäischen Sozialmodells in den Diskursen 

der Europäischen Union erscheint (vgl. Vandenbroucke 2002, Abschnitt 1.2). War der 

traditionelle Wohlfahrtsstaat wesentlich auf Reparatur der Lebenslage abgestellt, also auf 

(häufig bloss finanzielle) Beseitigung der Schäden, ist der Sozialinvestitionsstaat auf eine 

effiziente Fundierung und Verbesserung der Lebenslage gerichtet.  

Ausgangspunkte für sozialpolitische Lösungen in diesem dynamischen Modell (auch auf 

Länderebene) können sein:  

• Jugendarmut; Sozialhilfeabhängigkeit von Familien mit Kindern, insbesondere 

alleinerziehende Mütter.  
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• Zusammenhang zwischen Armut und Arbeitslosigkeit.  

Über Neukonzeptionen für das Kindergeld und den Familienleistungsausgleich hinaus, 

gilt es hier Problemlösungen zu konzipieren, zu entwickeln und durchzusetzen. 

Einschlägig ist hier auch die Diskussion um das steuerfinanzierte Grundeinkommen 

(vgl. etwa M. Opielka, 2004). 

• Bildungswesen; insbesondere Primärbereich. 

Hier wird deutlich ein Zusammenhang zwischen Armut und Perpetuierung der Armut 

durch schlechte Bildungschancen. Auch versperrt eine schlechte Grundbildung den 

Zugang zum Arbeitsmarkt. 

Das heisst auch, dass Bildungs- und Sozialpolitik zusammen betrachtet werden 

müssen, weil sich erst durch eine solche integrierte Sicht die Lebenslagen präventiv 

beeinflussen. 

• Beschäftigungssystem, insbesondere Arbeitsplätze für Teilzeitarbeitskräfte. 

Hier muss verhindert werden, dass Beschäftigungsverhältnisse und -verläufe zu einer 

Verfestigung des Armutsrisikos führen. Hingewiesen sei auf die sog. prekären 

Arbeitsplätze. 

Im Sinne der humankapitalorientierten Betrachtung müssen sich sozialpolitische 

Aktivitäten darauf konzentrieren, dass solche Lebenslagen frühzeitig vermieden 

werden und Beschäftigungsverhältnisse etabliert werden, die ein sozialpolitisch 

adäquates Einkommen gewährleisten. Aus diesem Grund sind Überlegungen 

anzustellen, wie die Arbeitsmarktentwicklung (flexible Beschäftigungsverhältnisse, 

niedrige Löhne, Arbeitslosigkeit) und Entwicklung von Armut entkoppelt werden 

können. Dabei kommt auch der modernen Personalpolitik (Bildungsmanagement etc.) 

und der Entwicklung einer unternehmerischen Ethik erhöhte Bedeutung zu.    

• Krankheitsrisiko und Zusammenhang zwischen Krankheitsrisiko, Armut und 

Arbeitslosigkeit. 

4.2. Verhältnis zwischen öffentlicher und privater Daseinsvorsorge  

 Die Diskussion um die finanzielle Krise der Sozialen Sicherung muss auf zwei Ebenen 

geführt werden: Einerseits unter einer kurzfristigen Perspektive, die sich wesentlich an der 

derzeitigen ökonomischen Krisensituation (hohe Arbeitslosigkeit, wegbrechende Steuer- und 
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Beitragseinnahmen etc.) orientiert. Andererseits aber unter einer langfristigen Perspektive, 

die sich auf die demographischen Herausforderungen bezieht. Hier taucht dann auch der 

Begriff der Nachhaltigkeit auf. Dies bedeutet, dass Reformüberlegungen sich daran 

orientieren müssen, die Finanzierung der Sozialen Sicherung über einen langen Zeitraum 

(von 30 bis 50 Jahren) zu betrachten. Ohne auf weitere Alternativen einzugehen, wird der 

ökonomischen Diskussion insofern gefolgt, als hier meist betont wird, dass nur eine 

verstärkte Privatisierung und damit einhergehend eine Kapitaldeckung die Nachhaltigkeit 

sicher stellen könnte.  

Zur Darlegung meiner Argumente kann ich auf die Darstellung von Berechnungen des 

notwendigen Kapitalbedarfs (sowohl für die Rentenversicherung, vgl. hierzu 

zusammenfassend schon Heubeck, 1989, als auch für die Krankenversicherung, vgl. hierzu 

Henke, 2003) verzichten. Es ist oder scheint selbstverständlich, dass der Prozess der 

zunehmenden individuellen Alterung und – wegen des zu beobachtenden Rückgangs der 

Geburtenrate – auch der Gesellschaft als ganzer Veränderungen in der Finanzierung der 

sozialen Sicherung erforderlich macht. Klar scheint auch zu sein, dass für die sog. „baby-

boom“-Jahrgänge höhere Ersparnisse notwendig sind. Diese höheren Ersparnisse können 

nun entweder heute (durch die jetzt arbeitende Generation also die „Baby-Boomer“ selbst 

evtl. unter Zuhilfenahme der noch lebenden Elterngeneration, die ja durch das 

Bevölkerungswachstum besonders begünstigt wurde) erbracht werden – und als 

„Kapitalfonds“ angelegt werden, oder eben später (in 20 bis 30 oder 40 Jahren), durch die 

dann arbeitenden Generationen – die Kinder und Kindeskinder der „Babyboomer“ (und auch 

wieder unter Heranziehung der „Elterngeneration“, also wieder der „Babyboomer“ selbst). 

Dabei handelt es sich – wie man der Formulierung schon anmerkt – um ein recht schwieriges 

Problem intergenerationaler Gerechtigkeit und Risikoverteilung! Plädiert man nun für 

(verstärkte) Privatisierung und Kapitalbildung hat man eine Entscheidung darüber gefällt – 

vielleicht ohne dies zu wissen.  

Bezogen auf Reformen kann man dann verschiedene Alternativen diskutieren: (1) den 

sofortigen und völligen Umstieg zur kapitalfundierten Versicherung, oder (2) einen 

langsamen Übergang  etwa derart, dass bis zum Jahre 2025 (oder 2015) ein Kapitalstock 

aufgebaut, der danach dann wieder sukzessive völlig, oder (3) nur bis zur Konstanz im 

Beharrungszustand aufgelöst werden kann. Dahinter steht die Idee völlig aufgelöst werden 

kann, dass private Systeme effizienter wirtschaften und die (Teil-) Kapitalisierung weitere 

Vorteile mit sich bringt.  
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Zur Bewertung dieser Umstiegsszenarien benötigt man Beurteilungskriterien, wie etwa 

Effizienz, Risikoteilung und Risikoallokation, Gerechtigkeit, politische Machbarkeit. Man 

kann aber auch einfacher fragen:  

(1) Ist die demographische Komponente so wichtig im Verhältnis zu anderen 

„Kostentreibern“ (etwa in der GKV: Medizinisch-technischer Fortschritt, Preissteigerungen 

bei persönlichen Dienstleistungen) – insbesondere im Hinblick auf die hohe Unsicherheit der 

Vorrauschätzungen?  

(2) Können durchgehend Zinsen auf den Kapitalstock verdient werden, die über der 

Lohnentwicklung liegen – insbesondere wenn man die relativ hohen Kosten bei privaten 

Lösungen sowie die Ablösung der schon existierenden „alten Last“ in Betracht zieht?  

(3) Oder sind die Konsequenzen aus „Allgemeinen Gleichgewichtsmodellen“ bei 

schrumpfender Bevölkerung (Lohnsteigerungen, Preisanstieg bei Assets vs. „asset melt-

down“ – Hypothese) wichtiger? 

(4) In der Renten- wie Krankenversicherung sind langfristige Risiken bzw. langfristige 

Änderungen der Risikosituation zu versichern. Wie kann man dies tun? 

Die Diskussion dieser Fragen kann auf zwei Schienen erfolgen: Zum einen kann man sich 

mit verschiedenen „Mythen über die Vorteile des Kapitaldeckungsverfahrens“ befassen. 

Dabei handelt es sich um etwa folgende, immer wieder behauptete „Vorteile“ 

kapitalfundierter Finanzierungskonzepte: 

• Erhöhung der nationalen Ersparnis und damit 

• Erhöhung der (realen) Kapitalbildung mit positiven Wirkungen auf Sozialprodukt 

und Wachstum; 

• Höhere Ertragsraten, insbesondere durch Aktienanlagen; 

• Erhöhung der Stabilität des (Welt-) Kapitalmarktes und der Weltwirtschaft, sowie 

• Erhöhung der Effizienz (heimischer) Kapital- und Aktienmärkte. 

Diese Argumente lassen sich relativ einfach als „Mythen“ entlarven (vgl. neben 

Orszag/Stiglitz, 2001, auch Eisen, 2004a). Hier sei nur auf das dritte Argument eingegangen. 

So ist sicherlich richtig, dass in der Boomphase der 90er Jahre des letzten Jahrhunderts die 

Aktien- und Wertpapierrenditen (kurz mit Rendite bezeichnet) höher lagen als die 

Lohnwachstumsraten (Löhne), mit der sich ein Umlageverfahren „verzinst“. Dies begünstigt 
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sicherlich ein Kapitaldeckungsverfahren. Der Augenschein ist hier beträchtlich. Jedoch wird 

hier einerseits Unvergleichbares verglichen: Ein Umlageverfahren sichert neben der 

Altersrente auch die Erwerbsunfähigkeitsrente und das „Wachstumsrisiko“, sowie das 

„Inflationsrisiko“ ab, wofür in kapitalgedeckten Systemen je extra Versicherungen 

abgeschlossen werden müssen, die die Rendite absenken. Andererseits wird anscheinend 

angenommen, dass die Investition in Aktien mit der Länge des Anlagehorizonts weniger 

riskant wird (Aktionskreis Finanzplatz, 1998 und Ibbotson/Sinquefield, 1976). Dieses 

Ergebnis ist aber dem „Überlebens-Bias“ geschuldet: Auf Perioden mit Krankheit folgen 

immer Perioden in Gesundheit – wenn man nicht zwischenzeitlich stirbt. Will man aber das 

„downside“ Risiko (also das Risiko von Verlusten aus Aktienanlagen) versichern, kann man 

eine Putoption kaufen. Aber der Preis dieser Putoption steigt mit ihrer Laufzeit! Des 

weiteren müssen die erheblichen Kostenunterschiede zwischen den beiden 

Finanzierungsverfahren berücksichtigt werden. Darüber hinaus muss man beachten, dass es 

ein Übergangsproblem mit parallelen Finanzierungsverfahren über mehrere Jahrzehnte gibt! 

Würde man aber zum Beispiel die so gerne betonte „alte Last“ (also die „implizite“ 

Staatsschuld aus den schon existierenden „Rentenversprechen“) in Wertpapiere umwandeln 

(à la Chile), die denselben Zins erbringen wie am Kapitalmarkt, verschwindet diese „alte 

Last“ nie! Oder man erhebt eine zusätzliche Steuer! Damit bleibt „in der Theorie“ (und sehr 

wahrscheinlich auch in der Praxis) von den Renditeunterschieden nicht mehr viel bzw. – 

wenn man die Kostenunterschiede hinzu addiert – gar nichts mehr übrig.           

Zum andern kann man den Unterschied zwischen kurz- und langfristigen Risiken und deren 

Allokation herausarbeiten. 

Ausgangspunkt ist hier die Vorstellung, dass wegen des Fehlens vieler Versicherungsmärkte 

(im Quer- und Längsschnitt), Risiken auf institutionell getrennten Märkten gehandelt werden 

und die Investoren einem Marktrisiko ausgesetzt sind. Langfristige Verträge (ob RV, KV 

oder Pflege-V) benötigen langfristige Sicherheit – man bezahlt heute, um in ferner Zukunft 

eine Gegenleistung zu erhalten.  

Normale Portefeuille- und Hedging-Strategien an den Kapitalmärkten beziehen sich auf den 

Austausch von Risiken zwischen Individuen zu einem gegebenen Zeitpunkt. Langfristige 

Risiken benötigen zur intertemporalen Risikoglättung nun entweder Kapitalakkumulation 

(mit den genannten Problemen) oder „intergenerationale Risikoteilung“, um eben die 

gesamtwirtschaftlichen Schocks (z. B. demographische Veränderungen oder langfristige 

Schwankungen der Ertragsraten auf Kapital) auffangen zu können. Allerdings müssen die 
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Kapitalsammelstellen vom (internationalen) Wettbewerb abgeschirmt werden, denn in 

manchen Perioden erwirtschaften diese Intermediäre geringere Erträge als der Markt, damit 

sie in anderen Perioden höhere Erträge als der Markt sie bietet auszahlen können. Solche 

Intermediäre können nun (monopolistische) Banken, Gegenseitigkeits-Versicherungsvereine 

oder eben der Staat selbst sein. Hierbei gibt der Staat ein Wertpapier heraus, das dieselben 

Eigenschaften wie ein Umlageverfahren (PAYG-SV) hat! M. a. W., ein einziger Asset reicht 

aus, damit das Gleichgewicht am Markt auch interim-optimal ist, in dem Sinne, dass der 

Erwartungsnutzen bei Geburt der gerade lebenden jungen und alten Generationen und aller 

in der Zukunft noch geborenen Individuen unter allen Umständen grösser ist als ohne dieses 

Wertpapier! Wäre dies nicht der Fall, gäbe es immer wieder eine Generation, die höhere 

Erträge (am Kapitalmarkt) erzielen kann und folglich den „Generationenvertrag“ kündigen 

würde! 

Damit hängt die intertemporale und intergenerationale Risiko-Allokation an der innovativen 

(staatlichen) Schuldenpolitik, weil entsprechend indexierte staatliche Wertpapiere 

unterschiedliche Verteilungen der Risiken generieren (vgl. hierzu auch R. J. Shiller, 2003). 

Dies gilt auch schon beim laufenden Umlageverfahren, das unterschiedlich ausgestaltet sein 

kann insbesondere hinsichtlich der Anpassung der Bestandsrenten. Verspricht man z. B. 

sichere Renten (preis- und/oder lohnindexiert), verschiebt man aggregative Risiken (die der 

Kapitalmarkt derzeit eben nicht diversifizieren kann) von zukünftigen Generationen auf die 

jetzt arbeitende Generation (vgl. etwa Bohn, 2001).  

Noch ein letztes Argument in diesem Zusammenhang: In letzter Zeit wird zunehmend eine 

„Mischung“ zwischen Kapitaldeckungs- und Umlageverfahren, um im Sinne der 

Portefeuille-Theorie das „Gesamtrisiko“ zu verringern, empfohlen. Diese Argumentation 

übersieht jedoch, dass Lohn und dessen Volatilität kein Wertpapier (wie eine Aktie) ist, 

sondern eine makroökonomische Preisgrösse. Vergleicht man also etwa einen Aktienindex 

(wie den DAX) mit der Lohnentwicklung müsste man zuerst ein solches 

makroökonomisches Wertpapier erzeugen. Folglich gehen solche „Mischungsansätze“ von 

völlig falschen Voraussetzungen aus! Erst ein Intermediär in einem Umlageverfahren 

„erzeugt“ ein solches Wertpapier.                       
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Prof. Dr. Christoph Butterwegge* 
Zwischen der sozialen Wirklichkeit und ihrer öffentlichen Wahrnehmung liegen Welten 

Bemerkungen zum demografischen Wandel bzw. zur Notwendigkeit seiner Entdramatisierung 

anlässlich einer Anhörung im Hessischen Landtag am 10.11.2004 
 
 

Über die Demografie und damit verbundene Probleme wie den Geburtenrückgang, abnehmende 

Fertilitätsraten oder den Bevölkerungsschwund wurde in Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg 

noch nie ähnlich rege diskutiert wie gegenwärtig. Dabei erscheint die demografische Entwicklung 

im öffentlichen, Medien- und Fachdiskurs fast ausnahmslos als Krisen- bzw. Katastrophenszenario, 

das zu einer Anpassung der sozialen Sicherungssysteme (Kürzung von Leistungen, Verschärfung 

der Anspruchsvoraussetzungen und Privatisierung von Risiken) zwingt. Gleichzeitig fordert man 

(mehr) Generationengerechtigkeit, weil die heute Alten relativ gut situiert, die Jungen hingegen zu 

stark belastet und ohne Hoffnung auf eine vergleichbar komfortable Form der Absicherung in der 

Zukunft seien. 

 

Das zu erörternde Thema hat zwei Teilaspekte: Einerseits dreht sich die Debatte um die Folgen des 

demografischen Wandels (Bedrohung der sozialen Sicherungssysteme durch die „Vergreisung“ der 

Gesellschaft). Andererseits stehen die Ursachen des Geburtenrückgangs und ihre Beseitigung durch 

eine aktive Bevölkerungspolitik zur Diskussion. Dabei geht es nicht nur um objektive Daten und 

Fakten, sondern auch und vor allem um deren subjektive Einschätzung. Umstritten ist sowohl die 

demografische Entwicklung selbst als auch, wie man sie zu bewerten hat, was vom Blickwinkel des 

Betrachters abhängt. Was aus der Sicht eines Betroffenen positiv sein kann, z.B. eine steigende 

Lebenserwartung, stellt aus der Sicht eines neoliberalen Ökonomen möglicherweise eine negative 

Tendenz dar, nämlich eine Belastung des heimischen Wirtschaftsstandortes durch das Steigen der 

Rentenversicherungsbeiträge bzw. der gesetzlichen Lohnnebenkosten (für die Arbeitgeber). Wie 

demografische Wandlungsprozesse wahrgenommen werden und wie man ihnen begegnen möchte, 

hängt von der eigenen Überzeugung, Religion oder Weltanschauung und den Interessen ab, die man 

vertritt. Das Roman Herzog Institut/Institut der deutschen Wirtschaft Köln beispielsweise wirbt im 

Rahmen seiner Beschäftigung mit der demografischen Entwicklung für „Anstrengungen, das 

Unternehmertum zu stärken und ein freundliches Umfeld für Existenzgründer zu schaffen.“1 

 

                                                 
1 Siehe Klös, Hans-Peter/Kroker, Rolf: Perspektive 2050: Ordnungsökonomische Weichenstellungen und 
wirtschaftspolitischer Handlungsbedarf. In: Roman-Herzog-Institut/Institut der deutschen Wirtschaft Köln (Hg.): 
Perspektive 2050. Ökonomik des demographischen Wandels. Köln 2004, S. 401. 
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Hier wird aus einer kritischen Perspektive nach der Plausibilität vieler fast schon zum Gemeingut 

avancierter Thesen gefragt und die für manche Teilnehmer der Diskussion provozierende Position 

begründet, dass die „demografische Zeitbombe“ einem Knallfrosch gleicht und sich letztlich als 

eine politisch-ideologische Nebelbombe erweist. Ich stelle drei zentrale Thesen voran und begründe 

sie dann: 

1. Die demografische Entwicklung kann nur bis zu einem bestimmten Grad wissenschaftlich exakt 

prognostiziert werden. Manche „bevölkerungswissenschaftliche“ Prognose ist eher Prophetie als 

exakte Berechnung künftiger Entwicklungsprozesse. Mit dieser Form der Mathematik bzw. der 

Statistik wird Politik gemacht. Um sie erklären zu können, bedarf es der Kritik ihrer Prämissen 

und dahinter stehender Interessen. 

2. Meist wird die demografische Entwicklung dramatisiert, denn auf diese Weise legitimiert sie 

Maßnahmen der Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums. Demografie fungiert in erster 

Linie als Mittel der sozialpolitischen Demagogie und „Generationengerechtigkeit“ ist zu einem 

politischen Kampfbegriff geworden, der von vermehrter sozialer Ungleichheit innerhalb jeder 

Generation ablenkt. 

3. Wenn die deutsche Gesellschaft will, kann sie den demografischen Wandel sowie seine Folgen 

für Ökonomie, Sozialstaat und Stadtentwicklung, die ich nicht leugne, solidarisch bewältigen, 

denn sie ist so reich wie nie. Was fehlt, ist eine soziale Umverteilung von oben nach unten, die 

der Bekämpfung von öffentlicher und privater Armut dient. Unabhängig vom Lebensalter muss 

die finanzielle Leistungsfähigkeit eines Bürgers wieder entscheiden, in welchem Maß er zum 

Allgemeinwohl beiträgt. 

 

Wenn die Bevölkerungswissenschaft zur Scharlatanerie und Demografie zur Ideologie wird  

 

Während die meisten Fachleute mit Blick auf die Entwicklungsländer der sog. Dritten Welt eine 

„Bevölkerungsexplosion“ prognostizieren und dort die Anwendung rigidester Maßnahmen der 

Geburtenkontrolle empfehlen,2 prophezeien sie der Bundesrepublik umgekehrt eine Verschiebung 

der Altersstruktur hin zu Senior(inn)en und Hochbetagten, die in einen „Bevölkerungsschwund“ 

mündet. „Überalterung“ und „Schrumpfung“ der hiesigen Bevölkerung gelten als Hauptprobleme, 

die durch Zuwanderung höchstens abgemildert, jedoch nicht einmal ansatzweise gelöst werden 

können. So spricht Herwig Birg von einem „demographisch bedingten Desaster“ und bezeichnet die 

Bundesrepublik als „demographisches Pleiteunternehmen“, dessen Gläubiger „unsere Kinder“ 

                                                 
2 Vgl. dazu und zur Kritik: Hummel, Diana: Der Bevölkerungsdiskurs. Demographisches Wissen und politische Macht. 
Opladen 2000. 
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seien.3 Birg gehört zu jenen Bevölkerungswissenschaftlern, die den demografischen Wandel seit 

vielen Jahren dramatisieren und so tun, als handle es sich dabei um ein kaum lösbares Problem. Für 

ihn hängt die ökonomische auf das Engste mit der demografischen Globalisierung zusammen: „Im 

Verlauf des Globalisierungsprozesses polarisiert sich die Welt immer mehr in eine kleine Gruppe 

von wirtschaftlich starken Ländern mit demographischer Stagnation oder Schrumpfung und in eine 

wesentlich größere Ländergruppe mit Bevölkerungswachstum und niedriger Wirtschaftskraft.“4 Die 

(nationalkonservativ bzw. neoliberal ausgerichtete) Bevölkerungswissenschaft ist vor allem über die 

„altersbedingte Erhöhung der Lohnnebenkosten und die daraus folgende demographisch bedingte 

Verschlechterung der Wettbewerbsposition des Standorts Deutschland“ besorgt.5 So sehen Roland 

und Andrea Tichy die deutsche Volkswirtschaft in einer „Altersfalle“, der sie – wenn überhaupt – 

nur mit Mühe zu entkommen vermag.6 

 

Zwar altert die Bevölkerung der Bundesrepublik und nimmt nach 2020 zumindest der Tendenz nach 

deutlich ab, wenn keine liberalere Migrationspolitik gemacht wird, als sie das nach jahrelangen 

Auseinandersetzungen am 5. August 2004 verkündete Zuwanderungs(begrenzungs)gesetz vorsieht. 

Allerdings erscheint ein Rückgang von 82,5 Millionen Einwohner(inne)n heute auf 75,1 Millionen 

Menschen im Jahr 2050, wie ihn das Statistische Bundesamt in der (mittleren) Variante 5 seiner 10. 

koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung erwartet,7 nicht eben Furcht einflößend. Schließlich 

wäre die Bundesrepublik damit nach wie vor eines der am dichtesten besiedelten Länder der Welt. 

 

Prognosen über einen Zeitraum von knapp einem halben Jahrhundert sind kaum seriös. 50-Jahres-

Prognosen hält der Koblenzer Statistikprofessor Gerd Bosbach für „moderne Kaffeesatzleserei“, 

was er an Beispielen aus der Vergangenheit illustriert. Hätte jemand 1950 die Bevölkerungszahl der 

Bundesrepublik im Jahr 2000 schätzen sollen, wären ihm folgende maßgebliche Einflussfaktoren 

entgangen: die Erfindung und Verbreitung der Antibabypille; die Anwerbung bzw. der Zuzug von 

Millionen ausländischen Arbeitskräften samt ihren Familien; Individualisierung und Pluralisierung 

der Lebensstile (Trend zur Kleinfamilie und zum Single-Dasein); der Nieder- und Untergang der 

DDR; die Öffnung der Grenzen im Osten einschließlich der Zuwanderung von Millionen Aus- und 

                                                 
3 Siehe Birg, Herwig: Bevölkerungsentwicklung, Alterung und Einwanderungen in Deutschland – Entwicklung seit dem 
Zweiten Weltkrieg und Ausblick auf das 21. Jahrhundert. In: Weber, Albrecht (Hg.): Einwanderungsland 
Bundesrepublik Deutschland in der Europäischen Union: Gestaltungsauftrag und Regelungsmöglichkeiten. Osnabrück 
1997, S. 70. 
4 Birg, Herwig: Die demographische Zeitenwende. Der Bevölkerungsrückgang in Deutschland und Europa. München 
2001, S. 30. 
5 Vgl. Birg 1997, S. 66. 
6 Vgl. Tichy, Roland und Andrea: Die Pyramide steht kopf. Die Wirtschaft in der Altersfalle und wie sie ihr entkommt. 
München/Zürich 2001. 
7 Vgl. Statistisches Bundesamt, Bevölkerung Deutschlands bis 2050. 10. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung. 
Pressemitteilung vom 6.6.2003, Wiesbaden, („mittlere“) Variante 5.  
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Übersiedlern sowie die Vereinigung Deutschlands am 3. Oktober 1990. „Noch deutlicher wird die 

Problematik, wenn wir annehmen, im Jahre 1900 sei eine 50-Jahres-Prognose gewagt worden. Es 

wären schlicht zwei Weltkriege übersehen worden!“8 Da grenzt es schon fast an Scharlatanerie, 

wenn die ZEIT (v. 2.1.2003) prophezeit, die Deutschen würden „in 100 Jahren“ auf 25 Millionen 

Menschen schrumpfen.9 

 

Martin R. Textor referiert Berechnungen, wonach auf 100 potenzielle Beitragszahler/innen im Jahr 

2033 ebenso viele Rentner/innen kommen und kommentiert: „Daß diese Entwicklung zu stark 

ansteigenden Beitragssätzen führen muß, ist offensichtlich.“10 Der britische Wirtschaftsjournalist 

Paul Wallace spricht in seinem Buch „Altersbeben“ von einer „Rentenfalle“, welche demografisch 

bedingt sei und für Staaten wie die Bundesrepublik nur zwei Auswege offen lasse: „Entweder die 

Beiträge steigen drastisch, oder die Renten müssen radikal gekürzt werden.“11 Dass es sich hierbei 

um eine sozialpolitische Milchmädchenrechnung handelt, die dritte Möglichkeit, bisher überhaupt 

nicht beitragspflichtige Gruppen (Selbstständige, Freiberufler, Beamte, Abgeordnete und Minister) 

in die Gesetzliche Rentenversicherung einzubeziehen, die Beitragsbemessungsgrenze anzuheben 

und/oder den Bundeszuschuss zu erhöhen, ausgeblendet wird, übersieht oder unterschlägt Wallace. 

Uwe Fachinger und Heinz Rothgang weisen demgegenüber darauf hin, dass die Einnahmen der 

Gesetzlichen Rentenversicherung vom Beitragssatz, der Anzahl ihrer Mitglieder (Versicherten), den 

jeweiligen durchschnittlichen Beitragsbemessungsgrundlagen und der Höhe des Bundeszuschusses 

abhängen: „Die Zahl der Beitragszahler, d.h. die Zahl der versicherungspflichtig Beschäftigten, der 

registrierten Arbeitslosen, der freiwillig Versicherten und der Krankengeldbezieher sowie deren 

jeweiliges durchschnittliches beitragspflichtiges Einkommen wiederum werden vor allem von der 

Arbeitsmarkt- sowie der Lohn- und Gehaltsentwicklung geprägt. Nachgelagert sind dann weitere 

Determinantengruppen, zu denen neben der gesamtwirtschaftlichen Situation, dem 

Arbeitsangebotsverhalten und den gesetzlichen Regelungen auch die Demographie zu zählen ist.“12 

Zwischen demografischer Entwicklung und GRV-Einnahmen besteht also kein unmittelbarer 

Zusammenhang. 

 

                                                 
8 Bosbach, Gerd: Demografische Entwicklung – nicht dramatisieren! In: Gewerkschaftliche Monatshefte 2/2004, S. 98. 
9 Vgl. zu dieser schon länger zu beobachtenden Grundposition der liberalen Wochenzeitung im Demografie-Diskurs: 
Behrend, Hanna: „Deutschland gehen die Kinder aus“. Familie in der Zeit. In: Das Argument 247 (2002), S. 473 ff. 
10 Textor, Martin R.: Bevölkerungsentwicklung: Konsequenzen für Gesellschaft und Politik. In: ders. (Koord.): 
Sozialpolitik. Aktuelle Fragen und Probleme. Opladen 1997, S. 23. 
11 Wallace, Paul: Altersbeben. Wie wir die demografische Erschütterung in Wirtschaft und Gesellschaft meistern 
werden. Frankfurt am Main/New York 1999, S. 187. 
12 Fachinger, Uwe/Rothgang, Heinz: Zerstört der demographische Wandel die Grundlagen der sozialen Sicherung? – 
Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der gesetzlichen Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung. In: 
Zeitschrift für Sozialreform 11-12/1997, S. 816 (Hervorh. im Original). 
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Wer die Renten kürzen will, verweist zur Begründung trotzdem gern auf die wachsende Zahl der 

älteren Menschen, die von den Erwerbstätigen (wegen ihrer steigenden Lebenserwartung: länger als 

früher) mit ernährt werden müssen. Häufig heißt es dann mit Hinweis auf die Alterspyramide, die 

Pilzform angenommen habe, bald müsse jeder Arbeitnehmer für einen Rentner aufkommen. Dabei 

verschlechtert sich diese Relation seit langem ständig, ohne dass dies den kontinuierlichen Ausbau 

des Sozialstaates bis 1974/75 verhindert hätte, und künftig ist nur noch das letzte Teilstück eines 

sehr langen Weges dieser demografischen Veränderungen zurückzulegen. „Vor über hundert Jahren 

kamen auf eine Person über 65 Jahre rund zwölf Erwerbsfähige. 2000 sind es gerade noch vier. (...) 

Der Lebensstandard ist jedoch in den letzten 100 Jahren deutlich gestiegen.“13 Auch wird der 

„Verschlechterung des Alten- oder Alterslastquotienten“ (Anteil der von den mittleren Jahrgängen 

zu versorgenden Menschen, die nicht mehr erwerbstätig sind) keineswegs, wie es die intellektuelle 

Redlichkeit geböte, die sie aufgrund einer sinkenden Geburtenrate begleitende „Verbesserung des 

Jugendquotienten“ (Anteil der von den mittleren Jahrgängen zu versorgenden Menschen, die noch 

nicht erwerbstätig sind) gegenübergestellt. Sich daraus ergebende Einsparungen bei Kindergärten, 

Schulen, Hochschulen und Jugendhilfe müssten jedoch gleichfalls in Rechnung gestellt werden, 

will man die Belastung der erwerbstätigen Generation ermitteln. Für mehr Rentner/innen kann diese 

aufkommen, ohne finanzielle Einbußen zu erleiden, wenn Lohn oder Gehalt stärker als die daraus 

resultierende Belastung steigen. Entscheidend dafür, ob die Möglichkeit zur Kompensation der 

„Altenlast“ besteht, ist die Höhe der Arbeitsproduktivität. Wenn man bedenkt, dass sich bei einem 

Produktivitätsanstieg von nur 1,5% pro Jahr und Erreichen der Vollbeschäftigung ab 2010 das 

Realeinkommen bis 2050 verdoppeln würde, kann von einer Überforderung der Gesellschaft durch 

den demografischen Wandel keine Rede sein: „Die Versorgungsleistungen können (...) aus dem 

Produktivitätswachstum bestritten werden, ohne dass die zu Versorgenden oder die Erwerbstätigen 

den Gürtel enger schnallen müssen.“14 

 

Eine „statische Betrachtungsweise“, die Veränderungen der Demografie von der wissenschaftlich-

technischen Innovation und Wachstumsprozessen der Ökonomie ablöst, ignoriert für das Resultat 

zentrale Zusammenhänge: „Die Leistungsfähigkeit eines heutigen Beschäftigten wird auch für das 

Jahr 2050 unterstellt.“15 Von älteren Menschen spricht man in einer Markt-, Hochleistungs- und 

Konkurrenzgesellschaft, die nach betriebswirtschaftlichen Effizienzkriterien modernisiert wird, 

zunehmend als „Kostenfaktor auf zwei Beinen“, d.h. als finanzielle Belastung für die jüngeren 

Bürger/innen. „Begriffe wie Alterslast, Rentnerberg oder gar Rentnerschwemme spiegeln noch 

                                                 
13 Ver.di-Bundesvorstand (Hg.): Mythos Demografie. Berlin, Oktober 2003, S. 8. 
14 Hein, Eckhard/Mülhaupt, Bernd/Truger, Achim: WSI-Standortbericht 2004: Demographische Entwicklung – ein 
Standortproblem? In: WSI-Mitteilungen 6/2004, S. 296. 
15 Bosbach 2004, S. 101. 
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deutlicher wider, dass in der öffentlichen Diskussion der Alterungsprozess der Bevölkerung als 

etwas Negatives dargestellt wird, obgleich aus Sicht des Einzelnen eine steigende Lebenserwartung 

doch etwas Positives und Erstrebenswertes ist – sicherlich auch für die jetzt Jungen –, vor allem 

wenn das Altwerden und Altsein zugleich mit einem guten Gesundheitszustand einhergeht.“16 Der 

Bremer Sozialforscher Winfried Schmähl zeigt, dass die übliche Gegenüberstellung von Jüngeren 

bzw. Erwerbstätigen als „ökonomisch Aktiven“ und „ökonomisch inaktiven“ Älteren ein Klischee 

ist.17 

 

Gerd Bosbach fragt ketzerisch, ob mit demografischen Sachzwängen nicht von einem aktuellen 

Schauplatz der gesellschaftlichen Auseinandersetzungen abgelenkt werden soll, wo die Arbeitgeber 

mit der Androhung von Werksverlagerungen und Massenentlassungen schmerzhafte Konzessionen 

seitens der Belegschaften, Betriebsräte und Gewerkschaften im Streit um mehr Öffnungsklauseln in 

Tarifverträgen, die Verlängerung der Wochenarbeitszeit sowie Lohnverzicht erzwingen: „Will man 

die Löhne und Gehälter der Arbeitnehmer langfristig von der Teilhabe am Produktivitätsfortschritt 

abkoppeln? Dann wären die Arbeitnehmer tatsächlich nicht so leicht in der Lage, die Versorgung 

der Jungen und Älteren zu übernehmen. Das hätte allerdings weniger mit den ‚unausweichlichen‘ 

Folgen des Alterungsprozesses zu tun, sondern wäre eine bewusste politische Entscheidung 

hinsichtlich der Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums.“18 

 

Abgesehen davon, dass die Prognosen der Bevölkerungswissenschaft über einen längeren Zeitraum 

selten zutrafen, weil z.B. die Zuwanderungsraten stark stiegen,19 ist ein demografischer Fatalismus 

bzw. Defätismus schon deshalb unangebracht, weil der Wohlfahrtsstaat im Allgemeinen und die 

Gesetzliche Rentenversicherung im Besonderen auf einem Grundkonsens darüber beruhen, welcher 

Teil des Bruttoinlandsprodukts für Soziales ausgegeben wird und welche Gesellschaftsschichten 

wie viel ihres Primäreinkommens dafür abzweigen müssen. Während die Sozialleistungsquote 

(Anteil der Sozialausgaben am Bruttoinlandsprodukt) heute genauso hoch oder niedrig ist wie 1975, 

als die Arbeitslosenzahl im Altbundesgebiet zum ersten Mal die Millionengrenze überschritt, war 

die Gewinnquote (über 30% des Bruttoinlandsprodukts) noch nie so hoch und die Reallohnquote 

(unter 70%) noch nie so niedrig wie heute. 

 

                                                 
16 Schmähl, Winfried: Generationenkonflikte und „Alterslast“. Einige Anmerkungen zu Einseitigkeiten und verengten 
Perspektiven in der wissenschaftlichen und politischen Diskussion. In: Becker, Irene/Ott, Notburga/Rolf, Gabriele 
(Hg.): Soziale Sicherung in einer dynamischen Gesellschaft. Festschrift für Richard Hauser zum 65. Geburtstag. 
Frankfurt am Main/New York 2001, S. 180 (Hervorh. im Original). 
17 Vgl. ebd., S. 188 ff. 
18 Bosbach 2004, S. 103. 



 7

„Generationengerechtigkeit“ – sinnvolles Leitbild der Sozialpolitik? 

 

Der seit 1957 bewährte Generationenvertrag (lohn- und beitragsbezogenes Umlageverfahren in der 

Gesetzlichen Rentenversicherung) wird unter Hinweis auf den demografischen Wandel zum 

Auslaufmodell erklärt, das Kapitaldeckungsprinzip als vermeintlich „demografieresistent“ geradezu 

glorifiziert. Nach der berühmten Mackenroth-These wird aber jeder Sozialaufwand bzw. jede Rente 

aus der aktuellen Wertschöpfung bestritten. „Bei jedem Finanzierungssystem wird entschieden, 

welche Belastungen die Jüngeren durch Einbußen im Konsum haben und welche Belastungen auf 

die Älteren durch Minderung ihrer Rentenansprüche zukommen. Beim Umlageverfahren erfolgt 

diese Entscheidung über den politisch-demokratischen Prozess, bei kapitalfundierten Systemen über 

‚anonyme‘ Marktprozesse.“20 Dabei zeigte das Tief der Aktienkurse nach den Terroranschlägen in 

New York und Washington am 11. September 2001, wie problematisch es ist, mit der „Riester-

Rente“ auf die Börse und private Vorsorge zu setzen, wenn es um die langfristige Stabilität und 

Verlässlichkeit der Alterssicherung geht. Kaum von der Hand zu weisen ist die Vermutung, dass 

sich hinter der Forderung nach mehr „Generationengerechtigkeit“ handfeste Interessen verbergen 

und Finanzmarktakteure gute Chancen für profitable Geschäfte mit ihren Produkten wittern, wenn 

die Angst weiter um sich greift, dass kollektive Vorsorgemaßnahmen dem/der Einzelnen keinen 

ausreichenden Schutz mehr bieten. 

 

Am 25. Oktober 1999 bezeichnete der SPIEGEL die Generationengerechtigkeit als „Kampfbegriff 

von morgen“. Studien zur materiellen Situation von Rentner(inne)n handelte er unter dem Titel 

„Reiche Senioren“ ab. Als „gierige Generation“, meint Bernd W. Klöckner, lebten die Alten auf 

Kosten der Jungen. Er spricht von „Ruhestandsluxus“ und beklagt das Selbstbewusstsein sowie die 

Reiselust deutscher Rentner/innen: „Ob Mallorca, Gran Canaria oder Costa del Sol: die Masse der 

heute Alten hat offensichtlich keinerlei Grund zu klagen.“21 

 

Das in den Massenmedien häufig gezeichnete Bild einer intergenerationalen Kluft zwischen Arm 

und Reich hält einer empirischen Überprüfung allerdings nicht stand: Rentnerhaushalte weisen auf 

der Ebene bedarfsgewichteter Haushaltseinkommen eine viel geringere Wohlstandsposition auf als 

Arbeitnehmerhaushalte, was die Hypothese mangelnder Generationengerechtigkeit jedenfalls zu 

                                                                                                                                                         
19 Vgl. im Hinblick auf die Bundesrepublik der 70er- und 80er-Jahre: Hradil, Stefan: Bevölkerungsentwicklung und 
Gesellschaftsveränderung in den kommenden Jahrzehnten. In: Gegenwartskunde 3/2001, S. 387. 
20 Bäcker, Gerhard/Koch, Angelika: Die Jungen als Verlierer? – Alterssicherung und Generationengerechtigkeit. In: 
WSI-Mitteilungen 2/2003, S. 116. 
21 Klöckner, Bernd W.: Die gierige Generation. Wie die Alten auf Kosten der Jungen abkassieren. Frankfurt am Main 
2003, S. 108/107. Nur am Rande sei vermerkt, dass die Lebenshaltungskosten dort zum Teil niedriger sind als in der 
Bundesrepublik. 
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Lasten der mittleren Jahrgänge widerlegt.22 Auch dürfte sich die Struktur der Armutspopulation 

etwa infolge der starken Zunahme diskontinuierlicher Erwerbsverläufe, der zahlreichen Kürzungen 

im Sozialbereich (sog. Riester-Reform, die neuerliche Senkung des Rentenniveaus durch das sog. 

Nachhaltigkeitsgesetz, Erhöhung des Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrages vor allem der 

Betriebsrentner  sowie die Verringerung des sog. Schonvermögens von Langzeitarbeitslosen durch 

Hartz IV), aber auch von Scheidungen und der Anzahl nicht eigenständig gesicherter Frauen künftig 

wieder in Richtung der Senior(inn)en verschieben. Gleichwohl tut man so, als sei der Antagonismus 

zwischen Kapital und Arbeit durch einen neuen Grundwiderspruch, nämlich zwischen Jung und Alt, 

abgelöst und Klassenkampf durch einen „Krieg der Generationen“ ersetzt worden. Hierbei handelt 

es sich um eine mediale Dramatisierung des gesellschaftlichen Verteilungskampfes, die – auf dem 

Rücken von Rentner(inne)n ausgetragen – von den eigentlichen Problemen, etwa der ungerechten 

Einkommens- und Vermögensverteilung,23 ablenkt. 

 

Man versteht jetzt, warum Massenmedien der Armut von Kindern, die es auch in einem so reichen 

Land wie der Bundesrepublik gibt,24 große Aufmerksamkeit schenken. Da heute die Gruppe der 

Rentner/innen nicht mehr in so hohem Maße wie etwa Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren von 

Armut betroffen ist, konstruiert man ein Wohlstandsgefälle zwischen Alt und Jung. Kinderarmut 

wird benutzt, um die Jüngeren gegen die Älteren auszuspielen und Letzteren einen Verzicht auf 

Einkommenszuwächse oder Leistungskürzungen abzuverlangen. Die soziale Polarisierung, Folge 

der Globalisierung bzw. einer Umstrukturierung fast aller Gesellschaftsbereiche nach dem Vorbild 

des Marktes, wirkt sich jedoch auf jede Altersgruppe gleich aus: Armut geht mit wachsendem 

Wohlstand und vermehrtem Reichtum einher; wenn man so will, bildet sie dessen Kehrseite. Es gab 

noch nie so viele Haushalte ohne materielle Sorgen und auch noch nie so viele Kinder mit einem 

riesigen Vermögen wie heute. Um mehr Freibeträge und damit Steuervorteile für sich bzw. die 

eigene Familie zu erlangen, übertragen reiche Eltern einen Teil ihres Vermögens kurz nach der 

Geburt auf ihre Kinder. Die soziale Scheidewand trennt also nicht Jung und Alt, sondern verläuft 

immer noch, wenn nicht mehr denn je zwischen Arm und Reich – unabhängig vom Lebensalter!  

 

Als vorrangiges Ziel der Sozialreformen wird in Gerhard Schröders Regierungserklärung vom 14. 

März 2003 („Agenda 2010“) oder im Gutachten der sog. Rürup-Kommission vom 28. August 2003 

                                                 
22 Vgl. Bäcker/Koch 2/2003, S. 113. 
23 Vgl. dazu: Schäfer, Claus: Von massiven Verteilungsproblemen zu echten Wettbewerbsnachteilen? – Daten, Fakten 
und Argumente zur Entmythologisierung der „Standort“-Debatte. In: Butterwegge, Christoph/Kutscha, 
Martin/Berghahn, Sabine (Hg.): Herrschaft des Marktes – Abschied vom Staat? Folgen neoliberaler Modernisierung für 
Gesellschaft, Recht und Politik. Baden-Baden 1999, S. 63 ff. 
24 Vgl. hierzu: Butterwegge, Christoph/Klundt, Michael/Zeng, Matthias: Kinderarmut in Ost- und Westdeutschland. 
Wiesbaden 2004. 
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die Generationengerechtigkeit benannt. Darunter versteht man die Forderung nach einer fairen 

Aufteilung der Ressourcen und Lasten zwischen den Generationen (beispielsweise im Hinblick auf 

die Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme). Rentenkürzungen sind aber kein Beitrag zur 

„Generationengerechtigkeit“, sondern verschärfen die soziale Ungleichheit, zumal vor allem viele 

Frauen mit einer „bedarfsorientierten Grundsicherung im Alter“ auskommen müssen, die nur 15 

Prozent über dem Sozialhilfesatz liegt. „Nullrunden“ (Aussetzungen der Rentenanpassung) wie im 

Jahr 2004 treffen gar nicht in erster Linie jetzige Rentner/innen, sondern Jahrgänge, die heute noch 

oder noch nicht erwerbstätig sind. Außerdem haben sie eher negative Folgen im Hinblick auf das 

bürgerschaftliche Engagement und die familialen Unterstützungsleistungen der Betroffenen, 

worunter die jüngeren Altersgruppen leiden würden.25 Die von der sog. Rürup- wie von der sog. 

Herzog-Kommission vorgeschlagene Erhöhung des gesetzlichen Rentenzugangsalters von 65 auf 67 

Jahre verschlechtert die Arbeitsmarktchancen der zukünftigen Generationen. Wer in den Ruf nach 

„Generationengerechtigkeit“ einstimmt, müsste eigentlich darum bemüht sein, dass auch die künftig 

Heranwachsenden noch einen hoch entwickelten Wohlfahrtsstaat und das bislang gewohnte Maß an 

sozialer Sicherheit vorfinden, statt diese weiter zu beschneiden und die Menschen einer privaten 

Daseinsvorsorge zu überantworten! 

 

Bernd Raffelhüschen, seinerzeit Mitglied der Rürup-Kommission, plädiert für eine „Kombination 

von temporär moderaten Rentenkürzungen und langfristig verstärkter privater Altersvorsorge durch 

die Erwerbstätigen“, das „Einfrieren der Nominalrenten“ sowie das Absenken des Rentenniveaus 

auf eine „Grundsicherung“, die mit dem Äquivalenz- bzw. Leistungsprinzip unvereinbar und nur 

noch eine Basisrente zur Sicherung des Existenzminimums wäre. Gewinner und Verlierer/innen 

gibt es dabei angeblich nicht. Vielmehr verspricht Raffelhüschen, der die enormen Risiken einer 

kapitalgedeckten Alterssicherung (in den USA zu besichtigen) ignoriert, allen Beteiligten immense 

Vorteile eines verharmlosend „Ausgleichsreform“ genannten Systemwechsels.26 

 

Im Sommer 2003 entspann sich eine besonders perfide Diskussion über die mögliche Rationierung 

medizinischer Leistungen nach dem Lebensalter von Patient(inn)en. Bereits am 24. Oktober 2002 

hatte Frank Drieschner in der ZEIT darüber räsoniert, wie der demografische Wandel auszugleichen 

sei: „Teure Transplantationen nur noch für junge Menschen, Zahnersatz auf Kassenkosten nur bei 

Abschluss einer Zusatzversicherung – das wären wirksame Maßnahmen. Aber wer will das hören?“ 

                                                 
25 Vgl. Kohli, Martin/Künemund, Harald: Der Alters-Survey: die zweite Lebenshälfte im Spiegel repräsentativer Daten. 
In: Aus Politik und Zeitgeschichte 20/2003, S. 25. 
26 Vgl. Raffelhüschen, Bernd: Eine Generationenbilanz der deutschen Wirtschafts- und Sozialpolitik. In: Lambsdorff, 
Otto Graf (Hg.): Freiheit und soziale Verantwortung. Grundsätze liberaler Sozialpolitik. Frankfurt am Main 2001, S. 
257. 
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Zwei Monate später verkündete Joachim Wiemeyer, Professor für Christliche Gesellschaftslehre an 

der Ruhr-Universität Bochum, in der Herder-Korrespondenz: „Es ist gerecht, bestimmte teure 

medizinische Leistungen ab einer bestimmten Altersgrenze nicht mehr vorzusehen, sondern sich in 

solchen Fällen etwa auf eine Behandlung akuter Schmerzen zu beschränken.“ In einem am 12. Juni 

2003 veröffentlichten Interview sagte Friedrich Breyer, Professor für Volkswirtschaftslehre an der 

Universität Konstanz sowie Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Arbeit, dem Rheinischen Merkur, dass bei der Altersgrenze von 75 Jahren „ein 

deutlicher Spareffekt“ eintrete, eher als bei 85 Jahren. Schließlich forderte Philipp Mißfelder, 

Vorsitzender der Jungen Union, am 3. August 2003 im Berliner Tagesspiegel, 85-Jährigen keine 

künstlichen Hüftgelenke mehr „auf Kosten der Solidargemeinschaft“ einzusetzen, und löste damit 

eine kontroverse Diskussion auch in CDU und CSU aus. 

 

Albrecht von Lucke spricht von einem „Generationsdarwinismus“, mit dem Jungmanager, smarte 

Karrieretypen und profilsüchtige Nachwuchspolitiker gegenwärtige und zukünftige Privilegien 

verteidigen. In dieser Art des Gerechtigkeitsbegriffs sieht er keinen Erkenntnisgewinn: „Die 

Kategorie der Generationszugehörigkeit liegt offensichtlich quer zu den Gerechtigkeitskriterien 

Bedürfnis, Bedürftigkeit und Leistung und kann schon deshalb kein hinreichendes Kriterium für 

Gerechtigkeit sein.“27 Auch unterscheidet sich das Alter von scheinbar ähnlichen Kategorien wie 

Geschlecht oder Abstammung bzw. Herkunft dadurch, dass man zwar altert, aber in der Regel nicht 

das Geschlecht wechselt und die Abstammung/Herkunft für immer festliegt. Wenn man also 

Jüngere rechtlich, ökonomisch und/oder sozialpolitisch gegenüber Älteren schlechter stellt, gleichen 

sich die Nachteile im Verlauf eines Lebens wieder aus: „Jedes Sicherungssystem, das einen 

Unterschied aufgrund des Alters des Menschen macht und sie nach moralischen Kriterien scheinbar 

ungleich behandelt, verfährt im Zeitablauf durchaus moralisch. Denn alle Menschen werden über 

ihren Lebenszyklus hinweg gleich behandelt.“28 

 

Der deutsche Sozial(versicherungs)staat hat durch seine enge Bindung an die sog. Normalbiografie, 

das Normalarbeitsverhältnis und die Normalfamilie insofern einen Altersbias, als die Leistungen im 

Lebensverlauf (Längsschnitt) ungleich auf die einzelnen Generationen verteilt sind.29 Daraus folgt 

aber mitnichten, dass die Älteren den Sozialstaat und/oder die Jüngeren ausbeuten. Allerdings lässt 

eine Querschnittsbetrachtung, welche die Lage unterschiedlicher Altersjahrgänge vergleicht, außer 

                                                 
27 Lucke, Albrecht von: Generationengerechtigkeit als Kampfbegriff. In: Blätter für deutsche und internationale Politik 
9/2003, S. 1059. 
28 Christen, Christian/Michel, Tobias/Rätz, Werner: Sozialstaat. Wie die Sicherungssysteme funktionieren und wer von 
den „Reformen“ profitiert. Hamburg 2003, S. 42. 
29 Vgl. hierzu: Butterwegge, Christoph: Wohlfahrtsstaat im Wandel. Probleme und Perspektiven der Sozialpolitik. 3. 
Aufl. Opladen 2001, S. 53 ff. 
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Acht, „dass die jüngeren Generationen über ein wesentlich höheres Nettorealeinkommen als ihre 

Eltern verfügen und dass dieses Realeinkommen weiter wächst, selbst wenn in begrenztem Umfang 

eine prozentual erhöhte Abgabenbelastung erfolgt.“30 

 

Durch das Schlagwort „Generationengerechtigkeit“ wird die soziale Spaltung unserer Gesellschaft 

biologisiert, auf ein Verhältnis zwischen unterschiedlichen Alterskohorten reduziert und relativiert. 

Das verkrampfte Bemühen um mehr Generationengerechtigkeit, der noch nie so viel Beachtung 

zuteil wurde wie heute, überdeckt die in sämtlichen Altersgruppen, der ganzen Gesellschaft und der 

übrigen Welt drastisch wachsende soziale Ungleichheit. „Man gewinnt vielfach den Eindruck, dass 

die Fokussierung der Diskussion auf die Verteilung zwischen Kohorten ablenken soll von Fragen 

der Verteilung innerhalb von Kohorten.“31 

 

Auch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 3. April 2001 zur Pflegeversicherung, wonach 

Eltern geringere Sozialbeiträge als Kinderlose zahlen sollen, weil sie „neben dem Geldbeitrag einen 

generativen Beitrag zur Funktionsfähigkeit eines umlagefinanzierten Sozialversicherungssystems 

leisten“, ging in die falsche Richtung. In dem „Ein Segen für die Familie“ betitelten SPIEGEL-

Artikel wurde sechs Tage später jedoch besonders gelobt, dass die Richter den Gesetzgeber zu einer 

passenden Antwort auf das „demografische Desaster“ zwängen. „So pathetisch das klingen mag: Es 

geht um den Bestand des deutschen Volks.“32 Man forderte die Übertragung des Richterspruchs auf 

die Altersvorsorge und brachte, dem neoliberalen Zeitgeist entsprechend, Rente unmittelbar mit 

Rendite in Verbindung: „Kinder zu haben ist in der Rentenversicherung ein schlechtes Geschäft.“ 

 

Mit dem BVerfG-Urteil zur Pflegeversicherung und der Forderung, seine Grundzüge auf die 

übrigen sozialen Sicherungssysteme zu übertragen, werden alle Menschen – unabhängig davon, 

welcher (Einkommens-)Schicht sie angehören – in ein benachteiligtes Lager (der Kinderreichen) 

und ein privilegiertes Lager (der Kinderlosen) eingeteilt. Dabei sind von der „Umverteilung“ privat 

krankenversicherte Selbstständige und Beamte überhaupt nicht betroffen. Obwohl es das Urteil 

suggeriert, hängt das Fortexistieren der Pflegeversicherung sowenig wie die Funktionsfähigkeit der 

Gesetzlichen Rentenversicherung von der Biologie ab. Vielmehr handelt es sich in beiden Fällen 

um eine Frage der Ökonomie und der Politik. Ausschlaggebend ist letztlich, wie viel Reichtum die 

Volkswirtschaft erzeugt und auf wen er verteilt wird. Bei einer stagnierenden bzw. künftig sogar 

                                                 
30 Siehe Oberhauser, Alois: Die vermeintlich arme jüngere Generation. In: Becker/Ott/Rolf 2001, S. 212 
31 Schmähl, Winfried: „Generationengerechtigkeit“ und Alterssicherung. Oder: Wie ein vieldeutiges Konzept einseitig 
instrumentalisiert wird, in: Burmeister, Kai/Böhning, Björn (Hg.): Generationen & Gerechtigkeit. Hamburg 2004, S. 51 
(Hervorh. im Original). 
32 Ein Segen für die Familie. In: Der Spiegel v. 9.4.2001, S. 102 
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sinkenden Bevölkerungszahl müsste im Falle eines weiter nicht mehr explosionsartig, aber recht 

kontinuierlich wachsenden Bruttoinlandsprodukts für alle genug da sein. 

 

Alle seriösen Berechnungen zeigen, dass sich die Folgen des demografischen Wandels für die 

Gesetzliche Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung in Grenzen halten. (Arbeits-)Produktivität, 

Bruttoinlandsprodukt und Volkseinkommen wachsen parallel zu Veränderungen des Altersaufbaus 

der Bevölkerung, wie Karl Georg Zinn hervorhebt: „Das heute erreichte Niveau sozialstaatlicher 

Leistungen basiert auf den Produktivitätssteigerungen der Vergangenheit, und die künftig weiter 

steigende Leistungsfähigkeit der wohlhabenden Volkswirtschaften ermöglicht bei sachgerechter 

Organisation von Produktion und Verteilung zumindest die Aufrechterhaltung des erreichten 

Sozialniveaus.“33 

 

Staatsverschuldung und „finanzpolitische Nachhaltigkeit“ 

 

Hans-Olaf Henkel, damals noch Präsident des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI), 

forderte in seinem Buch „Jetzt oder nie“ ein „Bündnis für Nachhaltigkeit in der Politik“, was er 

unter Hinweis „auf die Verantwortung für die Interessen unserer Kinder“ begründete: „Wenn wir 

verhindern wollen, daß sich unsere Kinder dieser Generation als einer erinnern, die sich zu ihren 

Lasten ein bequemes Leben gemacht hat, dann müssen wir jetzt handeln und nicht erst morgen. 

Unsere Kinder brauchen eine Politik, die sich dem Prinzip der Nachhaltigkeit in allen Bereichen 

verpflichtet, nicht nur im Umweltschutz.“34 

 

Nicht nur die Renten, sondern auch die öffentlichen Haushalte sind ins Visier von Experten geraten, 

die mehr Generationengerechtigkeit verlangen. So bemängelte Jörg Tremmel die seiner Ansicht 

nach unsolide Haushaltspolitik der Bundesregierung mit folgender Begründung: „Um den immer 

teurer werdenden Sozialstaat zu finanzieren, stellt die herrschende Generation ungedeckte Wechsel 

auf die Zukunft aus. Die Zeche zahlen eines Tages jene, die heute jung sind.“35 Neoliberale tun so, 

als hätten „zukünftige Generationen (...) hohe Schuldenberge“ abzutragen, wozu sie weder willens 

noch in der Lage wären.36 Dabei lastet dieser Schuldendienst nur auf einem Teil der kommenden 

Generationen; ein anderer erhält mehr Zinsen aus (geerbten) Schuldverschreibungen des Staates, als 

er selbst an Steuern zahlt und profitiert dadurch sogar von heutigen Budgetdefiziten. 

                                                 
33 Zinn, Karl Georg: Sozialstaat in der Krise. Zur Rettung eines Jahrhundertprojekts. Berlin 1999, S. 80 f. 
34 Henkel, Hans-Olaf: Jetzt oder nie. Ein Bündnis für Nachhaltigkeit in der Politik. Berlin 1998, S. 12. 
35 Tremmel, Jörg: Der Generationsbetrug. Plädoyer für das Recht der Jugend auf Zukunft. Frankfurt am Main 1996, S. 
26. 
36 Siehe Raffelhüschen 2001, S. 256. 
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Trotzdem verfängt die Argumentationsfigur von „Zechprellern zu Lasten unserer eigenen Kinder“ 

(Raffelhüschen). Norbert Reuter weist demgegenüber nach, dass aus der Staatsverschuldung sowohl 

Forderungen wie Verbindlichkeiten resultieren und dass beide Größen an die nächste Generation 

„vererbt“ werden. Blicke man getrennt auf die gegenwärtige oder auf die folgende Generation, liege 

„ein gesamtwirtschaftliches Nullsummenspiel vor. Mit einem Verweis auf kollektive finanzielle 

Belastungen künftiger Generationen lässt sich der gegenwärtige Abbau der Staatsverschuldung 

somit nicht begründen.“37 Auch Richard Hauser hält Staatsverschuldung nur für problematisch, 

wenn Ausländer einen Großteil der Schuldtitel halten, was in der Bundesrepublik nicht der Fall ist. 

„Werden die Forderungen gegen den Staat aber ganz überwiegend von Inländern gehalten, dann 

findet durch die Zinszahlung nur eine intragenerationale Umverteilung von den Steuerzahlern zu 

den Forderungsbesitzern statt. Dies ist dann akzeptabel, wenn die Staatsschuld zur Finanzierung der 

Investitionen in die öffentliche Infrastruktur, d.h. zur Sachvermögensbildung des Staates, 

aufgenommen wurde und wenn die Belastung des Staatshaushalts durch Zinszahlungen nicht 

bestimmte Grenzen überschreitet.“38 

 

Mit dem Satz „Wir haben den Staatshaushalt nur von unseren Kindern geborgt“ begründet man die 

Übertragung des Prinzips der Nachhaltigkeit von der Umwelt- auf die Fiskalpolitik, ohne die 

verheerenden Konsequenzen eines solchen Schritts zu reflektieren. Durch die Instrumentalisierung 

der nachwachsenden Generationen unter Schlagworten wie „Nachhaltigkeit im finanzpolitischen 

Bereich“ und „Generationengerechtigkeit“ wird eine Politik der Haushaltskonsolidierung verklärt, 

die gerade für Kinder und Jugendliche nur negative Folgen zeitigt, weil sie betreffenden Bereichen 

(Vorschule, Schule und Hochschule) nicht mehr die nötigen Mittel zufließen. Sparmaßnahmen im 

Sozial-, Bildungs- und Gesundheitssystem verbauen im Namen der künftigen Generation eben jener 

die Zukunftsperspektiven (bei schlechter Kinderbetreuung, defizitärer Schulausstattung, fehlenden 

Lehrkräften, eingesparten Schuleingangsuntersuchungen etc.). 

 

Micha Brumlik macht auf einen wesentlichen Unterschied zwischen ökologischen und finanziellen 

Ressourcen aufmerksam: „Während zukünftige Generationen von einmal vernutzten fossilen 

Brennstoffen in der Tat nicht mehr Gebrauch machen können, stehen ihnen für die Beiträge, die sie 

zur Tilgung von Schulden für öffentliche Aufgaben zu leisten haben, in einer gerecht geordneten 

Gesellschaft nützliche Infrastrukturangebote gegenüber. Während die Vernutzung natürlicher 

                                                 
37 Reuter, Norbert: Generationengerechtigkeit als Richtschnur der Wirtschaftspolitik? In: Butterwegge, 
Christoph/Klundt, Michael (Hg.), Kinderarmut und Generationengerechtigkeit. Familien- und Sozialpolitik im 
demografischen Wandel. 2. Aufl. Opladen 2003, S. 85. 
38 Hauser, Richard: Generationengerechtigkeit, Volksvermögen und Vererbung. In: Burmeister/Böhning 2004, S. 39. 
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Ressourcen mithin asymmetrisch zu Gunsten der Gegenwart verläuft, besteht bei Nutzung 

finanzieller Ressourcen im öffentlichen Rahmen eine gewisse Symmetrie.“39 Auch wenn Geld im 

Jugendjargon „Kohle“ heißt, hat es mit dieser wenig gemeinsam: Es wandert zwar von einer Tasche 

in die andere, verbrennt aber nicht. 

 

Eine nicht nur verbal der Generationengerechtigkeit verpflichtete Politik müsste Norbert Reuter 

zufolge berücksichtigen, dass Schuldenabbau und der damit verbundene Rückzug des Staates aus 

wichtigen Bereichen unter den gegenwärtigen Bedingungen eine schwere Hypothek für künftige 

Generationen bedeuten würden, neben der die mittelfristig fortbestehende Staatsverschuldung das 

vergleichsweise kleinere Problem darstellt. Reuter konstatiert denn auch, „dass die Bekämpfung der 

Arbeitslosigkeit langfristig die beste Rentenpolitik darstellt.“40 

 

Bevölkerungspolitik gegen Geburtenrückgang und „Vergreisung“ der Bundesrepublik? 

 

Ein neues Gespenst geht um in Europa: das Gespenst des Kindermangels, der „Vergreisung“ und 

des Generationenkrieges. Dabei wird so getan, als verwandle sich die Bundesrepublik Deutschland 

in ein Altenheim. Teilweise klagen dieselben Kreise, die während der Asyldiskussion zu Beginn der 

90er-Jahre noch „Das Boot ist voll!“ geschrien hatten, wir lebten bald in einem „Land ohne Leute“ 

(ZEIT-Serie). 

 

Auf die der Öffentlichkeit am 6. Juni 2003 vom Leiter des Statistischen Bundesamtes präsentierte 

„10. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung“ reagierte fast die gesamte deutsche Presse tags 

darauf in einer fast schon hysterisch zu nennenden Weise: Von der Frankfurter Allgemeinen 

Zeitung (FAZ), die im Aufmacher eine „dramatische Alterung“ prophezeite und im Kommentar 

eine „konzise ‚Bevölkerungspolitik‘“ verlangte, über die WELT, deren Leitartikel „Kinder sind die 

Zukunft“ bei dem von den Nazis diskreditierten Begriff die Anführungszeichen wegließ und eine 

Halbierung des Rentenniveaus für notwendig erklärte, bis zur tageszeitung (taz), die – gewohnt 

salopp – „Deutsche sehen alt aus“ titelte und dem Thema eine ganze Seite widmete, kennzeichnete 

Apokalyptik die Berichterstattung, wie man sie sonst nur aus ultrarechten Publikationen kennt. Dort 

waren die beiden Überschriften der Jungen Freiheit (v. 20.6.2003) zum selben Thema denn auch 

nur noch ein wenig reißerischer. Sie lauteten: „Volk ohne Kinder“ und „Die Pyramide wird zum 

Grabstein. Deutschland 2050: Die Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes 

bietet düstere Perspektiven“. 

                                                 
39 Brumlik, Micha: Freiheit, Gleichheit, Nachhaltigkeit. Zur Kritik eines neuen Grundwerts. In: Blätter für deutsche und 
internationale Politik 12/1999, S. 1464. 
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In jener Wochenzeitung, die als Sprachrohr der sog. Neuen Rechten gilt, wird bereits seit Jahren die 

„demographische Apokalypse“ (Junge Freiheit v. 12.10.2001), das „demographische Dilemma“ 

(Junge Freiheit v. 23.5.2003) oder die „demographische Katastrophe“ (Junge Freiheit v. 20.6.2003) 

beschworen.41 Worum es dieser Strömung geht, wenn sie nationale Töne anschlägt und Vorbilder 

der Vergangenheit rühmt, zeigt folgender Untertitel: „Die Familie als Risiko. In Deutschland fehlt 

der Mut zu einer aktiven Bevölkerungspolitik“ (Junge Freiheit v. 31.10.2003). Man sieht durch die 

Migration „dramatische demographische Verschiebungen“ heraufkommen und beklagt in einem 

Artikel „Vom Verschwinden des Demos. Bevölkerungspolitik: Wie die demographische Dynamik 

multiethnische Gesellschaften verwandelt“ die zunehmende Überfremdung deutscher Großstädte: 

„Geburtenfreudige Ausländergruppen ersetzen die vergreisende deutsche Ur-Bevölkerung.“ (Junge 

Freiheit v. 2.7.2004) 

 

In der Berliner Zeitung vom 2./3. Februar 2002 schrieb Maritta Tkalec unter der Schlagzeile 

„Deutschland ohne Kinder“ über „die durchaus effektive ‚Bevölkerungspolitik‘ zwischen 1933 und 

1945“ sowie den „Jahrzehnte währenden Gebärstreik“ deutscher Frauen danach und mutmaßte: 

„Der Grund, warum moderne, individualisierte Gesellschaften offenbar dazu neigen, sich durch 

Verzicht auf Fortpflanzung binnen weniger Jahrzehnte selbst auszulöschen, liegt keinesfalls in 

Mangel an Wohlstand, eher im Zuviel davon.“ Am 28. April 2003 machte WELT-Herausgeber 

Dieter Stolte in einem „Zeitbombe Demographie“ genannten Beitrag ein „Anspruchsdenken, das 

den Wohlstand und das Glück des Einzelnen über das Gemeinwohl“ stelle, für die vielen Gefahren 

verantwortlich, von denen Deutschland in diesem Jahrhundert bedroht sei: „Sie ergeben sich als 

Folge eines demographischen Wandels, der unsere bisherigen sozialen Sicherungssysteme infrage 

stellt und einen Generationenkonflikt zur Folge haben wird.“ Am 14. August 2003 machte die ZEIT 

mit dem Thema „Wo sind die Kinder? – Im Land der Egoisten: kein Nachwuchs, keine Rente“ auf. 

In einem Heft, das am 4. September 2003 erschien und dessen Titelbild die Überschrift „Die 

vergreiste Republik“ trägt und einen Baum mit verdorrten, aus Gesichtszügen alternder Menschen 

zusammengesetzten Ästen zeigt, veröffentlichte das Magazin stern einen Artikel „Wir haben ein 

Problem“, an dessen Beginn steht: „Deutschland vergreist. Immer weniger Junge müssen für immer 

mehr Alte sorgen. Wenn wir nichts ändern, bricht unser ganzer Staat zusammen.“ James W. Vaupel 

warnte am 8. April 2004 in der FAZ unter der Überschrift „Deutschlands größte Herausforderung“ 

                                                                                                                                                         
40 Siehe Reuter 2003 (wie Anm. 61), S. 89. 
41 Vgl. hierzu: Butterwegge, Christoph: Stirbt „das deutsche Volk“ aus? – Wie die politische Mitte im Demografie-
Diskurs nach rechts rückt. In: ders. u.a.: Themen der Rechten – Themen der Mitte. Zuwanderung, demografischer 
Wandel und Nationalbewusstsein. Opladen 2002, S. 167 ff. 
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davor, „schmerzhafte Anpassungen in den Sozial- und Gesundheitssystemen zu vertagen“, und 

forderte über die „Agenda 2010“ der Bundesregierung hinausgehende „radikale Veränderungen“. 

 

Die konservative Wochenzeitung Rheinischer Merkur titelte am 31. Juli 2003 auf Seite 1: „Kinder 

für das Land. Generationenvertrag: Eine neue Bevölkerungspolitik muss her“. Am 5. Januar 2004 

erschien der SPIEGEL mit einem Baby in schwarz-rot-goldenen Windeln auf der Titelseite, das 

eine Hantel voll älterer Menschen stemmt, unter der Überschrift: „Der letzte Deutsche. Auf dem 

Weg zur Greisenrepublik“. In dem dazu gehörenden Artikel „Land ohne Lachen“ wird kritisiert, 

dass Bevölkerungspolitik in Berlin (gemeint: nach 1945) kaum je auf der Tagesordnung stand. 

Susanne Mayer warb in einem Artikel „Her mit den Kindern!“, den die ZEIT am 4. März 2004 

veröffentlichte, für ein „Projekt Junges Deutschland“, das Bevölkerungspolitik zu machen bedeute: 

„Bevölkerungspolitik heißt, den Menschen offen zu sagen, dass wir mehr Kinder brauchen – und zu 

diesem Zweck alle Kräfte bündeln müssen.“ 

 

Seit die Geburtenrate in der Bundesrepublik gegen Ende der 60er-/Anfang der 70er-Jahre als Folge 

eines höheren (Aus-)Bildungsniveaus und einer steigenden Erwerbsneigung deutscher Frauen bei 

gleichzeitiger Verbesserung der Methoden und Einführung neuer Mittel zur Empfängnisverhütung 

(Antibabypille) sinkt, versucht man, eine pronatalistische Familien- bzw. Bevölkerungspolitik 

wieder hoffähig zu machen. Neben begrenzter Zuwanderung wird meist aktive Geburtenförderung 

favorisiert, die eine weitere Schrumpfung der Population aufhalten oder umkehren bzw. für eine 

ausgeglichene Bevölkerungsbilanz sorgen soll. 

 

Aus neoliberaler Perspektive erscheint die demografische Entwicklung als ökonomisches Problem, 

das durch Geburtenförderung, Humankapitalbildung sowie die Mobilisierung von Innovationskraft 

und Beschäftigungspotenzialen gelöst werden muss. Hans-Werner Sinn, Präsident des ifo Instituts 

für Wirtschaftsforschung an der Universität München, setzt auf eine aktive Bevölkerungspolitik zur 

Problembewältigung: „Wenn es gelänge, die Geburtenraten auf ein Niveau anzuheben, wie es eine 

stationäre Bevölkerung kennzeichnet, dann ließe sich die Bevölkerung allmählich wieder verjüngen. 

Das Rentenproblem würde sich lösen, der Arbeitsmarkt würde stabilisiert, und unser Land würde 

wieder zu der Dynamik bei der Wirtschaft und Wissenschaft zurückkehren, die es einmal besaß.“42 

Um dieses Ziel zu erreichen, will Sinn die Fertilitätsrate mittels finanzieller Anreize für Familien, 

aber auch mittels gezielter Sanktionen für Kinderlose steigern. Sinn empfiehlt die Staffelung von 

Altersrenten (und Pensionen) nach der Kinderzahl und eine Rentenkürzung für Kinderlose auf die 

Hälfte der „normalen“ Höhe: „Wer keine Kinder hat und insofern zu wenig tut, um seine eigene 
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Rente im Umlagesystem zu sichern, muss die Konsequenzen tragen und selbst auf dem Wege der 

Ersparnis für Ersatz sorgen.“43 Demjenigen, der keine Kinder in die Welt setzt und großzieht, kann 

man laut Sinn eine drastische Rentenkürzung zumuten. Altersrenten sollten seiner Meinung nach 

bloß deshalb „nicht auf Null reduziert“ werden, weil dadurch „ihre ökonomische Hauptfunktion als 

Schutz gegen die ökonomischen Konsequenzen der Kinderlosigkeit“ negiert und unberücksichtigt 

gelassen würde, dass Kinderlose wenigstens über den Familienlastenausgleich mit zur Finanzierung 

der Kinder anderer beitrügen: „Doch erscheint beim durchschnittlichen Rentenbezieher eine 

Kürzung der Rente auf die Hälfte (?!) als angebracht. Nur wer mindestens drei Kinder großzieht 

und durchschnittliche Beiträge gezahlt hat, dem kann die umlagefinanzierte Rente im bisher 

erwarteten Umfang erhalten bleiben.“44 

 

Es handelt sich hier um neoliberalen Unsinn, der allerdings Methode hat. Kinder werden nämlich 

als Privateigentum bzw. Humankapital ihrer Eltern betrachtet, das (im Hinblick auf die Rente) eine 

Rendite zu erbringen hat. Sinns Konzeption beruht auf einer „biologischen Produktionstheorie“, die 

so tut, als sei die menschliche Fortpflanzung der Ursprung eines wachsenden gesellschaftlichen 

Reichtums, aus dem steigende Altersrenten letztlich stammen, was mit den Verhältnissen einer 

modernen, auf Kapital- und Wissensakkumulation basierenden Volkswirtschaft jedoch kaum in 

Einklang steht: „Offensichtlich orientiert sich die ‚biologische Produktionstheorie‘ am Muster der 

archaischen vorindustriellen Subsistenzwirtschaft, ganz so, als wäre die Familie noch immer auch 

Produktionsbetrieb und Trägerin der sozialen Sicherung.“45 Moralisch sind die Konsequenzen des 

Sinn’schen Vorschlags ohnehin kaum vertretbar: Während die Frauen im sog. Dritten Reich mit 

dem Mutterkreuz belohnt wurden, wenn sie vier, sechs und acht (oder mehr) Kinder zur Welt 

gebracht hatten, kann man die „Gebärverweigerung“ in einer Demokratie nicht Jahrzehnte später 

mit Altersarmut bestrafen. 

 

 

* Prof. Dr. habil. Christoph Butterwegge M.A. leitet die Abteilung für Politikwissenschaft und ist 

Geschäftsführender Direktor des Seminars für Sozialwissenschaften an der Universität zu Köln. 

                                                                                                                                                         
42 Sinn, Hans-Werner: Ist Deutschland noch zu retten?, 4. Aufl. München 2003, S. 369 f. 
43 Ebd., S. 393. 
44 Sinn, Hans-Werner: Das demographische Defizit. Die Fakten, die Folgen, die Ursachen und die Politikimplikationen. 
In: Leipert, Christian (Hg.): Demographie und Wohlstand. Neuer Stellenwert für Familie in Wirtschaft und 
Gesellschaft. Opladen 2003, S. 85. 
45 Ebert, Thomas: Beutet der Sozialstaat die Familien aus? – Darstellung und Kritik einer politisch einflussreichen 
Ideologie, in: Butterwegge/Klundt 2003, S. 103. 
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Vorsitzender: Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich begrüße Sie ganz herzlich zur 10. Sitzung der Enquetekommission „Demo-
graphischer Wandel – Herausforderungen an die Landespolitik“. Ich freue mich, alle 
Damen und Herren begrüßen zu dürfen, die uns heute als Sachverständige für unsere 
öffentliche Anhörung zur Verfügung stehen. Wir haben für die heutige Sitzung den 
Schwerpunkt der ökonomischen und fiskalischen Auswirkungen des demographischen 
Wandels gewählt. Wir haben uns den Zeitrahmen ab 14 Uhr gegeben, weil es sich auf-
grund einer anderen Beanspruchung einer Fraktion so ergeben hat. Es wäre sicherlich 
besser gewesen, mit diesem sehr ehrgeizigen Programm schon heute Morgen um 10 
Uhr zu beginnen. Wir alle wollen beweisen, dass wir die Balance zwischen Kürze und 
Präzision auf der einen Seite und umfassender Darstellung auf der anderen Seite be-
herrschen. 
 
Wir haben zehn Anzuhörende. Die Reihenfolge ist selbstverständlich keine Rangfolge. 
Wir haben versucht, so weit uns das nach der Lektüre der Beiträge möglich war, dies 
ein wenig thematisch zu ordnen. Ich bitte darum, sich an den vereinbarten Zeitrahmen 
von etwa 20 Minuten pro Redner zu halten, um am Ende die Nachfrage- und Informati-
onsrunde für die Abgeordneten einführen zu können. Wenn wir das Programm so straff 
durchhalten können, wird es trotzdem ein sehr langer Nachmittag. Deshalb habe ich 
den Appell an alle Beteiligten, diesen Zeitrahmen möglichst einzuhalten. 
 
Ich bitte Herrn Prof. Dr. Krupp, die Anhörungsrunde zu eröffnen, den ich ganz herzlich 
begrüße und der aufgrund seiner früheren Tätigkeiten eine enge Beziehung zu diesem 
Politikfeld hat. 
 
Bevor ich Ihnen das Wort erteile, habe ich noch einen Hinweis, warum wir heute diese 
Sitzordnung gewählt haben. Da die meisten Referenten mit einer Power-Point-
Präsentation oder mit anderen optischen Unterstreichungen ihres Vortrags arbeiten, ist 
es sicherlich besser, wenn Sie auf den gewohnten Abgeordnetensitzen und nicht auf 
der Regierungsbank Platz nehmen, um nicht in akrobatischer Form Ihre Hälse verren-
ken zu müssen. – Herr Prof. Dr. Krupp, Sie haben das Wort. 
 
 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp: 
 
Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren Abgeordneten, meine Damen und Herren! 
Die demographische Situation ist zu einem wesentlichen Argument der sozialpolitischen 
Diskussion geworden. Dies ist einerseits richtig, denn wir werden in Zukunft ein gewich-
tiges demographisches Problem haben, andererseits wird die Demographie häufig 
missbraucht, um kurzfristig wirkende Einschnitte in das Sozialsystem zu rechtfertigen 
oder Finanzmarktinteressen zu vertreten. Dabei kommt es immer wieder zu Übertrei-
bungen.  
 
Das Thema dieser Anhörung „Ökonomische und fiskalische Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels“ halte ich für problematisch. Es unterstellt, dass der demographi-
sche Wandel eine unveränderliche Größe wäre und dass die ökonomischen und fiskali-
schen Wirkungen primär von der Demographie abhingen. Beide Unterstellungen sind 
falsch. Bei meinen Überlegungen werde ich deshalb einerseits diskutieren, wie der de-
mographische Wandel politisch beeinflusst werden kann, und andererseits skizzieren, 
wie die Politik in anderen Bereichen, insbesondere der Bildungs- und Wirtschaftspolitik, 
die Folgen des demographischen Wandels erträglich machen kann.  
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Ich gehe davon aus, dass die Enquetekommission mit den wichtigsten Daten des de-
mographischen Wandels vertraut ist. Ich beschränke mich daher im Folgenden auf we-
nige Darstellungen, die nicht so häufig zu finden sind.  
 
Schaubild 1 zeigt die Bevölkerungsentwicklung von 1950 bis 2000 in Deutschland und 
das Prognosespektrum der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung der amtli-
chen Statistik. Hier wurde mit drei verschiedenen Annahmen über die Entwicklung der 
Lebenserwartung und drei unterschiedlichen Wanderungsannahmen gerechnet. Insge-
samt ergeben sich so neun Varianten. Das Schaubild zeigt die Extremvarianten und 
eine mittlere Variante. 

 
 
Das Ganze sieht nicht so dramatisch aus, wie es häufig dargestellt wird. Selbst bei der 
ungünstigsten Prognose wären wir 2050 etwa wieder beim Bevölkerungsstand von 
1950. Und die Bundesrepublik wäre bezogen auf ihre Fläche dann immer noch relativ 
dicht bevölkert.  
 
Schwieriger sind die Probleme in der Alterssicherung. Üblicherweise werden diese am 
Altenquotienten gemessen, der die Altenbevölkerung zu der erwerbsfähigen Bevölke-
rung in Verhältnis setzt.  
 
Schaubild 2 zeigt die neun Varianten für das Jahr 2050. Deutlich wird auch, dass die 
angenommene Altersgrenze von entscheidender Bedeutung ist. Mit der Annahme einer 
Altersgrenze von 60 Jahren kann man die Leute sehr viel besser erschrecken. Aber 
wenn das Lebensalter steigt und Arbeitskraft wirklich knapp wird, ist die heute rechtlich 
gültige Altersgrenze von 65 Jahren realistischer.  
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Schaubild 3 zeigt die Entwicklung auf der Basis einer Altersgrenze von 65 Jahren. Etwa 
nach 2020 wird es zu gravierenden Veränderungen kommen. 2050 müssen rein rech-
nerisch von einer Person im erwerbsfähigen Alter mehr als doppelt so viele Rentner 
finanziert werden wie heute. Auch in der Vergangenheit hat es Veränderungen des Al-
tenquotienten gegeben, aber doch nicht in diesem Ausmaß.  
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Man kann diese dramatische Entwicklung relativieren, indem man von einem Drei-
Generationen-Modell ausgeht, welches berücksichtigt, dass die erwerbstätige Generati-
on nicht nur für die alten, sondern auch für die noch nicht erwerbsfähigen Jungen auf-
zukommen hätte.  
 
Schaubild 4 zeigt die Entwicklung eines Gesamtquotienten bei einer Altersgrenze von 
65 Jahren und einer Erwerbseintrittsgrenze von 20 bzw. 21 Jahren.  

 
 
Diese Reihe hat im Jahre 2000 einen Bruch, der das Ergebnis aber nicht wesentlich 
beeinträchtigt. Bis zum Jahre 2000 liegt die Grenze der Jungen bei 21 Jahren, danach 
bei 20 Jahren. 
 
Diese Entwicklung ist nicht so dramatisch. Auch in den Siebzigerjahren hatte der Ge-
samtquotient hohe Werte. Man darf aber nicht übersehen, dass jedenfalls bisher die 
Versorgung der Jungen weitgehend privat, die der Alten weitgehend kollektiv organisiert 
und finanziert sind. 
 
Allerdings ist dies nicht das einzige Problem. Für die Alterssicherungssysteme etwa 
kommt es in erster Linie nicht auf die demographische Relation, sondern auf das Ver-
hältnis von Beitragszahlern zu Leistungsempfängern an, was erfreulicherweise in dem 
neuen Nachhaltigkeitsfaktor berücksichtigt wird. Entscheidend ist dabei neben der De-
mographie die Erwerbstätigkeit. Strukturell gibt es hier eigentlich noch erhebliche Re-
serven. Im Vergleich entwickelter Gesellschaften weist Deutschland eine eher niedrige 
Erwerbsquote auf. Dies gilt insbesondere für die Frauenerwerbstätigkeit, wie Schaubild 
5 zeigt. Ob eine Erhöhung erreichbar ist, hängt aber von der Arbeitsmarktlage ab. 
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Wie wenig wir freilich über die Zukunft wissen, zeigen die Einschätzungen der beiden 
Kommissionen, die in jüngster Zeit Reformvorschläge vorgelegt haben. Offensichtlich ist 
die Düsternis der aktuellen Wirtschaftslage in die Prognosen für die nächsten Jahrzehn-
te eingegangen. Besonders dramatisch ist dies bei der Herzog-Kommission, die es als 
selbstverständlich ansieht, dass auch im Jahre 2030 noch eine Arbeitslosigkeit von 
9,6 % besteht. In der Tabelle 1 sind einige der Kennwerte beider Prognosen am Bei-
spiel der Zahlen für das Jahr 2030 wiedergegeben. Die Unterschiede sind beachtlich 
und man muss sich wohl doch fragen, ob die jeweiligen Kommissionen überhaupt einen 
positiven Beschäftigungseffekt ihrer Reformvorschläge für wahrscheinlich halten.  
 
Tabelle 1  
• Einige Kennwerte der Prognosen für das Jahr 2030 
 
      Herzog-Kommission Rürup-Kommission 
Erwerbstätige(Inland) (Tsd)   32.400   37.750  
Darunter SV-pflichtig Beschäftigte (Tsd)  26.500   31.803 
Registrierte Arbeitslose (Tsd)    3.300      1.733 
Arbeitslosenquote (%)       9,6       4,4     
Produktivität (02-30, % p.a.)      1,25       1,8  
 
Quelle: Herzog-Kommission S.66, Rürup-Kommission S. 61 
 
 
Fragt man, was der demographische Befund für politische Entscheidungen bedeutet, 
ergibt sich: 
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Besonders betroffen ist das Alterssicherungssystem. Dies ist keine Aufgabe für die hes-
sische Landespolitik. Es gibt aber Einflussfaktoren auf dieses System, die wesentlich 
von der Landespolitik bestimmt werden.  
 
Hierzu zählt die Geburtenentwicklung. Bedauerlicherweise wurde bei der 
10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung die Geburtenhäufigkeit als konstant 
angesehen und zwar auf der Basis des Durchschnitts der Jahre 1999 bis 2001 der frü-
heren Bundesrepublik. Hierüber kann man streiten. Bei der Geburtenentwicklung kann 
man sich eine Umkehr der Entwicklung vorstellen, allerdings wirkt sich das erst mit ei-
ner Verzögerung von etwa 20 Jahren auf die Erwerbstätigkeit aus. 
 
Um wieder zu mehr Geburten zu kommen, ohne das Erwerbspotenzial zu schmälern, ist 
eine Familienpolitik notwendig, die für Mann und Frau Beruf und Familie vereinbar 
macht. Zumindest sollte die vielfältige Diskriminierung Kinder erziehender Eltern, insbe-
sondere aber der Kinder erziehenden Frauen abgebaut werden. Hierbei geht es einer-
seits um Regelungen der sozialen Sicherungssysteme in der Verantwortung des Bun-
des, andererseits um das Kinderbetreuungsangebot in allen seinen Varianten, das we-
sentlich von der Kommunal- und Landespolitik bestimmt wird. Das Angebot ist häufig 
quantitativ unzureichend und qualitativ zu wenig an den Bedürfnissen erwerbstätiger 
Mütter orientiert, z. B. bei den Öffnungszeiten. Es dient sicher nicht der Bereitschaft, 
Kinder zu haben, dass Kindergärten und Kindertagesstätten überwiegend ins Gewicht 
fallende hohe Gebühren erheben.  
 
Wie hoch das in der Zukunft verfügbare Einkommen von Erwerbstätigen und alten 
Menschen sein wird, hängt nicht primär von der Zahl der erwerbsfähigen Personen, 
sondern von ihrer Erwerbstätigkeit und Produktivität ab. Insofern kommt der Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit, der Förderung der Erwerbstätigkeit von Frauen und hohen 
Produktivitätssteigerungen eine besondere Bedeutung zu.  
 
Von zentraler Bedeutung ist hier in jedem Fall die Bildungspolitik, die in der Verantwor-
tung des Landes liegt. Viele Studien zeigen, dass hier der Nachholbedarf in Deutsch-
land auf allen Ebenen erheblich ist. Eine flächendeckende Ganztagsschule ist überfäl-
lig. Menschen ohne Schulabschluss können zur Schließung einer Erwerbstätigenlücke 
nicht beitragen. 
 
Aber auch die schon angesprochenen Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf sind an dieser Stelle wichtig. Wenn aus demographischen Grün-
den Arbeitskräfte knapp werden, sind wir auf die Erwerbstätigkeit von Frauen angewie-
sen. Es muss aber auch darum gehen, älteren Menschen Chancen im Berufsleben zu 
erhalten, was der weit verbreitete Jugendwahn in der Wirtschaft häufig verhindert. Es 
macht wenig Sinn, über höhere Altersgrenzen zu diskutieren, ohne Arbeitsplätze für 
ältere Menschen zu sichern. 
 
Am Rande sei erwähnt, dass in Bezug auf die in den Bevölkerungsprojektionen unter-
stellten Wanderungsbewegungen eine an den Erfordernissen des deutschen Arbeits-
marks orientierte, zielgerichtete Integrationspolitik notwendig ist. 
 
Besonders wichtig sind hohe Produktivitätsraten, die mehr Anstrengungen bei For-
schung und Entwicklung erfordern, ein Feld, in dem auch die Länder Verantwortung 
tragen. Hier ist aber auch ein Umdenken in der wirtschaftpolitischen Diskussion not-
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wendig. Die Zukunft werden wir weder mit längerer Arbeitszeit oder niedrigeren Löhnen, 
sondern nur mit höherer Produktivität gewinnen. 
 
Auch wenn Investitionen in das Humankapital der heranwachsenden Generation im 
demographischen Wandel hohe Priorität haben, darf man Änderungen der Bedarfs-
struktur im Alterungsprozess der Gesellschaft nicht übersehen. So ist eine Zunahme 
des Bedarfs im öffentlichen Nahverkehr wahrscheinlich. Anforderungen an soziale 
Dienste und Freizeitaktivitäten werden zunehmen. Wie groß der Einfluss der Demogra-
phie auf das Gesundheitssystem ist, bedarf der Klärung. Hier muss man damit rechnen, 
dass die Zunahme des Lebensalters zu höherem Bedarf führt. Es gibt aber auch eine 
gegenläufige Entwicklung. Besonders hohe Kosten fallen unmittelbar vor dem Lebens-
ende an. Diese Kosten nehmen mit zunehmendem Sterbealter ab. Insofern kann die 
Verlängerung der Lebenserwartung im Saldo zu einer Entlastung führen.  
 
Angesprochen ist damit die weitere Entwicklung der Dienstleistungsseite des Sozial-
staats. Hohe Arbeitslosigkeit und Defizite in den sozialen Diensten stehen nebeneinan-
der. Der Status quo ist unbefriedigend. 
 
Der demographisch bedingte Ausbau des Sozialstaats ist zugleich ein Beitrag zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit. Allerdings ist die Frage, wie es gelingen kann, die Be-
schäftigungsintensität der sozialen Dienste zu vergrößern, nicht einfach zu beantwor-
ten. Die Versuche der letzten Jahrzehnte, dies auf bürokratischem Wege zu erreichen, 
sind gescheitert. Am ehesten haben zaghafte Versuche, den Wettbewerb in diesen Be-
reichen einzuführen, Erfolg gehabt. Es ist unverzichtbar, vorhandene Effizienzreserven 
zu erschließen. Mit den vorhandenen Ressourcen kann so mehr Beschäftigung ge-
schaffen werden. Dass im Gesundheitswesen solche Reserven in erheblichem Umfang 
vorhanden sind, ist vielfach nachgewiesen. Bedauerlicherweise sind gerade diese bei 
der letzten Gesundheitsreform nicht angegangen worden.  
 
In den letzten Jahrzehnten hat der Wettbewerb bei Teilen der sozialen Dienste Einzug 
gehalten. Dies war im Saldo erfolgreich. Mit einem bestimmten Ausgabenbetrag erbrin-
gen im Durchschnitt kommerzielle Anbieter rein quantitativ höhere Leistungen als die 
großen Wohlfahrtsorganisationen, diese wiederum höhere Leistungen als kommunale 
oder staatliche Anbieter. Man kann das auch anders darstellen: In der Regel erbringen 
kommerzielle Anbieter eine bestimmte Leistung zu niedrigeren Kosten. Die Frage, wel-
che Leistung mit einem bestimmten Ausgabebetrag erreicht werden kann, macht aber 
deutlich, dass man über den Umfang an zur Verfügung stehenden Leistungen spricht, 
wenn man über unterschiedliche Kosten redet. Hohe Kosten der Leistungserbringung 
sind sozial relevant, weil sie den Umfang möglicher Leistungen verringern.  
 
Nun wird in dieser Diskussion zu Recht auf Qualitätsunterschiede verwiesen. Allerdings 
sollte man sich vor generellen Verdächtigungen hüten. Wenn staatliche Anbieter höhere 
Kosten als die großen Wohlfahrtsinstitutionen haben, bedeutet das nicht automatisch, 
dass sie auch eine höhere Qualität liefern. Und auch bei kommerziellen Anbietern wird 
häufig eine gute Qualität geleistet. Allerdings gibt es gerade auch hier schwarze Schafe.  
 
Vor diesem Hintergrund wäre es problematisch, den Wettbewerb bei den sozialen 
Diensten pauschal zu verdammen. Er hat mit zu einer beachtlichen Entwicklung beige-
tragen. Leider sind die verfügbaren Zahlen schlecht abgegrenzt. Man kann grob schät-
zen, dass sich die Zahl der in den sozialen Diensten Erwerbstätigen seit 1980 etwa ver-
doppelt hat. Zurzeit dürften etwa 16 % aller Beschäftigten in den sozialen Diensten ar-
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beiten. Mit Erziehung und Unterricht sind es 20 %. Das ist eine beachtliche Zahl, wenn 
man berücksichtigt, dass es das gesamte verarbeitende Gewerbe auf 26 % bringt. 
Schaubild 5 gibt einen Überblick.  
 

 
 
 
Zurzeit ist diese Entwicklung eher zum Stillstand gekommen. Das heißt allerdings nicht, 
dass es in diesem Bereich keinen Bedarf gäbe. Im Laufe des Alterungsprozesses der 
Gesellschaft wird er deutlich zunehmen. In Zukunft werden wir mehr denn je darauf 
achten müssen, dass die knappen verfügbaren Mittel so eingesetzt werden, dass eine 
möglichst große Leistung entsteht. Dass man das nicht bürokratisch lösen kann, zeigen 
die Erfahrungen im Gesundheitssektor deutlich. In Zukunft werden wir eher mehr als 
weniger Wettbewerb brauchen. Allerdings muss man das Qualitätsproblem angehen. 
Soziale Dienste haben es mit einem Umfeld zu tun, in dem unregulierter Wettbewerb in 
die Irre führt. Der Markt allein ist noch keine Garantie für Effizienz und Zielangemes-
senheit. So ist das amerikanische Gesundheitssystem im Wesentlichen marktgesteuert 
und zählt doch zu den teuersten der Welt, obwohl bis zu einem Drittel der Bevölkerung 
keinen vernünftigen Gesundheitsschutz haben. Gerade in einem so sensiblen Bereich 
wie den sozialen Diensten bedarf der Markt der staatlichen Gestaltung. Diese darf man 
auch nicht den Anbietern überlassen. Kosten und Qualität der Leistung sind gleicher-
maßen wichtig. Wir brauchen gerade im Sozialbereich Qualitätsstandards, die verbind-
lich sind und überprüft werden. Dabei kommt es nicht auf den Einsatz, die Inputs an, 
sondern auf das erzielte Ergebnis, neudeutsch den Output. Nur Standards, die am Er-
gebnis anknüpfen, können uns vor einer Regulierungsbürokratie bewahren, wie wir sie 
heute alltäglich in der Pflegeversicherung beobachten können.  
 
Ein schwieriges Problem wird die Pflegeversicherung bleiben. Jetzt rächt sich, dass 
man diesen Versicherungszweig nicht von vornherein mit der Alterssicherung verbun-
den hat. Eine grundlegende Reform steht hier noch aus.  
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Ökonomen haben einen einfachen Begriff, mit dem man zusammenfassend die Heraus-
forderungen des demographischen Wandels beantworten kann: Um den demographi-
schen Wandel zu bewältigen, brauchen wir zuallererst Investitionen in das Humankapi-
tal, in Bildung, Forschung und Entwicklung, in soziale Dienste.  
 
 
Andreas Esche, Bertelsmann Stiftung: 
 
Herr Vorsitzender, verehrte Damen und Herren Abgeordnete, verehrte Damen und Her-
ren im Publikum und Kollegen! Ich fange etwas anders an. Herr Prof. Krupp ist einge-
stiegen in dem Sinne: Wir wüssten nicht so richtig, was da passiert. Es sei gar nichts 
statisch. Das könne sich alles noch ganz anders darstellen. 
 
Meine erste Folie sagt: Wir haben es hier mit einem Uhrwerk zu tun, das tickt und läuft 
und sich zum Teil ganz außerhalb unserer Kontrolle bewegt. Was Sie hier sehen, ist für 
mich der entscheidende und unverrückbare Punkt – er ist schon „auf die Welt gebracht“ 
–, nämlich die Verschiebung der Baby-Boomer-Generation. Wenn Sie sich die Ver-
schiebung bzw. Abweichung von der Normalverteilung ansehen, wie sie sich über die 
Jahre hin verändert, stellen Sie fest, dass wir daran überhaupt nichts mehr bewegen 
können. Sie können an den Geburten etwas drehen. Sie können durch Zuwanderung 
das Niveau etwas verändern, aber im Grunde genommen können Sie an der Verschie-
bung der Berge sehr wenig tun.  
 
Die Folge ist die Belastung der Sozialversicherungen, die sich systematisch erst redu-
zieren wird, wenn dieser Berg herausgewachsen sein wird. Das wird irgendwann ab 
2050 der Fall sein. Insofern stellt der demographische Wandel ein Zukunftsproblem dar. 
Aus meiner Sicht gibt er aber auch Anlass zu Optimismus. Wann überhaupt hat sich 
Politik mit einer Sache beschäftigt, die in der Zukunft anfängt? Das demographische 
Problem haben wir nicht erst heute. Das sehen Sie. Die demographisch relevanten 
Jahrgänge stehen durchaus im Saft, verdienen gutes Geld und zahlen gute Beiträge. 
Das alles ist noch kein demographisches Problem. Trotzdem beschäftigten wir uns da-
mit. Das kann man beklagen. Ich sehe es eher positiv. Zum ersten Mal geht man Dinge 
vorzeitig und proaktiv an. 
 
Auswirkungen auf die soziale Sicherung hat der demographische Wandel. In der Tat 
kann man jede einzelne dieser Zahlen bezweifeln. Das hier kommt – wenn ich es richtig 
in Erinnerung habe – von dem Mannheimer Institut MEA, gestützt auf OECD-Basis.  
 
Wenn Sie sich die rechte Spalte ansehen, wird deutlich, dass Wirtschaften hier nicht 
mehr stattfinden wird. Das bedeutet, dass es Veränderungen auf den verschiedenen 
Seiten geben muss, auch wenn man sich im Zusammenhang mit dem Gesundheitswe-
sen überlegt: Na ja, es gibt die Kompressionsthese, nach der alles erst am Ende pas-
siert. – Das stimmt. Aber unser System ist noch so, dass wir Verschiebungen auf der 
Einnahmeseite über die Konstruktion haben, die sich bemerkbar machen werden. 
 
Wir müssen uns damit auseinander setzen, dass es natürlich Auswirkungen auf das 
wirtschaftliche Leistungspotenzial haben wird. Auch hier kann man die Prognosen an-
zweifeln. Immerhin sind sie – wie ich meine – stark genug, dass es sich lohnt, sich mit 
ihnen auseinander zu setzen und sich gegebenenfalls zu wappnen. 
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Hier sind die Erwerbspotenziale im internationalen Vergleich vorgestellt. Ganz oben 
sehen Sie die USA, die kein Problem mit der Geburtenrate haben. Eingewandert wird 
dort nach wie vor. Die Ebene darunter stellt die OECD ohne Deutschland dar. Darunter 
sehen Sie die EU ohne Deutschland. Dann kommt Deutschland allein. Im Prinzip stimmt 
das Argument, dass viele andere das Problem auch haben. Das ist richtig. Wir haben 
es nur in besonderem Maße.  
 
Wenn man sich das vor Augen führt, stellt sich als entscheidende Frage, inwieweit das 
Thema bereits angekommen ist. Wie oft wird gesagt, das Bewusstsein sei vorhanden, 
es fehle nur noch an der Umsetzung. Wir haben untersucht, ob das so ist. In der Befra-
gung, die wir vor gut einem Jahr durchgeführt haben, konnte die Hälfte der Bevölkerung 
nichts mit dem Thema demographischer Wandel anfangen: Es sei eine Krankheit. Es 
sei irgendetwas ganz Fremdes. – Man hatte keine Vorstellung, worum es eigentlich 
geht. Aber Begriffe sind nicht so entscheidend. Vielmehr muss man sich überlegen, wie 
man politisch damit umgeht, wenn man etwas politisch adressieren will und sich dieser 
Begriff vielleicht wirklich nicht eignet.  
 
Aus unserer Sicht war in einem hohem Maße erstaunlich, dass nach einer Volksumfra-
ge vor etwa einem Jahr diese generellen Trends sowohl hinsichtlich der Schrumpfung 
der Bevölkerung als auch des steigenden Durchschnittsalters dem überwiegenden Teil 
der Befragten relativ gut im Bewusstsein zu sein schienen und ihnen klar war, dass dies 
auf uns zukommen wird.  
 
Auf einer Ebene darunter haben wir daraufhin gefragt, was das für unsere Gesellschaft 
in den unterschiedlichen Facetten heißt. Dem Schaubild können Sie entnehmen, dass 
dies schon fast ein reifes Thema ist, das in die Köpfe der Menschen eingedrungen ist. 
Ich greife nur einmal die Pflege oder die Staatseinnahmen heraus. Bei den Staatsein-
nahmen muss man schon einmal um die Ecke denken, um zu verstehen, dass das et-
was miteinander zu tun hat. Sehr spannend finde ich, dass die Zahl der Arbeitslosen 
sinkt. Die unmittelbare Idee wäre doch zu sagen: Wenn es weniger Arbeitslose gibt, 
wird es Vollbeschäftigung geben. – Überraschend aufgeklärt finde ich, dass die Zu-
sammenhänge so einfach nicht gesehen werden. 
 
Das bedeutet nicht, dass der Sprung zu den notwendigen Konsequenzen gemacht wird. 
Wie Sie diesem Schaubild entnehmen können, wurde einzig denjenigen Punkten zuge-
stimmt, bei denen Vater Staat aktiv gerufen wird, nämlich bei der Förderung von Familie 
und Ehrenamt. Alle anderen Punkte wurden in einer drastischen Weise von den Befrag-
ten abgelehnt bzw. nicht akzeptiert. 
 
Ich komme auf einen anderen Punkt zu sprechen. Wir reden hier über das Phänomen 
des demographischen Wandels. Natürlich wissen wir, dass es keine flächige, neblige, 
einheitliche Geschichte ist, die sich gleichermaßen über alles legt, sondern dass es ein 
ausgesprochen differenzierter Prozess ist, der zum Teil, wenn man es aus einer Sal-
denmechanik heraus betrachtet, gar nicht so schwierig aussehen mag. Wenn man sich 
aber die Einzelheiten ansieht, wird es – wie in den neuen Bundesländern – ganz kom-
pliziert.  
 
Sie sehen es an dem Bild, das sehr bunt ist. Wenn Sie nach Hessen schauen, könnte 
man sich zurücklegen. Nach der DPR-Prognose sieht es vergleichsweise gut aus. 
Nichtsdestotrotz wird es auch da entsprechende Verwerfungen geben. Hier geht es nur 
um die Bevölkerungszahl und nicht etwa um das Thema der Alterung. 
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Ähnlich sieht das bei der Frage danach aus, welche Branchen davon profitieren. Be-
rechtigterweise kann man fragen, ob es das Thema des demographischen Wandels 
betrifft. Meine Antwort: Nein, nur bedingt. Es mag sein, dass nur Gesundheitsleistun-
gen, nicht aber andere Bereiche direkt etwas damit zu tun haben. Es ist aber eine 
Struktur, mit der wir uns in den Prognosen auseinander setzen müssen. Hier geht es 
um die Jahre ab 2020, wenn das Problem des demographischen Wandels als dann tat-
sächlich existierende Herausforderung auf dem Tisch ist.  
 
Auch hier wird eine Differenzierung stattfinden. Man müsste sich sehr genau ansehen, 
ob die Prognos-Prognosen im Einzelnen so stimmen. Als Generaltrend kann man sa-
gen: Die Medien, die Nachrichtentechnik, das Kreditwesen und die Bereiche des nicht 
verarbeitenden Gewerbes werden tendenziell ganz gute Aussichten haben und die An-
forderungen an die Qualifikationen entsprechend hoch sein. 
 
Eine weitere Prognos-Prognose geht davon aus, dass der Wachstumspfad langfristig 
nach unten geht. Ich vermute, dass es darüber ganz unterschiedliche Auffassungen 
geben wird. Ich bin gespannt auf die späteren Beiträge der Anzuhörenden.  
 
Ein letzter Punkt zur Prognos-Prognose, nämlich zu der Frage, ob sich Hessen glück-
lich schätzen könne. Diese Prognose sieht Hessen mit einem Wachstum von 2,1 oder 
2,2 % als Nummer eins. Ich weiß nicht, ob ich mich an Ihrer Stelle wirklich hundertpro-
zentig darauf verlassen würde. 
 
Egal, wie diese Kurve am Ende aussehen wird, mit einem Thema müssen wir uns mit 
Sicherheit auseinander setzen. Das ist das Thema der öffentlichen Verschuldung. Wir 
haben uns die Verschuldung der einzelnen Bundesländer nach dem Maastricht-
Verschuldenskriterium und nach dem Anteil am BIP angesehen. In der Tat gibt es ein 
Bundesland – es wird Sie nicht überraschen, dass es Berlin ist –, das nur als Bundes-
land das Maastricht-Kriterium reißen würde. Wie Sie sehen, ist Hessen oben an dritter 
Stelle noch vergleichsweise gut gebettet. Aber Achtung: Es gibt auch Anzeichen dafür, 
nachlässig zu werden. Wenn Sie sich die aktuelle Entwicklung vor zwei Jahren anse-
hen, stellen Sie fest, dass Sie schon freier damit umgegangen sind. 
 
Ich komme nun auf die Grenzen des Versorgungsstaates zu sprechen. Warum ist die-
ses Thema wichtig? Warum ist Konsolidierung wichtig? Was hat das mit Demographie 
zu tun? Sehen Sie sich einmal die prognostizierte Entwicklung der Versorgungsausga-
ben der Länder an. Wir erarbeiten gerade zusammen mit dem ZEW (Zentrum für Euro-
päische Wirtschaftsforschung) Langfristprognosen für die Haushaltssituation der Län-
der. Wir reden über ca. 20 Milliarden €, aber ab dem Jahr 2040 werden es ungefähr 80 
bis 90 Milliarden € sein. 
 
Wenn Sie das mit einer Prognose der Steuereinnahmen spiegeln – ich gebe zu, es ist 
unfair, da es völlig unterschiedliche Skalen sind –, stellen Sie fest, wie beides miteinan-
der kollidiert. Es muss einem nicht Angst und Bange machen, aber es muss einen wach 
rufen, an der Stelle etwas zu tun. Diese beiden Entwicklungen tun sich nicht gut. 
 
Nebenbei bemerkt: Wenn Sie die Bevölkerung fragen, wie sie das Problem sieht, sind 
immerhin 25 % der Befragten der Meinung, wir hätten um die 50 Milliarden € Schulden. 
Das ist konsistent. Auf die Frage danach, wie viel Zinsen pro Jahr gezahlt werden, sind 
das in etwa 50 Millionen €. Auch an dieser Stelle ist das Bewusstsein in das, was not-
wendig ist, noch nicht vorhanden. 
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Ich möchte ein kurzes Stichwort zur Altersvorsorge nennen – ich führe das nicht weiter 
aus –: Es ist keine „hessische Baustelle“. Wenn Sie berücksichtigen, dass das Er-
werbspersonenpotenzial abnehmen wird und wir Produktivität brauchen, um die soziale 
Sicherung in den Griff zu bekommen, stellen Sie fest, dass die private kapitalgedeckte 
Altersvorsorge ein ganz wichtiger Baustein in der Mitte ist. Sie brauchen das Kapital, 
um produktiver zu werden. Sie brauchen das Kapital, um sich abzusichern. Hier ge-
schieht aus unserer Sicht eindeutig zu wenig. Das, was passiert, hat keine Breitenwir-
kung bekommen und kann sie auch nicht in dem Maße bekommen, wie sie sie eigent-
lich notwendig wäre.  
 
Ein weiteres Stichwort ist die Erwerbstätigkeit Älterer. Hier auf dieser Graphik sehen Sie 
eine Banane. In allen Ländern hat es die gleiche Bewegung gegeben. Ältere wurden 
vorzeitig in den Ruhestand geschickt. Entscheidend ist jedoch, dass alle anderen ir-
gendwann ab Mitte, Ende der Siebzigerjahre die Kurve gekriegt haben. Einer hat sich 
diesem Trend jedoch ein bisschen entzogen. Ich will das gar nicht geißeln. Für mich ist 
es Mut, diese Graphik zu zeigen, weil sie belegt, dass es geht und es über die entspre-
chenden Anreize gelingen kann. Das, was wir brauchen, ist hoffentlich deutlich gewor-
den. 
 
Ich gehe nun auf die Qualifikationsstruktur der Bildung als einen zentralen Punkt ein. 
Das ist eine Graphik des IAB (Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung), in welcher 
der Bildungsstand heute 15 bis 24 Jahre alter Menschen mit dem Bildungsstand von vor 
zehn oder 20 Jahren verglichen wird. Die Zahl der 18- bis 24-Jährigen ohne Berufsab-
schluss geht ziemlich drastisch nach oben. Das hat verschiedene Gründe, wahrschein-
lich auch, weil viele von ihnen noch an der Universität sind. Nichtsdestotrotz passt diese 
Verschiebung langfristig nicht zu den Problemen, die vorhin angesprochen wurden. Das 
ist etwas, was sich kreuzt. Das können wir uns im Prinzip nicht leisten. 
 
Ich komme nun zu meiner letzten Folie. Man kann diesen Horror, der sich in den Me-
dien gut verkauft, in extenso ausbauen. Was uns als Stiftung am Herzen liegt, ist Fol-
gendes: Wir verstehen es als eine Art gesamtgesellschaftliche Sanierungsaufgabe – 
Gott lob eine, die wir anfangen, bevor das Kind in den Brunnen gefallen ist, das ist auch 
ein demographischer Ausdruck. 
 
Aus unserer Sicht brauchen wir dafür ein klares Leitbild. Wir arbeiten mit einzelnen 
Ländern und Kommunen wie auch mit der Ebene darüber an diesem Thema. Wir müs-
sen aber auch nachhaken, ob überhaupt etwas passiert. Wir brauchen Transparenz und 
eine Art Fortschrittscontrolling. Sie müssen die Leute mitnehmen und zeigen: An dieser 
Stelle sind wir auf dem Weg tatsächlich ein Stück weitergekommen. – Wenn die Lage 
aussichtslos erscheint, nehmen Sie niemanden mit. Dann gibt es überhaupt keinen 
Grund, sich für irgendetwas zu engagieren. Darüber, dass das eine ganze Zeit braucht, 
sind wir uns alle einig. 
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Dieter Bräuninger, Deutsche Bank AG, DB Research: 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Thema 
Demographie ist derzeit in aller Munde. In einem Bericht über mehrere Veranstaltun-
gen, die Ende Oktober zeitgleich in Berlin stattfanden, konstatierte die „FAZ“ sogar ein 
Demographiefieber in der Bundeshauptstadt. Nun also eine Demographiedebatte im 
Hessischen Landtag. 
 
Ist dies gerechtfertigt? Macht es Sinn, dass sich der Landtag mit dem demographischen 
Wandel und seinen Folgen auseinander setzt, oder ist dies nur ein Modethema ohne 
ernsthafte Relevanz, wie manche Beobachter meinen? – Ich meine: nein. Der demo-
graphische Wandel ist ein Megatrend, eine der großen Herausforderungen, die wir in 
Deutschland bewältigen müssen. Es ist richtig und keineswegs zu früh, dass sich Öf-
fentlichkeit und Politik auch hier in Hessen mit diesem wichtigen Trend und seinen Fol-
gen auseinander setzen. Der demographische Wandel ist epochal. Ich unterstütze die 
Thesen von Herrn Esche vollkommen.  
 
In der öffentlichen Debatte wird das Thema Demographie vorwiegend im Zusammen-
hang mit der Tragfähigkeit der Sozialsysteme diskutiert. Das ist zweifellos ein wichtiger 
Aspekt. Es liegt auf der Hand, dass die sozialen Sicherungssysteme aus der Balance 
geraten, wenn einerseits die Zahl der Beitragszahler abnimmt, andererseits aber immer 
mehr ältere Menschen Leistungen beanspruchen. 
 
Die durch Umlage auf die Erwerbseinkommen finanzierten Sozialversicherungen sind 
davon besonders betroffen. In den Umlagesystemen kann nicht durch Kapitalbildung für 
die kommenden schwierigen Jahrzehnte vorgesorgt werden. Die Sozialversicherungen 
bedürfen daher der Stütze durch eine ergänzende kapitalgedeckte private Vorsorge. 
Das gilt ganz offensichtlich für die Alterssicherung. Es gilt aber auch für die Gesund-
heitsvorsorge einschließlich der Pflege. Ein Mischsystem aus umlagefinanzierter staatli-
cher Versorgung und privater Vorsorge tut daher Not, zumal eine Mischfinanzierung der 
sozialen Sicherung auch unter Risikoaspekten vorzuziehen ist.  
 
Beim Thema Demographie geht es aber um mehr als um die Sicherheit der Renten. In 
weiten Bereichen unseres Lebens stehen Umbrüche bevor – gerade auch in der Wirt-
schaft. Ich will mich im Folgenden vor allem mit den ökonomischen Implikationen befas-
sen. Dazu möchte ich vier Thesen vortragen.  
 
Erste These: Der demographische Wandel trifft ins Mark unserer Wohlstandsgesell-
schaft. Er vermindert das Angebot an Arbeitskräften und schwächt das Wachstumspo-
tenzial der deutschen Wirtschaft. 
 
Der demographische Wandel schlägt zuerst auf den Arbeitsmarkt durch. Wegen des 
fehlenden Nachwuchses nimmt die Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte – das so genann-
te Erwerbspersonenpotenzial – ab, wie die Herren Esche und Krupp bereits gezeigt ha-
ben. Unter der Annahme einer längerfristig unveränderten Nettowanderung von jährlich 
200.000 Personen setzt der Rückgang etwa ab 2012 ein. Er verläuft zunächst moderat. 
Ab 2020 gewinnt der Schrumpfungsprozess aber an Brisanz. Von diesem Jahr an wer-
den die geburtenstarken Altersjahrgänge vermehrt aus dem Erwerbsleben ausscheiden. 
In einem relativ wahrscheinlichen Szenarium schrumpft die Zahl der verfügbaren Ar-
beitskräfte zwischen 2020 und 2040 um fast 1 % pro Jahr, wenn nicht gegengesteuert 
wird.  
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Allein dieser quantitative Effekt schmälert die Wachstumsmöglichkeiten der deutschen 
Wirtschaft beträchtlich. Ein Indikator dafür ist das so genannte Wachstumspotenzial. Es 
misst die gesamtwirtschaftliche Leistung, die mit den verfügbaren Arbeitskräften und 
dem verfügbaren Sachkapital bei normaler Auslastung der Kapazitäten produziert wer-
den kann, und zwar bei einer gegebenen Rate des technischen Fortschritts.  
 
Berechnungen von Deutsche Bank Research zeigen, dass das Wachstumspotenzial 
voraussichtlich deutlich sinkt. Kann die deutsche Wirtschaft mit den derzeit vorhande-
nen Kapazitäten mittelfristig etwa 1,7 % pro Jahr wachsen, so wird dieser Wert unter 
Status-quo-Bedingungen im kommenden Jahrzehnt um einen halben Prozentpunkt zu-
rückgehen. In den Dekaden nach 2020 fällt das Wachstumspotenzial dann auf unter 
1 % pro Jahr, wenn sich beim Erwerbsverhalten, bei der Zuwanderung und der Produk-
tivität keine neuen Trends ergeben.  
 
Nun können Arbeitskräfte zu einem gewissen Grad durch Kapital, d. h. mehr Maschinen 
und Computer, ersetzt werden. Verstärkter Kapitaleinsatz kann also die Verknappung 
von Arbeit zum Teil wettmachen. Vermutlich wird jedoch die Produktivität des zusätzli-
chen Kapitaleinsatzes kleiner werden, weil die rentabelsten Investitionen in der Regel 
zuerst erfolgen. Dieses Phänomen könnte nur durch mehr und erfolgreichere Innovatio-
nen ausgeglichen werden. Vieles hängt also von der künftigen Innovationsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft ab. 
 
Das führt zu meiner zweiten These: Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung ge-
fährden den Innovationsstandort Deutschland.  
 
Würde man im Hinblick auf die Produktivität und Innovationsfähigkeit nur den langfristi-
gen Trend fortschreiben, so müsste man pessimistisch sein. In der deutschen Industrie 
ist die Rate der Produktivität je Beschäftigtenstunde seit den Siebzigerjahren von jähr-
lich fast 4 % auf nur noch 2,3 % seit Mitte der Neunzigerjahre gefallen. Damit liegen wir 
nun deutlich hinter den USA, mit gut 5 %, und auch hinter europäischen Partnerländern 
wie Frankreich, mit ca. 4,3 %, zurück.  
 
Wenn dieser Trend anhält, werden wir in Deutschland nur noch die sprichwörtlichen 
kleinen Brötchen backen können. Das gilt umso mehr, als die deutsche Wirtschaft wei-
terhin unter hohem Wettbewerbsdruck stehen wird. Dafür sorgt nicht allein die Konkur-
renz aus den anderen Industrieländern. Vielmehr wird Deutschland immer stärker auch 
durch die neuen EU-Mitglieder aus Osteuropa und die aufstrebenden asiatischen 
Schwellenländer herausgefordert. Deren technisch-ökonomische Fähigkeiten nehmen 
im Internetzeitalter rasch zu. Deutschland muss daher beim Hightech an der Spitze 
marschieren, damit wir in der Liga der Weltwirtschaft nicht nach unten durchgereicht 
werden. 
 
Kann aber eine alternde Gesellschaft den Motor des technischen Fortschritts auf hoher 
Drehzahl halten? – Diese Frage ist unter Experten sehr strittig. Allerdings deutet einiges 
darauf hin, dass die technologische Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands künftig sinken 
könnte.  
 
Jüngere Menschen sind eine starke Innovationskraft. Die wissenschaftlich-technische 
Forschung wird besonders von jungen Wissenschaftlern und Ingenieuren vorange-
bracht. Vor allem spielen junge Arbeitskräfte wegen ihrer zeitnahen Ausbildung und ih-
rer hohen Mobilität eine bedeutende Rolle bei der Ausbreitung neuen Wissens in der 
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Wirtschaft. Die Akzeptanz technologischer Neuerungen ist in dieser Altersgruppe relativ 
groß. Es sind in der Regel die jüngeren Mitarbeiter in den Betrieben und Verwaltungen, 
die neue Computerprogramme als erste anwenden.  
 
Die Suche nach jungen Fachkräften bereitet vielen Unternehmen aber schon heute 
Schwierigkeiten. Einer aktuellen Umfrage des Instituts der deutschen Wirtschaft zufolge 
leiden bereits 20 % der Betriebe in Deutschland an Engpässen auf dem Fachkräfte-
markt. Betroffen sind etwa die IT-Branche, der Maschinenbau und die elektrotechnische 
Industrie. Derzeit reflektieren die Engpässe vor allem die unzureichende Neigung junger 
Menschen, die gesuchten Studiengänge zu absolvieren. Mit Beginn des kommenden 
Jahrzehnts droht jedoch – demographisch bedingt – eine zunehmende Verschärfung 
des Fachkräftemangels. Gut ausgebildete Arbeitskräfte sind für das rohstoffarme 
Deutschland jedoch die wichtigste Ressource.  
 
In unserer alternden Gesellschaft könnten auch Unternehmer knapp werden, und zwar 
insbesondere Pionierunternehmer, die innovative Produkte anbieten. Empirische Unter-
suchungen zeigen hier ein relativ eindeutiges Bild. Die 25- bis 45-Jährigen gehören in 
vielen Ländern zu den aktivsten Unternehmensgründern. Vor allem in Zukunftsbran-
chen wie der Informations- und Kommunikationstechnologie werden neue Unternehmen 
überwiegend von jüngeren Menschen gegründet. Studien zeigen auch eine hohe Korre-
lation zwischen den Gründungsaktivitäten in einem Land und dem Wirtschaftswachs-
tum.  
 
Hinzu kommt weiter: Die empirische Wirtschaftsforschung hat eine ganz enge Korrelati-
onen zwischen dem Wirtschaftswachstum eines Landes und dem technischen Fort-
schritt festgestellt. Das wurde wiederholt über längere Zeiträume beobachtet. Wenn 
aber das Wachstumspotenzial sinkt, laufen wir Gefahr, dass dadurch der technische 
Fortschritt und die Produktivität Schaden nehmen, weil sich technologische Neuerungen 
in einer rasch wachsenden Wirtschaft leichter ausbreiten können. Umgekehrt besteht 
die Gefahr, dass die Produktivität nur noch wenig vorankommt, wenn die Wirtschaft 
stagniert. Allerdings darf man nicht zu pessimistisch sein. Es gibt auch Argumente, die 
für anhaltende Produktivität und Fortschritt auch in einer alternden Gesellschaft spre-
chen.  
 
So sind ältere Arbeitnehmer heute in der Regel gesünder und in vielen Berufen leis-
tungsfähiger als vor 30 Jahren. Dieser Trend dürfte anhalten. Zudem nehmen berufs-
spezifische Kenntnisse und Fähigkeiten mit den Berufsjahren zu. Erfahrung zählt wei-
terhin, wenn auch – wegen des beschleunigten Strukturwandels – nicht mehr in glei-
chem Maße wie früher. Vor allem aber – das ist meines Erachtens der wichtigste Punkt, 
der dafür spricht, dass der technische Fortschritt weiterhin hoch sein kann – gibt es ei-
nen relativ hohen Anpassungsdruck für die Unternehmen, der aus der zu erwartenden 
Arbeitskräfteknappheit resultiert. Diese Knappheit an Arbeitskräften wird Anreize für die 
Implementierung neuer Technologien in den Unternehmen setzen. 
 
Das führt mich zu meiner dritten These: Sinkende Produktivität und wirtschaftliche 
Stagnation sind kein unentrinnbares Schicksal. Wirtschaft und Politik können gegen-
steuern. 
 
Die Bevölkerungstrends lassen sich zwar kaum mehr aufhalten, zumindest nicht in den 
nächsten 20 oder 30 Jahren, aber die ökonomischen Effekte sind gestaltbar. Dafür gibt 
es mehrere Stellschrauben. Einerseits gilt es, das vorhandene Potenzial an Arbeitskräf-
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ten bestmöglich zu heben. Andererseits kommt es darauf an, die Produktivität der Ar-
beitskräfte zu stärken.  
 
Das Angebot an Arbeit könnte durch einen geeigneten Politikmix nachhaltig gesteigert 
werden. Nach Berechnungen aus unserem Hause könnte das Wachstumspotenzial in 
Deutschland sogar bis 2050 konstant gehalten werden, wenn ein geeignetes Maßnah-
menbündel umgesetzt würde. Dazu gehören 
 
1. eine höhere Erwerbsbeteiligung von Älteren durch eine Anhebung des faktischen 

Renteneintrittsalters auf 65 Jahre – darauf hat bereits Herr Esche hingewiesen –, es 
gilt, diese Reserven zu heben; 

 
2. eine Anhebung der Wochen- bzw. Jahresarbeitszeit von derzeit durchschnittlich 28 

auf 34 Stunden pro Woche. Das impliziert u. a. eine höhere Erwerbsquote von 
Frauen bzw. einen vermehrten Umstieg teilzeitbeschäftigter Frauen auf Vollzeitstel-
len. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist daher ein großes Thema, das Herr 
Prof. Dr. Krupp sehr nachdrücklich angesprochen hat. Ich möchte das an dieser 
Stelle nur noch einmal hervorheben. Es impliziert aber auch eine Anhebung der ta-
riflichen Wochenarbeitszeiten; 

 
3. die Zuwanderung von Arbeitskräften. In unserem Szenarium, das wir durchgerech-

net haben, ist eine Zuwanderung von 200.000 Personen pro Jahr unterstellt. Die 
Zuwanderer haben, und das ist ein entscheidender Punkt, annahmegemäß die glei-
che Qualifikationsstruktur wie die bereits hier lebende Bevölkerung. Das deutet auf 
die große Aufgabe hin, die sich der Integrations- und Zuwanderungspolitik stellt. Wir 
brauchen Zuwanderung zum Arbeitsmarkt, bevorzugt von Fachkräften, nicht aber 
Zuwanderung in die Sozialsysteme. 

 
4. In der Praxis wäre viel gewonnen, wenn die hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland 

abgebaut werden könnte. Dafür sind vor allem Reformen auf dem Arbeitsmarkt 
wichtig. Nicht darauf hoffen sollte man, dass sich die Probleme am Arbeitsmarkt 
wegen der Demographie gleichsam von selbst lösen. Wenn sich die hohe Arbeitslo-
sigkeit in den nächsten Jahren weiter verfestigt, wird sie auch danach kaum mehr 
auflösbar, selbst wenn den Betrieben dann der Nachwuchs fehlt. 

 
Dass wir das vorhandene Arbeitskräftepotenzial besser nutzen, ist unverzichtbar. Not-
wendig ist aber eine Doppelstrategie, die auch der Gefahr sinkender Produktivität und 
Innovationsfähigkeit entgegenwirkt. Die Schlüsselinstrumente dafür heißen Bildung, 
Ausbildung und Weiterbildung. Angesichts verschiedener Warnzeichen über Qualitäts-
probleme im deutschen Bildungssystem wird die bildungspolitische Debatte in jüngster 
Zeit mit neuem Elan geführt. Das geschieht zu Recht auch mit Blick auf den demogra-
phischen Wandel und den drohenden Fachkräftemangel. Die Kenntnisse und Fähigkei-
ten der Mitarbeiter sind das entscheidende Asset moderner, wissensbasierter Unter-
nehmen.  
 
Freilich erfordert die Sicherung der Innovationsfähigkeit an vielen Stellen entschlosse-
nes Handeln von Politik und Wirtschaft. Ergänzend zu nennen sind etwa eine verstärkte 
Förderung von Forschung und Entwicklung in staatlichen Institutionen wie auch in der 
Privatwirtschaft und die weitere Verbesserung der Rahmenbedingungen für Investitio-
nen. Entscheidend dafür sind ein wettbewerbsfähiges Steuersystem und der Abbau 
noch vorhandener administrativer Hemmnisse. Offenkundig sollte die staatliche Zu-
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kunftsvorsorge auch eine nachhaltige Fiskalpolitik einschließen, wie Herr Esche eben 
angesprochen hat. Im Interesse der jüngeren Generation ist Disziplin bei der Rückfüh-
rung der Staatsverschuldung angezeigt. Wie die Wirtschaft, so muss sich auch der 
Staat zukunftsgerecht positionieren, d. h. bei Staatsausgaben umsteuern – weg vom 
überzogenen Gegenwartskonsum, hin zu mehr Investitionen in Bildung, Forschung und 
Infrastruktur. Hier sind vor allem auch die Länder gefordert.  
 
Dazu meine abschließende vierte These: Auch Hessen hat „graue Sorgen“, aber das 
Land verfügt über wirtschaftliches Potenzial, das es zu nutzen gilt.  
 
Die demographische Perspektive des Landes Hessen entspricht in etwa der Perspekti-
ve der westdeutschen Bundesländer insgesamt. Nach der mittleren Variante der Bevöl-
kerungsprojektionen des Statistischen Bundesamtes verändert sich die Einwohnerzahl 
Hessens bis Ende des kommenden Jahrzehnts nicht signifikant. In der dritten und vier-
ten Dekade des Jahrhunderts wird die Bevölkerungszahl dann aber jeweils um 120.000 
bzw. 240.000 Personen schrumpfen. Zur Jahrhundertmitte werden nach dieser Voraus-
berechnung rund 700.000 Menschen weniger in Hessen leben als heute. Das sind etwa 
11 % weniger. Hessen hat jedoch die Chance, durch eine erfolgreiche Standortpolitik 
seine Attraktivität für Arbeitskräfte – auch aus anderen Bundesländern – weiter zu stei-
gern. 
 
So verfügt das Rhein-Main-Gebiet über das Potenzial, seine herausgehobene Stellung 
als Wachstumszentrum für wissensbasierte Dienstleistungen weiter zu verbessern. Für 
andere Regionen geht es vor allem darum, sich im bundesweiten Standortwettbewerb 
zu bewähren. Vor allem durch die Förderung von Humankapital – Stichwort Pflege der 
Schul- und Hochschullandschaft – und mittels dienstleistungsorientierter öffentlicher 
Verwaltung kann die Landespolitik zu einer guten Positionierung des Landes Hessen 
wesentlich beitragen.  
 
Dessen ungeachtet dürfte es aber auch in Hessen anhaltend strukturschwache Regio-
nen geben, die – vor allem auch wegen des Fortzugs junger Menschen – von einer ver-
stärkten Bevölkerungsschrumpfung betroffen sein werden. In diesen Regionen stellen 
sich besondere Anpassungserfordernisse. Zu nennen sind der kostspielige Rückbau 
von Infrastruktur wie Wasserver- und -entsorgung, die Umwidmung öffentlicher Gebäu-
de wie Schulen, die Belebung bzw. Sanierung von Dorfkernen und die Überprüfung der 
Gemeindegrößen. 
 
Auch Hessen hat also „graue Sorgen“, aber es verfügt über viele Pluspunkte im natio-
nalen und internationalen Standortwettbewerb: eine zentrale Lage im erweiterten Euro-
pa, ausgezeichnete Verkehrsanbindungen, eine relativ günstige Branchenstruktur und 
eine lebendige Hochschullandschaft. Wenn diese Vorteile richtig genutzt werden, sollte 
Hessen der Weg in eine erfolgreiche Zukunft gelingen können.  
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Prof. Dr. Gisela Färber, Hochschule für Verwaltungswissenschaften, Speyer: 
 
Herr Vorsitzender, meine Herren und Damen! Bei der Einladung zu dieser Anhörung 
habe ich die Frage gestellt, worum es gehen soll, denn die Demographie und ihre Aus-
wirkungen gehen uns in jeder Lebensecke nach. Ich selbst beschäftige mich seit fast 
20 Jahren mit dem Thema. Das erste Projekt habe ich 1985 begonnen. Damals er-
schien die erste Modellrechnung für die Pensionslast im öffentlichen Dienst. Insofern 
bleibt mir für heute gar nichts anderes übrig, als etwas einzugrenzen und mich auf ein 
paar Themen zu beschränken, von denen ich glaube, dass sie von den anderen Spe-
zialisierungen nicht ganz so stark vertreten sind.  
 
Ich werde zunächst einige Bemerkungen zur Demographie selbst machen und hier 
meine etwas weiblichere Sicht der Dinge einbringen. Anschließend werde ich – wie be-
reits Herr Esche – auf die Folgen für den öffentlichen Dienst eingehen. Weiter werde ich 
mich mit den Folgen des demographischen Wandels für die öffentlichen Haushalte und 
vor allem für den Finanzföderalismus, der sich im Kommunalen Finanzausgleich fort-
setzt, sowie mit dem Reformbedarf hierfür befassen. 
 
Worauf ich nicht eingehen will, was aber genauso relevante Bereiche sind, sind Demo-
graphie und Bildung sowie lebenslanges Lernen. Zu fordern, wir brauchen mehr Geld, 
ist die eine Sache. Aber die Frage, wie man das umsetzt, und vor allem die Kombinati-
on öffentlicher und privater Ressourcen sind meines Erachtens noch nicht annähernd 
hinreichend ausgelotet. Das Gleiche betrifft den Arbeitsmarkt, der die längste Tradition 
der Forschung umfasst: Die Effekte der Alterung von Arbeitskräften, Rente und Alterssi-
cherung – der fast älteste Bereich der Forschung – sowie Krankenversicherung und 
Pflegeversicherung will ich heute nicht thematisieren, obwohl es Bereiche von nachhal-
tiger Bedeutung sind. 
 
Ich will Sie auf die Problematik der Demographie in den verschiedenen Politikbereichen 
hinweisen. Diese besteht nicht in den fehlenden Geburten, sondern in den Wanderun-
gen in Bezug auf regionale Entwicklungen und in dem einzigen und elementaren Faktor 
der wachsenden Lebenserwartung. Wenn Sie die Geburtenzahlen unterhalb der natio-
nalen Ebene projizieren, wird es regional sehr unterschiedlich. – Herr Esche hatte vor-
hin eine Tabelle nach Regionstypen gezeigt. 
 
Die Binnenwanderungen sind einer der dramatischsten Bereiche, den wir noch gar nicht 
untersucht haben, weil sie durchaus als Funktionen anderer Politikparameter zu be-
trachten sind. Wenn Sie überlegen, dass die Menschen in den neuen Bundesländern – 
im Übrigen ähnlich wie zuzeiten der Strukturkrise im Saarland – einfach deshalb wan-
dern, weil sie anderswo Arbeit finden, und dass im Raum München Wohnungsnot 
herrscht – ich weiß im Moment nicht genau, wie es in Frankfurt aussieht, aber hier ist 
die Wirtschaftsentwicklung etwas besser als zumindest in den Strukturwandelgebie-
ten –, wird es zu erheblichen Verwerfungen auch innerhalb der Bundesrepublik unter-
halb der Gesamtentwicklung kommen. Diese Wanderungen sind typischerweise alters-
spezifisch. Dass das Saarland während seiner Strukturkrise die niedrigste Nettorepro-
duktionsrate aller Länder hatte, lag nicht nur daran, dass saarländische Frauen so we-
nig Kinder bekommen haben – obwohl es wohl einen Zusammenhang zwischen stabi-
len Erwerbserwartungen für junge Frauen und ihrem Wagnis, Kinder zu bekommen, 
gibt –, sondern es hat auch etwas damit zu tun, dass genau die jungen Aktiven, welche 
die Kinder bekommen, weggezogen sind, weil sie anderswo Jobs bekommen haben.  
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Wir können nur Modellrechnungen machen, d. h. Prolongationen von dem, was heute 
praktisch erkennbar ist, um zu sehen, welche Folgen eintreten werden, wenn das so 
bleibt und nicht umgesteuert wird. Deswegen habe ich die Parameter für Wanderungen 
und natürliche Bevölkerungsentwicklung von 1997 bis 1999 fortgeschrieben und gebe 
sie Ihnen auf Folien zur Kenntnis. 
 
Für 1999 sind die Bevölkerungszahlen aller Länder auf 100 % gesetzt. Meine Mitarbei-
terin und Doktorandin, Sandra Renn, hat das berechnet. Sie sehen, dass unter ansons-
ten gleichen Annahmen wie die 10. koordinierte Bevölkerungsvorausschätzung die 
Länder, die bis 2050 am wenigsten betroffen sein werden, die Länder Baden-
Württemberg und Hessen sind – das interessanter Weise vorn mit dabei ist, das liegt an 
den guten Wirtschaftsdaten und Wanderungssalden –, einen Bevölkerungsrückgang 
von nur minus 20 % erleiden werden, während die Strukturwandelstaaten, nämlich die 
neuen Bundesländer, sogar 40 % ihrer Bevölkerung verlieren werden, wenn sich dort 
nichts ändert. Das klafft dramatisch auseinander. 
 
Beim Altersquotienten sehen Sie diese Entwicklung auch. Der Altersquotient ist auch 
ein Ausdruck von Vitalität. Hier sehen Sie, dass die Altersquotienten der über 65-
Jährigen und der 15- bis 65-Jährigen mit Werten zwischen 20 und 27 % sehr eng bei-
einander liegen. Sie sehen auch, dass das auseinander klafft und dass bei den am 
stärksten alternden Stadtstaaten eine niedrige Geburtenraten und eine wachsende Le-
benserwartung zusammenkommen werden. Diese kommen bei einem Altersquotienten 
von über 85 Ältere auf 100 Erwerbstätige zustande, während die anderen Länder – die 
etwas vitaleren und wirtschaftsstärkeren – hier gerade einmal eine zweieinhalbfache 
Steigerung aufweisen werden. Das ist zwar auch schwer zu bewerkstelligen, aber es 
divergiert so stark, dass die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse allein schon wegen 
dieser Daten daraufhin hinterfragt werden muss, was davon überhaupt noch übrig blei-
ben kann und welche Folgen das haben wird. 
 
Ich will Ihnen zeigen, dass es für diese Modellrechnungen gar nicht so sehr darauf an-
kommt, dass Geburten fehlen. Ich möchte auch nicht falsch verstanden werden. Eine 
Gesellschaft, die keine Kinder mehr bekommt, verliert an Vitalität. Für mich ist es ein 
Drama, dass vor allem die Hälfte aller Akademikerinnen keine Kinder bekommen. Da-
hinter stehen auch persönliche Dramen. Wenn wir uns hier über verschiedene Siche-
rungssysteme unterhalten, ist die wachsende Lebenserwartung das eigentliche Prob-
lem. Sie sehen hier – basierend auf einer Modellrechnung der OECD – die drei Wirt-
schaftsräume Europa, Japan und die USA. Hier ist ausgerechnet – ausgehend von der 
vorhandenen demographischen Struktur des Jahres 2000 an Geburtenraten, Lebens-
erwartungen und Wanderungen –, wie viel Einwanderung diese drei Wirtschaftsräume 
bräuchten, um den Altersquotienten auf dem Niveau des Jahres 2000 zu halten. Sie 
sehen, es ist ganz unterschiedlich. Selbst die USA, von denen wir wissen, dass sie gute 
Geburtenraten haben und dass dort alles in Ordnung ist, braucht mehr Einwanderung, 
um die Alterung der Einwohner zu kompensieren, als Europa und Japan. Im Jahr 2050 
müssten jährlich sogar 30 Millionen Menschen in die USA einwandern, um dieses Prob-
lem aufzufangen. Sie sehen, dass man zu noch absurderen Zahlen kommt. Es ist dabei 
egal, ob Sie Immigration oder mehr Geburten als Lösungsparameter nehmen. Es gibt in 
den Modellrechnungen marginale Verwerfungen. 
 
Um den notwendigen Altersquotienten der Gesamtbevölkerung zu stabilisieren, müsste 
sich die Bevölkerung in allen drei Wirtschaftsräumen zwischen 2000 und 2050 verdrei- 
bis vervierfachen. Diese Dimensionen sind absurd. Es kommt gar nicht so sehr darauf 
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an – das kann ich auch nicht aufhalten –, hier eine Politik zur Erhöhung der Anzahl der 
Geburten „auf Teufel komm’ raus“ zu machen. Die Folgen der Alterung sind ein Pro-
zess, den wir seit 150 Jahren ohnehin schon als etwas Positives erleben und der sich in 
den nächsten Jahren aufgrund glücklicher Umstände noch weiter fortsetzen und 
verbessern wird. Die Faustformel lautet: Jedes Jahr lebt ein Geburtsjahrgang um 40 
Tage länger. Das sind enorme Dimensionen, die wir noch nie erlebt haben. Das ist das 
Problem, das die Gesellschaften auffangen müssen. 
 
Ich komme auf den öffentlichen Dienst zu sprechen. Wie Herr Esche bereits erwähnt 
hat, werden die Alterslasten in den öffentlichen Personalhaushalten neben den sozialen 
Sicherungssystemen am deutlichsten erkennbar sein. Die Pensionszahlungen werden 
bis kurz nach 2020 anwachsen, danach allerdings nur noch moderat weiter steigen. 
Vieles, was heute in der Statistik als zurückgehende Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst ausgewiesen wird, findet zum Teil in privatisierter Form und in anderer Verde-
ckung trotzdem noch statt. Ich sehe wenig materielle Privatisierung. 
 
Völlig unterschätzt sind die Kosten der Krankenversicherung für den öffentlichen Dienst 
in Form der Beihilfen. Durch die hier angelegten Strukturen sind weit überdurchschnittli-
che Kostensteigerungen zu erwarten. Sie dürfen eine Entwicklung nicht unterschätzen, 
die wir schon bei den Lehrern beklagen und die in allen anderen Bereichen des öffentli-
chen Dienstes auch eintreten wird, wenn der öffentliche Dienst schrumpfen muss: Das 
Durchschnittsalter im öffentlichen Dienst wird steigen. Selbst wenn die Länder das Be-
soldungsrecht in Kürze in die Hände bekommen sollten, werden sie an den ancienni-
tätsorientierten Besoldungsstrukturen wahrscheinlich so schnell nichts ändern können. 
Das heißt, dass Sie eine Verteuerung haben, ohne dass es besser wird. Außerdem gibt 
es seit vielen Jahren eine Verschiebung von der einfachen und mittleren Laufbahn hin 
zum gehobenen und höheren Dienst. Das wird sich bei Verknappung dessen, was man 
überhaupt noch an öffentlichem Dienst bezahlen kann, wahrscheinlich fortsetzen.  
 
Ich habe Ihnen die Prognose des Bundesinnenministeriums aus dem 
2. Versorgungsbericht mitgebracht. Wir warten noch auf die neuen Zahlen. Ich selbst 
kann keine eigenen Zahlen präsentieren, weil die amtliche Statistik so infam geändert 
worden ist, dass die Vergleichbarkeit der Daten nicht mehr gewährleistet ist. Bei der 
Zahl der Versorgungsempfänger habe ich fast auf das Komma genau die gleichen Zah-
len herausbekommen. Die fiskalischen Auswirkungen sind meines Erachtens in den 
Versorgungsberichten tendenziell immer unterschätzt. Es dürfte noch dramatischer 
kommen. 
 
Noch einmal zurück: Im öffentlichen Dienst haben wir eine dreifache Alterslast. Das 
Anwachsen der Pensionen absorbiert Finanzierungsspielräume für aktive Beschäftigte, 
zumindest wenn Sie die Personalausgabenquote und anderes nicht weiter ansteigen 
lassen wollen. Es werden immer mehr Inaktive bezahlt. Der Spielraum für Aktive 
schrumpft. Sie werden das im Zweifel, was wir jetzt schon erleben, mit Gehaltsstagnati-
on, Realeinkommensverlusten und anderem finanzieren. Sie werden den öffentlichen 
Dienst im Zweifel ein gutes Stück ruinieren, wenn es Ihnen nicht gelingt, sich Hand-
lungsspielräume zu schaffen, da das nicht einfach linear herunterfinanziert werden 
kann. 
 
Sie werden es mit der Zahl der Neueinstellungen, also mit der notwendigen Verjüngung, 
die neues Know-how in den öffentlichen Dienst bringen soll, bezahlen. Hieraus entste-
hen bestimmte Notwendigkeiten wie eine andere und bessere Weiterbildung und ande-
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re Führung im öffentlichen Dienst. Sie werden aber auch Probleme hinsichtlich der Ver-
teuerung aufgrund von Fehlzeiten bekommen, die zwangsläufig bei älteren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern eher als bei den jüngeren auftreten.  
 
Wie Herr Esche auf eine ganz andere Art gezeigt hat, schrumpft Ihnen natürlich auch 
der Nenner. Wenn im Zuge der demographischen Entwicklung die Zahl der Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahler schrumpft und der öffentliche Dienst nicht entsprechend mit-
geht, haben Sie auch noch eine passiv ansteigende Beschäftigungsquote im öffentli-
chen Dienst. Mit einiger Sicherheit wird auch die Ergiebigkeit des Steuersystems bei 
alternder Bevölkerung schrumpfen. Insofern kommen wir hier in ganz fatale Situationen, 
bei denen man eigentlich Odysseus zwischen Scylla und Charybdis noch beneiden 
konnte, denn es ging ihm eigentlich noch vergleichsweise gut. 
 
Ich gehe nun auf die öffentlichen Haushalte insgesamt ein, die Sie zu einem zentralen 
Thema Ihrer Enquetekommission gemacht haben. Wir haben mit Sicherheit ganz starke 
Veränderungen bei der Nachfrage nach altersspezifischen öffentlichen Gütern. Wenn 
Sie einmal die Dominanz von Schulen, Kindergärten und Pflegeeinrichtungen, die im-
mer noch in hohem Maße öffentliche Einrichtungen sind, betrachten, stellen Sie fest, 
dass viele öffentliche Güter im öffentlichen Dienst altersspezifische Profile haben und 
dass wir bis heute noch nicht darüber nachgedacht haben, wie wir für die Zeit, in der die 
Verwerfungen stattfinden werden, die Relationen ändern können. Daneben gibt es star-
ke und regional unterschiedliche Verwerfungen. Das heißt: In Nordhessen wird das an-
ders stattfinden als in Südhessen. 
 
Die Veränderungen der Bevölkerungsdichte, das wird vor allem ein Problem in 
Nordhessen sein, beeinflussen die Kosten öffentlicher Güterproduktionen. Ich habe mir 
von Raumplanern sagen lassen, bei weniger als 40 Einwohnern je Quadratkilometer 
unter unveränderter Produktionsweise stiegen die Kosten je Einwohner für öffentliche 
Güter exponentiell an und man könne praktisch nichts mehr finanzieren, wie z. B. den 
ÖPNV. Das wird unvertretbar teuer. 
 
Wir haben ein weiteres Problem. Wenn Sie heute in den Regionen, in denen es starke 
Schwankungen gibt, ein Schwimmbad bauen, können Sie jetzt schon sehen, dass die 
Zahl der Nutzer angesichts einer schrumpfenden Bevölkerungszahl, also diejenigen, die 
das morgen durch Eintrittspreise abbezahlen und Deckungsbeiträge erwirtschaften 
müssen, das gar nicht mehr darstellt. Fragen Sie einmal diese Bevölkerungsgruppen, 
die in 15 Jahren halb so groß sein werden, ob sie sich dann diese Einrichtungen noch 
leisten wollen. Das müsste Folgen für öffentliche Planungsprozesse haben, hat es aber 
bis jetzt noch nicht.  
 
Wenn Sie diese Infrastruktureinrichtungen mit Schulden finanzieren, müssen die Schul-
den von immer weniger Nutzerinnen und Nutzern sowie Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahlern getragen werden. Das wird gerade in diesen Haushalte Verdrängungseffekte für 
andere Primärausgaben und steigende Gebühren zur Folge haben. Wir können bei 
Fehlplanungen in Ostdeutschland im Einzelfall schon sehen, was es heißt, wenn bei 
einer halb so großen Gemeinde die Abwasseranlage auf einmal mit mehr als doppelt so 
hohen Gebühren bezahlt werden muss. Ich habe dort etwas salopp die Devise ausge-
geben: Das könnt ihr gar nicht mehr ändern. Wenn euch das Land nicht hilft, könnt ihr 
nur sagen, wie es in der früheren DDR hieß: Der Letzte macht das Licht aus. Dann 
könnt ihr nur abwandern mit allen Folgen für die privaten Vermögen, die in dieser Ge-
meinde gebunden sind. 
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In Ergänzung zu den Schaubildern von Herrn Esche zeige ich Ihnen eine Folie über die 
Bevölkerungsprojektionen, die ich eingangs auf die verschiedenen Länder bezogen ha-
be. Wenn man die Verschuldung von 1999 nimmt und nur die Bevölkerungsverände-
rung betrachtet, sehen Sie den passiven Anstieg der Schuldenlast nur aufgrund der 
Veränderung der Bevölkerung bei den Ländern. Bremen ist im Übrigen viel schlimmer 
dran als Berlin. Berlin hat nur ein höheres BIP. Es gibt Regionen wie Hessen, bei denen 
es noch vergleichsweise günstig aussieht. Solange Hessen reich ist und wir den Län-
derfinanzausgleich haben, wird das Hessen nicht allzu viel nützen. Es haften am 
Schluss immer alle. Das kann gut sein, aber man muss sich fragen, was es bedeutet 
und welche Folgen das für die Politik hat. Ich würde das von mir aus nicht aufkündigen. 
Von Hessen können und müssen Impulse für Veränderungen ausgehen. Hier zeige ich 
Ihnen das Bild für die Zinsausgaben. 
 
Die Pensionen werden im Übrigen aufgrund der unterschiedlichen Schrumpfungsraten 
der Bevölkerung und der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in einigen Ländern je 
Einwohner stärker als in anderen Ländern steigen, ohne dass man heute daran noch 
etwas ändern könnte. Wir werden zwar durch die überregional organisierten Sozialver-
sicherungssysteme einen Ausgleichseffekt bekommen. Wenn ich mir aber überlege, 
dass die veränderten Rentenbiographien in Ostdeutschland in Kürze keine so hohen 
Renteneinkommen mehr für die Neurentner bringen werden, wird es gerade in den 
strukturschwachen Regionen zu Destabilisierungen kommen, die in einem föderalen 
Staat zu neuen Belastungen führen werden. Das ist auch ein Thema, das noch unzurei-
chend diskutiert ist. 
 
Die Steuersysteme werden weiter divergieren. Das lässt sich schon die letzten 15 Jahre 
beobachten. Über die Divergenzen der Wirtschaftskraft hinaus werden sie auseinander 
laufen. Wenn Sie unterschiedliche Alterungen haben und die älteren Menschen weniger 
Steuern als die aktiven Erwerbstätigen zahlen, fliegen Ihnen die Zahlen über die regio-
nale Steuerkraft allein aufgrund dieses Phänomens auseinander.  
 
Ich möchte noch ganz kurz auf den Finanzföderalismus zu sprechen kommen. In verti-
kaler Hinsicht werden sich die finanziellen Gewichte der Ebenen, einschließlich der So-
zialversicherungen, allein aufgrund der demographischen Entwicklung verändern. Das 
wird Folgen auch für die sektorale Zusammensetzung öffentlicher Aufgaben haben. 
Wenn die Renten einen Teil der Abgaben absorbieren, müssen – wie Sie sich sicherlich 
vorstellen können – andere öffentliche Aufgaben zurückgezogen werden. Nicht nur die 
Verschiebung der Zahl der Nutzer öffentlicher Leistungen wird hier etwas bewirken, 
sondern auch die passiven Verdrängungseffekte in den verschiedenen Aufgabenberei-
chen untereinander.  
 
Die Aufgabe des Bundes zur interregionalen Umverteilung wird immer wichtiger – Sie 
werden auch auf der Ebene der Kommunen innerhalb eines Landes feststellen können, 
dass das eintritt. Die Umverteilung durch das Land wird immer wichtiger. In welchen 
Dimensionen und für welche Ziele man das macht, ist nicht diskutiert. Das Risiko unkal-
kulierbarer Belastungen aus Schuldenfinanzierungen öffentlicher Infrastruktur steigt 
heute mit der Dezentralität der Ebene. Was der Bund noch wegstecken kann, kann eine 
kleine Kommune bereits heute schon nicht mehr schultern. 
 
In horizontaler Hinsicht werden die Divergenzen, wie ich bereits angesprochen habe, 
stärker und der Ausgleichsbedarf wird größer. Hier werden neue Spreizungen, auch 
Belastungen der politischen Verhandlungsgefüge auf uns zukommen. Solange der zent-
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rale Regulierungsgrad für öffentliche Aufgaben, die von Ländern und Gemeinden voll-
zogen werden, nicht zurückgefahren wird – ich sehe keine Chance dafür, dass sich auf-
grund der Arbeit der Kommission zur Reform des Föderalismus etwas verändern wird –, 
werden sich die Probleme der Verklemmungen öffentlicher Haushalte wie deren fehlen-
de Handlungsspielräume, sich an diese neuen Herausforderungen anzupassen, nicht 
verändern. Sie werden kaum die Ressourcen haben, neue Prioritäten wie z. B. regiona-
le Infrastruktur und Bildung finanzieren können. Das unitarische Steuersystem, das 
Ländern keine und Gemeinden unzureichende Autonomie gewährt, wird diesen Prozess 
noch verstärken. Wir laufen hier in das Horrorszenario des Föderalismus hinein, wenn 
es uns nicht gelingt umzusteuern. 
 
Ich gehe jetzt auf den Reformbedarf ein. Angesichts der beinahe fertigen Ergebnisse 
der Föderalismuskommission kann ich fast nur noch verzweifelt sagen: Selbst wenn ich 
befürchte, dass das erwünschte Ergebnis nicht eintreten wird, sollte man vielleicht doch 
schon die nächste Reformrunde andenken. Das Einzige, was vielleicht umgesetzt wird, 
ist der Abbau der Mischfinanzierung. Die Neuordnung des föderalen Steuersystems mit 
dem Ziel eines gleichmäßigeren Aufkommens können Sie durch eine Umverteilung der 
Steuerertragskompetenzen wie mit einer anderen auch Steuerautonomie hinbekom-
men. Das ist von der Agenda abgesetzt worden.  
 
Von der Neuordnung des Finanzausgleichs durch eine Teilentkoppelung – das gilt auch 
für die kommunalen Finanzausgleiche – von der Bevölkerungszahl, aber mit der Siche-
rung eines Mindeststandards dezentraler öffentlicher Leistungen, ist überhaupt nichts 
zu sehen. Sie brauchen die Ergänzung des Finanzausgleichs mit leistungsorientierten 
Finanzierungsinstrumenten. Die räumliche Externalität zu internalisieren und einen fai-
ren Leistungswettbewerb unter den Institutionen zu finden, steht auch nicht auf der  
Agenda. So etwas könnte man z. B. im Bereich der Hochschulfinanzierung mit oder oh-
ne Studiengebühren machen.  
 
Ich komme zu meinem letzten Punkt. Hier bin ich wieder mit Herrn Esche völlig einig. 
Eines der größten Probleme und damit das zentrale Thema ist die Neuordnung der 
Verschuldungsgrenzen innerhalb des öffentlichen Sektors in Richtung auf echte Nach-
haltigkeit und Risikobegrenzung gegenüber schrumpfender Bevölkerung. Nur sehe ich 
bis jetzt nirgendwo in der politischen Landschaft ein ernsthaftes Interesse. Vielleicht 
bekomme ich die Berliner dazu, sich dem ein wenig zu nähern. Sie haben sowieso kei-
ne Alternative, als zu sanieren. Wir brauchen es bundesweit. Ich kann nur an Sie appel-
lieren, sich diesen Themen in der Enquetekommission wirklich zu stellen. Das ist das 
Szenario, das wir unseren Kindern hinterlassen. Wenn wir schon keine Kinder mehr 
bekommen, sollten wir doch denen, die noch da sind, eine finanzpolitisch gesunde Welt 
hinterlassen. 
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Dr. Kai Eicker-Wolf, DGB Hessen: 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren Abgeordneten, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Am 6. Juni 2003 wurde die 10. koordinierte Bevölke-
rungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes vorgestellt. Die Berichterstat-
tung in den Medien zu dem Thema Demographie weist spätestens zu diesem Zeitpunkt 
dramatische Züge auf. Eine Halbierung der Rente wird für notwendig erklärt, ein Gene-
rationenkonflikt prognostiziert und die demographische Entwicklung in Deutschland so-
gar als Zeitbombe bezeichnet. Unterstellt wird, dass die steigende Zahl älterer Men-
schen und die sinkende Zahl der Gesamtbevölkerung schwerwiegende wirtschaftliche 
Folgen und fatale Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme hätten. 
 
In meinen Ausführungen möchte ich, um das Bild der Zeitbombe aufzunehmen, zeigen, 
dass es sich bei der demographischen Entwicklung um eine Bombenattrappe und nicht 
um ein hoch explosives Problem handelt. Vor jeder weiteren inhaltlichen Überlegung sei 
zunächst die extrem unsichere statistische Basis aller demographischen Debatten her-
vorgehoben. Aussagen über die Zukunft sind immer mit großen Unsicherheiten behaf-
tet. Statistische Szenarien mittlerer Reichweite von 10 bis 15 Jahren sind sicherlich ge-
eignet, wirtschaftspolitische Anforderungen abzuleiten. Ein Beispiel ist der Anstieg der 
Zahl der Studierenden in den nächsten Jahren, der sich auf Basis der aktuellen Schü-
lerzahlen mit ziemlicher Sicherheit prognostizieren lässt und der aufgrund der aktuell 
schon bestehenden Überlastungen der Hochschulen einen Ausbau letzterer nahe legt. 
 
Ein längerer Zeithorizont bis zu 50 Jahren kann aber kaum als handlungsrelevant ange-
sehen werden. Implizit kann man dies im Übrigen auch dem Bericht zur 
10. Bevölkerungsvorausberechnung entnehmen. Dort steht in der Einleitung:  
 

Bevölkerungsvorausberechnungen sollen aufzeigen, wie sich Bevölkerungszahl 
und -struktur unter bestimmten Annahmen langfristig entwickeln würden. Da der 
Verlauf der maßgeblichen Einflussgrößen mit zunehmendem Abstand vom Ba-
siszeitpunkt immer schwieriger vorherzusehen ist, haben solche langfristigen 
Rechnungen Modellcharakter. Sie sind bei einem Vorausberechnungszeitraum 
von mehreren Jahrzehnten keine Prognosen, welche die Zukunft vorhersagen, 
sondern schreiben eine Entwicklung unter bestimmten Annahmen fort. 

 
Der Statistiker Gerd Bosbach von der Fachhochschule Koblenz bezeichnet Langfrist-
prognosen bis zu 50 Jahren völlig zu Recht als moderne Form der Kaffeesatzleserei. 
Dazu ein konkretes Beispiel: Modellrechnungen des Statistischen Bundesamtes Mitte 
der Siebzigerjahre nahmen an, dass in Westdeutschland im Jahr 2000 zwischen 49 und 
52 Millionen Menschen leben würden. Tatsächlich lebten im früheren Bundesgebiet im 
Jahre 2000 rund 67 Millionen Menschen. Die Gründe für diesen Prognosefehler sind: 
Erstens wurde der Rückgang der Geburtenraten überschätzt. Zweitens wurde die Le-
benserwartung unterschätzt. Drittens blieben die Wanderungen unberücksichtigt. Vier-
tens konnte das politische Ereignis der Vereinigung Deutschlands mit seinen demogra-
phischen Auswirkungen natürlich nicht vorhergesagt werden. 
 
Selbst wenn man Bevölkerungsvorausberechnungen trotz dieser grundlegenden Be-
denken als Diskussionsgrundlage akzeptiert, stellt der vom Statistischen Bundesamt 
vorausgesagte demographische Wandel gesamtwirtschaftlich kein Problem dar. Richtig 
ist zunächst einmal, dass der Anteil älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung auf-
grund der steigenden Lebenserwartungen und der sinkenden Geburtenraten in den letz-
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ten Jahren stark gewachsen ist. Geht man von einer ähnlichen Entwicklung auch in den 
nächsten Jahrzehnten aus und legt man die mittlere, also die fünfte Variante der 10. 
Bevölkerungsvorausberechnung zugrunde, werden auf 100 Menschen mittleren Alters – 
also auf Personen im Alter zwischen 15 und 65 Jahren – im Jahr 2050 etwa 51 statt 
heute 26 Personen im Alter ab 65 Jahren kommen. Allerdings sind ältere Menschen 
nicht die einzigen, die auf die gesellschaftliche Unterstützung angewiesen sind. Insbe-
sondere wollen auch Kinder und Jugendliche versorgt werden. Eine seriöse Analyse 
demographiebedingter Lasten muss auch diese Menschen als „gesellschaftliche Belas-
tungsfaktoren“ einbeziehen. Berücksichtigt man dies, relativieren sich die Zahlen deut-
lich. Auf 100 Menschen mittleren Alters kommen im Jahre 2050  72 zu versorgende äl-
tere und jüngere Menschen. Heute sind es allerdings auch schon 48. Die Zahl der zu 
versorgenden älteren und jüngeren Menschen wächst bei weitem nicht so schnell, wie 
suggeriert wird, wenn ausschließlich die Versorgungslasten älterer Menschen zugrunde 
gelegt werden.  
 
Vergleicht man die derzeit prognostizierte Verschiebung der Bevölkerungsstruktur mit 
dem demographischen Wandel, der in den vergangenen 100 Jahren schon stattgefun-
den hat, relativieren sich die prognostizierten demographischen Veränderungen ein wei-
teres Mal, da der einschneidendste demographische Wandel längst hinter uns liegt. 
Schon in den letzten 100 Jahren hat die Zahl der Personen mittleren Alters im Verhält-
nis zur Zahl der über 65-Jährigen gravierend abgenommen. Kamen im Jahr 1900 noch 
ca. zwölf Personen zwischen 15 und 65 Jahren auf eine Person ab 65 Jahren, so waren 
es 1950 nur noch ca. sieben Personen. Im Jahre 2000 waren es nur noch vier Perso-
nen. Die vorausgesagte weitere Abnahme auf einen Wert von zwei Personen in den 
nächsten 50 Jahren nimmt sich dagegen vergleichsweise gering aus. 
 
In den vergangenen 100 Jahren wurden die enormen demographischen Verschiebun-
gen durch Produktivitätssteigerungen problemlos aufgefangen. Weite Bevölkerungs-
schichten konnten vom wachsenden Wohlstand profitieren und ihre eigenen Arbeitszei-
ten sogar deutlich reduzieren, obwohl die Zahl älterer Menschen stark angestiegen war. 
Glaubt man den gängigen Demographieargumenten, so hätte der häufig prognostizierte 
Kollaps der Sozialversicherungssysteme schon längst stattfinden müssen. Der Blick 
zurück zeigt aber, dass dem nicht so war, weil die beständige Erhöhung der Produktivi-
tät den Versorgungsaufwand für eine steigende Zahl von Rentnerinnen und Rentnern 
mehr als wettmachte. 
 
Es besteht kein Grund zur Annahme, dass sich diese Entwicklung in Zukunft nicht in 
ähnlicher Weise fortsetzen wird. Die Produktivitätssteigerungen werden einen Anstieg 
des Lebensstandards in den nächsten Jahrzehnten auch mit einem steigenden Anteil 
alter Menschen ermöglichen. Zudem könnte das zukünftige Sozialprodukt durch den 
Abbau der Arbeitslosigkeit und durch eine Erhöhung der Erwerbsquote gesteigert wer-
den. Dabei muss insbesondere die Steigerung der Erwerbsquote von Frauen das Ziel 
sein. Während in Deutschland von 100 Frauen im Alter von 15 bis 65 Jahren nur rund 
64 % arbeiten oder Arbeit suchen, sind dies in der männlichen Altersgruppe etwa 80 %. 
Viele OECD-Länder weisen höhere Frauenerwerbsquoten und damit auch höhere Ge-
samterwerbsquoten auf.  
 
Im Rahmen der schriftlichen Stellungnahme sind Beispielrechnungen vorgelegt worden, 
die das Pro-Kopf-Sozialprodukt bis zum Jahr 2050 unter verschiedenen Annahmen be-
rechnen. Hätte ich gewusst, dass ich hier einen Beamer oder einen Overhead-Projektor 
zur Verfügung habe, hätte ich das jetzt anhand einer Folie präsentiert. So will ich hier 
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ein Beispiel mündlich vortragen. Wenn z. B. unterstellt wird, dass erstens die Erwerbs-
quote der 15 bis 65 Jährigen ab dem Jahr 2010 auf insgesamt 80 % steigen wird – die-
sen Wert weisen schon jetzt Dänemark, die Schweiz und Schweden auf –, und wenn 
zweitens von einer fünfprozentigen Arbeitslosigkeit ausgegangen wird – diesen Wert 
hat z. B. Großbritannien in den Neunzigerjahren durch eine typische antizyklische Wirt-
schaftspolitik erreicht – und wenn drittens die Arbeitsproduktivität, die in den Neunziger-
jahren laut Europäischer Kommission in Deutschland um 1,6 % wächst, würde sich das 
Pro-Kopf-Sozialprodukt in Deutschland bis 2050 verdoppeln. Ein durchschnittlich noch 
höherer Produktivitätsanstieg hätte natürlich ein noch höheres Sozialprodukt zur Folge. 
Großbritannien – hier wieder als Beispiel genannt – hatte in den Neunzigerjahren einen 
Anstieg der Erwerbstätigenproduktivität von 2,2 %. 
 
Selbst wenn die unterstellten Parameter ungünstiger gewählt würden, sind immer hohe 
Zuwächse beim Pro-Kopf-Sozialprodukt zu verzeichnen. Wenn etwa von einer Er-
werbsquote von nur 70 % ausgegangen wird – das entspricht ungefähr dem heutigen 
Wert –, die Arbeitslosenquote mit 10 % angesetzt wird und der Anstieg der Arbeitspro-
duktivität mit 1,6 % angenommen wird, steigt das Sozialprodukt pro Kopf immer noch 
um 70 % bis zum Jahr 2050.  
 
Auch wenn ein Abbau der Arbeitslosigkeit und eine Erhöhung der Erwerbsquote unter 
sonst gleichen Umständen zu einer höheren Lohnsumme und so zu sinkenden Bei-
tragssätzen in den Sozialkassen führen würde, soll hier nicht bestritten werden, dass 
auch in diesem Fall des steigenden Altenquotienten Steigerungen der Beitragssätze zu 
den Sozialversicherungskassen zu erwarten sind. Im Bereich der Rentenversicherung 
wird dies aufgrund der steigenden Zahl der Rentnerinnen und Rentner der Fall sein, 
wenn im Umlagesystem ein bestimmtes Rentenniveau gehalten werden soll. Für die 
öffentlichen Haushalte gilt analog – darauf ist gerade eingegangen worden –, dass sie 
aufgrund der steigenden Zahl von Pensionärinnen und Pensionären mit steigenden 
Versorgungsausgaben rechnen müssen. Mit anderen Worten: Selbst wenn Produktivi-
tätssteigerungen, ein Abbau der Arbeitslosigkeit und eine Erhöhung der Erwerbsquote 
eintreten sollten, ist mit einer Erhöhung der Beitragssätze zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung und mit höheren Pensionslasten für die öffentliche Hand zu rechnen.  
 
Damit wird die Frage der so genannten Lohnnebenkosten und ihre Wirkung auf Wachs-
tum und Beschäftigung berührt. Die für die Zukunft der Finanzierung der sozialen Siche-
rungen zentrale Frage besteht darin, ob langfristig weiter steigende Beitragssätze un-
problematisch sind oder ob dies ein gravierendes Problem für Wachstum und Beschäf-
tigung darstellt, sodass man nach anderen Finanzierungsmöglichkeiten suchen muss. 
 
Mit Blick auf die letzten Jahre stellt ein Anstieg der Lohnnebenkosten, verursacht durch 
steigende Beitragssätze der Sozialversicherungen, kein Problem für die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft dar. Die nominalen Lohnstückkosten, 
die entscheidende Größe für die preisliche Wettbewerbsfähigkeit eines Landes, in der 
auch die Lohnnebenkosten Berücksichtigung finden, sind in Deutschland seit Mitte der 
Neunzigerjahre unterdurchschnittlich gestiegen. Die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft ist ausgezeichnet.  
 
Von einem durch Lohnnebenkosten verursachten beschäftigungsfeindlichen Lohndruck 
kann in Deutschland keine Rede sein. Die Lohnpolitik ist seit Mitte der Neunzigerjahre 
sehr zurückhaltend. Seit 1996 wird der so genannte verteilungsneutrale Spielraum, also 
die Summe aus Produktivitätsanstieg zuzüglich Zielinflationsrate der Zentralbank, nicht 
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mehr ausgeschöpft. Die Lohnquote ist seit 1995 um über 1,5 % und seit 1993 sogar um 
3 % gesunken. Die sehr moderaten Nominallohnsteigerungen haben die Bundesrepu-
blik mittlerweile an den Rand einer deflationären Entwicklung gebracht. 
 
Außerdem ist aus kreislauftheoretischer Sicht nicht einsichtig, warum Lohnnebenkosten 
überhaupt erhebliche negative Wachstums- und Beschäftigungseffekte zugesprochen 
werden. Zwar vermindern die Sozialbeiträge auf der einen Seite die verfügbaren Ein-
kommen der beitragspflichtigen privaten Haushalte und stellen natürlich einen Kosten-
faktor für die Unternehmen dar. Auf der anderen Seite wird das erzielte Beitragsauf-
kommen jedoch entweder direkt für staatliche Käufe von Gütern und Dienstleistungen 
eingesetzt, oder es wird als Transfereinkommen an Haushalte mit tendenziell hoher 
Konsumneigung größtenteils wieder nachfragewirksam. 
 
Ähnliche Überlegungen lassen sich für die steigenden Pensionsausgaben der öffentli-
chen Hand anstellen. Ein höheres Wachstum und eine angemessene Steuerpolitik sind 
in der Lage, ausreichende Einnahmen für die zunehmenden Versorgungsausgaben zu 
mobilisieren. Auch für die Versorgungsausgaben gelten selbstverständlich die schon 
aufgezeigten kreislauftheoretischen Überlegungen. Einen schweren Fehler begeht die 
Fiskalpolitik, wenn sie aufgrund aktueller Haushaltslöcher sowie voraussichtlich stei-
gender Pensionärszahlen Ausgabenkürzungen vornimmt und dann auch noch in Berei-
chen spart, die wie öffentliche Investitionen und Ausgaben im Bereich Bildung und Er-
ziehung besondere Wachstumsrelevanz besitzen. 
 
Damit komme ich auf die Anforderungen an die Wirtschafts- und insbesondere Fiskal-
politik zu sprechen. Ich möchte hier auf unsere schriftliche Stellungnahme verweisen 
und auch mit Blick auf die beschränkte Zeit nur einige wenige Punkte ansprechen. 
 
Erstens. Eine Erhöhung der allgemeinen Erwerbsquote – das hatte ich schon gesagt 
und das ist bereits mehrmals angesprochen worden – muss insbesondere auf eine 
Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit setzen. Das Ehegattensplitting in Deutschland 
fördert die Frauen diskriminierende Hausfrauenehe und gilt als eine wesentliche Ursa-
che für die im internationalen Vergleich niedrige Erwerbsbeteiligung von Frauen. Um 
eine höhere Erwerbsquote von Frauen zu erreichen, sollte das Ehegattensplitting abge-
schafft und durch ein Mindestrealsplitting ersetzt werden, bei dem maximal ein zweiter 
Grundfreibetrag abgezogen werden darf. Allerdings sollte für alle über 50-Jährigen das 
Ehegattensplitting erhalten bleiben, weil besonders Frauen in diesem Alter nur noch 
geringe Chancen am Arbeitsmarkt haben. Das steuerliche Mehraufkommen der öffentli-
chen Hand durch die Abschaffung des Ehegattensplittings sollte zumindest zum Teil für 
den Ausbau von Einrichtungen für die Kinderbetreuung verwendet werden, um eine 
Steigerung der Geburtenraten zu erreichen.  
 
Zweitens. Produktivitätsentwicklung und Wirtschaftswachstum sind in einer Volkswirt-
schaft unter anderem von Qualität und Umfang der öffentlichen Infrastruktur abhängig. 
Aus Sicht der Unternehmen weist die öffentliche Infrastruktur eine Vorleistungs- bzw. 
Komplementärfunktion auf. Sie erhöht das unternehmerische Produktionspotenzial und 
senkt die Produktionskosten. Fallen die staatlichen Investitionen zu niedrig aus, wird 
sich dies negativ auf das Wirtschaftswachstum auswirken. Im internationalen Vergleich 
befinden sich die öffentlichen Investitionen in Deutschland auf einem sehr niedrigen 
Niveau. Die deutsche Investitionsquote liegt bei 1,5 % gegenüber durchschnittlich 2,6 % 
in der Eurozone. Eine Erhöhung der öffentlichen Investitionen ist daher dringend gebo-
ten.  
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Drittens. Die Produktivität der Erwerbstätigen hängt wesentlich vom Ausbildungsstand 
der Bevölkerung ab. Vor diesem Hintergrund sind zwei Dinge bedenklich: zum einen die 
im internationalen Vergleich schlechte Bewertung von vielen Bereichen des deutschen 
Bildungssektors, zum anderen der sich abzeichnende Mangel an Fachkräften sowohl 
bei den Ausbildungsberufen als auch bei den akademischen Berufen. Um die Zahl der 
Ausbildungsplätze zu steigern, fordert der DGB bekanntermaßen eine Ausbildungs-
platzabgabe. Um die Zahl der Akademiker zu erhöhen, sollte das Schüler-BAföG wieder 
eingeführt werden, unter anderem auch deshalb, um Kindern aus so genannten bil-
dungsfernen Schichten ein Studium zu ermöglichen. Die zuletzt genannte Maßnahme 
hätte auch den positiven Effekt, dass der so hohen sozialen Immobilität in Deutschland 
entgegengewirkt würde. Natürlich müssen die Hochschulen ausgebaut werden. Diese 
sind in Deutschland schon jetzt, wenn man etwa die Flächenzahlen, die für eine Studie-
rende oder für einen Studierenden angesetzt werden, hoffnungslos überlastet. 
 
Viertens. Die steigenden Versorgungsausgaben der öffentlichen Hand stellten kein 
Problem dar, wenn die staatlichen Kassen in Zukunft in ausreichendem Umfang Steu-
ereinnahmen zu verzeichnen hätten. Voraussetzung hierfür ist ein angemessenes Wirt-
schaftswachstum und eine angemessene Erhebung von Steuern. In diesem Zusam-
menhang sei auf das von ver.di, der IG Metall und der IG BAU vertretene Konzept der 
„Solidarischen Einfachsteuer“ verwiesen. 
 
Fünftens. Die Finanzierung von öffentlichen Investitionen sollte gemäß der so genann-
ten goldenen Regel grundsätzlich auch mittels Kreditaufnahme erlaubt sein und in der 
Finanzpolitik grundsätzlich auch Beachtung finden. Der so genannten goldenen Regel 
liegt der Gedanke zugrunde, dass durch Kredit finanzierte öffentliche Investitionen über 
mehrere Jahre in Gebrauch sind und Nutzen stiften. Dabei sollte nach Auffassung des 
DGB der Investitionsbegriff um Ausgaben im Bildungsbereich erweitert werden. 
 
In Bezug auf die Kreditfinanzierung in staatlichen Ausgabenbereichen hat sich ein brei-
ter Konsens herausgebildet – zumindest hier in der Bundesrepublik, in den anderen 
Ländern, vor allem in den angelsächsischen Ländern sieht das anders aus –, wonach 
die gegenwärtige Generation auf Kosten der zukünftigen Generationen lebe und des-
halb das staatliche Defizit gesenkt werden müsse. Tatsächlich ist dieser Gedankengang 
wenig überzeugend. Dieses Generationenargument stellt eine unzulässige Analogie zu 
privatwirtschaftlichen Verschuldungen dar. Im Falle der Staatsverschuldungen werden 
von einer Generation zur anderen nicht nur die Zahlungsverpflichtungen, sondern auch 
die entsprechenden Vermögenstitel weitergegeben.  
 
Defizitfinanzierte Staatsausgaben legen zwar bestimmte Zahlungsströme für die Zu-
kunft fest, ein Teil der Steuereinnahmen des Staates fließt an dessen Gläubiger, es fin-
det aber keine einseitige Vererbung von zu bedienenden Schulden statt. Aber selbst 
wenn der Staat in seiner Position als Schuldner betrachtet wird, muss berücksichtigt 
werden, dass dieser, falls er mittels Staatsverschuldung öffentliche Investitionen tätigt, 
auch Vermögenswerte – etwa öffentliches Infrastrukturkapital – besitzt, die ebenfalls 
vererbt werden und mit der reinen Zahllast gegengerechnet werden müssen.  
 
Eine Belastung zukünftiger Generationen wird sich tatsächlich einstellen, wenn die öf-
fentliche Hand in zu geringem Umfang Infrastrukturinvestitionen tätigt oder die Ausga-
ben im Bildungsbereich zu gering ausfallen. Dies wird zu einem zu geringen Wirt-
schaftswachstum und zu einer Belastung zukünftiger Generationen führen. Aktuell be-
steht sowohl im Bereich der öffentlichen Infrastruktur als auch im Bereich der Bildung 
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ein enormer Ausgabenbedarf, der – würde er angemessen bedient – kurz- und mittel-
fristig für einen Beschäftigungsanstieg sorgen würde.  
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren, damit kom-
me ich zum Ende meiner Ausführungen. Die voranstehenden Ausführungen haben ge-
zeigt, dass die Langfristprognosen im Hinblick auf die Bevölkerungsentwicklung wenig 
sinnvoll sind. Aber selbst wenn man die neuesten Bevölkerungsvorausschätzungen ak-
zeptiert, sind keine dramatischen Auswirkungen zu erwarten. Viele Parameter, die das 
zukünftige Pro-Kopf-Sozialprodukt bestimmen, sind wirtschafts- und insbesondere fis-
kalpolitisch gestaltbar. Seiner Dramatik beraubt, erweist sich das Demographieargu-
ment als ideologisches Konstrukt zur Legitimierung von Sozialabbau, gesellschaftlicher 
Umverteilung von unten nach oben und zum Eingriff in Arbeitnehmerrechte. 
 
 
 
Dr. Hans-Peter Klös, Institut für deutsche Wirtschaft Köln:1 
 
Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Vielen Dank für die Einladung, zu einem Thema zu spre-
chen, das uns alle bewegt. Wir wären froh, wenn wir in allen Bereichen der empirischen 
Wirtschaftsforschung so verlässliche Daten hätten wie im Bereich der Bevölkerungsvor-
ausschau. Ich bewundere den Mut meines Vorredners, diese Daten grundsätzlich in 
Zweifel zu ziehen. 
 
Ich möchte eine zweite Vorbemerkung machen: Wir leben im Augenblick noch in der 
demographisch gesehen besten aller Welten. The worst is yet to come, wie die Angela-
sachsen sagen würden. Vielleicht ist das der Grund dafür, warum wir vieles von dem, 
was wir antizipativ nach vorn wenden, im Augenblick noch nicht in den Daten beobach-
ten können.  
 
Eine dritte Vorbemerkung: Ich möchte mich, wie Sie aus der Überschrift ersehen kön-
nen, auf den Punkt Humankapital konzentrieren. Das ist mehrfach angesprochen wor-
den. Im Prinzip könnte ich hier ansetzen. Ich tue das deswegen, weil es sich hier um 
eine Landtagsenquetekommission handelt und wir uns auf das konzentrieren wollen, 
was landespolitisch gestaltbar ist. Da sind die Faktoren Bildung, Humankapital und 
Technologie naturgemäß die uns am nächsten stehenden Faktoren. Das will ich gern 
ein bisschen vertiefen, weil ich glaube, dass es sich lohnt, hier noch etwas zu tun.  
 
Ich will das Ganze etwas diagnostisch und therapeutisch einkreisen und zudem unter 
einem Wachstumsszenario auffächern. Das ist der wichtige Punkt. Das ist auch mein 
erstes Bild. Wir sind in eine Wachstumskrise eingetaucht. Die deutsche Volkswirtschaft 
befindet sich am Ende der internationalen Wachstumsranglisten. Auffällig ist, dass wir 
negative Wachstumsbeiträge aus der Zahl der geleisteten Arbeitsstunden und aus dem 
Arbeitsvolumen ziehen, dass wir jetzt schon bis hin in die letzte Dekade negative 
Wachstumsbeiträge aus den demographischen Faktoren ziehen und dass wir keine 
Wachstumsbeiträge mehr aus dem so genannten Humankapital ziehen. Humankapital-
stagnation im Land der Dichter und Denker. Negative Wachstumsbeiträge aus Arbeits-
zeitverkürzung und negative Wachstumsbeiträge aus einer Verschlechterung der Er-
werbsstruktur, der Altersstruktur der Bevölkerung und der Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter.  
                                                 
1 Die Charts zum Vortrag von Dr. Klös sind in der Anlage 1. 
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Ich will kein Bedrohungsszenario aufmachen. Das Ganze verstehe ich eher als eine Art 
Aufforderungsszenario, weil wir natürlich Parameter der Politik haben. Wir diskutieren 
deswegen darüber, um Dinge abzuwenden, aufzufangen und zu „therapieren“. Aber 
man sollte die Fakten klarlegen. Die Ausgangssituation ist schon jetzt nicht gut. Wir sind 
Wachstumsschlusslicht. Wir müssen dringend alles tun, um Wachstumsressourcen zu 
mobilisieren und unsere vielfältigen demographischen, auf uns jetzt zurollenden Anpas-
sungslasten abzufedern. 
 
Ein zweiter Aspekt. Schon jetzt sind wir bei den Wachstumsraten der Erwerbsbevölke-
rung am internationalen Ende. Bei den Wachstumsraten der Bevölkerung, die auf dem 
Arbeitsmarkt potenziell in Erscheinung treten kann, haben wir keine Bewegung. Es gibt 
viele internationale Studien, die besagen, ohne den angebotsseitigen Druck von der 
Zahl der Erwerbsbevölkerung werde es auf dem Arbeitsmarkt keine Bewegung geben. 
Die Daten sprechen an der Stelle für sich. 
 
Wir versuchen, das mit der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausschätzung basierend 
auf IAB-Erwerbspotenzialquoten zu rechnen. Wir haben das nach vorn gelegt. Das ist 
der Strang des quantitativen Humankapitals, also die Zahl der Köpfe, über die wir disku-
tieren. Im zweiten Teil meines Vortrags gehe ich auf den qualitativen Teil von Human-
kapital ein, nämlich auf Qualität und Produktivität pro Kopf. 
 
Wenn wir bei der Zahl der Köpfe bleiben, sehen Sie, dass sich der größte Rückgang 
beim Erwerbspersonenpotenzial von 18 Millionen auf rund 10 Millionen im Bereich der 
Altersgruppe der 30- bis 44-Jährigen abspielt. Das ist ein negativer Wachstumsimpuls 
per se. Ich werde später darauf eingehen, dass wir bei negativen Wachstumsbeiträgen 
etwa in der Größenordnung liegen, die von Frau Dr. Reil-Held vorausgesehen wird, 
wenn ich die MEA-Daten richtig kenne: ein Rückgang des Wachstumsbeitrags in der 
Größenordnung von etwa einem halben Prozentpunkt Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
durch die rückläufige Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials.  
 
Ein zweiter auffälliger Befund ist, dass die Zahl der jüngeren Menschen von 15 bis 
29 Jahren ebenfalls von 9 Millionen auf etwa 5,75 Millionen sinken wird. Ich glaube, der 
Streit kann allenfalls über den Gütegrad der Projektionen gehen, aber im Kern, also im 
Mittel aller Projektionen, kommen wir immer auf einen Zieltrichter, der relativ genau ab-
schätzbar ist, weil die Parameter klar sind: Geburtenraten, Sterberaten und Nettozu-
wanderungssalden. Diese drei Parameter liegen auf dem Tisch. Man kann sie modellie-
ren, aber im Kern haben wir relativ zuverlässige Daten, um deren Güte wir uns an ande-
ren Stellen beneiden würden. 
 
Nachwuchsprobleme sind absehbar. Inwieweit werden die 60- bis 64-Jährigen durch 
nachrückende 15- bis 19-Jährige ersetzt? Wir sehen, irgendwo vor der Dekadenwende. 
Das mag sich noch ändern. Das ist noch die 9. Bevölkerungsvorausschätzung. Bei der 
10. Bevölkerungsvorausschätzung mag sich das ein bisschen verschieben. Generell 
aber bleibt der Befund, dass wir von der Kohortenbetrachtung der Ausscheidenden 
durch die Nachrücker noch einmal ein rückläufiges Arbeitsangebot bekommen werden. 
Das wird natürlich Auswirkungen auf die Akteure am Arbeitsmarkt haben.  
 
Ein Weiteres kommt hinzu, was auch bereits angesprochen wurde. Betrachten wir die 
durchschnittliche Kinderzahl der 35- bis 40-jährigen Frauen in Westdeutschland nach 
Bildungsabschluss, stellen wir einen Befund fest, der allmählich in das öffentliche Be-
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wusstsein tritt: Die abnehmende Fertilität von Akademikerinnen ist der bemerkenswerte 
Trend, der die Fertilitätsraten insgesamt auf einem niedrigen Niveau hält bzw. dort gibt 
es die meiste Bewegung. Das hat natürlich Auswirkungen auf die qualitative Ausstat-
tung des Humankapitals. Wenn wir den Befund zusammenfügen und die PISA-
Ergebnisse richtig interpretieren, hat – vielleicht mag Herr Dr. Schmidt nachher wider-
sprechen – der Bildungshintergrund der Mutter nachgewiesene Effekte auf die PISA-
Ergebnisse der Schüler. Daraus ergibt sich ein Befund, der uns nicht gerade optimis-
tisch stimmen kann: weniger Kinder und eine durchschnittlich verschlechterte kognitive 
Ausstattung des Elternhintergrundes. Das ist auch kein Befund, der uns optimistisch 
nach vorn blicken lässt. 
 
Wir haben versucht, den Wachstumseffekt allein aus der Verschiebung der Altersstruk-
tur heraus zu beziffern, indem wir mit den Daten mit der 10. koordinierten Bevölke-
rungsvorausberechnung und der ersten Eingangstabelle der OECD – Sources of Eco-
nomic Growth, eine Studie, in der die Komponenten der Wachstumseffekte zerlegt wur-
den – weiterrechnen. Wir kommen allein aus der Veränderung der Altersstruktur der 
Bevölkerung zu nennenswerten negativen Wachstumsbeiträgen. 
 
Ich habe vom Aufforderungsszenarium gesprochen. Wenn man nichts tut, würde sich 
das Ganze in der unteren Variante in Form eines alternativen Erwerbspersonenpotenzi-
alpfades darstellen. Wir haben selbstverständlich Möglichkeiten, diese Variante zu ver-
ändern. Wir setzen hier auf eine OECD-Studie mit einer Kalibrierung des OECD-
Modells und können sagen: Natürlich lässt sich durch die Ausschöpfung der bestehen-
den Erwerbspersonenpotenziale der demographisch negative Trend des Erwerbsper-
sonenpotenzials bei den Jugendlichen, bei den Älteren und bei den Frauen verändern 
und verbessern. Darin sind aber auch weitreichende Implikationen über eine Vorzie-
hung des Arbeitsmarkteintritts von Jugendlichen durch Verminderung der Drop-out-
Problematik, durch eine Effizienzsteigerung im Bildungssystem, ein verspätetes Über-
wechseln in den Arbeitsmarkt – hier unterstellt mit 67 Jahren – enthalten. Ich bin etwas 
anderer Auffassung als Herr Prof. Dr. Krupp, der sagt, Arbeitszeitverlängerungen wür-
den nicht helfen. Natürlich müssen wir zur Mobilisierung von Arbeitsangebot die De-
Facto-Arbeitszeit pro Kopf systematisch mitdenken, ob in der Woche, im Jahr oder be-
zogen auf die Lebensarbeitszeit. Das ist evident, weil wir daraus sonst – wie gezeigt – 
negative Wachstumseffekte erzielen.  
 
Aber das Ganze wird nach unserer Auffassung jedenfalls bei einem gegebenen Wande-
rungssaldo – hier wird ein Nettowanderungssaldo von 100.000 unterstellt, im letzten 
Jahr lag der Nettowanderungssaldo bei plus 200.000 – nicht tragen, ohne dass wir auch 
an den Kinderzahlen etwas ändern können. In diesem Land ist ein konzentriertes 
Nachdenken über das Leitbild und die Wirksamkeit von Familienpolitik erforderlich. Wir 
geben im internationalen Vergleich bisher schon mit am meisten für familienpolitische 
Maßnahmen aus, nämlich 2 % des BIP, haben aber, wenn Sie mir den Begriff gestat-
ten, geringen „reproduktiven Erfolg“. Die Maßnahmen verpuffen. Das Geld verpufft. Es 
zeigt – abzulesen an den Geburtenraten – nicht irgendeinen Erfolg. Das muss uns sys-
tematisch darüber nachdenken lassen, ob wir die zwei Dekaden, die wir noch Zeit ha-
ben, auch zu einer – wenn Sie so wollen – generativen Schubumkehr nutzen, indem wir 
familienpolitische Systeme als Großsysteme neu justieren – ein Punkt der unter dem 
Stichwort bevölkerungsorientierte Familienpolitik, wie ich meine, mittlerweile wieder dis-
kutiert werden könnte. So viel zur „Pro-Kopf-Betrachtung“, des Arbeitsangebots unter 
demographischen Gesichtspunkten. 
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Ich gehe jetzt auf Betrachtungen zum qualitativen Humankapital ein. Ich habe kurso-
risch einige Studien als Übersicht zusammengestellt, die Aussagen über den Zusam-
menhang zwischen Humankapital und Wachstum machen. Wir müssen kritisch geste-
hen, dass die letzte harte systematische Evidenz für den Zusammenhang zwischen 
Humankapitalinvestition und Wachstum in Heller und Pfennig fehlt. Die Literatur aber 
sagt überwiegend, es gebe einen positiven Zusammenhang zwischen Humankapitalin-
vestitionen und Innovationsfähigkeit, zwischen Produktivität und Wachstum. Die schon 
zitierte Studie der OECD oder die des Sachverständigenrates haben das kalibriert und 
sagen: Eine Steigerung der Bildungsjahre um 1 % führe zu einem zusätzlichen Wachs-
tum von 0,1 %. Da kann man etwas tun.  
 
Ich möchte sehr klar sagen: Nach allem, was wir bisher beobachten können, ist die 
Formel mehr Geld für Bildung in dieser Verkürzung falsch. Vorher muss es gelingen, die 
Effizienzpotenziale der gegebenen Bildungsinvestitionen auszuloten. Darauf komme ich 
am Ende meines Vortrags bei meinen Empfehlungen an die Politik zu sprechen. Die 
Studien geben einen Trend vor, nach dem es einen auch instrumentell gestaltbaren Zu-
sammenhang zwischen Humankapital, Investitionen, Wachstum, Produktivität und In-
novationen gibt.  
 
Dass wir dabei nicht gut aufgestellt sind, mag Folgendes zeigen: Ausgehend vom EU-
Durchschnitt der 15 Mitgliedsstaaten, sehen Sie hinsichtlich der relativen Wohlstands-
position der deutschen Säule – BIP pro Kopf – eine schwächelnde Entwicklung. Ich will 
keinen kausalen Zusammenhang herstellen, sondern nur auf den Gleichlauf hinweisen. 
Es gibt auch einen rückläufigen relativen Vorsprung oder sogar eine Umkehr zu einem 
Nachteil bei den formalen Hochschulabschlüssen der 25- bis 34-Jährigen. Ich muss auf 
das Thema Tertialisierung und Akademisierung dringend eingehen, weil wir glauben, 
dass das unter Wachstumsgesichtspunkten eine zentrale Variable ist. Wir können es 
anders spiegeln und können den gleichen Befund auf die Kohortenbetrachtung bezie-
hen. Der Vorsprung der 55- bis 64-Jährigen gegenüber dem europäischen Durchschnitt 
ist weg und hat sich bei den 25- bis 34-Jährigen durch das Aufholen der anderen Län-
der jedenfalls bei den Hochschulabschlüssen, dem Meisterbrief oder der Technikeraus-
bildung mittlerweile in einen Nachteil gegenüber dem EU-Durchschnitt von 15 verkehrt. 
Der Vorsprung ist weg. Die anderen haben ihre formalen Bildungsausstattungen fun-
damental erhöht. Wir können daraus definitiv keinen Vorsprung mehr ableiten, der uns 
über die demographischen Szenarien hinweg tragen würde. 
 
Beziehen wir es allein auf die Akademiker und werfen wir einen Blick auf die so genann-
ten Akademikerersatzquoten. In welchem Maße werden ausscheidende ältere Akade-
miker, die auf den Ruhestand zugehen, durch jüngere Akademiker ersetzt. Sie sehen – 
wir haben das auf der Grundlage von Daten der KMK, des Bundesamtes oder der 
OECD fortgerechnet – einen dramatischen Rückgang in der so genannten 
Akademikerersatzquote. Wir können etwas dagegen tun. Das sind Szenarienbündel, die 
wir auf den gegebenen Trend aufsetzen können durch Anreize, Effizienz, Integration 
und Rente. Wir können durch Anreize etwas dafür tun, die Studienneigung und den 
Übergang der Hochschulberechtigten in die Hochschulen von 70 auf 80 zu erhöhen. Wir 
können an der Effizienz etwas ändern, indem wir die Bildungszeiten verkürzen – 
Stichworte sind Bachelor und Master. 
 
Wir haben die längsten Studiendauern ohne Studiengebühren. Wir können an der Inte-
gration ansetzen, indem wir „Bildungsausländer“ dazu bewegen, hier zu bleiben. Als 
Stichwort sei hier das Zuwanderungsrecht erwähnt. Das jetzige Zuwanderungsrecht ist 
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an der Stelle bisher sehr restriktiv. Menschen, die hier einen akademischen Abschluss 
gemacht haben, müssen sehr intensiv nachweisen, dass und ob sie überhaupt hier 
bleiben können. Die Generalisierung des Bleiberechts ist ein wichtiger Punkt, um „Bil-
dungsausländer“ – also Menschen mit einem ausländischen Pass, die einen akademi-
schen Abschluss erzielen – zum Hierbleiben zu bewegen, um damit die akademische 
Humankapitalausstattung zu verbessern. Zum Stichwort Rente ist anzumerken: Länger 
im Arbeitsmarkt zu bleiben, ist auch für Akademiker ein wichtiger Punkt, um die rückläu-
figen Akademikerersatzraten aufzufangen. 
 
Ich komme auf die MINT-Absolventendichte zu sprechen. MINT steht für Mathematik, 
Ingenieur-, Naturwissenschaften und Technik und nimmt das auf, was viele Vorredner 
bereits angesprochen haben, nämlich den innovativen Kern einer alternden Gesell-
schaft. Die MINT-Absolventendichte, berechnet pro 100.000 Erwerbspersonen, zeigt, 
dass Deutschland bereits jetzt zu den Ländern mit einer abnehmenden MINT-Dichte 
zählt. Andere Länder haben einen deutlichen Auswuchs an akademischen MINT-
Absolventen je Einwohner. 
 
Wenn wir den Trend bis zu dem Jahr 2030 betrachten – weiter als bis zum Jahr 2030 
kommt man nicht, eine Berechnung bis zum Jahre 2050 wäre in der Tat Scharlatanerie 
–, sehen wir auch da den rückläufigen Trend bei den so genannten MINT-Ersatzquoten. 
Das ist ein Problem sui generis, dem in allen Bereichen des Ausbildungs-, Bildungs- 
und Weiterbildungssystems Rechnung getragen werden muss. 
 
Ich komme zu einem letzten Befund, bevor ich meine Empfehlungen formuliere, nämlich 
zu den Unternehmensgründungen. Kinder und junge Leute sind Innovationsträger. Es 
ist evident, dass die Mehrzahl der Unternehmensgründungen durch jenseits der 35- bis 
45-Jährigen nicht stattfindet. Aus der Verschiebung der Altersstruktur ergeben sich au-
tomatisch abnehmende Unternehmensgründungsraten. Wenig harte Evidenz gibt es bei 
der Frage, wie sich Innovation über den Lebenszyklus verteilt. Wir müssen hier vorsich-
tig sein. Hier haben wir noch empirische Defizite. Daran sollte dringend gearbeitet wer-
den. Aber die generelle Vermutung auch der MEA-Studien ist, dass eine alternde Be-
völkerung nicht in jedem Fall höhere Innovationsraten aufweisen muss, um es vorsichtig 
zu formulieren. 
 
Nun zu einigen Schlussfolgerungen zur Bildungsreform, weil ich eingangs gefragt habe, 
was ein Land tun kann. Es ist nicht damit getan, zu sagen: Wir brauchen mehr Geld. Es 
ist eine bildungsökonomische Diskussion erforderlich, die auch – Frau Prof. Dr. Färber 
– genau die Fragen aufnimmt, wer zahlt und wer von Bildungsinvestitionen profitiert, ob 
es private Investitionen oder öffentliche Investitionen sind. Das ist ein ganz wichtiger 
Punkt, um eine absurde Diskussion für Deutschland aufzumachen. Wir geben im Ele-
mentarbereich viel Geld aus, aber überdurchschnittlich viel durch private Finanzierung. 
Wir haben Elterngebühren im Elementarbereich, aber keine Studiengebühren im Ver-
zehrbereich. Dort, wo die Ausbildungserträge angeeignet werden können, verzichten 
wir auf die Beteiligung Privater. Im frühen Bereich, in dem wir hohe externe Effekte ha-
ben, hohe Renditen auf einen ausgegebenen Euro, haben wir in Deutschland in einem 
überdurchschnittlichen Maße private Finanzierung. Unter bildungsökonomischen Ge-
sichtspunkten kann das nur als kompletter Unsinn bezeichnet werden. Deswegen diese 
Eckpunkte aus bildungsökonomischer Sicht. 
 
Bildung ist mit steigendem Alter ein privates Gut. Die Externalitäten der Bildung in der 
frühen Kindheit sind am höchsten. Deswegen ist es eo ipso zwingend, einen gegebe-



Ra – 37 – EKW/16/10 – 10.11.2004  
 
 
nen öffentlichen Euro von den fortgeschrittenen Stufen des Bildungssystems in die 
früheren Phasen der erwerbsbiographischen Prägung zu geben. Das, was oben frei 
wird, muss mit privaten Mitteln erschlossen werden. Im Augenblick finden 
Verhandlungen über Studiengebühren statt. Wir sind zuversichtlich, dass es Bewegung 
geben wird.  
Wir müssen über Kindergarten- und Schulgutscheine für Benachteiligte dafür sorgen, 
dass das Drop-out-Problem in der frühen Phase dringend bekämpft wird. Das ist eine 
hohe gesellschaftliche Verpflichtung, der auch aus ökonomischen Gründen alle Argu-
mente zur Seite zu stellen sind. Frühere Einschulung, Ausbau der frühen Förderung, 
auch mit Angeboten an Ganztagsbetreuung, was definitiv ein überfälliges Gebot der 
Stunde ist, Studiengebühren und – darüber gilt es auch nachzudenken – Schulgebüh-
ren, weil der Grundsatz sein muss: Wenn öffentlich finanziert wird, muss zunächst die 
Nachfrage gestärkt werden. – Wir können mit zunehmender Stufe auf der bildungsbio-
graphischen Leiter stärker denn je private Finanzierung einschließen. Das Ganze führt 
dann zu einer effizienteren Nutzung von Bildungszeiten, vor allen Dingen bei Studien-
zeiten. Wir müssen die so genannte Amortisationszeit von Bildungsinvestitionen durch 
einen früheren Berufseintritt und eine Abkehr von der Frühverrentung erhöhen. 
 
Daraus folgt, dass noch viele strittige Fragen in der Bildungspolitik zu klären sind, die 
uns alle als wirkliche Zukunftsaufgabe beschäftigen sollten. Zur Stärkung der Bildungs-
autonomie würde zählen, die ZVS, wie wir sie in der jetzigen Form haben, abzuschaffen 
– sie kann andere Funktionen übernehmen –, und den Schulen und Hochschulen Aus-
wahl-, Budget- und Personalhoheit zu ermöglichen. Sie müssen selbständig agieren 
können. Wir brauchen dringend Bildungsstandards, Ergebniskontrollen im Wege der 
Evaluation, Monitoring, Qualitätsstandards, Zentralprüfungen und internationale Leis-
tungsvergleiche. Ohne PISA wären wir definitiv nicht da, wo wir heute sind. Die OECD 
sagt immer: Ohne Daten ist man jemand mit einer Meinung. Wir brauchen Daten und 
empirische Fundierung. Die Bildungsfinanzierung muss an den Nachfragern ausgerich-
tet und das Dienstrecht muss flexibilisiert werden. Ich habe auf das Reizwort des Beam-
tenstatus bewusst verzichtet, aber das gehört in das Gesamtpaket, nach dem, was ich 
hier vorhin gehört habe, dezidiert mit hinein. 
 
 
 (Unterbrechung: 16:10 bis 16:20 Uhr) 
 
 
Vorsitzender: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich lade Sie zur Fortsetzung 
der Anhörung ein. Bevor ich Frau Dr. Reil-Held das Wort erteile, eine Anmerkung in ei-
gener Sache dieses Landtags. Sie haben heute die Gelegenheit, vermutlich zum letzten 
Mal in diesem Plenarsaal zu sein, weil ab Januar des nächsten Jahres bis zum über-
nächsten Jahr ein neuer Plenarsaal entstehen soll, der vielleicht ein bisschen men-
schenfreundlicher als dieser nur vom Kunstlicht bedachte Saal ist. – Ich erteile jetzt 
Frau Dr. Reil-Held das Wort, die als Mitarbeiterin von Herrn Prof. Börsch-Supan eine 
Begleiterin dieser Enquetekommission ist. 
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Dr. Anette Reil-Held, MEA, Universität Mannheim:2 
 
Vielen Dank Herr Vorsitzender! Ich werde im Folgenden die ökonomischen Auswirkun-
gen des demographischen Wandels in Hessen präsentieren. Uns ist es ganz wichtig, 
nicht nur über die Auswirkungen im Sinne von Problemen zu reden, sondern auch dar-
zustellen, was man tun kann und was man tun sollte, um diesen Herausforderungen zu 
begegnen, denn sie sind beherrschbar. 
 
Hierzu werde ich zunächst den demographischen Hintergrund in Hessen kurz darstel-
len, wobei es mir nicht um die Zahlen geht. Die Zahlen kennen Sie alle. Sie wurden Ih-
nen vom Statistischen Landesamt ganz klar aufbereitet und von Herrn Hohmann bereits 
präsentiert. Ziel und Zweck der Übung soll sein, zu erkennen, dass die Frage, was eine 
alternde Gesellschaft ist und was Vergreisung heißt, nicht nur eine Frage von Daten ist, 
sondern auch in einigen Köpfen steckt, also eine Frage der Sichtweisen ist. Das möchte 
ich exemplarisch verdeutlichen. 
 
Basierend auf dieser demographischen Entwicklung werde ich darauf eingehen, was 
diese demographische Entwicklung für den hessischen Arbeitsmarkt bedeutet und wie 
die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt auf das Wirtschaftswachstum einwirken. An-
schließend gehe ich auf einen zweiten wichtigen Markt in der Volkswirtschaft ein, näm-
lich auf den Kapitalmarkt, und werde kurz die Frage diskutieren, ob wir einen Asset 
Meltdown zu befürchten haben, der in der Diskussion kursiert. Die Angst ist, dass, wenn 
die Baby-Boomer, also die geburtenstarken Jahrgänge, in den Ruhestand eintreten und 
ihr ganzes Vermögen entsparen, die Vermögensbestände aufgrund von Renditecrashs 
abschmelzen. Meine Ausführungen werde ich mit einem kurzen Fazit schließen und 
darlegen, was aus unserer Sicht Ansatzpunkte sind, dem demographischen Wandel zu 
begegnen. 
 
Zunächst zum Hintergrund. Demographie in Hessen. Sie sehen hier die hessische Ent-
wicklung von 2003 bis 2050 aufgezeichnet. Das ist die mittlere Variante des Statisti-
schen Landesamtes. Die meisten von Ihnen kennen die Zahlen. Ich bezeichne das als 
konventionelle Sichtweise, weil die Altersgrenzen, die wir betrachten, klassisch abge-
grenzt sind. Es gibt die junge Generation im Alter von 0 bis 19 Jahren. Es gibt die Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter von 20 bis 59 Jahren – noch angelehnt an das frühe 
Renteneintrittsalter von 60 Jahren – und eine Altenvollquote, definiert als Menschen im 
Alter von 60 Jahren plus und Hochbetagte im Alter von 85 Jahren plus.  
 
Sie kennen die Entwicklung und Verschiebung in der Altersstruktur. Das wird anhand 
des so genannten Altenquotienten dargestellt, der das Verhältnis der alten Bevölkerung 
zur erwerbsfähigen Bevölkerung angibt. Dieser Quotient wird sich in Hessen von heute 
43 % bis zum Jahr 2050 auf etwa 83 % verdoppeln, sofern die Annahmen der mittleren 
Variante eintreten. 
 
Es stellt sich die Frage, ob diese Sichtweise die richtige Sichtweise ist, weil sie einem 
statischen Altersbild unterliegt. Unserer Auffassung nach sind heute 60-Jährige nicht 
mit 60-Jährigen im Jahre 2050 vergleichbar. Grenzen wir heute mit 85 Jahren plus ab, 
ist dies im Jahr 2050 in Anbetracht der weiter steigenden Lebenserwartung auch nicht 
mehr haltbar. Deshalb haben wir eine dynamische Altersstruktur entwickelt. Das Statis-
tische Bundesamt geht in der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung in der 
mittleren Variante davon aus, dass die Lebenserwartung – das ist ein gemischter Mit-
                                                 
2 Die Charts zum Vortrag von Dr. Reil-Heil sind in der Anlage 2. 
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telwert von Männern und Frauen – von 78 auf 84 Jahre steigen wird. Wenn ich diesen 
Anstieg der Lebenserwartung proportional auf die Altersgrenzen umlege, die ich Ihnen 
eben gezeigt habe, kommt man zu einer anderen Bevölkerungsstruktur, wenn man es 
im Zeitablauf dynamisch anpasst. 
 
Sie sehen auf der Folie die konventionelle Denkweise. Passt man die Lebenserwartung 
an und sagt, dass ein 85-Jähriger heute einem Jüngeren im Jahre 2050 entspricht und 
macht das im ganzen Beobachtungszeitraum, ergibt sich diese Entwicklung der Bevöl-
kerungsstruktur. Sie sehen vor allem, dass sich die Anzahl der Hochbetagten kaum 
verändert, sondern nach dieser Sichtweise fast unverändert bleibt. Sie sehen, wenn die 
Lebenserwartung korrigiert und angepasst wird, ist die Alterung der Bevölkerung gar 
nicht mehr so dramatisch. Der Bevölkerungsquotient steigt dann nur noch auf 61 % statt 
auf 83 %. So viel zur Anpassung des Altersbildes. 
 
Betrachtet man die ökonomischen Auswirkungen der Alterung der Bevölkerung für Hes-
sen, bietet es sich an, zwei demographische Entwicklungen zu unterscheiden, die sich 
am besten anhand der Alterspyramiden darstellen lassen. Sie sehen die Alterspyrami-
den für die Jahre 2000, 2025 und 2050. Ich komme auf die erste Entwicklung zu spre-
chen. Wir haben einen Strukturbruch in der Bevölkerung. Die Ausbuchtungen sind die 
geburtenstarken Jahrgänge, die so genannten Baby-Boomer, die gefolgt werden vom 
Pillenknick. In der Bundesrepublik ist es eine einmalige historische Abfolge, dass die 
folgenden Geburtsjahrgänge nur halb so stark sind wie die vorhergehenden. Das aber 
ist unveränderbar. Daran kann niemand mehr etwas ändern. Das ist keine Frage von 
Prognosen, sondern das ist ein Fakt, denn die Kinder sind schon längst geboren. Dieje-
nigen, die in Zukunft gebären werden, schließen sich an. Wir haben also einen Bruch in 
der Bevölkerungsstruktur. Wir haben viele Baby-Boomer, die im Jahre 2025 in Ruhe-
stand gehen, und wir haben weniger im erwerbsfähigen Alter, die ihnen gegenüberste-
hen. Das erste Problem der Demographie sind der Baby-Boom und der Pillenknick. Das 
belastet die Sozialversicherungssysteme, die umlagefinanziert sind, wie auch das ge-
samtwirtschaftliche Wachstum, weil in Zukunft weniger Produzenten für fast gleich viele 
Konsumenten vorhanden sein werden. 
 
Die zweite demographische Entwicklung, die Frau Prof. Färber bereits als Problem an-
gesprochen hatte, ist die längere Lebenszeit, die sich bei den Bevölkerungspyramiden 
in der stärkeren Besetzung der oberen Altersjährgänge widerspiegelt. Das ist unserer 
Auffassung aber nicht wirklich ein Problem. Deswegen setzen wir es in Anführungszei-
chen. Die ansteigende Lebenserwartung ist nur dann ein Problem, wenn wir uns nicht 
an das Altersbild, die Lebensarbeitszeit, die produktive Phase mit gestiegener Lebens-
erwartung anpassen. Das belastet die Wirtschaft und die Sozialversicherungen nur, 
wenn sich der Anstieg der Lebenserwartung unproportional darstellt. 
 
Ich komme nun auf die Konsequenzen der demographischen Entwicklung zunächst für 
den Arbeitsmarkt als wichtigsten Produktionsfaktor unserer Volkswirtschaft zu spre-
chen. Hier muss man sehen, wie sich die Anzahl der Erwerbsfähigen entwickelt. Bislang 
haben wir uns die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter grob vereinfacht angesehen. 
Die Erwerbstätigen zu prognostizieren, ist schwerer als die Bevölkerung, da wir über die 
Bevölkerungsinformationen hinaus auch alters- und geschlechtsspezifische Erwerbs-
quoten zugrunde legen müssen. Um den Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen auf 
verschiedene Erwerbsquoten zu verdeutlichen, haben wir sie für Hessen für zwei ver-
schiedene Szenarien berechnet. 
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Das eine ist ein pessimistisches Szenario. Die alters- und geschlechtsspezifischen Er-
werbsquoten stagnieren auf dem heutigen Niveau. Wir halten sie konstant und schrei-
ben die Bevölkerung fort und multiplizieren. Daraus resultiert aufgrund der veränderten 
Bevölkerungsstruktur – mehr Ältere, weniger Menschen aufgrund des Rückgangs der 
Bevölkerung –, dass es im Jahr 2040 in Hessen 700.000 Erwerbstätige weniger geben 
wird als heute.  
 
Die Erwerbsquoten sind ein Gestaltungsparameter. Sie sind beeinflussbar sowohl durch 
ökonomische als auch durch politische Rahmenbedingungen: Arbeitslosenquote, Ren-
teneintrittsalter, Berufseintrittsalter. Um einmal die Hebelwirkung verschiedener Para-
meter zu zeigen, haben wir alternativ angenommen, dass die Erwerbsquoten insgesamt 
steigen. Wir haben die relativ optimistischen Annahmen der Rürup-Kommission – ganz 
am Anfang hatten wir bei Herrn Prof. Dr. Krupp den Vergleich zwischen der Herzog-
Kommission und der Rürup-Kommission gesehen – hinsichtlich eines starken Anstiegs 
der Frauenerwerbsbeteiligung, hinsichtlich einer Verschiebung des Renteneintrittsalters 
bis 2035 um drei Jahre und hinsichtlich einer Halbierung der Arbeitslosenquote zugrun-
de gelegt. Setzt man diese Parameter voraus und überträgt sie auf Hessen, ergibt sich 
diese Entwicklung der Erwerbstätigkeit. Diese Zahlen der Erwerbstätigen werden in 
Hessen dann immer noch sinken, aber bei weitem nicht mehr so stark, weil es nach 
diesem Szenario immerhin 20 % mehr Erwerbstätige gibt.  
 
Nun mag man einwenden, dass der Rückgang der Anzahl der Erwerbstätigen nicht so 
gravierend ist. Es gebe einen Rückgang der Bevölkerung. Daher müsse für weniger 
Leute produziert werden. Um das zu berücksichtigen, kann die so genannte Stützquote 
berechnet werden, welche die Erwerbstätigen zu den Konsumenten, die sie versorgen 
müssen, ins Verhältnis setzt. Diese Stützquote liegt in Hessen im Moment bei 54 %. 
Das heißt: Auf zehn Konsumenten kommen fünf Erwerbstätige.  
 
Unter dem pessimistischen Szenario, nach dem die Erwerbsbeteiligung stagniert und 
nicht steigt, sinkt diese Erwerbsquote bis 2040 auf 44 %. Das entspricht einem Rück-
gang von 19 %. Wird das umgerechnet auf die jährliche Veränderungsrate des Produk-
tionsausfalls und werden diese 0,5 % dem langfristigen Wirtschaftswachstum in Höhe 
von 1,5 % gegenübergestellt, sehen Sie, dass es schon gravierend ist. Ein Drittel des 
Wachstums geht durch den Rückgang der Quoten der Erwerbstätigen verloren, wenn 
diese pessimistische Annahme zugrunde gelegt wird. Wenn man an die steigenden Er-
werbsquoten glaubt, lässt sich dieser Rückgang deutlich abmildern. Dann würde der 
jährliche Wachstumsverlust durch diesen Effekt jährlich nur noch 0,2 % betragen. 
 
Der Rückgang der Erwerbstätigen ist aber nicht die einzige Herausforderung, die der 
hessische Arbeitsmarkt zu bestehen hat, das entspricht einem Siebtel des Wachstums. 
Außer der Schrumpfung der Zahl der Erwerbstätigen, was in Produktionsausfall und 
Wachstumsverluste münden wird, gibt es auch eine Alterung der Belegschaft zu beo-
bachten. Heute gibt es in Hessen einen Anteil von etwa 12 % an Arbeitnehmern im Alter 
von 55 Jahren und mehr. Dieser Anteil wird, wenn man davon ausgeht, dass sich die 
Erwerbstätigkeit älterer Arbeitnehmer entsprechend der eben gezeigten Annahmen er-
höht, bei einem Fünftel im Jahr 2030 liegen. Dann stellt sich die Frage, die unter ande-
rem von Herrn Bräuninger diskutiert wurde, nach der Innovationskraft solcher Arbeit-
nehmer. Jüngere sind, wie wir glauben, innovativer, Ältere dagegen erfahrener. Wie 
wirkt sich das insgesamt auf die Produktivität aus? Wenn man davon ausgeht, dass 
ältere Arbeitnehmer weniger produktiv sind, bedeutet das einen weiteren Wachstums-
verlust im Aggregat. Aber wir wissen über diesen Zusammenhang noch sehr wenig. 
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Insgesamt sind wir der Auffassung, dass es schwierig ist, die Produktivität eines Einzel-
nen zu messen. Man muss es letztlich im Team betrachten. Wir können nur hoffen, 
dass sich das Zusammenspiel zwischen Jung und Alt, zwischen Innovativen und Erfah-
renen in Zukunft verbessern wird, um das potenziell auszugleichen. Aber das ist ein 
ganz heißes Forschungsthema. Im Moment gibt es wenig Evidenz. 
 
Aber die Produktivität älterer Arbeitnehmer ist keine als fest zu betrachtende Größe. Sie 
ist veränderbar. Wie ist diese Größe veränderbar? Durch Aus- und Weiterbildung. 
Stichwort: lebenslanges Lernen. Wir werden es uns nicht länger leisten können, das 
lebenslange Lernen nur als Schlagwort zu betrachten, sondern wir müssen versuchen, 
das in die Tat umzusetzen. 
 
Schließlich gilt es einer weiteren Herausforderung auf dem Arbeitsmarkt aufgrund der 
alternden Gesellschaft zu begegnen, nämlich der Verschiebung in der Konsumgüter-
nachfrage. Ältere Menschen fragen andere Konsumgüter als junge Menschen nach. 
Das typische Beispiel, das dafür ganz drastisch ist, lautet: Schaukelstühle statt Schau-
kelpferde. Ältere Menschen fragen nicht nur weniger Schaukelpferde nach, sondern 
auch weniger Mobilität und weniger Verkehrsleistung, weil die Hauptmobilitätsnachfrage 
von den Berufspendlern ausgeht. Dafür fragen ältere Menschen mehr Gesundheitsleis-
tungen nach. Wenn wir das ernst nehmen, was ich eben gesagt habe, wird eine altern-
de Gesellschaft auch mehr Bildung nachfragen. 
 
Diese sektoralen Verschiebungen lassen sich überschlagsmäßig unter den Annahmen, 
dass die altersspezifischen Konsumausgaben gleich bleiben, in Zukunft fortrechnen. 
Die Überschlagsrechnung unseres Instituts zeigt, dass etwa jeder sechste Arbeitsplatz 
in einen anderen Sektor umgesetzt werden muss: Raus aus der Schaukelpferdindustrie, 
rein in Gesundheit, um das ganz überspitzt zu formulieren. Aber jeder sechste Arbeits-
platz erfordert erhebliche Mobilität. Darin sind wir im Moment noch nicht so furchtbar 
gut. 
 
Ich komme kurz auf den Kapitalmarkt zu sprechen. Das ist weniger ein landespoliti-
sches Problem, als ein ökonomisch wichtiges Problem. Deshalb möchte ich hier nur 
kurz darauf eingehen. Geht man davon aus, dass das klassische Gedankengut in der 
Ökonomie, warum und wie Leute sparen, darin besteht, während der Erwerbstätigkeit 
zu sparen, um im Alter zu entsparen und um den Konsum einigermaßen gleichmäßig zu 
halten, bekommen wir etwa ab 2030 ein Problem, wenn die Baby-Boomer in Rente ge-
hen und das ganze Vermögen von den Banken abheben, um es auszugeben. Das 
heißt, dass es auf dem Kapitalmarkt ein großes Angebot, aber eine geringe Nachfrage 
geben wird. Die Renditen sinken. Es gibt einen Crash. Das Vermögen wird schmelzen. 
Zusätzlich stellt sich der Effekt ein, den ich eben präsentiert habe: Es gibt weniger Er-
werb in der Volkswirtschaft. Die Volkswirtschaft wird kleiner. Das ist ein Problem für den 
Kapitalmarkt. Eine relative Arbeitsknappheit bedeutet, dass Arbeit relativ teuer und Ka-
pital billiger wird. Das ergibt einen weiteren Druck auf die Renditen auf dem Kapital-
markt.  
 
Wird es also diesen Asset Meltdown – das Abschmelzen von Vermögensgegenständen 
– geben? Wir haben dazu eine Berechnung durchgeführt und können ganz klar nein 
sagen. Der Kapitalmarkt ist nicht immun gegen die Alterung. Wir werden einen Rück-
gang der Renditen aus den genannten Gründen haben, aber dieser Rückgang ist nicht 
dramatisch, sondern überschaubar. Unseren Schätzungen nach gehen sie in der diver-
sifizierten Wirtschaft der EU etwa von 4,8 % auf 3,8 % herunter, denn zum Glück gibt es 
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weitere Mechanismen der Volkswirtschaft, die den ebenen genannten Szenarien entge-
genwirken und sie abdämpfen werden. Zunächst ist es so, dass alternde Volkswirt-
schaften mehr Produktivkapital brauchen. Wir müssen Arbeitsvolumen durch Kapital 
substituieren: Gebt den Arbeitnehmern bessere Maschinen, dann können sie auch 
mehr produzieren und den Rückgang der Erwerbstätigen kompensieren. 
 
Ein zweiter Punkt ist, dass die konsequente Umsetzung des Rentenreformprozesses 
den Aufbau der kapitalgedeckten Altersvorsorge mit sich bringt, der nicht abgeschlos-
sen sein wird, wenn die Baby-Boomer in Rente gehen. Wir sind in der Anfangsphase. 
Unsere Berechnungen zeigen, dass es erst bis etwa 2050 beendet sein wird. So lange 
wird noch für diesen Zweck mehr Kapital nachgefragt werden als im Moment. Schließ-
lich sind wir keine isolierte Volkswirtschaft. Wir sind kein isoliertes Bundesland. Wir 
müssen uns öffnen. Wir sind diversifiziert. Was hier zählt, ist die internationale und nicht 
die nationale Demographie. Deutschland als relativ arbeitsarme und kapitalreiche Ge-
sellschaft wird Kapital in Länder überführen, die reich an Arbeitskräften sind, aber über 
weniger Kapital verfügen. Wir werden dort mit dem zur Verfügung gestellten Kapital 
produzieren lassen. Das ist internationale Risikoteilung, denn Deutschland altert beson-
ders. 
 
Den Kapitalmarkt muss man differenziert betrachten. Ich habe eben vom Realkapital 
gesprochen. Auf dem Wohnungsmarkt gelten etwas andere Aspekte. Ich habe leider 
keine Zeit mehr, im Detail darauf einzugehen. Nur ganz kurz: Die Lage auf dem Woh-
nungsmarkt sieht weniger rosig aus, weil die Ausgleichsmechanismen fehlen. Häuser 
können nicht nach Frankreich geschickt werden, wo die Geburtenziffer eine höhere ist. 
Wir können auch kein Produktivkapital durch Immobilien ersetzen, um für eine höhere 
Produktivität zu sorgen. Aber ein Aspekt, der hier hilft, ist, dass die Nachfrage auf einem 
billigen Markt nicht durch die Bevölkerung, sondern durch die Anzahl der Haushalte be-
stimmt wird. Unsere Vorausberechnung ergibt, dass aufgrund der niedrigeren Haus-
haltsgröße älterer Menschen die Zahl der Haushalte in Hessen deutlich nach der Bevöl-
kerung sinken wird, nämlich 15 Jahre später, was den Wohnungsmarkt entlastet. Natür-
lich muss man es differenziert sehen. Hessen ist sehr heterogen. Wir müssen sowohl 
nach den Regionen als auch nach der Lage des Objektes unterscheiden. Insgesamt 
sorgt die steigende Haushaltsgröße über einen längeren Zeitraum für eine Entlastung 
auf dem Wohnungsmarkt. 
 
Zur Frage, was wir tun müssen: Zunächst einmal muss versucht werden, den Arbeits-
markt quantitativ zu verbessern, indem für mehr Erwerbstätige gesorgt wird. Den größ-
ten Hebel gibt es über das Rentenalter und über einen früheren Berufseintritt. Bei der 
Frauenerwerbsquote kann auch noch etwas getan werden. Vorhin haben wir in einer 
Präsentation gesehen, dass Deutschland im Vergleich weit hinten liegt. Da ist der Hebel 
allerdings nicht mehr so groß. Bei den neuesten Jahrgängen gibt es bereits eine relativ 
hohe Erwerbsbeteiligung. Wenn das nicht zulasten der Männererwerbsbeteiligung ge-
hen soll, weil sich irgendjemand um die Kinder kümmern muss, erwarten wir hier nicht 
den großen Hebel, um die Alterungsproblematik zu bewältigen. Schließlich ist die Mig-
ration zu nennen. Migration hilft, kann uns aber nicht retten. In die Szenarien, die ich 
Ihnen gezeigt habe, ist bereits der Wanderungssaldo für Hessen einbezogen. 
 
Ich komme auf einen nächsten Punkt zu sprechen. Wir müssen die Produktivität erhö-
hen, um die geringere Zahl der Erwerbstätigen zu kompensieren. Das ist der qualitative 
Aspekt auf dem Arbeitsmarkt. Das geht zum einen, indem für eine bessere Kapitalaus-
stattung gesorgt wird. So können Arbeitnehmer produktiver arbeiten. Das ist das Argu-
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ment der besseren Maschinen. Das geht zum anderen durch eine bessere Rentenpoli-
tik. Jetzt fragen Sie sich, wie man über die Rentenpolitik die Produktivität erhöhen kann. 
Die Überlegung ist, dass es sich für einen Arbeitgeber lohnen muss, einen älteren Be-
schäftigten an einer Weiterbildungsmaßnahme teilnehmen zu lassen. Das hört im Mo-
ment im Alter von 45 Jahren auf. Nach 45 Jahren findet fast keine Weiterbildung mehr 
statt. Wenn ein Arbeitgeber weiß, er kann sich relativ günstig von einem 58-Jährigen 
trennen, wird er keine Weiterbildungsmaßnahmen mehr in einen 55-Jährigen investie-
ren. Wenn die Politik hier Signale setzt, dass der Arbeitgeber den älteren Arbeitnehmer 
ziemlich wahrscheinlich noch längere Zeit wird beschäftigen müssen, ist die Hoffnung 
groß, dass für ältere Arbeitnehmer im Bereich der Weiterbildung noch etwas geschieht. 
 
Ich habe über die Anpassung auf dem Gütermarkt und über Strukturwandel in der Gü-
ternachfrage gesprochen. Das erfordert, die Flexibilität und die Mobilität der Arbeitskräf-
te zu erhöhen. Ein Ansatzpunkt ist folgender: Da wir wissen, dass die kleinen Firmen 
wachsen und sich flexibel anpassen, nicht aber die großen, muss die Einstellung neuer 
Mitarbeiter in dem Bereich möglichst erleichtert werden.  
 
Ich habe zum Wohnungsmarkt nur kurz etwas gesagt. Das möchte ich nicht weiter aus-
führen. Es ist eigentlich selbstredend, sich zumindest auf Regionen, deren Bevölke-
rungszahlen schrumpfen werden, zu konzentrieren und in die Fläche zu investieren. 
 
Schließlich der letzte Punkt: Wir müssen uns öffnen und dürfen Globalisierung nicht 
verteufeln. Globalisierung hilft. Das ist eine internationale Risikoteilung. Wir sollten die 
komparativen Vorteile der einzelnen Länder nutzen. 
 
 
 
Prof. Dr. Christoph M. Schmidt, RIW Essen: 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen und Herren! Vielen Dank 
für die Worterteilung und für die Einladung, mit Ihnen ein paar Gedanken zum demo-
graphischen Wandel teilen zu können. Ich denke, es ist immer schwer, als achter Red-
ner die Zuhörer überreden zu wollen, noch etwas Grundsätzliches zu diskutieren. Den-
noch möchte ich einige Ausführungen grundsätzlicher Natur machen und ich möchte 
Sie gern die nächsten 20 Minuten dafür gewinnen.  
 
Ich stelle nicht infrage, dass wir einen demographischen Wandel erleben werden. Das 
wäre eine Beleidigung Ihrer Intelligenz. Die Lebenserwartungen steigen ganz klar. Die 
Geburtenraten sind niedrig. Das umzudrehen, wird nicht leicht sein. Welches Ausmaß 
der demographische Wandel exakt annehmen wird, ist nicht das Thema. Das Thema ist 
eher grundsätzlicher Natur. Das möchte ich gern mit Ihnen diskutieren. 
 
Ich möchte allerdings fragen, was das eigentliche Problem ist, nur nicht in der Form, in 
der es heute schon gefragt worden ist. Ich frage: Besteht das Problem in den Verände-
rungen oder in den Rahmenbedingungen und den Möglichkeiten, sich an diese Verän-
derungen anzupassen? – Ich werbe dafür, dass ein großer Teil der auf uns zukommen-
den Probleme darin liegt, nicht den Mut zu haben, alte Institutionen infrage zu stellen. 
Wenn man es ganz überspitzt ausdrücken will, bringe ich es wie folgt auf den Punkt. Da 
Sie für die Politik und den Staat im Augenblick hier in meinem Sichtfeld stehen, sage 
ich: Ein Teil des Problems liegt an Ihnen, wenn Sie versuchen, etwas zu gestalten, das 
außerhalb Ihrer eigentlichen Gestaltungsaufgabe und Ihrer Möglichkeiten liegt, und Sie 
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auch nicht bereit sind, vermeintlich bewährte Institutionen infrage zu stellen. Das heißt 
nicht, dass Sie nicht eine ganz wichtige Rolle haben. Ich denke aber, sie liegt manch-
mal auch darin, sich zurückzunehmen. Dafür möchte ich gern werben und eine Argu-
mentation aufbauen, wie ich zu dieser sicherlich provokativen Schlussfolgerung komme. 
 
Ich möchte meine Argumentation auf zwei grundlegenden – ich würde eigentlich sagen 
Erkenntnissen, aber lassen wir es bei Argumenten – aufbauen. Das eine ist, dass die 
Objekte Ihrer Fürsorge, die Bürger, Menschen mit einem eigenen Willen sind, die sich 
sehr wohl in einer von Knappheiten geprägten Umwelt bewusst bewegen und bewusst 
Entscheidungen treffen, um ihr Leben in dieser Umwelt zu gestalten. Das bedeutet, 
dass das, was an Märkten geschieht, durchaus auch von den Individuen beeinflusst 
wird, die auf diesen Märkten agieren. Insbesondere Güter- und Produktionsfaktoren, die 
relativ zu ihrem Grad der Begehrtheit knapp sind, wird auch eine hohe Wertschätzung 
gegenübergebracht.  
 
Grundsätzlich ist der demographische Wandel nichts anderes als eine Verschiebung 
von relativen Knappheiten auf verschiedene Güter. Es wurde gerade sehr kompetent 
der Arbeitsmarkt angesprochen, aber auch andere Güter wie der Kapitalmarkt oder In-
novationsfähigkeit. Das alles sind Veränderungen in relativen Knappheiten und in relati-
vem Überfluss an Faktoren an Gütern, die dadurch eine Veränderung ihrer Wertschät-
zung erfahren würden, wenn sich die Märkte anpassen könnten. Oft können sie sich 
nicht anpassen. Oft muss der Staat eingreifen, weil solche Anpassungsmöglichkeiten 
nicht vorhanden sind. Oft hemmt er offensichtlich auch solche Anpassungsmöglichkei-
ten. Das ist der erste Block eines roten Fadens durch meine Argumentation. 
 
Das zweite grundlegende Argument ist, dass Menschen im Lebensverlauf grundsätzlich 
typische Verhaltensmuster auf verschiedenen Märkten zeigen. Ganz transparent ist es, 
dass die Ausbildungszeit wahrscheinlich doch am Anfang des Lebenszyklus liegt, die 
Rentenphase eher am Ende und dass es irgendwo zwischendrin so etwas wie Famili-
enbildung und Erwerbstätigkeit gibt. Diese grundsätzliche Veränderung dessen, was 
man tut – übrigen auch dessen, was man konsumiert und am Gütermarkt und Dienst-
leistungsmarkt nachfragt –, wird wohl in weiten Zügen nicht sehr davon beeinflusst wer-
den, auch nicht in Zukunft, inwieweit man mit einem großen oder einem kleinen Gebur-
tenjahrgang beispielsweise auf dem Arbeitsmarkt konkurriert. In einigen Punkten mag 
das so sein, aber in vieler Hinsicht ist das Verhalten entlang des Lebenszyklus auf vie-
len Märkten mehr oder weniger ein fest gefügtes Muster. 
 
Nun kann man in einen Geburtsjahrgang zwar nicht hineingeboren werden, man kann 
aber dazuwandern. Insofern sind die Stärken der Geburtsjahrgänge sicherlich im Zeit-
ablauf veränderlich. Aber sie sind vor allem auch geprägt durch die unterschiedliche 
Häufigkeit des Auftretens von verschiedenen Lebensverläufen, die zu verschiedenen 
Zeitpunkten ihren Anfang genommen haben. Wenn man so will, ist eine Altersstruktur in 
einer Querschnittsbetrachtung nichts anderes als ein Schnitt durch eine überlappende 
Auflistung von verschiedenen Geburtsjahrgängen und ihren jeweiligen Lebensläufen. 
Mit anderen Worten: Es ist ganz trivial, aber trotzdem sehr wichtig, das grundsätzlich für 
die Argumentation mitzunehmen. Kalenderzeiten und Lebensalter sind für jeden Ge-
burtsjahrgang unzweideutig verwoben. 
 
Wenn man das für den Augenblick mitnimmt und mir insoweit folgt, möchte ich gern das 
Thema systematisieren und Ihnen Forschungsfragen zum demographischen Wandel 
kurz auflisten. Diejenigen, die die schriftlichen Ausführungen haben, haben es optisch 
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etwas besser aufbereitet vorliegen. Ich habe hier die Karikatur einer Matrix, aber die 
Inhalte sind die gleichen. 
 
Ich möchte gern drei Analyseebenen und drei Untersuchungseinheiten unterscheiden 
und anhand dieser Unterscheidungen herausarbeiten – so weit es die knappe Zeit zu-
lässt –, inwieweit man auch durch gestaltende Politik eingreifen kann. Die drei Untersu-
chungseinheiten, die ich gern unterscheiden will, sind die Objekte Ihrer Fürsorge, die 
Akteure in verschiedenen Märkten. Das sind einerseits die Individuen, andererseits Un-
ternehmen und drittens Gemeinwesen, beispielsweise Kommunen. Die Analyseebenen 
beschäftigen sich in verschiedener Perspektive mit den Veränderungen relativer 
Knappheiten. Die erste Analyseebene, die Verschiebung relativer Knappheiten, ist das, 
was wir in der Regel diskutieren, wenn wir von ökonomischen und fiskalischen Auswir-
kungen des demographischen Wandels in der öffentlichen politischen Diskussion spre-
chen. Das ist das, was passiert, weil sich die Demokratie verschiebt, weil die relativen 
Anteile von z. B. jungen Arbeitnehmern geringer als die von erfahrenen Arbeitnehmern 
werden, weil die relativen Anteile von älteren Konsumenten mit ihren eigenen Bedürf-
nissen größer werden. Das aber ist noch nicht die ganze Geschichte. 
 
Lassen Sie mich ganz kurz durch die Themenkreise gehen. Der erste wichtige Markt – 
das hat meine Vorrednerin ganz richtig angedeutet – ist der Arbeitsmarkt. Der Arbeits-
markt ist der Markt, auf dem die meisten Menschen ihre Einkommen erzielen, ihre ge-
sellschaftliche Teilhabe sichern. Natürlich ist die Verschiebung der relativen Anteile von 
alten und jungen Arbeitnehmern grundsätzlich erst einmal nicht ohne Auswirkungen. 
Wir haben ganz klar, wie sich in vielen arbeitsökonomischen Studien nachvollziehen 
lässt, Profile von Produktivität und damit einhergehend von Einkommen bzw. Risiken 
der Arbeitslosigkeit im Lebenszyklus. Typischerweise verdienen ältere Arbeitnehmer 
mehr als jüngere, egal, ob wir uns auf unserem Arbeitsmarkt oder beispielsweise auf 
dem US-amerikanischen Arbeitsmarkt umschauen. Dieser höhere Verdienst ist viel-
leicht vor allem eine Reflexion erhöhter Produktivität, die mit dem Alter einhergeht. Bei 
uns kommt natürlich noch dazu, dass wir Senioritätsentlohnung für wahrscheinlich eine 
sehr unantastbare Institution unseres gemeinschaftlichen Lebens haben. Das stellt ein 
großes Problem dar, denn diese Profile im Einkommen und in der Produktivität werden 
natürlich durch veränderte Prävalenz, durch veränderte Häufigkeit verschiedener Pro-
duktionsfaktoren wie junge oder alte Arbeitnehmer infrage gestellt. Wenn es wenige 
junge Talente gibt, werden sie natürlich relativ begehrt sein, viel begehrter als die vor-
herige Generation, die damals zum gleichen Zeitpunkt in ihrem Lebenszyklus nicht so 
knapp war. Solche Veränderungen am Arbeitsmarkt werden dazu führen, dass sich die 
Löhne im freien Spiel der Kräfte anpassen. Wahrscheinlich wird es bei uns dazu führen, 
wenn an dem System der Senioritätsentlohnung festgehalten wird, dass sich die Alters-
arbeitslosigkeit als Problem verschärfen wird. 
 
Ich komme auf den zweiten Themenkreis, die industrieökonomischen Implikationen, zu 
sprechen. Hierbei sind drei Punkte anzusprechen. Das eine ist die Veränderung von 
Angebot und Nachfrage. Gerade wurden die sehr plastischen Stichworte Schaukelstuhl 
und Schaukelpferd genannt. Ich möchte gar nicht groß etwas hinzufügen. Es ist natür-
lich klar, dass sich die Anbieter und Nachfrager neu einspielen müssen. Wo aber ist das 
Problem? – Insbesondere sehe ich nicht, dass es eine staatliche Rolle gibt, die Unter-
nehmen erst einmal darauf zu stoßen, dass es so etwas wie einen demographischen 
Wandel gibt und dass man große Programme anstoßen muss, um so etwas wie eine 
Seniorenwirtschaft unbedingt zu promoten. Die Notwendigkeit sehe ich gar nicht. Das 
wird der Markt wirklich schaffen, wie ich mir gut vorstellen kann.  
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Die Finanzmarkimplikationen hat Frau Dr. Reil-Held so dargestellt, dass ich das gar 
nicht mehr kommentieren möchte. Dem habe ich nichts hinzuzufügen. Aber ich möchte 
eine Bemerkung zur Innovationsfähigkeit machen. Auch das ist eine industrieökonomi-
sche Implikation der Verschiebung in der Altersstruktur. Natürlich sind junge Arbeitneh-
mer in der Regel diejenigen, die Althergebrachtes infrage stellen, die neue Strukturen 
suchen, die neue Ideen mitbringen. Aber das ist kein Naturgesetz. Dass wir in den letz-
ten Jahren einen so genannten – wie es in der Fachwelt heißt – skill buys technical 
change hatten, dass der technische Fortschritt vor allem die Produktiveren und besser 
Ausgebildeten noch mehr in ihrer Produktivität unterstützt hat, lag auch an der Auswei-
tung des Bildungssystems in den entwickelten Volkswirtschaften in den letzten Jahr-
zehnten.  
 
Wenn also mehr erfahrene Arbeitnehmer da sein werden, wird zumindest auch ein ge-
wisser Impetus vom Markt kommen – von den Unternehmen, von denjenigen, die den 
technischen Fortschritt in der Praxis implementieren –, gerade den erfahrenen Produk-
tionsfaktor mehr zu nutzen. Auch da bedarf es vielleicht gar nicht so sehr einer staatli-
chen Lenkung oder eines staatlichen Einflusses. 
 
Die zweite Analyseebene – ich überspringe aus Zeitgründen den Themenkreis drei – ist 
die eigentlich spannende. Natürlich kommt es im Endeffekt auf den Nettoeffekt an. 
Wenn Menschen Möglichkeiten haben, auf veränderte demographische Gegebenheiten 
beispielsweise auf die veränderte Nachfrage nach ihrer Leistung am Arbeitsmarkt zum 
Zeitpunkt ihres Eintritts in denselben reagieren können, indem sie beispielsweise ihre 
Bildungsanstrengungen erhöhen oder vermindern, ist natürlich das einzige, das für un-
sere Diskussion zählt, dieser effektive demographische Wandel. Es geht nicht nur um 
die demographischen Verschiebungen, es geht um die demographischen Verschiebun-
gen moderiert durch die Anpassungsreaktionen von Menschen durch Bildungsanstren-
gungen – hier sind wir bei dem Themenkreis vier –, durch Migration, durch Wanderun-
gen in Gegenden, in denen man prosperierendere Verhältnisse erwartet, durch längere 
Teilnahme am Arbeitsmarkt und am Arbeitsleben z. B. durch späteren Renteneintritt.  
 
Genauso ist der effektive demographische Wandel auch das Entscheidende auf der 
Unternehmensebene. Unternehmen werden sich nicht einfach hilflos den demographi-
schen Wandel angucken und sagen: Um Gottes willen, wir machen alles so, wie vorher, 
aber wir haben jetzt leider weniger junge Leute, mit denen wir arbeiten müssen. Sie 
werden natürlich ihre eigenen innerbetrieblichen Strukturen, ihre Entscheidungsfin-
dungsstrukturen, die Organisation ihres Produktionsprozesses dementsprechend an-
passen. Somit ist nicht ausgeschlossen, dass der demographische Wandel im Endef-
fekt mittels dieser Moderation viel weniger dramatische Änderungen bringen wird, bei-
spielsweise bei der Produktivität, als es ohne diese Anpassungsprozesse der Fall wäre. 
Wir wissen es einfach nur nicht. Dazu möchte ich meiner Vorrednerin auch noch einmal 
gratulieren. Sie hat den Punkt als einzige so scharf dargestellt, das hat mir sehr gefal-
len. Das möchte ich gern noch verstärken. Wir wissen über viele dieser Mechanismen 
nur sehr rudimentär Bescheid. Ich will nicht den Naiven spielen, der sagt: Ach, der Wis-
senschaftler muss sich erst melden, wenn 200 Jahre vergangen und alle Daten da sind. 
Das ist nicht der Punkt. Der Punkt ist aber, dass gerade da, wo staatliches Handeln 
versucht, Menschen in ihrer Lebenswirklichkeit zu helfen und sie zu verbessern, wir 
sehr wenig darüber wissen, was funktioniert und was nicht. Als Schlussfolgerung be-
deutet das insbesondere, dass man sich oft mehr zurücknehmen muss. 
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Hinsichtlich des Wirtschaftswachstums und der öffentlichen Haushalte möchte ich kurz 
erwähnen, dass man auch da einen gewissen Spielraum hat. Man muss die Aufgaben- 
und Ausgabenstrukturen ebenso wie die Einnahmestrukturen infrage stellen. Es ist nicht 
nur so, dass jüngere Arbeitnehmer fehlen und deswegen weniger Einkommensteuer pro 
Kopf generiert werden wird, als man es gern hätte, sondern man kann und sollte auch 
in diesem Prozess die Ausgaben und die Aufgaben vor allem auch der öffentlichen 
Hand infrage stellen. Wir hatten schon vorhin im Zusammenhang mit der Infrastruktur 
das Beispiel mit den Schwimmbädern gehört. Das möchte ich gern aufgreifen. 
 
Der letzte Baustein dieser Struktur betrifft die Institutionen und wirtschaftspolitischen 
Handlungsmöglichkeiten. Die Kerninstitutionen der Gesellschaft sind auch keine fixen 
Größen. Es ist durchaus so, dass die Einbindung des Einzelnen in den Familienverbund 
die Formen gemeinschaftlicher Interessenvertretung auch im demographischen Wandel 
neu definiert werden. Wir haben jetzt schon ganz klar die Tendenz, dass die Attraktivität 
kollektiver Interessenvertretung durch Verbände oder Vereine deutlich geschrumpft ist. 
Das gilt insbesondere für die jungen Leute. Dass wir in allen möglichen Situationen im-
mer noch denken, wir müssten alle Interessenverbände – also Gewerkschaften oder 
Arbeitgeber – erst einmal fragen, statt die beteiligten Akteure wie Unternehmen und 
Individuen, ist doch widersinnig. Das ist anachronistisch. Das kann eigentlich nur zum 
Schaden so weitergehen. Das müsste deutlich überdacht werden. 
 
Insbesondere setzt der Staat aber auch zielgruppenfokussiert Anreize und Mittel ein, 
um Leuten zu helfen, beispielsweise am Arbeitsmarkt. Es ist ganz eindeutig, dass weni-
ge der dort eingesetzten Maßnahmen wirklich halten, was man sich von ihnen verspro-
chen hat, nicht deswegen, weil man sich nicht anstrengt, weil man nicht genug Mittel 
einsetzt oder weil man sich das nicht gut genug überlegt hat, sondern ganz einfach 
deswegen, weil die Menschen die am Markt agieren – sei es als Unternehmer oder als 
Arbeitnehmer –, sehr viel zu den Situationen beitragen, die wir beobachten. Das bedeu-
tet, dass der Staat an ihrem Willen vorbei oft sehr wenig machen kann. 
 
Zum Themenkreis acht: Es ist klar, dass man sagt, wenn wir wenig junge Leute haben, 
haben wir vielleicht weniger Innovationen. Also machen wir das mit einer offensiven 
Forschungs-, Industrie- und Wettbewerbspolitik wieder wett. Auch hier sage ich war-
nend: Manchmal kann man sehr wenig tun. Wenig junge Leute bedeuten wahrschein-
lich wenig junge Gründer. Aber ein paar Gründungsnetzwerke zu finanzieren, wird diese 
Situation nicht verändern. Die Spielräume des Staates sind leider nicht so groß. Es gilt 
übergreifend für all die Eingriffe, die man sich vorstellen kann, die in jedem dieser The-
menkreise sieben, acht und neun angesprochen sind – Themenkreis neun hat bei-
spielsweise Frau Prof. Dr. Färber bereits deutlich diskutiert – Folgendes: Ohne eine 
fortwährende Evaluation dessen, was man tut, ohne eine begleitende Evaluationsfor-
schung, wie sie in der deutschen Arbeitsmarktpolitik Gott sei Dank jetzt Raum gegriffen 
hat, werden wir nie wissen, was funktioniert und was nicht funktioniert und auch keine 
bessere Politik machen. 
 
Wenn man diese Struktur für den Augenblick als abgeschlossen diskutiert ansieht – es 
gibt noch unheimlich viel dazu zu sagen und es gibt viele Beispiele, die man zur Unter-
fütterung verwenden könnte –, möchte ich zum Abschluss meiner Ausführungen kon-
trastieren, mit welchen verschiedenen grundsätzlichen Positionen Sie konfrontiert wer-
den. Ich nenne sie einfach ökonomische Regionalforschung und Raumwissenschaften. 
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Beide gehen sie in ihrem intellektuellen Selbstverständnis gleichermaßen davon aus, 
dass es erhebliche regionale Heterogenität in demographischen und anderen sozialen 
und wirtschaftlichen Strukturen gibt. Sie unterscheiden sich aber sehr stark im Hinblick 
auf die Perspektive der Gestaltungsmöglichkeit dieser Strukturen. Ich würde natürlich 
ganz klar sagen: Die ökonomische Regionalforschung betont zu Recht die zentrale Rol-
le der individuellen Entscheidungen, die unter all den Strukturen liegt – sowohl was die 
Demographie angeht, als auch was die Konsequenzen angeht, die aus der Verände-
rung der demographischen Strukturen erwachsen. Dieser Ansatz impliziert – dafür wür-
de ich gern werben –, dass staatliches Handeln jedes Mal im Einzelfall überprüft wer-
den muss. Nicht jede Veränderung ist ein Anlass zu staatlichem Handeln. Aus der ma-
nifestierenden Kraft der Handlungen der einzelnen Akteure, die vom staatlichen Han-
deln betroffen sind, entfalten die Maßnahmen, die man implementiert, oft keine Wirkun-
gen. Diese nüchterne Erkenntnis durchzieht sich durch alle möglichen Bereiche wirt-
schaftswissenschaftlicher Forschung. Den Arbeitsmarkt habe ich bereits genannt. Wir 
können die Makroökonomik als zweiten Beleg nehmen. Niemand, der forschungsaktiv 
ist, glaubt ernsthafter Weise, dass man die Konjunktur steuern kann, wie man es viel-
leicht vor 30 Jahren geglaubt hat. 
 
Der Ansatzpunkt, den man in den Raumwissenschaften geht, ist ein anderer. Man denkt 
vor allem an die optimale Gestaltung der gesellschaftlichen Lebenswirklichkeit und stellt 
daher an sich und seine Leistungsfähigkeit enorme Anforderungen. Ich glaube, die sind 
einfach überzogen. Ich werbe dafür, dass Sie auch da Skepsis entfalten, denn das 
Raumordnungsgesetz enthält z. B. folgende Forderungen: Die Raumordnungsplanung 
soll die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen 
Funktionen in Einklang bringen und zu einer dauerhaft großräumig ausgewogenen Ord-
nung führen, die Standortvoraussetzung für wirtschaftliche Entwicklung schafft und ins-
besondere gleichwertige Lebensverhältnisse in allen Teilräumen herstellt. Dem Staat 
wird eine unheimliche Verantwortung aufgebürdet, die er meiner Ansicht nach nicht er-
füllen kann. Es ist grundsätzlich schwer zu glauben, dass man ein solches Zutrauen in 
die gestalterische Kraft staatlichen Handelns tatsächlich entfalten darf. 
 
Zum Abschluss fasse ich meine Position dazu zusammen. Das grundlegende Problem, 
das aus ökonomischer Sicht durch den demographischen Wandel ausgelöst wird und 
daher weiter erforscht werden muss – es ist nicht zu Ende erforscht, aber es ist sicher-
lich etwas, worüber wir schon Einiges wissen –, ist nicht der Wandel an sich, sondern 
es sind die unzureichenden Möglichkeiten des Einzelnen, sich an die neuen Gegeben-
heiten durch ein verändertes ökonomisches Verhalten anzupassen. Diese Einschrän-
kung kann sowohl durch eine starre institutionelle Struktur ausgelöst werden als auch 
durch eine Wirtschaftspolitik, die den demographischen Wandel „zu aktiv“ gestalten 
möchte, statt sich darauf zu beschränken, den individuellen Entscheidungsträgern die 
Handlungsmöglichkeiten und die besten Rahmenbedingungen zu geben, damit sie das 
selbstverantwortlich, selbstbestimmt und eigenverantwortlich tun können. 
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Prof. Dr. Roland Eisen, Universität Frankfurt: 
 
Ich muss gestehen, dass ich mich auf einem anderen Plafond befinde, obwohl mir mein 
Vorredner den Einstieg in das, was ich diskutieren möchte, sehr erleichtert hat, indem 
er eine Matrix vorgestellt hat, die eine Reihe von Problemen diskutiert. Er hat sozusa-
gen die marktliberale Position vertreten, während ich von meinem Verständnis her hier 
eher eine sozialpolitische Position vertreten möchte. Aus der Fülle der Probleme, die ich 
mir vorgenommen habe und die auch hier schon diskutiert worden sind, möchte ich nur 
zwei aufgreifen, aber – wie Herr Dr. Klös – mit einer allgemeinen Bemerkung über die-
ses bevölkerungsdemographische Problem, das zu diskutieren ist, beginnen.  
 
Manchmal habe ich den Verdacht, es werden immer zu sehr Bevölkerungsgrößen, das 
heißt Personen, gerechnet. In der ökonomischen Theorie habe ich noch nie ein Modell 
gesehen, in dem Personen wirklich eine Rolle spielen. Wenn wir etwas machen, ma-
chen wir das auf Stundenbasis. Produktivität wird pro Arbeitsstunde berechnet. Wie 
auch immer sich die Bevölkerung entwickelt – das interessiert mich im Prinzip erst an 
zweiter Stelle, Sie werden gleich sehen, warum –, interessieren mich zuerst die Wo-
chenarbeitszeit und die Lebensarbeitszeit. Da sind wir doch völlig offen. Ich will hier 
nicht in die Diskussion über die 40-Stunden-Woche eingreifen. Ich bin ohnehin dage-
gen. Aber die Lebensarbeitszeit der Deutschen haben wir in den letzten Jahren seit 
1960 radikal reduziert. Deshalb hätte ich überhaupt kein Problem damit, wenn irgend-
jemand sagen würde: Ab dem Jahre 2002 müssen wir damit rechnen, dass das Ar-
beitspotenzial um 1 % pro Jahr sinkt. Wir haben seit 1960 genau vorexerziert, dass es 
geht. Wir haben die Arbeitszeit reduziert. Trotz wachsender Bevölkerung ist bei uns das 
Arbeitspotenzial in Stunden gerechnet geschrumpft.  
 
Ich habe keine Probleme mit den Bevölkerungsprognosen. Das einzige Problem – und 
das ist ein sekundäres Problem – ist die Altersstruktur. In meinen Modellen taucht na-
türlich auch so etwas wie Produktivität, Veränderung der Produktivität und Innovation 
auf. Gibt es dazu etwas bei den Ökonomen? – Leider nein. Aber wir können uns natür-
lich auch an andere Leute halten. Es gibt Lehrpsychologen und solche Leute, die uns 
erzählen, dass anscheinend die produktivste Phase des Menschen – oder des Mannes 
– zwischen 35 und 45 Jahren liegt. Wir sind immer sehr vorsichtig. Das hat ein Ameri-
kaner ausgerechnet. Da finden nämlich die Ideen statt, die nachher zum Nobelpreis 
geführt haben. Wir reden über tolle Dinge und nicht über normale Produktivitäten. Wenn 
man über normale Produktivitäten reden würde, müsste man das alles im Lebenszyklus 
sehen. Ich sage immer: Bis 25 Jahre sind sie dumm. Von 25 bis 40 werden sie intelli-
gent – der Schwabe wird erst mit 40 Jahren gescheit –, dann aber sind wir schon altes 
Eisen. Das kann nicht wahr sein. Aber die Produktivität steigt. – Ich bilde mir ein, mit 
zunehmendem Alter immer besser geworden zu sein, auch als Lehrer – und jetzt soll 
ich mit 65 Jahren rausgeworfen werden. Andere Länder würden mich noch mit Kuss-
hand nehmen und sagen: Das ist ein erfahrener Hase. Aber die Produktivität lässt viel-
leicht schon nach. – Ich kann mit diesen Dingen nicht so sehr umgehen. Aber ich habe 
früher auch nie gern Schreibmaschine geschrieben. Ich muss hinzufügen, dass ich 
schon immer etwas gegen Technik gehabt habe. Ich habe das immer meine Sekretärin 
machen lassen. Sie sehen meine Manuskripte sehen immer noch so aus. Das ist sozu-
sagen mein Urmanuskript, aus dem meine Sekretärin irgendetwas machen muss. Heu-
te kann man es mit Computern natürlich viel schöner machen. Ich habe nichts gegen 
Technik. Meine Dissertation ging über technischen Fortschritt und Wirtschaftswachs-
tum. Ich sehe aber immer noch nicht so das Problem, über das man zentral diskutiert. 
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Wie gesagt, möchte ich mich mit zwei Fragen ganz kurz beschäftigen, die ich unter fol-
gende Stichworten zusammenfassen möchte: Zum einen geht es mir um die sozialpoli-
tischen Auswirkungen im Lebenszyklus. Wir sollten das, wenn wir über Sozialpolitik und 
über Politik reden, die Sie gestalten können, im Lebenszyklus sehen und die Sozialpoli-
tik sozusagen auf ein dynamisches Modell stellen. Wenn man es auf ein dynamisches 
Modell stellt, wird von vornherein klar, dass Einzelfälle, die ich diskutiere wie die Ge-
sundheitssysteme, Arbeitslosenversicherung, plötzlich sehr eng miteinander zusam-
menhängen. Wenn Sie Familienpolitik anschauen oder wenn Sie die ledigen Mütter mit 
ihren Kinder anschauen, stellen Sie fest, dass hier die Armutsproblematik liegt. Dort 
muss man etwas tun, dann fallen viel weniger Jugendliche in die Sozialhilfe und besu-
chen infolgedessen die Schule. Diese Leute können somit zum Abitur und in die Uni-
versitäten gebracht werden, wenn wir schon über Humankapital sprechen. 
 
Wenn die Bevölkerung schrumpft, was der Fall sein kann, werden plötzlich weniger 
Studenten vorhanden sein. Wir werden wunderschöne Universitäten haben, an denen 
keine Überfülle mehr besteht. Ich halte im Moment eine Vorlesung mit 550 Studentin-
nen und Studenten. Es ist irrsinnig schwer, sie in einem Hörsaal noch ruhig zu halten. 
Ich würde die Vorlesung lieber vor 250 Studenten halten. Ich hoffe – ich werde es nicht 
mehr erleben, aber meine jungen Kollegen werden es erleben –, dass die riesig großen 
Veranstaltungen wegfallen werden und die Studenten vielleicht auch viel aufmerksamer 
sein werden. Eine meiner Ideen ist, bei jungen Frauen mit Kindern und Kindergärten 
anzusetzen. Herr Prof. Dr. Krupp hatte bereits das Stichwort der Familienpolitik ge-
nannt. Es wird immer argumentiert, im tertiären Bereich würden Leistungen umsonst 
angeboten. Man kann mit mir über Studiengebühren reden, auch wenn ich sehr zurück-
haltend bin, wenn es um Studiengebühren geht. Ich glaube auch, dass unser Bildungs-
system falsch finanziert wird. Kindertagesstätten und Kindergärten kosten viel Geld. 
Dagegen müsste etwas getan werden. Ebenso muss die Armut vieler junger Mütter be-
seitigt werden. 
 
Die Arbeitslosigkeit ist ein zentrales Problem, das auch in diesem Lebenszyklus statt-
findet. Gesundheit ist nicht nur eine Frage des Alters, auch junge Leute können krank 
werden. Wenn man über Gesundheit und Versicherung redet, kann man nicht sagen: 
Das passiert doch nur den Alten. Ab 65 Jahren werden sie schrecklich krank und kosten 
dann – bezogen auf die Pro-Kopf-Ausgaben – dem System viel Geld. Das liegt einfach 
daran – Herr Prof. Dr. Krupp hat das kurz angedeutet –, dass die Menschen nach 65 
Jahren doch schneller sterben als vor 65 Jahren. Wenn es wirklich die Kosten sind, die 
ein Jahr vor dem Sterben aufgewendet werden, braucht man überhaupt keine Probleme 
mehr beim Alter zu sehen. Es trifft die 45-Jährigen doch viel härter und viel stärker, 
wenn keine Altersrationierung von Gesundheit, sondern überhaupt eine Rationierung 
bei der Gesundheit eingeführt und gesagt wird: Immer wenn du etwas mehr als 
100.000 € willst, musst du es selbst bezahlen oder du bekommst es nicht mehr. 
 
Mein zweites Thema ist heute immer nur so im Versteckten angesprochen worden. Es 
bezieht sich auf die Veränderungen zwischen Staat und privater Daseinsvorsorge. Ich 
spreche die Frage an, ob aufgrund dieser demographischen Veränderung die Konse-
quenz gezogen werden müsste, diese Systeme viel mehr zu privatisieren. Die Krise der 
sozialen Sicherungen wird diskutiert als eine Möglichkeit der Veränderung hin zu mehr 
Privatisierung und hin zu mehr Kapitalbildung, die immer damit zusammenhängt. Ich 
möchte die Krise der sozialen Sicherung immer auf zwei Ebenen diskutieren – das ist 
mein Petitum –, nämlich auf einer kurzfristigen und auf einer längerfristigen Ebene. Der 
Aspekt der Kurzfristigkeit ist immer auch ein Problem, auch bei Keynesianern: Die Ar-
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beitslosigkeit würde ich immer noch als kurzfristiges, wenn auch zentrales konjunkturel-
les Problem sehen, auch wenn die strukturelle Komponenten der Arbeitslosigkeit viel-
leicht zugenommen hat. 
 
Aber die strukturelle Komponente ist auch eine Bildungskomponente. Das ist ein vorü-
bergehender Prozess, denn die Wirtschaftsstruktur verändert sich. 70 % der Arbeitslo-
sigkeit kann man darauf zurückführen, dass es die Baby-Boomer-Jahrgänge gibt. Frau-
en und Baby-Boomer sind verstärkt in die Arbeit getreten, worauf das Arbeitsplatzange-
bot nicht reagiert hat. Die Nachfrage nach Arbeit war sozusagen nicht elastisch genug, 
um diesen Zuwachs an Arbeitsangebot vom Markt zu nehmen. Das kann zum Teil dar-
an liegen, dass die Strukturen auf dem deutschen Arbeitsmarkt inflexibel sind. Warum 
sollen diese Strukturen in den Siebzigerjahren noch sehr flexibel gewesen sein und in 
den Achtzigerjahren plötzlich nicht mehr? – Mein Kollege Franz aus Mannheim, der 
heute anders darüber spricht, hat in den Achtzigerjahren in Berlin einen Vortrag darüber 
gehalten und gesagt, er könne nirgendwo finden, dass die Inflexibilität des deutschen 
Arbeitsmarktes zugenommen habe, um zu erklären, warum es jetzt plötzlich höhere 
Arbeitslosigkeit als in den Siebzigerjahren gibt, in denen es vielleicht noch viel stärkere 
Gewerkschaften als heute gab. 
 
Wenn man über mehr Privatisierung und mehr Kapitaldeckung nachdenkt, muss man 
sich mit bestimmten Fragen auseinander setzen, die hier in der Diskussion eine zentra-
le Rolle gespielt haben. Wenn man das Problem auf der zweiten, also auf der längerfris-
tigen Ebene, diskutiert, das heute unter dem Begriff der Nachhaltigkeit der Finanzierung 
von Sozialsystemen steht, unterscheide ich zwei verschiedene Fragen. Die erste Frage 
bezieht sich auf die Bewertung kapitalfundierter Finanzierungskonzepte. Wer sich in der 
Literatur auskennt – ich darf das hier nicht voraussetzen –, ist bestimmt einmal auf den 
Aufsatz von Stiglitz gestoßen, der zehn Mythen kapitalfundierter Systeme diskutiert hat. 
Ich habe das hier auf fünf Mythen heruntergezogen, weil ich zwei Fragen einfach nicht 
beantworten kann. Das sind die höheren Kosten privatisierter Systeme. Man hört die 
tollsten Dinge. Gehen Sie nie nach Australien, dort gibt es das teuerste privatisierte 
System. Wenn Sie ein privatisiertes System haben wollen, müssen Sie nach Amerika 
gehen. Dort sind die Kosten solcher privatisierten Systeme anscheinend so niedrig, 
dass sie es sich bei ihren 400 K-Modellen leisten können, ihnen sozusagen täglich eine 
Portefeuille-Wahl zugestehen zu können. Sie müssen einmal einer deutschen Bank er-
zählen, dass Sie ihr Portefeuille täglich ändern wollen und das Ganze darf nichts kos-
ten. Darin sind die Amerikaner führend. 
 
Ich spreche diese fünf Mythen ganz kurz an: Erhöhung der nationalen Ersparnis – so-
zusagen die Wachstumsförderung, die hier schon zweimal angesprochen wurde; die 
Erhöhung der realen Kapitalbildung mit positiven Auswirkungen auf Sozialprodukt und 
Wachstum – das alles ist nicht nachgewiesen. Man verweist immer auf Chile. Glauben 
Sie das nicht. Chile lebt zu 80 %, wenn nicht gar 90 % davon, dass der Kupferpreis 
stimmt. Wenn der Kupferpreis nicht stimmt, ist das Land arm, wenn er stimmt, ist das 
Land reich. Sie können ganz einfache Regressionsanalysen auf dem Weltkupfermarkt 
und dem Weltkupferpreis machen und Sie sehen, wie die Chilenen dastehen, einmal 
gut, dann wieder schlecht. Neben der Privatisierung der Rentenversicherung haben sie 
sonst noch unwahrscheinlich viel getan. So streng mit seiner Bevölkerung umzugehen, 
kann sich wahrscheinlich nur ein militärisches Regime leisten. Mit einem Federstrich 
wurde die Arbeitszeit der Normalbeschäftigten von 60 auf 67 Jahren erhöht. In Deutsch-
land könnte man das so nicht machen. Herr Koch konnte das mit Beamten machen und 
die Arbeitszeit – je nach Alter – auf 42 Stunden erhöhen.  
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Höhere Ertragsraten, insbesondere von Aktienanlagen, ist das dritte Argument, das hier 
eine Rolle spielt. Bei der Kapitaldeckung wird immer darauf hingewiesen: Wenn Sie ihr 
Geld in Aktien angelegt hätten, hätten sie 9 % Rendite gehabt. Ja, in den Neunzigerjah-
ren, aber nicht mehr im 21. Jahrhundert, wo die Rendite abgenommen hat. Ich gebe zu, 
dass die Aktienanlage auf Dauer eine höhere Ertragsrate bringt. Auf Dauer heißt immer, 
Sie mitteln den Durchschnitt heraus. Sie machen aber einen Fehler. Sie schauen nur 
die Überlebensrate an. Sie schauen immer nur die Aktien an, die überlebt haben, nicht 
die, welche unterwegs gestorben sind. Sie müssen natürlich auch solche Aktien anse-
hen, die unterwegs viel verloren haben.  
 
Wenn Sie den längerfristigen Durchschnitt betrachten, den das Deutsche Aktieninstitut 
ausgerechnet hat, wenn Sie ihre Aktien auf zehn, zwanzig oder dreißig Jahre angelegt 
hätten, stellen Sie fest, dass die Ertragsrate wohl schrumpft, aber sie wird immer stabi-
ler. Die Varianz nimmt ab. Das ist Augenwischerei. Wenn Sie diese langfristige Ertrags-
rate sichern wollen – darauf kommt es an –, müssen Sie einen amerikanischen PUT 
kaufen. Der kostet, je länger er läuft, umso mehr. Wenn Sie ihn nur für ein Jahr kaufen, 
kostet er Sie vielleicht nur 5 %. Wenn Sie ihn für zwei Jahre kaufen, kostet er nicht 5 % 
in diesem Jahr und 5 % im nächsten Jahr, sodass Sie im nächsten Jahr sagen können: 
Er kostet mich vielleicht 5,2 %. Nein, er kostet Sie wahrscheinlich 5,5 bis 5,7 %. Wenn 
Sie das über fünf, zehn, 15, 20 oder 30 Jahre machen wollen, kostet Sie dieser ameri-
kanische PUT wahrscheinlich viel mehr als Sie an zusätzlicher Ertragsrate herausbe-
kommen könnten. Die deutschen Lebensversicherungen haben immer von einem sehr 
breit gemischten Portefeuille gelebt. Ich glaube es nicht, denn man muss immer damit 
rechnen, wenn Sie es privat anlegen, dass es in Deutschland relativ viel Geld kostet, 
sodass Sie die Kosten abziehen müssten.  
 
Auf die Erhöhung der Stabilität des Kapitalmarktes und der Gesamtwirtschaft möchte 
ich jetzt nicht eingehen. Die zentrale Frage ist, ob das, was Frau Prof. Dr. Färber und 
andere angesprochen haben, nämlich die zunehmende Staatsverschuldung und die 
Unsicherheit dieser impliziten Last größer als die Inflexibilität oder die zunehmenden 
Probleme des Weltkapitalmarktes ist.  
 
Auf die Erhöhung der Effizienz der Kapital- und Arbeitsmärkte möchte ich nicht einge-
hen. Es ist ein Rechenproblem zu sagen, die Effizienz von Arbeitsmärkten könne da-
durch gesteigert werden, dass die Rentenversprechungen an die Beiträge orientiert 
werden. Bei allen Modellen, in denen die Renten an den Beiträgen orientiert sind – wie 
bei uns im Wesentlichen, 70 % sind durch die Beiträge finanziert –, ist die Effizienzstei-
gerung, die Sie herausbekommen können, marginal. 
 
Das zweite Problem, das ich ganz kurz ansprechen möchte – es ist eines meiner neu-
esten Steckenpferde –, bezieht sich auf die Frage, welche Risiken alloziiert werden 
können. Das zentrale Problem besteht darin, dass Sie bei Rentenversicherungen, 
Krankenversicherungen und Pflegeversicherungen im Prinzip langfristige Probleme ha-
ben. Bei der Rentenversicherung ist es klar. Bei der Krankenversicherung liegt das 
langfristige Problem in der Veränderung der Risikostruktur des menschlichen Körpers. 
Mit jedem Jahr, das wir älter werden, nimmt die Wahrscheinlichkeit zu, eine Krankheit 
zu bekommen. Es ist nicht so, dass wir jedes Jahr eine neutrale Ziehung hätten. Wahr-
scheinlich nimmt die Veränderung der Risikosituation mit jedem Jahr zu, das wir leben. 
Das Risiko möchte ich gern versichern. Die Deutschen haben so etwas Ähnliches mit 
ihren langfristigen Krankenversicherungsverträgen geschafft, bei denen sie in jungen 
Jahren eine viel höhere Prämie bezahlen als ihrem Risiko entspricht. Aber die Konse-
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quenz, die ich daraus ziehen würde, bedeutet, dass Sie diese Fragen im Wesentlichen 
aus dem Markt herausnehmen müssen. Das sind die Vorgeplänkel. Diese erste Folie 
bezog sich auf meine theoretische Basis. 
 
Wenn Sie sich ansehen, was der Kapitalmarkt leisten kann, steht hier: Portefeuille- und 
Hedgeing-Strategien sind zeitpunktbezogen. Das heißt, sie sind Augenblicksrisikovertei-
ler. Sie verteilen die Risiken, die in einer gegebenen Situation vorhanden sind, auf meh-
rere Köpfe. Was sie nicht können, ist das Risiko in der Zeit zu transportieren. Risiko 
transportieren sie in der Zeit, das gebe ich zu, durch Kapitalansammlung. Aber dieses 
Kapital muss dem Wettbewerb entzogen werden, sonst stellt sich jedes Jahr dieselbe 
Frage: Hätte ich es in Aktien angelegt oder eine andere Strategie verfolgt, hätte ich eine 
höhere Rendite erzielt. Wenn Sie jedes Jahr die Frage danach stellen, wie hoch die ei-
ne Rendite ist, wie hoch die andere Rendite ist, und Sie dann wechseln dürfen oder 
diesen Fonds dem Wettbewerb aussetzen, muss er sich jedes Jahr wie ein amerikani-
scher Pensionsfonds nach dem Markt orientieren. Dann ist er kurzfristig. Der amerikani-
sche Pensionsfonds kann keine langfristigen Risiken versichern. Er kann nur die kurz-
fristigen Risiken streuen.  
 
Meine Idee im Zusammenhang mit Umlageverfahren ist, dass langfristige Bevölke-
rungsschocks, aber auch Schocks, die vom Kapitalmarkt ausgehen – auch der Kapital-
markt zeigt langfristige Wellen –, nur durch einen Fonds oder ein Wertpapier, das ich 
ein Staatswertpapier nenne, gesichert werden können. Insofern ist meine Idee: Die Ka-
pitalfundierung solcher Systeme erzeugt mehr Risiken, als sie aus dem Markt und aus 
dem System, herausnimmt. 
 
 
 
Prof. Dr. Christoph Butterwegge, Universität Köln: 
 
Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich will aus der Not eine Tugend machen. 
Man sagt, den Letzten beißen die Hunde. Ich kann vielleicht kaum noch etwas Neues 
vorbringen. Das, was ich vorbringen kann, kann man nachlesen. Ich will meine Position 
als letzter Redner nutzen, um einen Blick zurück zu starten. Ich knüpfe an eine Bemer-
kung von Herrn Dr. Klös an, der Herrn Schleicher, den Chefkoordinator vor PISA, mit 
der Bemerkung zitiert hatte: Wer keine Daten habe, habe nur noch eine Meinung. – Ich 
drehe rückblickend auf das, was hier vorgetragen wurde, die These um und sage: Sie 
haben eine Meinung und besorgen sich dazu die passenden Daten. Anders ausge-
drückt: Wenn Sie die Deutsche Bank oder ihren Vertreter, wenn Sie die Bertelsmann 
Stiftung oder ihren Vertreter, wenn Sie das Institut der Deutschen Wirtschaft oder ihren 
Vertreter oder auch den DBG oder dessen Vertreter haben, werden Sie beim Thema 
demographischer Wandel im Grunde nur das hören, was sonst eigentlich auch von die-
sen Institutionen und Organisationen vertreten worden wäre, nur bezogen auf die The-
se, der demographische Wandel erfordere das. Ich behaupte, das, was hier gefordert 
worden ist, die Verlängerung der Lebensarbeitszeit, die Erhöhung des Renteneintrittsal-
ters, der Übergang zur kapitalgedeckten Rente oder gar Studiengebühren und Schul-
geld – an dem Punkt mache ich einen Einschub. Hier scheint es einen Rückfall in die 
sozialpolitische und bildungspolitische Postmoderne zu geben – von der Postmoderne 
gewissermaßen ins Mittelalter zurück. Wir haben schon einmal das Hörergeld gehabt. 
Wir haben schon einmal das Schulgeld gehabt. Das gilt heutzutage – das ist meine Be-
obachtung auch in dieser Diskussion – als hoch innovativ. All das, was hinter den Sozi-
alstaat zurückfällt, kann man heute als besonders modern verkaufen.  



Ra – 54 – EKW/16/10 – 10.11.2004  
 
 
Damit bin ich beim ersten Punkt, der mir sehr wichtig ist. Churchill wird der Satz zuge-
schrieben, er glaube nur an die Statistiken, die er selber gefälscht habe. Jeder hier 
bringt Zahlen und Daten mit. Ich traktiere Sie nicht mit Statistiken und Zahlen. Ich ver-
suche, kritisch zu beleuchten, was mit diesen Daten und Fakten an vorgefertigter Mei-
nung und existenter Interessen im Grunde nur noch legitimiert wird.  
 
Mir scheint ganz offensichtlich – das ist meine erste These –: Mit Statistik oder mit Ma-
thematik in Bezug auf den demographischen Wandel wird ganz erheblich Politik ge-
macht. Hier war auf einer Folie vom Jahr 2100 die Rede. In den Medien, die ich sehr 
kritisch beobachte, war die Rede vom Jahr 2100. Die Wochenzeitung „Die Zeit“ 
schreibt: „Im Jahr 2100 wird es nur noch 25 Millionen Deutsche geben“. Ich sage: Das 
ist nicht nur Prophetie, sondern das ist Scharlatanerie. Natürlich weiß niemand, welche 
Bevölkerungsentwicklung und welche Veränderungen es im Jahr 2100 geben wird. Ich 
sage damit nicht, man könne nicht über demographischen Wandel reden. Ich behaupte 
auch nicht, dass es ihn nicht gebe. Aber seriös kann man ins Jahr 2020, vielleicht auch 
ins Jahr 2030 gucken, insbesondere deshalb, weil die meisten derjenigen, die leben 
werden, heute schon geboren sind. Aber man kann natürlich nicht in die Jahre 2050, 
2060, 2080 – wie ich das im Landtag von Sachsen in Dresden von einem Fachkollegen 
erlebt habe – oder gar in das Jahr 2100 sehen. 
 
Stellen Sie sich einmal vor, ein Bevölkerungswissenschaftler hätte im Jahr 1900 pro-
phezeien sollen, wie die demographische Struktur des Deutschen Reiches 50 Jahre 
später im Jahre 1950 aussieht. Er hätte übersehen, dass es das Deutsche Reich nicht 
mehr gibt. Er hätte zwei Weltkriege übersehen. Jetzt soll das Ganze sogar für 100 Jah-
re prognostiziert werden. Ich glaube, dass ist unseriös. Das muss auch zurückgewiesen 
werden als ein Versuch, bestimmte politische Interessen im Bereich etwa der Sozialpoli-
tik anhand solcher Prognosen, die sich seriös geben, es aber nicht sind, besser durch-
setzbar zu machen. 
 
Damit bin ich bei meinem zweiten Punkt angelangt. Sicherlich provozierend und über-
spitzt formuliert, sage ich: Demographie wird benutzt als Mittel der sozialpolitischen 
Demagogie. Wenn nämlich der demographische Wandel durchaus plausibel so gedeu-
tet wird, es gebe sehr viel mehr Menschen mit einer höheren Lebenserwartung, die 
deshalb auch längere Zeit Renten beziehen werden, dann leuchtet es auf den ersten 
Blick sofort ein zu sagen: Es gibt eigentlich nur zwei Möglichkeiten. So wird dieses 
Thema auch in der Öffentlichkeit diskutiert: Entweder senkt man drastisch die Renten 
oder man erhöht drastisch die Beiträge. Ich sage, das ist eine sozialpolitische Milch-
mädchenrechnung, weil alle dritten Möglichkeiten von vornherein ausgeblendet werden. 
Man könnte z. B. stattdessen andere Gruppen in die gesetzliche Rentenversicherung 
einbeziehen: die Beamten, zu denen ich gehöre, die Abgeordnete, zu denen Sie zum 
Teil gehören, die Minister. Man könnte die Selbständigen und die Freiberufler in die ge-
setzliche Rentenversicherung einbeziehen. Damit würde man Probleme, die ich gar 
nicht leugne, zwar nicht lösen. Aber man würde zumindest schon einmal einen Ansatz-
punkt haben. Mir leuchtet überhaupt nicht ein, warum nicht eine andere Möglichkeit er-
griffen wird, nämlich die Möglichkeit, die Beitragsbemessungsgrenze zu erhöhen. In 
unserer gesetzlichen Rentenversicherung ist es so, dass bei 5.150 € – im Westen 
wohlgemerkt – die Solidarität aufhört. Jeder Cent und jeder Euro, den jemand darüber 
verdient, trägt mit keinerlei Beitrag, auch nicht mit dem des Arbeitgebers, zur Finanzie-
rung der Altersvorsorge in der Bundesrepublik bei. Ich formuliere: Das ist natürlich sys-
temwidrig. Bei 5.150 € Monatsverdienst – ich gehöre zum Glück zu der Gruppe, die ei-
niges mehr verdient – fängt Solidarität eigentlich erst an, Spaß zu machen. Wir aber 
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beschneiden durch die Beitragsbemessungsgrenze sozusagen die soziale Verantwor-
tung derjenigen, die sehr viel mehr verdienen. Mir leuchtet überhaupt nicht ein – ich 
weiß, es kommen verfassungsrechtliche Bedenken, wenn auf die Schweiz verwiesen 
wird, wo ein Millionär in die gesetzliche Altersversicherung einzahlt, ohne deshalb eine 
entsprechend hohe Rente im Alter zu beziehen –, warum es nicht möglich sein soll, mit 
der Beschränkung und der Deckelung der Renten diejenigen, die besser verdienen, zur 
Altersvorsorge für diejenigen beitragen zu lassen, die sich eine solche Finanzierung 
nicht leisten können. 
 
Mit dieser Form der Argumentation wird im Grunde suggeriert, die Höhe der Rente sei 
eine Frage der Biologie. Ich sage Ihnen: Die Höhe der Rente ist keine Frage der Biolo-
gie, sondern sie ist eine Frage der Ökonomie und der Politik. Erstens: Wie hoch ist der 
gesellschaftliche Reichtum, der erwirtschaftet wird? Zweitens: Wie wird dieser gesell-
schaftliche Reichtum auf die verschiedenen Gruppen und auf die verschiedenen Alters-
gruppen einer Gesellschaft verteilt? Da genau liegt das Problem. Die Gesellschaft der 
Bundesrepublik wird trotz des demographischen Wandels immer reicher. Sie war noch 
nie so reich wie heute, obwohl ihre demographische Struktur bei weitem nicht mehr so 
günstig ist, wie im Jahre 1900, als zwölf Erwerbsfähige einen Rentner ernähren muss-
ten. Dieses Verhältnis hat sich immer mehr verschlechtert. Obwohl das so war, ist der 
Sozialstaat gleichzeitig ausgebaut worden. Das ging deshalb, weil der gesellschaftliche 
Reichtum, weil die Arbeitsproduktivität, weil das Bruttoinlandsprodukt gestiegen sind. 
Genau dieser Prozess, das sagen seriöse Prognosen wie z. B. das Gutachten der 
Prognos AG aus Basel für die Rürup-Kommission, setzt sich fort. Das Problem ist nicht, 
dass die Gesellschaft altert, sondern dass Arm und Reich als Kluft in der Gesellschaft 
bestehen, dass aber der gesellschaftliche Reichtum im Grunde immer ungerechter auf 
diejenigen Menschen verteilt wird, die eine Rente bekommen müssen, weil sie das ent-
sprechende Alter erreicht haben.  
 
Ich komme auf ein Stichwort zu sprechen, das in der Diskussion über den demographi-
schen Wandel eine zentrale Rolle spielt, das aber, wenn ich richtig zugehört habe, von 
meinen neun Vorrednerinnen und Vorredner bisher noch nicht erwähnt worden ist, näm-
lich das Stichwort Generationengerechtigkeit. Es wird suggeriert, als seien die Alten – 
die Rentnerinnen und Rentner – reich und als seien die Jungen arm. Ich bin jemand, 
der das Problem der Armut und insbesondere das von Kindern und Jugendlichen sehr 
intensiv erforscht hat. Ich weiß, wovon ich spreche, wenn ich Ihnen sagen, wir beobach-
ten das, was der Kollege Richard Hauser von der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität 
in Frankfurt am Main als „Infantilisierung der Armut“ bezeichnet hat, nämlich eine Ver-
jüngung der Armut. Wir haben 1,08 Millionen Kinder und Jugendliche, die in Sozialhilfe-
haushalten leben. Wir haben 2 bis 2,8 Millionen Kinder und Jugendliche, die arm sind, 
wenn man andere Kriterien zugrunde legt, die besser als der Sozialhilfebezug sind. 
 
Es ist richtig, dass viele der Jungen ärmer werden. Aber gleichzeitig hatten wir auch 
noch nie so viele reiche Kinder. Sehr Wohlhabende verschenken unmittelbar nach der 
Geburt ihres Kindes einen Teil ihres Vermögens, einen Teil ihres Wertpapierdepots aus 
steuerlichen Gründen an ihre Kinder. Dasselbe stellen wir bei alten Menschen fest. In 
der Tat gibt es heute viele Rentnerinnen und Rentner, die auf Teneriffa und Mallorca 
überwintern, zum Teil deshalb, weil dort die Lebenshaltungskosten niedriger sind. Wir 
haben aber immer noch viele Hunderttausend vor allem Rentnerinnen, Frauen, die im 
Alter mit Minirenten zwischen 450, 500 bis 600 € auskommen müssen. Dieses Schlag-
wort der Generationengerechtigkeit – ich würde sogar von einem politischen Kampfbeg-
riff reden – lenkt im Grunde davon ab, dass wir vermehrt Ungerechtigkeit in jeder Gene-
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ration haben. Die Kluft, die unsere Gesellschaft durchschneidet, ist nicht die zwischen 
Jung und Alt, sondern es ist nach wie vor die zwischen Arm und Reich. Die einen wer-
den immer reicher und die anderen zahlreicher, nämlich diejenigen, die relativ wenig zur 
Verfügung haben. Da liegt das zentrale Problem. Ich glaube, dass diese Diskussion 
über den demographischen Wandel in den letzten Monaten und wenigen Jahren noch 
nie so intensiv seit der Spätphase der Weimarer Republik geführt wurde und dass diese 
Diskussion insbesondere im Zusammenhang mit dem Schlagwort der Generationenge-
rechtigkeit vom eigentlichen Problem ablenkt. 
 
Der nächste Punkt, zu dem ich etwas ausführen möchte, ist das Stichwort der Nachhal-
tigkeit, das bei den Vorrednerinnen und Vorrednern angeklungen ist. Ich bin ein großer 
Befürworter der Nachhaltigkeit im ökologischen Bereich. Bei dem Versuch, den Begriff 
der Nachhaltigkeit jetzt in den Bereich der Finanzpolitik zu übertragen, und zu glauben, 
es mache Sinn, von fiskalischer Nachhaltigkeit zu sprechen, sind – wie ich glaube – 
wieder ideologische Elemente mit im Spiel, weil so getan wird, als sei das Geld so et-
was wie ein fossiler Brennstoff. Ein fossiler Brennstoff verbrennt in der Tat und dann ist 
er weg. Deshalb muss man nachhaltig mit ihm umgehen. Das Geld verbrennt aber 
nicht, auch wenn Jugendliche in dem Zusammenhang von Kohle sprechen, sondern es 
wandert nur von einer Tasche in die andere. Anders gesagt: Es ist meistens in den fal-
schen Taschen oder es ballt sich in wenigen Taschen. Darin liegt das Problem.  
 
Ich weiß nicht, ob es auch der Finanzminister in Hessen in diesem hohen Hause getan 
hat, so lange dieser Plenarsaal noch besteht, aber ich weiß, dass viele andere Finanz-
minister sehr häufig und immer häufiger in dem Zusammenhang über Nachhaltigkeit 
sprechen und sagen: Die öffentlichen Haushalte müssen konsolidiert werden. Wir leben 
auf Kosten der nachfolgenden Generationen. – Das scheint nur so. In Wirklichkeit ist 
natürlich sowohl das, was ein Staat an Krediten aufnimmt, als auch das, was Gläubiger 
davon an Zinsen kassieren, auf jede Generation verteilt. Sie haben gewissermaßen die-
jenigen, die Staatsverschuldung in ihrem Depot haben, und Sie haben diejenigen, die 
sehr viel mehr Steuern aufbringen müssen, damit diese Schulden zurückgezahlt wer-
den. Daraus schlussfolgere ich: So liegt das Problem nicht. Es ist kein Problem zwi-
schen den Generationen. Es ist kein Problem der Nachhaltigkeit, sondern es ist eine 
Frage der Verteilung zwischen Arm und Reich in unserer Gesellschaft.  
 
Ich komme auf den letzten Punkt zu sprechen, den ich insbesondere sehe, wenn ich 
solche Schlagzeilen lese wie etwa im „Spiegel“. Vielleicht kennen Sie das Titelbild der 
Ausgabe Nummer zwei dieses Jahres: Ein Baby in schwarz-rot-goldenen Windeln, dar-
unter steht „Der letzte Deutsche“. – Im „Spiegel“ steht: „Das mag pathetisch klingen. Es 
geht um den Bestand des deutschen Volkes.“ – Das sagt dasselbe Nachrichtenmaga-
zin, das vor zehn Jahren in der Asyldiskussion Anfang der Neunzigerjahre das Titelbild 
mit einem Boot, an das sich viele Flüchtlinge klammerten, gebracht hat. Die Botschaft 
war: Wir sind voll. Wir sind hier in der Bundesrepublik Deutschland schon so stark über-
völkert, dass wir niemanden mehr aufnehmen können. – Ich sage, wenn man die 10. 
koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung – viele Vorredner haben von Schätzung 
gesprochen – des Statistischen Bundesamtes nimmt und die mittlere Variante fünf 
wählt, sinkt die Bevölkerung der Bundesrepublik von jetzt 82,5 Millionen Einwohner auf 
75, 1 Millionen Einwohner. Das ist ein Rückgang von weniger als 10 %. Wir wären im-
mer noch eines der am dichtesten bevölkertsten Länder dieser Erde und wir hätten die 
Bevölkerungsdichte, die wir hatten, als ich Anfang der Siebzigerjahre den Führerschein 
gemacht habe. Ich sage Ihnen, obwohl die Wochenzeitung „Die Zeit“ titelt und eine 
ganze Serie unter dem Stichwort Land ohne Leute macht: Ich bin damals mit meinem 
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Führerschein durch ein Land gefahren, in dem es zwar mehr Parkplätze gab, aber man 
traf auf jeden Fall ständig und überall noch Leute. 
 
Meine letzte Bemerkung: Da ich nicht nur Armutsforscher und Sozialstaatsforscher, 
sondern auch Rechtsextremismusforscher bin, habe ich immer Probleme damit, wenn – 
wie es Herr Dr. Klös vorsichtig ausgedrückt hat – von bevölkerungsorientierter Famili-
enpolitik gesprochen wird. Die Presse – von der „FAZ“ über „Die Welt“ bis zur „Berliner 
Zeitung“, die ich in diesem Diskurs beobachtet habe und den ich als Demographiedis-
kurs bezeichne – spricht von aktiver Bevölkerungspolitik, die gemacht werden müsste. 
Nun ist das möglicherweise legitim. Ich denke aber doch, dass man in Deutschland 
nicht so einfach und ein bisschen unsensibel darüber sprechen kann wie etwa in Kana-
da oder in Norwegen. Das hat bei uns immer noch bestimmte historische Assoziatio-
nen. Wir müssen auch sehen, dass Rechtsextremisten und Neonazis – ohne dass ich 
jetzt den „Spiegel“ oder „Die Zeit“ in irgendeiner Weise in diese Nähe rücken möchte – 
immer schon die Sorge umgetrieben hat, das deutsche Volk könne aussterben. Wenn 
wir nicht aufpassen und sehen, dass dieser Demographiediskurs sehr sensibel geführt 
wird, geben wir natürlich Rechtsextremisten, die in anderen Landesparlamenten schon 
Einzug gehalten haben, regelrechte Steilvorlagen. Deswegen warne ich davor, Kata-
strophenszenarien aufzumachen. Der demographische Wandel existiert und wirft auch 
Probleme für die Stadtplanung, für die Regionalplanung, für die Sozialplanung auf – gar 
keine Frage, man muss sich darüber Gedanken machen, wie man damit umgeht –, aber 
dieser demographische Wandel darf nicht zu Katastrophenszenarien benutzt werden, 
um damit bestimmte ökonomische und politische Interessen durchzusetzen, sondern 
man muss damit sozialverantwortlich umgehen und versuchen, solidarisch die damit 
verbundenen Probleme zu bewältigen. 
 
 
 
Diskussion: 
 
 
Vorsitzender: Herzlichen Dank, Herr Prof. Dr. Butterwegge. Ich bedanke mich an die-
ser Stelle der Anhörung bei allen zehn Fachfrauen und Fachmännern für Ihre Ausfüh-
rungen. Wir haben erleben dürfen, dass auch dieses Thema eine Bandbreite von Fak-
ten, Kenntnissen, Informationen und Interpretationen bereithält. Ich weiß, was es für 
einen gestandenen Abgeordneten oder Abgeordnete bedeutet, dreieinhalb Stunden 
zuzuhören. Deswegen eröffne ich jetzt die Diskussion. Wir haben uns einen Zeitrahmen 
gegeben. Aber wir waren bisher so diszipliniert, dass ich keinen Zweifel daran habe, 
dass wir ihn auch weiterhin einhalten werden. – Frau Abg. Schulz-Asche, Sie haben 
das Wort. 
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich bedanke mich zu-
nächst bei all denjenigen, die hier gesprochen haben. Sie haben ein umfassendes Bild 
über die Positionen gegeben, die gerade zum Thema demographischer Wandel in der 
Bundesrepublik in den Bereichen Wirtschaft und Finanzen diskutiert werden. Es war ein 
Abbild dieser Diskussion, was ich sehr schätze. 
 
Ich möchte gar keinen großen inhaltlichen Beitrag leisten, weil mein Problem darin be-
steht, dass ich aus dieser Anhörung mit mehr Fragen herausgehe, als ich hereinge-



Ra – 58 – EKW/16/10 – 10.11.2004  
 
 
kommen bin. Ich habe einige Antworten ansatzweise gehört, aber ich muss ehrlich sa-
gen, dass ich keine grundsätzliche Bewertung abgeben möchte. 
 
Ich möchte jedoch eine Frage stellen. Ich habe den Eindruck, dass bei allen Anzuhö-
renden die Entwicklung der Beschäftigtenpotenziale in Bezug auf alle Größen – sowohl 
was die Steueraufkommen als auch das Arbeitskräftepotenzial anbelangt – eine Rolle 
gespielt hat. Wir haben einige Graphiken gesehen, in denen der prozentuale Anteil der 
Erwerbsfähigen hochgerechnet wurde, sei es nur auf die ältere Bevölkerung – das gibt 
dann ein großes Problem – oder auf Ältere und Jüngere bezogen, bei denen sich das 
Problem relativiert. Uns wurden Prognosen wie die von der OECD vorgestellt, die mit 
verschiedenen Ansätzen wie Erhöhung der Frauenerwerbsquote, bessere Bildung, Pro-
duktivitätsentwicklung durch lebenslanges Lernen arbeiten. Wenn ich das richtig ver-
standen habe, haben diese Prognosen einzelne Aspekte für sich, aber nicht alle zu-
sammen berücksichtigt. Das ist ein ganzer Bereich von Faktoren, welche die Potenziale 
der Erwerbstätigen – die Frauenerwerbsquote sei hier als Stichwort genannt – erhöhen.  
 
Ich habe jedoch keine nachvollziehbare Berechnung gesehen, in der diese Komponen-
ten tatsächlich einmal zusammengefasst wurden und in der tatsächlich gesagt wurde, 
wie sich das Erwerbstätigenpotenzial real und nicht prozentual gemessen an der Ge-
samtbevölkerung in der Summierung der verschiedenen Varianten entwickeln wird. Herr 
Dr. Klös hatte eine sehr schöne Graphik mit den verschiedenen Varianten der OECD-
Studie gezeigt. Aber auch da hat man gesehen, dass das nicht alle schaffen. Mich inte-
ressiert die spezifische Situation in Hessen, wenn man mehrere Komponenten zusam-
men nehmen würde, da Hessen, zumindest im südlichen Hessen, ein Gebiet mit wirt-
schaftlicher Dynamik und Zuwanderung ist. Das ist eine meiner zentralen Fragen, weil 
sowohl das Steueraufkommen, die Zukunft der öffentlichen Haushalte als auch die Er-
werbstätigkeit und die Produktion – in welchem Gewerbe auch immer – zentrale 
Schlüssel sind. Das ist meine zentralste Frage, auf die ich mich im Moment beschrän-
ken möchte. 
 
 
Frau Dr. Anette Reil-Held: Ich habe den Eindruck, dass ich probiert habe, darauf zu 
antworten. Vielleicht habe ich Sie auch falsch verstanden. Ich habe versucht, die Ent-
wicklung der Erwerbstätigen in Hessen bis 2050 hochzurechnen. Dieser Entwicklung 
der Erwerbstätigenzahlen liegt eine Kombination der verschiedenen Parameter zugrun-
de. Ich gehe davon aus, dass sich die Erwerbsbeteiligung der Frauen stärker als die der 
Männer in mittleren Altersklassen steigert. Ich kann Ihnen gleich zeigen wie. Ich habe 
leider keine Folie dabei. Ich gehe ebenfalls davon aus, dass die Erwerbsbeteiligung der 
jüngeren Arbeitnehmer etwa gleich bleibt. Sie werden die Schule wahrscheinlich früher 
verlassen, dafür steigt aber das Qualifikationsniveau insgesamt, was einen kompensie-
renden Effekt hat. Ich habe mir angesehen, was passiert, wenn die Erwerbsbeteiligung 
älterer Männer und älterer Frauen noch stärker erhöht wird. Diese drei Effekte zusam-
men genommen, ergeben die Erwerbstätigenzahlen, die ich Ihnen präsentiert habe.  
 
Lässt man die altersspezifischen Quoten konstant, wird es einen Rückgang von 
700.000 Erwerbstätigen geben. Wenn man aber das Renteneintrittsalter drei Jahre 
nach hinten verschiebt, sich die Frauenerwerbsbeteiligung an die der Männer in etwa 
um die Hälfte angleicht und die Arbeitslosenquote halbiert wird, bekommen wir – die 
bundesweite Schätzungen auf Hessen übertragen – das zweite Szenario, das ich vorhin 
gezeigt habe, nämlich einen Rückgang um etwa 400.000 Erwerbstätige. Das ist das 
Potenzial der Erwerbstätigen. Man muss hier unterscheiden, weil ein Potenzial stille 
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Reserven einschließt. Außerdem sind die Arbeitslosen nicht in meiner Betrachtung ent-
halten. Hier geht es tatsächlich um die effektiv Erwerbstätigen. 
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche: Das habe ich vorhin nachvollzogen. Es fehlt hier aber ein 
Faktor wie die Produktivitätssteigerung durch lebenslanges Lernen. Dieser ist in ihrer 
Berechnung nicht enthalten. Wenn man die gesamtgesellschaftliche Entwicklung über 
einen längeren Zeitraum berechnen möchte, müsste man auch die individuelle Steige-
rung der Produktivität der dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte ein-
rechnen. 
 
 
Frau Dr. Anette Reil-Held: Wenn wir auf das gesamte Produktionsergebnis abzielen, 
dann muss man sich die Produktionsfaktoren ansehen – es bestehen mehr Faktoren als 
der Arbeitsmarkt. Aber der Input, die Anzahl der Erwerbstätigen, ist schon der entschei-
dende Faktor. Er trägt in Deutschland zu zwei Drittel zum Output bei. – Diese Rechnung 
setzt voraus, dass wir in Deutschland nach wie vor einen Produktivitätsfortschritt in un-
verändertem Ausmaß beobachten werden. 
 
 
Frau Prof. Dr. Gisela Färber: Sie haben natürlich eine zentrale Frage angesprochen. 
Eine Sanierung des Arbeitsmarktes ist die Voraussetzung dafür, dass sämtliche Refor-
men, die wir hier heute auch mit Blick auf die demographische Entwicklung unterneh-
men, in irgendeiner Form ziehen können.  
 
Was wir von der ökonomischen Seite heute machen können, sind Modellrechnungen. 
Das sind keine Prognosen. Aber man kann die im Raum stehenden demographischen 
Parameter in der Altersgruppe der Menschen, die potenziell erwerbsfähig sind – wie wir 
gesehen haben, kann man an den Altersgrenzen ziehen, man kann die Erstausbildung 
verkürzen – entsprechend verändern, um das Arbeitsvolumen zu beeinflussen. Man 
kann aber keine Prognose darüber abgeben, was man machen soll. Ich erinnere mich 
an meine erste demographische Studie, in der ich davon ausging, dass ganz allein 
durch Saldenmechanik im Jahr 2000 Vollbeschäftigung herrschen würde, weil dann die 
Erwerbspersonenzahl so weit geschrumpft sein würde. Die Realität hat mich ja völlig 
überholt.  
 
Solche Modellrechnungen können aber zeigen, an welchen Parametern die Politik ar-
beiten kann, um den rein demographischen Rückgang der Erwerbspersonen aufzufan-
gen. Eine Erhöhung der Erwerbsquote der Frauen auf ein Volumen, wie wir es in ande-
ren Volkswirtschaften haben, würde z. B. bis 2030 die meisten zu befürchtenden Per-
sonalengpässe kompensieren. Es ist Sache der Politik, das z. B. durch Anreize zu er-
reichen. Das spiele ich jetzt an Sie zurück. Die Wissenschaft kann nur zeigen, wo Stell-
schrauben sind und wo man unter Umständen die Rahmenbedingungen so setzen 
kann, dass die Menschen die Probleme selbst auffangen.  
 
 
Herr Prof. Dr. Roland Eisen: Das Problem ist, wie Sie es gestellt haben, wahrschein-
lich gar nicht zu lösen. Die Ökonomen oder wer auch immer machen sich zunächst ein 
Modell. In einem Modell muss man immer viele Dinge konstant halten oder exogen be-
trachten, um dann zu sagen: Ich interessiere mich für ganz bestimmte Faktoren. – Ob-
wohl man ein schönes globales makroökonomisches Modell wirklich haben sollte. Alles 
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das, was bei Börsch-Supan in globalen Modellen z. B. über den Kapitalzins gerechnet 
wird, enthält immer sehr starke Annahmen, wie sich die Arbeit entwickelt oder wie sich 
andere Dinge entwickeln, sodass es immer noch keine gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichtsmodelle sind. Selbst in einem gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtsmodell, 
bei dem Sie sehr viele Variablen hätten, mögen Sie sehr viel konstant setzen. Dann 
können Sie immer nur fragen, was passieren würde, wenn ich einen dieser Parameter 
verändere. Wenn Sie alle verändern, wie Sie es gern hätten, kommt etwas heraus, was 
Sie nicht mehr wissen. Sie wissen dann nicht, auf welchen Faktor es zurückzuführen ist. 
 
Hier gebe ich Frau Prof. Dr. Färber Recht, die sagt: Wir müssen bestimmte Parameter 
anschauen, die vielleicht veränderbar sind. – Herr Dr. Klös hat das Anreize, Effizienz 
und Rente genannt. Ich würde Rente weglassen und sagen: Wir bleiben bei Anreizen 
und Effizienz. – Man kann vieles in diesem System noch effizienter machen. Man kann 
an vielen Stellen vielleicht noch sparen. Das kann man wahrscheinlich überall. Vor al-
lem aber sind bei uns viele Anreize falsch gesetzt, z. B. das frühe Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben – für die Unternehmer wird es sehr billig und für den Rentner wird es 
sehr gut. Da scheint etwas falsch zu sein. Wir müssen zunehmend wieder in die Alten 
investieren. Wir als Professoren tun das von allein. Wir haben immer die Konkurrenz 
der Jungen. Man muss ja noch ein bisschen was tun, aber andere tun das nicht mehr. 
Die Unternehmen haben z. B. kein Interesse daran – das wurde auch als Argument ge-
nannt –, noch in über 45-Jährige zu investieren. Das ist falsch, denn er ist mindestens 
noch 20 Jahre da. Wenn ich die Unternehmer und Betriebswirte rechnen höre, rechnen 
sie mit einer Investitionsperiode von sieben bis zehn Jahren. Der Volkswirt rechnet mit 
unendlich. Wenn ich einen Mitarbeiter für 20 Jahre habe, kann ich doch noch einmal 
investieren. 
 
 
Abg. Dr. Thomas Spies: Ich habe vier Fragen an unterschiedliche Referenten. Frau 
Prof. Dr. Färber, Sie haben uns sehr eindrucksvoll die Konsequenzen für die Ausgaben 
und den Bedarf öffentlicher Haushalte dargestellt und regionale Wirkungen deutlich 
gemacht. Das bringt mir auf den ersten Blick die Verpflichtung nahe, in großräumigeren 
Einheiten für die Ausgleiche zu denken. Vielleicht ist die Kategorie in Werra-Meissner in 
30 Jahren nicht mehr sinnvoll. Der Landkreis Werra-Meissner ist der Landkreis in Hes-
sen, der die stärkste Alterung und den stärksten Bevölkerungsschwund zu erwarten hat. 
Vielleicht sollten wir nicht mehr in der Kategorie Werra-Meissner und Stadt Frankfurt 
rechnen. 
 
Sie haben in einer Nebenbemerkung auf etwas verwiesen, was ich nicht verstanden 
habe. Es wurde heute an sehr vielen Stellen die Frage der Erwerbstätigenzahlen, aber 
auch die Frage der Produktivität in den wirtschaftlichen Zusammenhängen aufgeworfen. 
Sie haben zwei Aspekte des Problems der öffentlichen Haushalte dargestellt, nämlich 
einerseits die Ausgabenproblematik – Veränderung von Strukturen – und andererseits 
die Tatsache, dass weniger Steuerzahler und mehr Rentner zu geringeren Steuerein-
nahmen führen, was nach meinem Verständnis wie eine Kopfzählung klang. Wenn die 
Produktivität eine solche Rolle spielt, lautet doch die eigentliche Frage: Würden wir von 
Produktivitätsgewinnen den angemessenen Anteil für das Steueraufkommen abschöp-
fen, wären Alterungen kompensiert und das Problem hinsichtlich der Steuereinnahme-
seite damit schon gelöst. – Könnten Sie dazu noch etwas sagen? 
 
Ich vermute einen Widerspruch. Sie haben sich sehr deutlich zu sehr unterschiedlichen 
regionalen Wirkungen des demographischen Wandels in Bezug auf Schuldenstände, 
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Pensionslasten, Steuerergiebigkeit geäußert und auch darauf hingewiesen, dass das 
Schuldenrisiko mit zunehmender Dezentralität höher wird: Bei einer kleinen Kommune 
besteht viel mehr die Gefahr, wenn sie sich hoch verschuldet, ob sie das noch in den 
Griff bekommt. Gleichzeitig haben Sie kurz danach die Dezentralisierung von Kompe-
tenzen und die Regionalisierungen auch durch eine Autonomie im Steueraufkommen 
gefordert. Mir erscheint das als Widerspruch. Vielleicht können Sie ihn auflösen. 
 
 
Frau Prof. Dr. Gisela Färber: Herr Dr. Spies, auf Ihre Frage, ob die Landkreise noch 
relevant seien, nur eine kurze Antwort, Sie haben sie auch nur als Frage als Ganzes 
eingeworfen: Noch produzieren die Institutionen die öffentlichen Güter und Leistungen. 
Sie können sich gern die Frage stellen, welche räumliche Institutionenstruktur wir im 
Lande brauchen, um mit der Demographie umzugehen: Stärkt das Ebenen auf der RP-
Ebene in Hessen? Müssen Sie dort mehr Selbstverwaltung einbauen? – Es ist ohnehin 
eine Frage, die ich für den Wandel von Institutionen im föderalen Staat für ganz wichtig 
halte, nämlich inwieweit man als Verwaltungs- wie auch als Selbstverwaltungsebene 
möglicherweise einen Umbau gestaltet, wie man die Landkreise, die früher als untere 
Landesebene wirklich Befehlsempfänger waren, heute auch ein Stück kommunalisiert. 
Deswegen Glückwunsch zu der Frage, was man dort machen kann. 
 
Zur Frage nach dem Rückgang der Ergiebigkeit des Steuersystems. Sie können natür-
lich generell mit Produktivität Rückgänge bei den Erwerbstätigenzahlen ausgleichen. 
Sie können mit Produktivität unter Umständen auch Verteilungsspielräume zwischen 
Jung und Alt eröffnen. Mein Doktorvater Bert Rürup hat schon vor 25 Jahren in seinen 
ersten Publikationen zum Rentenproblem im Zuge der demographische Entwicklung 
gesagt: Mit Produktivität kann ich alles Mögliche untertunneln. – Wenn Sie allerdings 
Produktivität forcieren, müssen Sie auch bedenken, dass die Produktivität im öffentli-
chen Sektor immer darunter liegt. Ich habe hier nur ein Problem isoliert, nämlich die 
Frage nach der Ergiebigkeit des Steuersystems. Hier ist es de facto auf jeden Fall so: 
Dadurch, dass Sie einen anderen Mix haben – wir Ökonomen arbeiten bei Analysen 
natürlich ceteris paribus erst einmal mit einem gleich bleibenden Steuersystem –, haben 
Sie eine nachlassende Ergiebigkeit. Ich bin zu dem Rechenergebnis gekommen, allein 
die demographische Entwicklung würde bedeuten, dass wir die Steuersätze um 12 % 
oder 14 % anheben müssten, um im Jahr 2050 das gleiche Pro-Kopf-Aufkommen der 
dann insgesamt geschrumpften Bevölkerung zu erreichen, weil das umgerechnet der 
Bedarfsträger ist. Sie bekommen solche Probleme. Die Produktivität allein kann Ihnen 
nur als gesamtwirtschaftlicher Spielraum zur Verfügung stehen. Sie müssen das Steu-
ersystem natürlich ändern. 
 
Ich beziehe mich auf meine „Milchmädchenrechnung“. – Diesmal habe ich sie als „Mäd-
chen“ angestellt, die meisten Milchmädchenrechnungen, die heute zitiert worden sind, 
wurden von Männern angestellt und ich bitte im Gender-Kontext, sie auch als „Milch-
männchenrechnungen“ zu bezeichnen. – Ich ziehe aus solchen Extrapolationen immer 
die Konsequenz, wie ich vorhin schon gesagt habe, Änderungsbedarf und Handlungs-
bedarf aufzuzeigen. Das heißt für mich: Das Steuersystem muss umgebaut werden. Ich 
habe z. B. im Kontext der Expertenkommission „Finanzierung lebenslangen Lernens“ 
den Vorschlagsteil geschrieben. 
 
Sie müssen sich auch Gedanken darüber machen, wie Sie Aufwendungen für Bildung 
und Erträge von Bildung in Zukunft anders steuern. Eine der von den meisten Leuten 
noch für verrückt gehaltene Debatte in diesem Kontext ist: Wir müssen uns beispiels-
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weise bei dem Begriff der Leistungsfähigkeit im Steuerrecht auch ein Stück davon weg-
begeben, das am realisierten Einkommen festzumachen. Wenn ich freiwillige Nichter-
werbstätigkeit habe und vor allem in Bildung sehr viel Subventionen zahle, dann ist – 
mein Lieblingsfeind – die habilitierte, nicht erwerbstätige Arztgattin im Grunde leistungs-
fähig, aber in unserem Steuersystem wird sie durch das Ehegattensplitting belohnt. 
Auch im Kontext der Demographie ist ein solches Steuersystem widersinnig. Sie müs-
sen vielleicht sogar Leistungsfähigkeit an der Menge der bezogenen Bildungssubventi-
onen mitmessen. – Ich gebe hier nur ein paar Ketzerideen in die Diskussion hinein, weil 
wir ganz viel Entwicklungsbedarf haben. Wir müssen uns von den Ideen, die zum Teil 
noch bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts oder selbst bis ins 19. Jahrhundert zurück-
reichen, hinsichtlich der Institutional Settings des Staates verabschieden und uns in ei-
ne neue Welt hineinbegeben, die mit den Herausforderungen von Demographie und 
vielleicht auch Globalisierung, die als Problemwirkungen ineinander greifen, zurecht-
kommen. 
 
Zu Ihrer letzten Frage. Dass das Schuldenrisiko mit der Dezentralität wächst, hat damit 
zu tun, je kleiner die Institution auf der unteren Ebene ist umso anfälliger ist sie. Wenn 
die Leute aufgrund von Freizügigkeit wandern können, haben Sie natürlich sehr viel 
größere prozentuale Verwerfungen bei der Wanderung einer Person von A nach B. Das 
heiß, alte Schulden, müssen von immer weniger Menschen getragen werden. 
 
Die Forderung nach Dezentralisierung ist überhaupt kein Widerspruch, denn zu einer 
Dezentralisierung von Handlungskompetenzen – ich nenne jetzt einmal Aufgaben, Ge-
staltungskompetenzen und anderes – gehört möglicherweise auch – im Rahmen der 
knappen Zeit ist das alles natürlich ein bisschen zu kurz gekommen – die Finanzverfas-
sungen so zu schneiden, dass diese anderen Verantwortungen wahrgenommen werden 
können. Für mich hat immer Steuerautonomie dazugehört, denn ich muss mit meinen 
Bürgerinnen und Bürgern „raufen“ können, wie viel öffentliche Leistungen sie haben und 
wie viele Steuern sie dafür bezahlen wollen, auch für Umverteilungsaufgaben. Gerade 
bei der Staatsverschuldung muss ich die Regeln so schneiden, dass die Risiken tragbar 
sind. Sie wissen – Public Choice – Politiker neigen unglaublich gern dazu, die Folgen 
ihrer Handlungen in die Periode nach ihrer Wiederwahl hineinzuwerfen. Die Lastenver-
schiebungen bei den Rentenversicherungen, die wir seit Jahrzehnten beobachten, kön-
nen nur durch konstitutionelle Vorkehrungen, also durch Institutional Design, beseitigt 
werden. Der vermeintliche Widerspruch kann durch Reformen aufgehoben werden. 
 
 
Herr Prof. Dr. Christoph M. Schmidt: Ich möchte gern zwei Punkte anfügen. Wir ha-
ben heute sehr häufig das Wort Produktivität gehört. Ich möchte ganz gern Ihre Sensibi-
lität dafür wecken wollen, dass das ein Konstrukt ist, welches man nicht einfach aus den 
Statistiken ablesen kann, auch nicht ex post. Im Grunde genommen ist der Arbeitsmarkt 
so, wie jeder andere Markt auch, einer, bei dem sich Angebot und Nachfrage in irgend-
einer Form treffen müssen. Es gibt auf der Nachfrageseite, also auf der Seite der Ar-
beitgeber, sicherlich die Tendenz, wenn der Preis für jede effektive Arbeitsstunde höher 
ist, weniger davon nachzufragen. Es ist natürlich klar, dass der Arbeitsmarkt kein Markt 
wie der für Brötchen oder Kartoffeln ist, sondern dass langfristige Beziehungen eine 
Rolle spielen. Nichtsdestoweniger gibt es eine grundsätzliche Tendenz, weniger Ar-
beitsstunden nachzufragen, wenn es mehr kostet. 
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Man könnte die gemessene Produktivität perverser Weise dadurch erhöhen – das will 
niemand –, dass man die unproduktivsten Arbeitnehmer freisetzt. Dann ist die Produkti-
vität natürlich höher. Das ist nicht das, was Sie gefragt haben. Sie fragen nach der Pro-
duktivität, die quasi die Verschiebung dieser gesamten Kurve ausmacht. In den 
gemessenen Statistiken sind natürlich die beiden Dinge eng miteinander verwoben. 
Deswegen sollte man sich auch nicht zu leicht von jemandem überzeugen lassen, dass 
die Messung in den Statistiken frei von dieser Verzerrung sei. 
 
Der Punkt, der auf Ihre Frage eingeht, ist folgender: Wir haben ein bisschen aus den 
Augen verloren, dass neben dem demographischen Wandel ein weiterer Prozess in 
unserer Gesellschaft oder als Hintergrund für unser gemeinsames Zusammenleben und 
unser wirtschaftliches Zusammenleben abläuft, nämlich dass sich die Märkte internatio-
nal öffnen. Wir haben mit Sicherheit in den letzten Jahrzehnten erlebt und erleben es 
gerade in bemerkenswerter Weise, dass junge, talentierte hoch ausgebildete Arbeit-
nehmer sehr viel mehr Möglichkeiten haben, international tätig zu sein und das durch-
aus auch wahrnehmen. Sie haben, wenn man im Neudeutschen bleiben will, eine Out-
side-Option. Je mehr Sie glauben, Probleme, die durch den demographischen Wandel 
daheim entstehen, einfach durch eine Veränderung der Besteuerung, der Verteilung 
zwischen Erfolgreichen und weniger Erfolgreichen lösen zu können, um so mehr kreie-
ren Sie das Problem, dass die Leute mit Outside-Option, die ich nicht ansatzweise 
quantifizieren kann, diese Outside-Option auch wahrnehmen. Dann schadet man den-
jenigen, denen man gerade helfen wollte, die keine Outside-Option haben, sondern hier 
bleiben müssen und hier eventuell arbeitslos sind.  
 
 
Abg. Dr. Thomas Spies: Der letzte Hinweis war richtig. Deshalb hat die SPD im Go-
desberger Programm einige Grundprämissen über den Haufen geworfen. Sie haben mit 
Ihrer ersten Bemerkung im Grunde die Einleitung für meine nächste Frage an Herrn Dr. 
Klös geliefert. Erlauben Sie mir eine Vorbemerkung. Ganz am Anfang haben Sie darauf 
verwiesen, es wäre schön, wenn die Validität der Daten in der empirischen Wirtschafts-
forschung so groß wie in der Demographie wäre. Als Replik auf die Ausführungen von 
Herrn Dr. Eicker-Wolf muss ich zugeben, ich bin Arzt, ich verstehe davon nichts, aber 
Sie haben alle meine Vorurteile bestätigt. 
 
Eines habe ich dennoch nicht verstanden. Ich finde Ihre Darlegung über die Bedeutung 
von Bildung und Humankapital insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Produktivi-
tät, auch der Kompensation zwar außerordentlich lehrreich. Ich habe heute darüber 
sehr viel gelernt. Zum Schluss allerdings haben Sie in Ihren Konsequenzen auf die poli-
tischen Aufträge verwiesen, zum Teil auf die Umlenkung staatlicher Mittel in den ver-
schiedenen Bildungssektoren. Dann kam zur Stärkung der Nachfrage nach Bildung die 
Einführung von Studiengebühren. Ich bitte Sie, mir das noch einmal zu erklären. Ich 
habe es immer so verstanden, dass wir die Lohnnebenkosten senken sollen, um die 
Nachfrage zu verbessern, weil Sachen dann billiger werden. Wenn ich den Gedanken 
zu Ende denke, dass wir das Studium teuer machen, damit mehr Leute studieren wol-
len, würde ich dringend dazu raten, die Lohnnebenkosten durch mehr Gesundheitsleis-
tungen zu erhöhen, weil unsere Produkte dann mehr umworben werden. Ich habe das 
als Widerspruch wahrgenommen. Das mag mangelnde Kompetenz sein. Vielleicht kön-
nen Sie mir das noch einmal erklären.  
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Herr Dr. Hans-Peter Klös: Ich hoffe, es schlicht und einfach erklären zu können: Ich 
bin sehr davon überzeugt, gute Argumente finden zu können, dass sich das auf einer 
fortgeschrittenen Stufe der bildungsbiographischen Leiter, wo das, was man als Hu-
mankapitalinvestition tätigt, bei sich selbst verzinst – man redet auch von Bildungsrendi-
ten – und man dort eher von einem privaten als von einem öffentlichen Bildungsgut 
sprechen kann, weswegen an der Stelle das Prinzip von Angebot und Nachfrage stär-
ker als bisher umgesetzt werden kann. Die Nachfrage kann man dadurch stärken, dass 
man den Nachfrager auch zum Finanzier macht. Wenn der Finanzier mit dem, was er 
als Finanzierungsanteil mitbringt, darüber mitbestimmen kann, welche Qualität der Aus-
bildung er auf der Angebotsseite erwarten kann, haben wir eine völlige Umkehrung der 
bisherigen Steuerungslogik. 
 
Wenn hinzukommt, dass sich der Anbieter von Bildungsleistungen seine Studierenden 
selbst auswählen kann, wenn sich der Nachfrager von Bildungsleistungen den Anbie-
tern von Bildungsleistungen selbst auswählen kann, statt sie über die ZVS zugewiesen 
zu bekommen, wenn der Anbieter von Bildungsleistungen, die Hochschule, darüber 
bestimmen kann, welches Personal sie hat, wie sie rekrutiert, wie sie das Portfolio an 
Dienstleistungen darstellt, haben wir in diesem Teil des Bildungsmarktes die Möglichkeit 
von Rückkoppelungseffekten, die im Ergebnis dazu führen, dass die Qualität der Bil-
dungsdienstleistungen mit hoher Wahrscheinlichkeit zunehmen wird. Ich hoffe das zu-
mindest. 
 
 
Herr Prof. Dr. Christoph M. Schmidt: Ich möchte kurz noch etwas zu dieser Diskussi-
on beitragen. Ihre Frage, demographische Variablen versus ökonomische Variablen, 
kann man ganz einfach und überzeugend beantworten: Herr Prof. Dr. Butterwegge hat 
es ganz richtig gesagt. Die in 2030 Anwesenden gibt es weitgehend schon. Das heißt, 
dass die demographischen Variablen solche sind, die weniger den Einflüssen aktueller 
oder künftiger Entscheidungen ausgesetzt sind als ökonomischer Variablen. Das macht 
sie natürlich leichter prognostizierbar. Dennoch gibt es – das ist mir ganz wichtig fest-
zuhalten, weil das vorhin in einem Beitrag anklang – gute und schlechte empirische Ar-
beit. Es gibt gute und schlechte Statistik. Sie sind natürlich gezwungen, wenn Sie wirk-
lich Verarbeiter unserer Informationen sein wollen, bis zu einem gewissen Grad ein 
Verständnis für Wahrscheinlichkeitstheorien wissenschaftlicher Arbeit aufzubringen, 
sonst können Sie nämlich nicht Gutes und Schlechtes voneinander unterscheiden. Sie 
müssen keine Wahrscheinlichkeitstheoretiker werden, aber ich glaube, dass es gute 
und schlechte empirische Forscher und gute und schlechte empirische Forschungen 
gibt. An Ihrer Stelle würde ich mir eine Bemerkung über Statistik, die sowieso nur Mist 
sei, nicht bieten lassen und dem nicht zum Opfer fallen wollen. 
 
 
Abg. Dr. Thomas Spies: Frau Dr. Reil-Held, Sie haben uns eine sehr spannende Idee 
für die Anpassung der Relation aktiver Jahrgänge zu den nicht mehr oder noch nicht 
aktiven Jahrgängen geliefert. Ich habe an der Stelle nicht ganz verstanden, wie sich 
angesichts der Entwicklungen, die wir schon hinter uns haben und von denen manche 
behaupten, sie seien ein Problem – man kann ernsthaft diskutieren, ob ein Rentenbei-
trag von 19 % ein Problem ist oder nicht und ob man ihn aus dem Lohn oder auch aus 
Beiträge nehmen könnte, die nicht äquivalent wieder ausgezahlt werden, das würde die 
Sache viel leichter machen, ich bin da ziemlich dicht bei Herrn Prof. Dr. Butterwegge – 
die Lebensarbeitszeit unter der Prämisse der Vorausberechnungen entwickeln muss, 
um den Status quo zu stabilisieren. Die Renteneintrittsgrenze von 65 Jahren reicht 



Ra – 65 – EKW/16/10 – 10.11.2004  
 
 
nicht. Wie weit müsste man das Rentenalter hinausschieben? Ich persönlich würde 
gern bis 70 Jahre arbeiten. Jedenfalls macht mir mein Job viel Spaß. Oder wie viele 
Jahre früher müsste man anfangen zu arbeiten? Haben Sie das errechnet? Können Sie 
mir sagen, worauf man hinauskommt? 
 
 
Dr. Anette Reil-Held: Ich möchte hier keine rentenpolitische Diskussion aufmachen – 
es hat mich vorhin schon als Antwort auf Prof. Butterwegge in den Fingern gejuckt. 
Durch eine Auswahl des Umlageverfahrens wird das Problem des demographischen 
Wandels nicht gelöst.  
 
Zum Renteneintrittsalter. Wir haben keinen isolierten Rechenbetrag, sondern betrach-
ten es als Paket, weil wir wissen, dass eine Maßnahme allein nicht ausreicht. Außer-
dem muss bedacht werden, was mit dem effektiven Renteneintrittsalter passiert, wenn 
wir das gesetzliche Renteneintrittsalter heraufsetzen. Das ist keine einfache empirische 
Fragestellung. – Die Abbildung war mehr zur Illustration gedacht und zielte weniger auf 
die rentenpolitische Diskussion ab. 
 
Es stellt sich zudem die Frage, was die Referenzgröße ist. Die aktuellen Beitragssätze 
sind nicht nur demographisch bedingt, es kommen auch andere z. B. kurzfristige kon-
junkturelle Aspekte hinzu. – Das wäre eine interessante Rechnung, ich muss überlegen, 
ob wir das simulieren könnten. 
 
Wenn man allein mit dem Renteneintrittsalter den Beitragssatz stabilisieren möchte, 
stellt sich die Frage, wie hoch das Renteneintrittsalter liegen muss. – Die Maßnahmen, 
die die Rürup-Kommission vorgeschlagen hat, kann ich kurz vorstellen, um eine Grö-
ßenordnung zu vermitteln. Sie hat vorgeschlagen, das gesetzliche Renteneintrittsalter 
um zwei Jahre zu verschieben, also von 65 auf 67 Jahre, über einen Zeitraum von 2011 
bis 2035. Das macht einen Beitragssatz von 0,2 bis 0,3 % aus. 
 
 
Abg. Mark Weinmeister: Ich weiß nicht mehr genau, wer die Darstellung gezeigt hat. 
Es gab einen Chart, auf dem die Zahl der Beschäftigten der über Fünfzigjährigen in an-
deren Ländern in Form einer Banane dargestellt worden war, während Deutschland 
dies nicht geschafft hat. – Ich hätte gerne eine Einschätzung dazu, warum dies in 
Deutschland nicht gelungen ist. 
 
 
Andreas Esche: Eine der klassischen Antworten darauf ist die wunderbar funktionie-
rende Interessenkonstellation zwischen den Arbeitgebern auf der einen Seite und den 
Verbänden der Arbeitnehmer und den Arbeitnehmern selbst auf der anderen Seite, über 
Jahre hinweg einen vermeintlich schmerzlosen Ausweg zu finden. – Das ist der eine 
Punkt. 
 
Der zweite Punkt ist möglicherweise eine Tendenz zur Verdichtung der Arbeit, die es 
manchen auch aus anderen Gründen näher legt, früher auszusteigen. Die klassische 
Frage ist, wie man das verhindern kann. – Auch heute müssen Abschläge in Kauf ge-
nommen werden, wenn man frühzeitig aussteigt. Es gibt schon seit längerem eine De-
batte darüber, inwieweit diese Abschläge versicherungsmathematisch korrekt sind. 
Nach meiner Wahrnehmung ist die überwiegende Einschätzung die, dass diese Ab-
schläge in etwa verdoppelt werden müssten, damit sie mathematisch korrekt sind. Ein 
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weiterer Punkt ist der Kündigungsschutz älterer Arbeitnehmer. Hier geht es eher darum, 
die Wahrnehmung zu verändern als die tatsächliche Rechtslage. Es ist schon eine gan-
ze Menge passiert, aber es ist noch nicht angekommen.  
 
Die Frage der Senioritätsentlohnung – oder wie ich es vor ein paar Tagen von einem 
Kollegen der IG Metall gehört habe, der es Statusentlohnung nannte – stellt ein erhebli-
ches Problem, wohl wissend wie schwierig so etwas zu korrigieren ist.  
 
 
Dr. Hans-Peter Klös: Herr Esche hat es vollkommen richtig wiedergegeben, das sind 
die wesentlichen Faktoren, die wie Sperrklinkenfaktoren ineinander wirken und dazu 
führen, dass die Erwerbstätigenquote der Älteren bei uns eher bleiern bei 38 % liegt. 
Das führt zu der Frage der Potenziale. Der OECD-Schnitt liegt bei 48 %. Umgerechnet 
auf Deutschland heißt das, dass wir eine Lücke von 1,2 Millionen haben, die wir auffül-
len müssten, um auf das OECD-Niveau zu kommen.  
 
Das ist ein Beispiel dafür, wie man in Form von Lückenberechnungen Potenziale funkti-
onal äquivalent berechnen kann. – Da kann ich dem Kollegen nur zustimmen. Man 
kann die einzelnen Annahmen und Parameter benennen und sagen, wie sich der ein-
zelne Effekt quantitativ darstellt. Das kann anschließend multivariat getestet werden. 
 
Die Frühverrentung in Deutschland ist gewisser Weise dadurch gestoppt – den Befund 
wage ich mittlerweile –, weil in der öffentlichen Diskussion damit begonnen wurde, ver-
schiedene Frühverrentungswege zu schließen. Die Erblast, beziehungsweise die Rache 
des Gutgemeinten, die mit einer massiven Ausdehnung der Bezugsdauern von Arbeits-
losenunterstützung auf 32 Monate in der Ära Blüm, angefangen hat und die wir jetzt 
mühsam zurückholen müssen, ist der klassische Fall von Verträgen zu Lasten Dritter, 
nämlich der Steuer- und Beitragszahler. Die Anreize waren so gesetzt, dass sich jeder 
Beteiligte unter den Bedingungen des Systems rational verhalten hat, und andere dafür 
in Geisel genommen hat. Es ist wichtig, und es gehört zu den Fortschritten der vergan-
genen Jahre, dass wir allmählich mit einer Schubumkehr beginnen, damit das durch-
schnittliche Rentenzuwachsalter wieder zu steigen beginnt. 
 
 
Prof. Dr. Roland Eisen: Wenn es darum geht, diese Zuschläge oder Abschläge bei der 
Rentenversicherung zu berechnen, wenn man mit 63 Jahren aufhört, dann muss ich 
meinem Vorredner widersprechen. Es handelt sich nicht um ein mathematisches Prob-
lem. Es wäre ein mathematisches Problem, wenn Sie die Überlebens- und Sterbewahr-
scheinlichkeit unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen mit 62, 63, 64 usw. Jahren ken-
nen würden. Wenn Sie dann noch Unterschiede darüber machen, dass man sagt, frü-
her sind die Arbeiter früher gestorben und die Angestellten haben länger gelebt. Infofern 
müssten alle Angestellten stärker zur Kasse gebeten werden als Arbeiter, wenn Sie das 
mathematisch korrekt machen wollen. Es kommt aber gar nicht auf die mathematische 
Korrektheit an, sondern es kommt immer wieder auf die Anreize an. Wenn die Leute 
das richtig sehen, steigen sie nicht früher aus. Zieht man 3 % ab, sagen die Leute, dass 
das eine ganze Menge ist – auf drei Jahre verteilt sind das über 10 %. Das ist viel, 
wenn eine Rente beispielsweise nur 1.000 € beträgt, bekommen sie nur 900 €.  
 
 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp: Ich wollte nur darauf hinweisen, das eben Gesagte 
empfand ich als ein bisschen freundlich. Man muss sehen, dass es eine klare Position 
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der so genannten Sozialpartner gab, dass man die Last der betrieblichen Realität – so 
wurde das empfunden – der älteren Leute auf die Sozialkassen ablagern kann. Beide 
Partner haben sich bedient und beide waren ohne Problembewusstsein auf die Auswir-
kung auf den Beitragssatz. – Dies ist nicht der einzige Fall. Es hat in dieser Ära viele 
weitere Fälle gegeben, bei denen versicherungsfremde Leistungen – wenn ich das ein-
mal so technisch sagen darf – in die Sozialkassen hineingedrückt wurden. Dann hat 
man sich gewundert, dass die Beitragssätze stiegen. Es hat eine Weile gedauert, bis 
sich alle Beteiligten darüber klar waren, dass es so nicht weitergeht. Das haben wir jetzt 
erreicht. Man muss aber schon sehen, dass viele Probleme, die wir heute in unseren 
Sozialkassen haben – um es einmal scharf zu sagen –, mit Demographie eigentlich gar 
nichts zu tun haben, obwohl das immer wieder angesprochen wird. Vielmehr haben sie 
etwas damit zu tun, dass man versicherungsfremde Leistungen in die Sozialkassen 
hineingedrückt hat, beispielsweise auch die Finanzierung der Ostrenten im Rahmen der 
Deutschen Einheit. Das hat wesentlich dazu beigetragen, dass sich die Situation so 
entwickelt hat, wie wir sie jetzt haben.  
 
 
Prof. Dr. Gisela Färber: Ich muss meinem Kollegen Prof. Eisen jetzt doch noch wider-
sprechen. Bei diesem Umlagesystem – das ist etwas anderes als die kapitalgedeckten 
Systeme – haben Sie das ganz simple Problem, dass die Leute, die länger arbeiten, 
auch noch zusätzliche Rentenanwartschaften erwerben. Darum liegen zu einem späte-
ren Zeitpunkt die Rentenausgaben noch etwas höher. Allerdings deuten alle Rechnun-
gen darauf hin, dass die Abschlagsfaktoren zu niedrig sind. Es gibt einen guten Aufsatz 
von Herrn Clemens von der Deutschen Bundesbank – veröffentlicht im Wirtschafts-
dienst –, der die Abschlagsfaktoren in den Systemen untersucht hat und zu dem Ergeb-
nis gekommen ist, die jetzt verwendeten 3,6 % seien vermutlich etwas zu niedrig. Nicht 
allzu viel, interessant für mich ist, seitdem sie voll aufgebaut sind, scheinen sie zu wir-
ken, da das Renteneintrittsalter langsam aber sicher steigt.  
 
Ein anderer Gedanke, den ich Ihnen für Ihre Arbeit in der Enquetekommission mitgeben 
kann, ist eine Sache, die aus verschiedensten Gründen viel zu wenig erforscht ist, das, 
was Herr Eisen gerade angesprochen hat, nämlich die unterschiedlichen Lebenserwar-
tungen in Abhängigkeit vom Erwerbsstatus in der Arbeitsgesellschaft – das Herzinfarkt-
risiko ist nicht bei den Managern höher, sondern bei den Arbeitern. Sie haben also so-
wohl in der GKV wie in der GRV möglicherweise – das ist völlig unzureichend erforscht 
– ganz starke Umverteilungen jenseits von Rentenformeln und anderen Dingen von un-
ten nach oben, die etwas damit zu tun haben, dass besser Ausgebildete die Dinge bes-
ser in Anspruch nehmen. Es gibt auf jeden Fall hier einen Forschungsbedarf. Ich weiß 
nicht, ob es gut ist, solche Themen in die politische Debatte aufzunehmen. Wenn wir 
aber über Kürzungen wie bei Hartz IV und notwendige Reformen, die gemacht werden, 
reden, fällt mir immer auf, dass der meiste Widerstand sich gegen Reformen richtet, die 
nicht die Armen sondern den Mittelstand treffen. Diese Umverteilungen gibt es auch im 
Kontext Demographie – möglicherweise schwerwiegender bei GKV und Pflegeversiche-
rung –, wenn die gut Ausgebildeten länger leben. Wir wissen es nicht. Es gibt in diesem 
Kontext zu wenig Forschungsarbeiten. Ich halte diese Fragestellung für sehr interes-
sant.  
 
 
Vorsitzender: Es liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Das kann bedeuten, 
dass manche noch nachdenken. Das kann aber auch bedeuten, dass wir heute sehr 
umfassend informiert worden sind und der Nachfragebedarf damit gestillt wurde.  
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Wir haben 18.30 Uhr. Diese Zeit hatten wir uns als Ende der Anhörung vorgenommen.  
 
Ich danke allen Sachverständigen für die Anregungen und Informationen, die sie uns 
gegeben haben. Ich habe eine Menge gelernt; ich hoffe die Kollegen auch. Vor allem 
die Bandbreite der Herangehensweise war für mich neu. 
 
Ich bedanke mich ebenso bei allen Kolleginnen und Kollegen und bei den Zuhörern. Ich 
wünsche allen einen guten Nachhauseweg und danke Ihnen, dass Sie uns bei der Ar-
beit der Enquetekommission geholfen haben. 
 
 
 
 
 
 
Wiesbaden, 28. Februar 2005 
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Der Vorsitzende begrüßt die Mitglieder der Enquetekommission, einige Verwaltungs-
praktikantinnen und -praktikanten sowie weitere Gäste. 
 
Ferner heiße er Prof. Dr. Marc Szydlik von der Universität Erfurt willkommen.  
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche schlägt vor, Frau Friedemann vom Zukunftsinstitut kurz 
das Wort zu erteilen. Die eigentliche Präsentation des Zukunftsinstituts durch Herrn 
Horx erfolge in der nächsten Sitzung. 
 
 
Frau Friedemann stellt sich vor: 
 
Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin froh, dass ich end-
lich hier sein kann. Gesundheitliche Probleme haben mich von der Teilnahme an den 
letzten beiden Sitzungen abgehalten. 
 
Ich vertrete hier Matthias Horx. Wir arbeiten seit über zehn Jahren in der Trend- und 
Zukunftsforschung. Vielleicht hat der eine oder andere von Ihnen schon etwas von uns 
gehört. Wir führen Studien durch, deren Themen wir uns selbst stellen. Vor zwei Jahren 
haben wir z. B. eine Studie zu dem Thema „Megatrend Reife“ veröffentlicht – etwas, 
was in diesen Kontext gut passt. 
 
Wir erarbeiten auch Szenarien und veröffentlichen sie auf unserer Website. Dabei bitten 
wir unsere Besucher, über bestimmte Themen abzustimmen. Das aktuelle Szenario 
lautet „Deutschland 2015“. Dort hat Matthias Horx vier persönliche Szenarien vorge-
stellt. Mittlerweile haben fast 1.000 Leute abgestimmt. Diese Arbeit wiederum dient als 
Grundlage für unsere Publikationen. 
 
Ich bin Geschäftsführerin im Zukunftsinstitut und hauptsächlich für das Marketing ver-
antwortlich. Vor zwei Jahren habe ich eine Arbeit zu dem Thema „Future living“ publi-
ziert. Insofern bin ich an dem Thema „Demographischer Wandel“ sehr interessiert. 
 
 
 
 
Punkt 1: 
 
Vortrag von Prof. Dr. Marc Szydlik, Universität Erfurt, zum Thema: 
Generation und demographischer Wandel 
 
 
Prof. Dr. Marc Szydlik trägt vor: 
 
Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst herzlich für die 
Einladung bedanken und dafür, dass ich die Gelegenheit bekommen habe, vor Ihnen zu 
sprechen. 
 
Bei der Strukturierung des Vortrags habe ich mir überlegt, in vier Schritten vorzugehen: 
Konzepte, Leistungen, Folgen, Politik. Unter dem Stichwort „Konzepte“ möchte ich kurz 
die Bandbreite des Themas Generation darstellen. Ich möchte Sie aber nicht allzu lange 
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mit diesem Thema beschäftigen. „Leistungen“ bezieht sich vor allen Dingen auf die 
Auswirkungen der Generationensolidarität, also auf die Leistungen zwischen den Gene-
rationen. Hier konzentriere ich mich in erster Linie auf die Familien. Unter dem Stichwort 
„Folgen“ möchte ich auf die Auswirkungen dieser Generationensolidarität eingehen. 
Dabei stelle ich die Frage, inwiefern es aufgrund dieser Generationensolidarität für be-
stimmte Bevölkerungsgruppen unterschiedliche Chancen und Risiken gibt. Ich denke, 
dass das auch im Hinblick auf den demographischen Wandel eine wichtige Frage ist.  
 
Mir ist gesagt worden, dass ich den Vortrag gewissermaßen als ein Impulsreferat ver-
stehen möge, weil er am Anfang der Tätigkeit der Enquetekommission steht. Insofern 
erlaube ich mir, einige Bemerkungen zu möglichen Politikfeldern zu machen, die im Zu-
sammenhang mit den Themen „Generation“ und „Demographischer Wandel“ eine Rolle 
spielen können. Mir geht es dabei weniger um einzelne politische Maßnahmen als viel-
mehr um Politikbereiche. 
 
Zunächst zu den Generationenkonzepten. Dazu ist es hilfreich, sich die vielen Bezeich-
nungen für Generationen vor Augen zu halten, die man in Wissenschaft und Medien 
findet. Ich habe vor einiger Zeit angefangen, eine Liste zusammenzutragen. Immer 
wenn ich einen neuen Generationentitel finde, kommt er auf die Liste. Man kann heut-
zutage kaum die Zeitung aufschlagen, ohne dass einem neue Generationentitel ins Au-
ge springen. Für den heutigen Vortrag habe ich diese Liste aktualisiert. Bisher habe ich 
folgende Generationentitel gefunden: 
 
 (Folie) 
 
Vorkriegs-, Kriegs-, Nachkriegs-, Gründer-, Aufbau-, Wirtschaftswunder-, Weimarer-, 
Flakhelfer-, Adenauer-, Brandt-, Kohl-, Stoiber-, Grass-, Jugend-, Hippie-, Sponti-,  
Beat-, No-Future-, Nullbock-, Problem-, Protest- und Gerümpelgeneration. 
 
Überflüssige, geschlagene, befreite, verratene, verlassene, verlorene, verführte, ver-
wöhnte, verunsicherte, suchende, fragende, ratlose, fordernde, unbefangene, stille, he-
terogene, hybride, digitale, bankrotte, zwanglose, angepasste, wilde, pubertäre, ge-
schockte, skeptische, narzisstische, rebellische, pragmatische, moralische omnisolidari-
sche, authentische, optimistische, materialistische, postmaterialistische, alternative und 
postalternative Generationen. 
 
Weiter geht es: 
 
68er-, 78er-, 89er-, 97er-, 99er-, G4-, 50plus-,13th-, Millenniums-, Berlin-, Fulda-, Ost-, 
Benutzer-, Fernseh-, Erlebnis-, Flaschendrehn-, Durchhänger-, Zuschauer-, Hornhaut-, 
Helfer-, Macher-, Golfkrieg-, AIDS-, Erben-, Schlaffi-, Kuschel-, Sandwich-, Grill-, Cof-
fee-Shop-, Yuppie-, Angestellten-, Wohlstands-, Mutter-Beimer-, Single-, Spaß-, Glotz-, 
Kick-, Click-, Me-, TV-, MTV-, Bravo-, Ally-, Handy-, Laptop-, Power-, Cyber-, Pop-, 
Techno-, Raver-, Siemens-, Golf-, Trabant-, Gel-, Jeans-, Nintendo- und Tamagotchi-
generation. 
 
Schließlich: 
 
Generation X, Y, XXL, XTC, D, e, J, P,@. 
 



Sz/ms – 6 – EKW/16/5  –  10.03.2004 
 
 
Das ist natürlich nur eine Auswahl aus der Flut der Generationenetiketten, von der man 
heutzutage überschwemmt wird. Mittlerweile reichen offenbar Buchstabenkürzel aus  
– X, Y, XXL –, um die Erfinder von Generationenbezeichnungen auf sich aufmerksam 
zu machen. Die Konfusion wird noch dadurch vergrößert, dass einerseits ein Krieg der 
Generationen heraufbeschworen wird, während andererseits von einer „neuen Genera-
tion Solidarität“ die Rede ist. 
 
Um eine Schneise in dieses Gestrüpp der Generationentitel zu schlagen, ist es hilfreich, 
generell zwischen Generation in der Familie und Generation in der Gesellschaft zu un-
terscheiden. Familiengenerationen stellen Generationen im ursprünglichen Sinne des 
Wortes dar: generieren, erzeugen. Das sind also Großeltern, Eltern, Kinder, Enkel usw. 
Es gibt viele Familienforscher, die sagen: Eigentlich sollten wir den Generationenbegriff 
nur für die Familiengenerationen verwenden. Über Familiengenerationen sind sich die 
Generationenforscher also einig. 
 
Schwierig wird es aber bei den gesellschaftlichen Generationen, die sich unterschied-
lich gliedern lassen. Prinzipiell bezieht sich der Begriff „Gesellschaftsgenerationen“ auf 
Personen, die in einem bestimmten Zeitraum geboren wurden und darüber hinaus be-
stimmte Merkmale gemeinsam haben. Die allermeisten der von mir vorgelesenen Eti-
ketten würden also den gesellschaftlichen Generationen entsprechen. Ich bin aber sehr 
skeptisch, ob der Generationenbegriff hier wirklich angemessen ist. Eigentlich wäre es 
viel hilfreicher, hier zwischen Kohorte, Generation und Altersgruppe zu unterscheiden.  
 
„Kohorte“ bezieht sich auf den Geburtsjahrgang. Es handelt sich um mehr oder weniger 
willkürliche Zusammenfassungen von Personen, die in demselben Zeitraum geboren 
wurden, z. B. die zwischen 1960 und 1965 Geborenen. 
 
„Generation“ bedeutet mehr als Kohorte. Die Angehörigen einer gesellschaftlichen Ge-
neration verfügen über weitere Ähnlichkeiten, die über den gemeinsamen Geburtszeit-
raum hinausgehen. Mit einer gesellschaftlichen Generation im engeren Sinn meint man 
also Personen benachbarter Geburtsjahrgänge, die mehr oder weniger das ganze Le-
ben hindurch über bestimmte gemeinsame Merkmale verfügen, durch die sich von den 
Angehörigen vorheriger bzw. nachfolgender Geburtsjahrgänge klar unterscheiden. 
Dann kann man wirklich von Generationen sprechen. 
 
„Altersgruppe“ bedeutet lediglich die Zugehörigkeit von Personen zu den Jungen oder 
zu den Alten. Das heißt also, dass, wenn man von der „jungen Generation“ oder von 
der „alten Generation“ spricht, der Altersgruppenbegriff mit dem Generationenbegriff 
vermengt wird. 
 
Jedenfalls ist bei allen diesen Titeln Skepsis angebracht, ob man hier tatsächlich von 
Generationen sprechen sollte. Die meisten dieser Titel beziehen sich auf Personen-
gruppen, die weder in der besonders prägenden Jugendphase durch besonders ein-
schneidende Erlebnisse bzw. klare soziokulturelle Merkmale miteinander verbunden 
sind noch in der öffentlichen Arena als kollektiver Akteur auftreten. Viele dieser Be-
zeichnungen beziehen sich einfach auf sehr kurzfristige Erscheinungen – man könnte 
fast sagen: Moden –, z. B. Tamagotchigeneration. Man täte also gut daran, auf die 
meisten dieser Titel zu verzichten. 
 
Schließlich macht es Sinn, das Konzept der gesellschaftlichen Generation noch weiter 
zu unterteilen, und zwar in politische, ökonomische und kulturelle Generationen. Politi-
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sche Generationen konstituieren sich vor allem über gesellschaftliche Großereignisse, 
z. B. über Kriege, oder über bedeutende soziale und geistige Umwälzungen. Ökonomi-
sche Generationen ergeben sich aus Kohorten mit bestimmten ökonomischen Chancen 
und Risiken. Kulturelle Generationen umfassen Personengruppen, die spezifische Le-
benserfahrungen, Einstellungen und Lebensstile gemeinsam haben. Aber hier ist die 
Verwendung des Generationenbegriffs besonders schwierig. 
 
Ich möchte die Beschreibung dieses Konzepts aber nicht ausarten lassen, indem ich 
allzu viel darüber rede. Ich habe das mit Absicht sehr kurz gehalten, komme aber nach-
her noch einmal kurz darauf zurück. 
 
Stattdessen möchte ich jetzt zu dem zweiten Teil meines Vortrags kommen und von 
den Generationenbeziehungen berichten, bei denen es keine Probleme mit dem Begriff 
gibt, nämlich von den Familiengenerationen. Die Familiengenerationen sind heute wich-
tiger denn je. Das liegt an den bedeutenden demographischen Veränderungen während 
der letzten Jahrzehnte. Einerseits hat sich die Lebenserwartung erhöht, andererseits ist 
die Fertilität gesunken.  
 
Das heißt, diese Generationenbeziehungen werden allein schon deshalb wichtiger, weil 
man nun weniger Verwandte in der eigenen Generation hat, dafür aber mehr Verwand-
te, die einer anderen Generation angehören. Mit der Erhöhung der allgemeinen Le-
benserwartung verlängert sich auch die Dauer der Beziehungen zwischen den Famili-
enmitgliedern. Die heutigen Generationenbeziehungen umfassen also wesentlich grö-
ßere Anteile des gesamten Lebens.  
 
Zudem sind die Ehebeziehungen instabiler geworden. Das heißt, die Bedeutung der 
Eltern-Kind-Verhältnisse erhöht sich auch durch die wachsende Anzahl von Trennun-
gen und Scheidungen, was wiederum zu mehr Alleinerziehenden führt. Die Partner 
werden unwichtiger, die Kinder dagegen wichtiger. Immer mehr Eltern haben mehr ge-
meinsame Lebenszeit mit ihren Kindern als mit irgendeinem anderen Menschen.  
 
All das trifft insbesondere auf Eltern und erwachsene Kinder zu, die nicht mehr in dem-
selben Haushalt leben. Die immens gestiegene gemeinsame Lebenszeit von Eltern und 
Kindern verlängert vor allem den Abschnitt des Lebens, in dem die Kinder aus dem El-
ternhaushalt ausgezogen sind und einen eigenen Haushalt gegründet haben. Aber das 
bedeutet natürlich nicht, dass diese gemeinsame Lebenszeit, die theoretisch zur Verfü-
gung steht, auch genutzt wird. 
 
Das ist die nächste Frage: Wie gehen die Generationen miteinander um? Haben sie 
überhaupt noch etwas miteinander zu tun? Hier zeige ich Ihnen als Beispiel: das Cover 
eines „Spiegel“-Spezialhefts. Das ist ein typisches Beispiel; ich könnte Ihnen noch viele 
andere Beispiele dafür bringen, wie Medienberichte mit dem Thema Generationen um-
gehen. „Generationen im Konflikt“, das ist das generelle Thema: „Jung gegen Alt“, „Ju-
gendwahn und Altenhass“, „Schläge statt Pflege“. 
 
Das andere Bild, das die Medien von den Generationenbeziehungen oft zeichnen, han-
delt von Entfremdung und Auseinanderleben. Es gibt also entweder Konflikte oder Ent-
fremdung. Es geht z. B. um junge flexible Individualisten, die in Zeiten von Globalisie-
rung und Flexibilisierung Jobhopping betreiben und sich peu à peu, Job für Job immer 
mehr von den Eltern entfernen und deshalb immer weniger mit ihnen zu tun haben  
– und auch immer weniger mit ihnen zu tun haben wollen. Ganz unversehens verliert 



Sz/ms – 8 – EKW/16/5  –  10.03.2004 
 
 
man sich aus den Augen und schließlich auch aus dem Sinn. Umgekehrt scheint das 
auch im Interesse mancher Eltern zu liegen.  
 
So, wie man Generationentitel sammeln kann, kann man auch die Titel von Ratgeber-
büchern sammeln. Verlage gehen z. B. mit folgenden Titeln auf Kundenfang: „Mit 30 
noch im Kinderzimmer? Wie man Nesthocker loswird, bevor es zu spät ist“, „Lass mich 
endlich los, Mutter! Mütter, die sich ständig einmischen, und was erwachsene Kinder 
dagegen tun können“, „Ich bin doch kein Kind mehr! Was erwachsene Kinder sich nicht 
zu sagen trauen, was Eltern nicht hören wollen“, „Immer Probleme mit den Eltern – er-
wachsene Kinder zwischen Anpassung und Rebellion“. Das ist also das Bild, das die 
Medien und die Ratgeberbücher von den Generationenverhältnissen zwischen Erwach-
senen zeichnen.  
 
Wie sieht aber die Wirklichkeit aus? Ich beginne mit einigen allgemeinen Informationen 
über die Generationensolidarität innerhalb der Familie. Das, was ich heute präsentiere, 
basiert auf dem Alterssurvey. Das ist eine Erhebung unter 40- bis 85-Jährigen in 
Deutschland, der beste Datensatz, den es zu den Generationenbeziehungen unter Er-
wachsenen gibt. Dass die Daten bei 40- bis 85-Jährigen erhoben wurden, ist für das 
Thema kein Problem, denn wenn jemand erwachsene Kinder hat, ist er normalerweise 
schon 40 Jahre alt. In diesem Survey ist also die ganze Gruppe der Eltern und der er-
wachsenen Kinder enthalten. 
 
 (Folie) 
 
Zur Beziehungsenge. Hierbei geht es um die emotionale Qualität der Beziehungen zwi-
schen Eltern und ihren erwachsenen Kindern. Ich muss hinzufügen, dass ich nur Leute 
untersucht habe, die nicht mehr in demselben Haushalt leben; denn das ist ja die Na-
gelprobe. Man stellt fest, dass 60 % der Eltern sagen, sie hätten ein sehr enges Ver-
hältnis zu ihren erwachsenen Kindern, die außerhalb des elterlichen Haushalts leben. 
Wenn man diejenigen hinzunimmt, die von einem engen Verhältnis sprechen, sieht 
man, dass 92 % ein mindestens enges Verhältnis zu ihren erwachsenen, außerhalb des 
Haushalts lebenden Kindern haben.  
 
Wie sieht es mit der Kontakthäufigkeit aus? Wenn man die Zahl derjenigen, die sich 
täglich sehen, und die Zahl derjenigen, die sich mindestens einmal pro Woche treffen, 
addiert, stellt man fest, dass 84 % der Eltern mindestens einmal die Woche Kontakt zu 
ihrem erwachsenen Kind haben. Kontakt bedeutet, dass man entweder telefoniert oder 
sich wirklich sieht und etwas miteinander unternimmt. 
 
Wie sieht es mit den Unterstützungen aus? Wenn man über Solidarität spricht, kann 
man zwischen drei Möglichkeiten unterscheiden: Aktuell, Potenziell und Weder-noch. 
Aktuell unterstützt sich mehr als die Hälfte der Eltern und erwachsenen Kinder. Unter 
„Aktuell“ habe ich Transferleistungen, also Geldzahlungen, und Hilfeleistungen im 
Haushalt, z. B. Enkelbetreuung oder Rasenmähen, in den letzten zwölf Monaten zu-
sammengefasst. Unter „Potenziell“ habe ich die Gruppe derjenigen zusammengefasst, 
die sagen, sie würden, wenn Not am Mann wäre, ihren Eltern bzw. ihren Kindern helfen. 
Wenn man die Zahlen für diese beiden Gruppen – Aktuell und Potenziell – addiert, 
kommt man auf eine Quote von 87 %. 
 
Wenn man die beiden eben genannten Kategorien – Beziehungsenge und Unterstüt-
zungen – vergleicht, kann man eine Typologie aufstellen. Knapp 40 % der Personen 
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gehören zu der Gruppe derjenigen, die sowohl von der Emotionalität her eine enge Ge-
nerationenbeziehung haben als sich auch aktuell häufig unterstützen. Eine weitere 
Gruppe besteht aus denjenigen, die zwar auch einen engen Kontakt haben, aber in den 
letzten zwölf Monaten keine Veranlassung sahen, sich gegenseitig zu helfen. 
 
 (Folie) 
 
Wie sieht es mit den Konflikten aus? Schließlich hat der „Spiegel“ ja auch darüber ge-
schrieben. Zunächst einmal die reinen Zahlen. Die Leute wurden gefragt, ob sie einen 
Konflikt mit irgendeiner Person hätten. Ein Viertel hat diese Frage mit Ja beantwortet. 
Wenn man aber fragt, um welche Person es sich handelt, stellt man fest, dass nur 8 % 
der Befragten Konflikte mit den Eltern bzw. mit einem erwachsenen Kind haben. 
 
 (Abg. Ruth Wagner (Darmstadt): Wann wurde diese Erhebung gemacht?) 
 
– Der Alterssurvey hat zwei Wellen: Die eine Erhebung wurde 1996 durchgeführt, die 
andere 2001. Die Daten aus dem Jahr 2001 werden zurzeit ausgewertet. Die vorliegen-
den Daten stammen noch aus dem Jahr 1996. Ich habe aber zu diesem Thema auch 
mit vielen anderen Datensätzen gearbeitet. Das ist nur ein Beispiel. Zu diesem Ergebnis 
sind viele andere Erhebungen auch gekommen.  
 
Es geht natürlich immer darum, wie man nach Konflikten fragt. Um noch einen Satz da-
zu zu sagen: Man darf nicht denken, dass Konflikte per se schlecht sind. Es ist auch 
wichtig, dass man Konflikte miteinander austrägt. Das ist ein Teil einer aktiv gelebten 
Beziehung. Wenn man keine Konflikte mehr miteinander austrägt, besteht die Gefahr, 
dass die Beziehung auseinander geht. Hier geht es allerdings um richtige Konflikte. 
 
Die Quote derer, die von Konflikten in der Generationenbeziehung sprechen, ist also 
relativ klein. Wenn sich dann aber ansieht, was mit den Leuten ist, die wirklich Genera-
tionenkonflikte miteinander austragen, stellt man fest, dass die wenigsten sagen, eine 
Lösung sei in Sicht. Die meisten sagen, der Konflikt gehe weiter. Ein Drittel sagt, das 
Thema werde vermieden. Fast die Hälfte erklärt, die betreffende Person werde gemie-
den. Bei den wenigen, die sich wirklich mit diesen Konflikten auseinander setzen müs-
sen, droht der Beziehungsabbruch. – Ich könnte noch weitere Befunde dieser Art vorle-
gen. 
 
Es gibt auch viele Untersuchungen zu den Determinanten dieser Generationensolidari-
tät. Aus Zeitgründen gehe ich heute nicht darauf ein. 
 
Stattdessen möchte ich jetzt zum dritten Teil meines Vortrags kommen, nämlich zu den 
Folgen dieser Generationensolidarität. Wenn man diese Befunde Revue passieren 
lässt, müsste man eigentlich zu einer sehr positiven Schlussfolgerung kommen: Alles ist 
hervorragend. Selbst wenn die Generationen nicht mehr zusammenleben, haben sie ein 
enges Verhältnis zueinander. Sie unterstützen sich gegenseitig. Der Staat könnte sich 
also zurückziehen; die Familien werden es schon richten. Diese Vermutung könnte gut 
in den heutigen Debatten über monetäre Leistungen verwendet werden. 
 
Das Problem ist nur, dass diese erwünschte Generationensolidariät, die auch sehr posi-
tiv ist, unerwünschte Nebenwirkungen hat. Um keine Missverständnisse aufkommen zu 
lassen: Die Familien vollbringen natürlich großartige Leistungen. Die Kinder werden 
aufgezogen und für ein eigenständiges Leben vorbereitet. Die Familienmitglieder wer-
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den ein Leben lang emotional unterstützt. Man hilft sich im Haushalt und bei der Enkel-
betreuung. Man pflegt bei Krankheiten und im Alter, und man steht auch mit beträchtli-
chen finanziellen Transferleistungen füreinander ein.  
 
Aber diese umfangreichen Familienleistungen haben einen Nebeneffekt. Dieser Neben-
effekt zeigt sich in der Verbindung zwischen Familie und Ungleichheit. Auch wenn man 
insgesamt eine sehr große Familiensolidarität feststellen kann, ist diese nicht überall 
gleich ausgeprägt. Gerade wenn man über die finanziellen Mittel nachdenkt, erkennt 
man: Wer über größere Ressourcen verfügt, kann seine Angehörigen viel besser unter-
stützen. Eltern mit geringeren finanziellen Möglichkeiten sind hierzu entsprechend we-
niger in der Lage.  
 
Das bedeutet, dass über die Generationensolidarität in der Familie, die sehr eng ist, 
bestehende Vor- und Nachteile fortgeschrieben und zum Teil sogar vergrößert werden. 
Schichthöheren Eltern gelingt es z. B. auf vielfältige Art und Weise, dafür zu sorgen, 
dass ihre Kinder wiederum höheren sozialen Schichten angehören. Für die Herausar-
beitung der Verbindungen zwischen Generation und Ungleichheit macht es dann Sinn, 
den gesamten Lebenslauf zu betrachten. 
 
Ich möchte jetzt der Frage nachgehen: Inwieweit wird die Ungleichheit über den Le-
benslauf weitergegeben, über die große Generationensolidarität, die man in der Familie 
findet?  
 
 (Folie) 
 
Hierzu habe ich eine Tabelle zusammengestellt. Ich habe den Lebenslauf grob in Kind-
heit, Jugend und Erwachsenenalter unterteilt. Koresidenz bedeutet, dass Eltern und 
Kinder zusammenleben. Multilokalität heißt in den meisten Fällen, dass es sich um ge-
trennte Haushalte handelt. Dann habe ich die Leistungen der Eltern erfasst: Folgen für 
die Kinder, Ursachen der Ungleichheit. Welche Leistungen die Eltern erbringen, wirkt 
sich schon aus, wenn die Kinder gerade geboren worden sind. Wichtig sind z. B. 
Wohnort und Wohngegend der Eltern. Das hat Auswirkungen auf die Lebensqualität im 
Kindes- und Jugendalter: Hat man ein eigenes Zimmer? Hat man ein großes Zimmer? 
Hat man einen Computer? Hat man Bücher? Kann man Reisen unternehmen? Das 
heißt aber auch, dass die Eltern über den Wohnort und das Wohnviertel über die ersten 
Freunde ihrer Kinder mitbestimmen. Welcher sozialen Schicht gehören die Freunde an? 
Normalerweise leben die Angehörigen ein und derselben sozialen Schicht ja nicht völlig 
disparat. Dies bewirkt schon Ungleichheit. 
 
Ein zentraler Punkt ist, dass die Eltern einen großen Einfluss auf die Bildung der Kinder 
haben. Die Eltern haben einen immensen Einfluss darauf, auf welche Schule das Kind 
geht, ob auf die Hauptschule, die Realschule oder das Gymnasium. Das hat immense 
Folgen für das gesamte Leben. Wenn die Kinder zehn Jahre alt sind, wird in Deutsch-
land festgelegt, zu welcher Gruppe sie gehören: Hauptschüler, Realschüler oder Gym-
nasiasten. Das hat Folgen für den Beruf, das Einkommen, das Prestige, die Karriere 
und auch darauf, ob man arbeitslos wird. Alle, die auf das Gymnasium gehen, sind in 
einem geringeren Maße von Arbeitslosigkeit betroffen.  
 
Auswirkungen hat das auch auf die Ausbildungsadäquanz, also das, was man kann, 
und das, was der Job erfordert – dazu habe ich viel geforscht –, auf das Vermögen und 
auf die Partnerwahl. Es gibt eine große Homogamie: Hauptschüler heiraten Hauptschü-
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ler, Gymnasiasten heiraten Gymnasiasten. Zu nennen sind noch Gesundheit und Le-
bensdauer – Abiturienten leben länger. Auf welche Schule die Kinder gehen, hat also 
Auswirkungen auf das ganze Leben. 
 
Ich möchte ein Beispiel bringen, das einige von Ihnen vielleicht kennen, nämlich die 
Ergebnisse der PISA-Studie. Wenn man die Medienberichte verfolgt, stellt man fest, 
dass das schlechte Abschneiden Deutschlands immer wieder zitiert wird. Das brauche 
ich jetzt nicht zu referieren, sonst sind wir hinterher alle deprimiert.  
 
Aber es gibt ein zweites Ergebnis der PISA-Studie, das mindestens genauso wichtig ist. 
Das wird auch manchmal in Zeitungsartikeln erwähnt, allerdings nicht so häufig. Dabei 
handelt es sich um das Ergebnis, dass Deutschland der Spitzenreiter ist, was die sozia-
le Ungleichheit betrifft. Das heißt, die Lesekompetenz der 15-Jährigen – sie stand im 
Zentrum der Untersuchung – ist in keinem anderen der 32 untersuchten Länder so stark 
von der Schichtzugehörigkeit der Eltern abhängig wie in Deutschland. Das ist das zwei-
te wichtige Ergebnis der PISA-Studie. Daran sieht man auch, dass die Familiensolidari-
tät starke Auswirkungen auf die Ungleichheit hat.  
 
Mein Thema ist heute aber vor allem das Erwachsenenalter. Hier sind aktuelle Zahlun-
gen und Geschenke – das können kleinere Sachen sein –, Vermögensübertragungen, 
d. h. Schenkungen, und Vererbungen wichtig. Zunächst zu den aktuellen Generationen-
transfers. 
 
 (Folie) 
 
Dabei ging es um die Frage: Haben Sie in den letzten zwölf Monaten von Ihren Eltern 
irgendetwas erhalten? – Ich habe viel über die Transferhöhen gearbeitet; ich kann Ih-
nen jetzt aber nur die Transferanteile zeigen. – Man sieht zwischen Ost und West keine 
Unterschiede, ebenso wenig zwischen Frauen und Männern. Aber es zeichnen sich 
einige Unterschiede zwischen Personen mit Haupt-, Real- und Hochschulabschluss ab. 
Das heißt, diejenigen, die einen Hochschulabschluss haben, erhalten, was die aktuellen 
Transfers betrifft, häufiger etwas von ihren Eltern. Das sind aber nur kleinere Faktoren; 
für die Ungleichheit ist das nicht so relevant. 
 
 (Folie) 
 
Bei den Schenkungen wird es schon spannender. Hierbei geht es um richtige Vermö-
gensübertragungen. Man kann natürlich auch zwischen West- und Ostdeutschland eini-
ge Unterschiede erkennen. In Ostdeutschland verfügen die Menschen nicht über so 
hohe Vermögenswerte, die weitergegeben werden können. Zwischen Frauen und Män-
nern gibt es keine Unterschiede. Frauen und Männer bedeutet hier natürlich immer 
Töchter und Söhne, weil die Schenkungen in den meisten Fällen von den Eltern kom-
men.  
 
Bei den Haupt- und Realschülern sowie den Hochschulabsolventen – Abiturienten ohne 
Hochschulabschluss sind auch dabei; ich habe sie aber jetzt aus Übersichtsgründen 
weggelassen – sieht man dasselbe Bild: Die Akademiker erhalten besonders häufig 
Schenkungen von ihren Eltern. 
 
 (Folie) 
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Mit dem Thema Erbschaften habe ich mich in den letzten Jahren besonders beschäftigt; 
denn dabei geht es wirklich um Verbindungen zwischen Generationensolidarität und 
sozialer Ungleichheit. Wenn man über Erbschaften redet, muss man sich zunächst  
überlegen, ob das überhaupt mit den Generationen zu tun hat.  
 

(Folie) 
 

Hierbei stellt man fest: Die allermeisten Erbschaften kommen von den Eltern, den 
Großeltern und den Schwiegereltern, also von denjenigen, mit denen man in einer Linie 
verwandt ist. Es handelt sich also wirklich um ein Generationenthema. In der anderen 
Gruppe – das sind immerhin 14 % – finden sich auch noch viele Verwandte, z. B. Onkel 
und Tanten. In den meisten Fällen gibt es also keine reiche brasilianische Erbtante, die 
plötzlich das Zeitliche segnet und einem ein Millionenerbe hinterlässt. 
 
 (Abg. Kordula Schulz-Asche: Das ist schade!) 
 
– Das ist schade. – Erbschaften sind ein ambivalentes Thema. Auf der einen Seite be-
kommt man etwas, auf der anderen Seite – jeder, der schon einmal zu den Erben ge-
hört hat, weiß das – erleidet man einen großen emotionalen Verlust. Gerade weil die 
Generationenbeziehungen in emotionaler Hinsicht recht eng sind, muss man sagen: Die 
allermeisten, die etwas geerbt haben, haben den Verlust enger Verwandter zu bekla-
gen. 
 
Zur Erbschaftshöhe. Da ich mich mit dem Lebenslauf beschäftige, ist es mir um alle 
Erbschaften gegangen. Ich beziehe mich jetzt auf Erbschaften in einer Höhe von min-
destens 50.000 €. Man sieht, jeder fünfte Westdeutsche erhält mindestens – es sind 
natürlich auch Erbschaften in Millionenhöhe dabei – 50.000 €. Von den Ostdeutschen 
ist es jeder 20. Zwischen Söhnen und Töchtern besteht kein großer Unterschied. Das 
ist heute so. Früher war das anders; damals sind die Söhne bevorzugt worden. Heutzu-
tage gibt es in Bezug auf Erbschaften keinen Unterschied mehr zwischen Frauen und 
Männern.  
 
Aber es gibt wieder ganz deutliche Unterschiede zwischen den drei Bildungsschichten. 
Wenn wir hier eine Gruppe von Hauptschulabsolventen wären, müsste ich jeden Achten 
abzählen. Dann bekämen nur zwei in dieser Reihe 50.000 €. Wenn die Gruppe nur aus 
Akademikern bestünde, müsste ich dagegen jeden Dritten abzählen. Hierbei gibt es 
also beträchtliche Unterschiede zwischen den Bildungsschichten. 
 
Man muss auch sehen, dass es sich um eine Kette von Generationensolidarität handelt. 
Die Eltern haben ihren kleinen Kindern schon den Weg auf das Gymnasium geebnet, 
und zum Schluss, also am Ende des Lebenslaufs, kommen Transfers, Schenkungen 
und Erbschaften hinzu. Es handelt sich also um eine Kumulation von Vorteilen aufgrund 
der Generationensolidarität. 
 
Fazit: Es gibt eine große Generationensolidarität; aber sie zieht auch Ungleichheit nach 
sich. Es geht mir nicht um spezifische Politikvorschläge, sondern um die Politikfelder. 
Die vier Fraktionen haben in dem Antrag auf Einsetzung dieser Enquetekommission 
etwas Ähnliches formuliert: Alle Politikbereiche sollen hier behandelt und dabei unter-
schiedliche gesellschaftliche Strömungen einbezogen werden. Daran habe ich mich 
gehalten. 
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Ich möchte fünf Themenbereiche ansprechen: erstens den Zusammenhang zwischen 
öffentlichen und privaten Generationentransfers, zweitens die Renten-Erbschafts-
Paradoxie, drittens die Generationengerechtigkeit, viertens die zukünftigen Generatio-
nentransfers und die Folgen für die Fiskalpolitik sowie fünftens Demographie, Fertilität 
und Arbeitsmarkt. 
 
Zu dem öffentlichen und dem privaten Generationenvertrag. Die engen Generationen-
beziehungen innerhalb einer Familie sind zunächst einmal, wie ich schon gesagt habe, 
ein erfreulicher, positiver Befund. Jetzt könnte man auf folgende Idee kommen: Wenn 
die Familie so eng zusammenhält, könnte man öffentliche Leistungen, wie z. B. die 
Rente, problemlos kürzen. Dabei verkennt man aber, dass die Familie eben deshalb so 
stark ist, weil es den öffentlichen Generationenvertrag gibt. Die erwachsenen Kinder 
werden entlastet, denn sie müssen für ihre Eltern weniger oder nichts aufbringen. Sie 
können im Gegenteil sogar mit finanziellen Unterstützungen seitens ihrer Eltern rech-
nen. Auch deshalb ist ein so genannter „Krieg der Generationen“ wirklich nicht in Sicht. 
Das heißt, wir finden in Anlehnung an den öffentlichen Generationenvertrag so etwas 
wie einen privaten Generationenvertrag.  
 
Wenn man sich die empirischen Befunde anschaut, erkennt man, dass innerhalb der 
Familie die Generationentransfers von oben nach unten fließen. Die Eltern geben ihren 
Kindern Geld. Der öffentliche Generationenvertrag funktioniert genau umgekehrt. Über 
ihre finanziellen Ressourcen, also über ihre Rente, werden die Älteren wiederum in die 
Familie eingebunden und können aus diesem Grund mit Hilfeleistungen ihrer Kinder 
rechnen. Die finanziellen Transferleistungen, die innerhalb der Familie von oben nach 
unten fließen, nutzen also einerseits der Kindergeneration, andererseits erfolgt dadurch 
aber auch eine Einbindung der Älteren in die Familie. Dadurch kommt es wiederum zu 
Hilfeleistungen; denn die Hilfeleistungen innerhalb der Familie gehen von unten nach 
oben. Wenn man also den Rentnern die Möglichkeit nähme, ihre Kinder finanziell zu 
unterstützen, würde das dazu führen, dass die Einbindung der Älteren in die Familie 
brüchiger wird. Das hätte wiederum andere öffentliche Ausgaben zur Folge. Man müss-
te also darauf achten, bei den Beziehern kleiner oder mittlerer Renteneinkommen kaum 
oder gar nicht zu kürzen, weil sonst die Generationensolidarität in der Familie leiden 
würde. 
 
Enge Familienbeziehungen sind übrigens ein Garant für die Akzeptanz des öffentlichen 
Generationenvertrags seitens der Beitragszahler. Ein Zurückfahren des Wohlfahrts-
staats kann dann im Sinne einer Abwärtsspirale die Stabilität der Familie und damit 
auch die Akzeptanz des öffentlichen Generationenvertrags vonseiten der Beitragszahler 
schmälern. Auch hier zeigt sich wiederum eine Verbindung zwischen den Familiengene-
rationen und den Gesellschaftsgenerationen – also die Konzepte, auf die ich ganz am 
Anfang hingewiesen habe. Es wird zudem deutlich, dass man auch im Hinblick auf den 
demographischen Wandel die Familienbeziehungen mit in den Blick nehmen sollte.  
 
Zu der Renten-Erbschafts-Paradoxie. Einerseits wird es künftig Lücken in der Alterssi-
cherung, also bei den Renten, geben. Andererseits wissen wir, dass eine riesige Welle 
von Erbschaften über Deutschland hinwegrollt. Es ist klar: Im Laufe von 50 Friedensjah-
ren haben wir ein enormes Vermögen angesammelt, das weder durch Kriege noch 
durch eine nennenswerte Inflation zerstört worden ist. Dieses Vermögen wird jetzt wei-
tergegeben. Jetzt könnte man auf die Idee kommen, zu sagen: Es gibt zwei Entwicklun-
gen. Einerseits geht die Alterssicherung zurück, andererseits nimmt die Zahl der Erb-
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schaften zu. Vielleicht gleicht sich das irgendwie aus. Man könnte also die Alterssiche-
rung zurückfahren, denn es sind ja ganz viele Erbschaften zu erwarten. 
 
Das Problem ist Folgendes – wie ich vorhin gezeigt habe –: Es rollt zwar eine riesige 
Welle von Erbschaften auf uns zu, und es werden zum Teil immense Summen ver-
macht. Diese Erbschaften sind jedoch sehr ungleich verteilt. Unglücklicherweise profi-
tiert ausgerechnet die Personengruppe, die im Allgemeinen über eine geringe Alterssi-
cherung verfügt, nicht von Erbschaften. Im Gegenteil, diejenigen, die schon über eine 
ausreichende Alterssicherung verfügen, da sie z. B. gute Bildungsabschlüsse haben, 
können auch vermehrt mit Erbschaften rechnen. Das heißt, diese Erbschaftswelle ist 
nicht dazu geeignet, bei der Bewältigung der zunehmenden Herausforderungen an das 
umlagefinanzierte Rentensystem zu helfen. 
 
Das leitet zur Generationengerechtigkeit über. Bei der Debatte über Generationenge-
rechtigkeit zeigt sich – das finde ich spannend – eine Verschiebung der zugrunde lie-
genden Generationenkonzepte. Der so genannte Generationenvertrag dient eigentlich 
dazu, einen Ausgleich zwischen den Altersgruppen zu schaffen: Die Jungen arbeiten, 
die Alten sind in Rente. Jetzt haben wir aber die Debatte über Generationengerechtig-
keit, in der es eine Verschiebung des Generationenbegriffs gibt. Jetzt geht es nämlich 
eher um Kohorten. Zugleich wird von Gewinner- und Verlierergenerationen gesprochen. 
Das sind also Kohorten, die aus diesem wohlfahrtsstaatlichen Arrangement mehr oder 
weniger herausholen. 
 
Das ist schon ganz spannend, aber noch aufschlussreicher ist die Betonung von Gene-
rationen als Einheiten sozialer Ungleichheit. Von Schichten ist nicht mehr die Rede, ge-
schweige denn von dem Verhältnis zwischen Schicht und Generation. Es gibt Personen 
– ich beziehe mich jetzt auf einige Autoren –, die sagen, sie würden gerne aus dem öf-
fentlichen Generationenvertrag aussteigen, weil sie sich mehr Chancen ausrechnen, 
wenn sie sich privat versichern. Dieser von einigen Personen gewünschte Ausstieg aus 
dem öffentlichen Transfersystem käme natürlich besonders den höheren sozialen 
Schichten zugute. Für die jungen Besserverdiener würde es sich eher lohnen, wenn sie 
ihre gesetzlichen Beiträge in eine private Altersversicherung einzahlen könnten. 
 
Politikvorschläge zugunsten der Verringerung der Generationenungleichheit nehmen 
zuweilen durchaus die Vergrößerung einer anderen Ungleichheit in Kauf, nämlich die 
Ungleichheit zwischen den verschiedenen sozialen Schichten. Wer sich also unter 
Renditegesichtspunkten den Ausstieg aus dem öffentlichen Transfersystem wünscht, 
vernachlässigt ein wesentliches Element des so genannten öffentlichen Generationen-
vertrags, nämlich die Generationensolidarität. Das heißt, es ist nicht nur eine akademi-
sche Frage, ob man eher über gesellschaftliche Generationen oder über soziale Schich-
ten – Bildungsschichten – als Motoren sozialer Ungleichheit in unserer Gesellschaft re-
det.  
 
Problematisch wäre es auch, eine Senkung der Beitragsleistungen mit der Begründung 
zu fordern, die gegenwärtigen Rentner seien überversorgt. Hohe Alterseinkommen  
– das habe ich vorhin schon erwähnt – sind auf bestimmte Personengruppen be-
schränkt. Diese Gruppen sind in der Regel besonders gut ausgebildet und verfügen 
bereits während ihres Erwerbslebens über hohe Einkommen. In einer Diskussion über 
dieses Thema wäre also weniger die Einforderung einer Generationengerechtigkeit an-
gebracht als vielmehr die Forderung nach der Verringerung der sozialen Ungleichheit 
im Alter durch eine Umverteilungskomponente von Reich zu Arm. Diese Umverteilungs-



Sz/ms – 15 – EKW/16/5  –  10.03.2004 
 
 
komponente ist im öffentlichen Generationenvertrag bereits enthalten. Die Frage ist nur, 
wie stark man das gewichtet. 
 
Unser Rentensystem ist darauf ausgelegt, die bisherige Ungleichheit zu reproduzieren. 
Das heißt, diejenigen, die schon im Erwerbsleben gute Chancen haben, bekommen 
auch die höheren Renten. Die soziale Ungleichheit im Alter resultiert also aus der sozia-
len Ungleichheit in früheren Lebensphasen, der wiederum Bildungsungleichheiten in 
Kindheit und Jugend zugrunde liegen. Manchmal handelt es sich also weniger um ein 
Generationen- als um ein Schichtenproblem – was für mich etwas schade ist, denn ich 
bin ja als Generationenforscher hierher gekommen. Aber ich muss auch ehrlich sein. 
 
 (Abg. Ruth Wagner: Widerspricht sich das?) 
 
– Nein, das widerspricht sich natürlich nicht. – Zu den zukünftigen Generationentrans-
fers und der öffentlichen Fiskalpolitik. Jetzt wird es vielleicht etwas konkreter. Wie sieht 
die Zukunft aus? Welche Folgen hat der demographische Wandel für die Generationen-
transfers in der Familie und damit auch für den Zusammenhang mit der Ungleichheit 
zwischen den Generationen?  
 
Die zukünftigen Generationentransfers in der Familie, seien es die aktuellen Transfers, 
die Schenkungen oder die Erbschaften, werden noch unterschiedlicher als bisher zwi-
schen den sozialen Schichten verteilt sein. Diese Verteilung ist jetzt schon ziemlich 
krass, aber die Schere wird noch deutlicher auseinander gehen. Warum? Gerade Hö-
hergebildete haben zunehmend weniger Kinder – das ist ein Element des demographi-
schen Wandels – und müssen somit ihr Vermögen nicht auf viele Nachkommen vertei-
len. Das Einzelkind erbt daher entsprechend mehr. 
 
Sinkende Geburtenziffern und die wachsende Zahl Kinderloser führen auch dazu, dass 
gerade in den höheren Sozialschichten die wenigen Nichten und Neffen bedacht wer-
den, die zudem auch noch ihre vermögenden Eltern beerben. Da es also immer mehr 
Ältere und immer weniger Jüngere gibt, erhalten immer weniger Erben immer höhere 
Summen. 
 
Ich habe empirische Analysen zu den zukünftigen Erbschaften durchgeführt. Dabei ha-
be ich gefragt, was die betreffenden Personen in der Zukunft an Vermögensübertra-
gungen erwarten. Es hat sich gezeigt, dass die Personen, die schon eine Schenkung 
erhalten haben, häufiger Erbschaften erwarten als diejenigen, denen keine Schenkung 
zuteil geworden ist. Es zeigt sich, dass Leute, die bereits einmal geerbt haben, häufig 
noch eine Erbschaft erwarten. Außerdem hat sich herausgestellt, dass Akademiker we-
sentlich häufiger eine Erbschaft erwarten als Personen mit Hauptschulabschluss. 
 
Wenn man all das zusammennimmt und einmal über Politik nachdenkt – das haben Sie 
jetzt sicherlich erwartet –, spricht doch einiges dafür, die in Deutschland sehr niedrigen 
Freibeträge bei Erbschaften zu senken und die Erbschaftssteuern zu erhöhen. Ich sage 
das auch deshalb, weil Erbschaftssteuern Ländersteuern sind und ich hier vor einer 
Länderkommission spreche. Außerdem weise ich deshalb darauf hin, weil ich es, gera-
de angesichts der Tatsache, dass ich nachher Politikbereiche anspreche, bei denen es 
um Mehrkosten für die Länder geht, unredlich fände, wenn ich nicht auch etwas zur der 
Finanzierung dieser Mehrkosten sagen würde.  
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Falls Sie das Thema Erbschaftsteuer als Ländersteuer weiter interessiert: Ich habe vor 
einigen Wochen im DIW-Wochenbericht einen Aufsatz dazu veröffentlicht. Dort wird die 
Entwicklung der Erbschaftssteuern in Deutschland in Euro dargestellt: Wie viel ist ein-
genommen worden? Sie sehen auch die Eurobeträge der hessischen Erbschaftsteuer 
sowie internationale Vergleiche: Wie sehen die Erbschaftssteuern und Freibeträge in 
Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern aus? Man erkennt, dass in Deutschland 
sehr geringe Erbschaftssteuern erhoben werden und dass es dafür sehr hohe Freibe-
träge gibt.  
 
Zu Demographie, Fertilität und Arbeitsmarkt. Es wird immer wieder gesagt, dass wir, um 
die Renten zu sichern, mehr Kinder benötigten. Dieser Aussage liegen oft dramatische 
Krisenbilder zugrunde, die sich auf rein demographische Szenarien stützen. Das heißt, 
sie stützen sich auf das generelle Zahlenverhältnis zwischen Jungen und Alten. Ich bin 
sehr skeptisch, ob diese rein demographische Argumentation ausreicht. Hinzu kommt, 
dass man sich mit rein demographischen Perspektiven als Lösungsansatz eigentlich 
nur Maßnahmen, die die Fertilität steigern sollen, vorstellen kann. Das ist eine starke 
Beschränkung auf Politikoptionen, die ich zumindest für gefährlich halte. 
 
Konkret zur Rente: Die Rentenbeiträge auf der einen Seite und die gesamten Zahlun-
gen auf der anderen Seite sind im umlagefinanzierten System, also dem so genannten 
öffentlichen Generationenvertrag, nicht nur von der Anzahl der alten und der jungen 
Menschen abhängig. Vielmehr stammen die Einzahlungen vor allem von den auf Ar-
beitsplätzen beschäftigten Arbeitnehmern. Wenn man das weiterdenkt und schon ein-
mal dabei ist, über Bevölkerungspolitik zu reden – wie es die Demographen ja tun –, 
kann man auch zu dem Schluss kommen, dass zu viele Kinder in die Welt gesetzt wer-
den. Unter diesem Gesichtspunkt gibt es nämlich ein Missverhältnis zwischen der An-
zahl der zur Verfügung stehenden Arbeitsplätze und der Anzahl der Personen, die diese 
Arbeitsplätze einnehmen möchten. Es droht also Arbeitslosigkeit. 
 
Wie sieht der Arbeitsmarkt aber in 20, 30 oder 40 Jahren genau aus? Für die Demogra-
phen sind die Prognosen relativ einfach, denn die Leute, die dann im arbeitsfähigen 
Alter sein werden, sind heute schon geboren. In ökonomischer Hinsicht sind diese 
Prognosen sehr viel schwieriger. Jedenfalls gibt es einige Entwicklungen, die bei der 
gesunkenen Fertilität in Deutschland sogar als ein gewisses Gegengewicht fungieren 
können, die also die Dramatik, zumindest im Zusammenhang zwischen Fertilität und 
Rente, vielleicht ein wenig mildern können.  
 
Dazu sind mir sieben Punkte eingefallen. Nehmen wir als ersten Punkt die Arbeitslosig-
keit. Natürlich ist die Ökonomie kein statisches Gebilde; aber wenn weniger Menschen 
den zur Verfügung stehenden Arbeitsplätzen gegenüberstehen, müsste auch die Ar-
beitslosigkeit sinken. Das wiederum senkt die öffentlichen Ausgaben massiv. Diese Mit-
tel könnten eingesetzt werden, um die Kosten, die durch die Renten entstehen, zu be-
zahlen.  
 
Gleichzeitig bedeuten Globalisierung und Flexibilisierung, dass nicht genau vorausge-
sehen werden kann, wie viele Arbeitsplätze in Deutschland in 20, 30 oder 40 Jahren 
abgebaut werden. Es spielt also nicht nur die Anzahl der zur Verfügung stehenden Ar-
beitskräfte, sondern auch die Anzahl der zur Verfügung stehenden Arbeitsplätze eine 
Rolle. Das aber kann man nicht voraussehen. Es gibt eine Tendenz, die Arbeitsplätze in 
Billiglohnländer zu verlagern. Es könnte also auch die Anzahl der Arbeitsplätze sinken.  
 



Sz/ms – 17 – EKW/16/5  –  10.03.2004 
 
 
Zweiter Punkt. Wenn dann aufgrund der gesunkenen Fertilität weiterhin zu wenige Ar-
beitskräfte zur Verfügung stehen sollten – nehmen wir das Szenario an, dass die Ar-
beitslosigkeit durch den demographischen Wandel so gut wie abgebaut wäre –, gibt es 
immer noch eine ganze Reihe von Möglichkeiten, die Anzahl der Arbeitskräfte zu erhö-
hen. 
 
Damit komme ich zum dritten Punkt, der Frauenerwerbsquote. Gerade in Deutschland 
gibt es noch viele Möglichkeiten, die Frauenerwerbsquote deutlich zu steigern. 
 
Bei dem vierten Punkt – er wird immer diskutiert – handelt es sich um die Zuwanderung. 
 
Die Punkte fünf und sechs betreffen die Lebensarbeitszeit. Wir haben in Deutschland 
sehr lange Ausbildungszeiten und sehr frühe Rentenzugänge. Wir brauchen sicher in 
manchen Bereichen kürzere Ausbildungszeiten – wobei ich vor allen Dingen an die 
Hochschulen denke. Vor allem aber brauchen wir spätere Übergänge in den Ruhe-
stand. Das hätte übrigens einen doppelten positiven Effekt: Wer länger arbeitet, zahlt 
mehr in die Rentenkasse ein und nimmt weniger heraus.  
 
Was ich also mit den von mir dargelegten Gegengewichten sagen möchte: Eine rein 
demographische Sichtweise – Junge versus Alte – vernachlässigt viele entscheidende 
Faktoren. 
 
Aber neben den sechs bereits von mir erwähnten gibt es noch einen siebten Punkt, den 
ich für besonders wichtig halte, nämlich die Bildung. Ich habe ihn daher an das Ende 
meines Vortrags gestellt – auch deshalb, weil es sich zum Teil um Landespolitik han-
delt. 
 
Wenn man über den demographischen Wandel nachdenkt, reicht es nicht aus, lediglich 
die Anzahl der Erwerbstätigen in den Blick zu nehmen, sondern man muss sich vor al-
len Dingen auch mit ihren Qualifikationen beschäftigen. Das gilt nicht nur, weil Bildung 
und Qualifikation in unserem rohstoffarmen Land von zentraler Bedeutung sind, son-
dern auch, weil wir in einer globalisierten und flexibilisierten Welt leben. 
 
Aber leider haben wir gerade in Deutschland große Defizite bei der Bildung, was uns 
nicht nur die Ergebnisse der PISA-Studie zeigen. Eine Antwort auf den demographi-
schen Wandel ist somit auch, mehr in die Bildung der weniger werdenden Menschen zu 
investieren. Wir brauchen mehr und vor allem eine intensivere Bildung. Die Ausbil-
dungszeiten müssen kürzer werden. Wir brauchen aber auch frühere, spätere und län-
gere Bildung. 
 
Das klingt ein wenig paradox, sodass ich es an vier Beispielen aufschlüsseln werde. 
Dabei werde ich nicht mit dem Jugendalter anfangen, sondern umgekehrt vorgehen. 
Wir kümmern uns in Deutschland zu wenig um die Weiterbildung älterer Arbeitskräfte. 
Wenn wir fordern, dass mehr ältere Arbeitskräfte in ihren Jobs bleiben, haben wir vor 
allen Dingen mit dem dualen Berufsausbildungssystem ein massives Problem. Das 
duale Berufsausbildungssystem beruht darauf, dass die Leute zu Beginn ihres Berufs-
lebens ausgebildet werden. Dabei geht man davon aus, dass sich der Arbeitsmarkt und 
die benötigten Qualifikationen nicht ändern werden. Das wenige, was sich ändert, kann 
man sich auch ohne einen Job zu haben irgendwie aneignen. 
 



Sz/ms – 18 – EKW/16/5  –  10.03.2004 
 
 
Da hat sich die Welt inzwischen geändert. Wir haben das Problem, dass wir hier  
– Stichwort: lebenslanges Lernen – einige Konstruktionen und koordinierende Maß-
nahmen finden müssen, um denjenigen, die im dualen System ausgebildet worden sind, 
lebenslanges Lernen zu ermöglichen.  
 
Ferner brauchen wir kürzere Ausbildungszeiten an den Universitäten. Wenn Sie das 
wünschen, kann ich Ihnen im Rahmen der Diskussion einiges über BA- und MA-
Studiengänge erzählen. Ich komme von der Universität Erfurt, der jüngsten Reformuni-
versität Deutschlands, an der nur noch mit BA- und MA-Studiengängen gearbeitet wird. 
Das ist also ein wichtiger Bereich. Im Übrigen könnte es auch die Fertilität erhöhen, 
wenn die jungen Akademikerinnen und Akademiker schneller mit ihrem Studium fertig 
werden. Sonst geraten sie nämlich in die Lage, dass die Fertilitätsperiode gerade dann 
vorbei ist, wenn sie das Studium abschließen und die Karriere beginnen. In Deutsch-
land muss man alles bis zum Alter von 35 Jahren geschafft haben: Ausbildung, Be-
rufseinstieg, sicherer Job und Kinder. 
 
Oft funktioniert das aber nicht. Gerade bei Akademikerinnen ist es oft einfach zu spät. 
Es ist ja nicht so, dass viele keine Kinder mehr wollen. Mit einer kürzeren Ausbildungs-
zeit könnte man das ändern. Das ist jetzt aber eine Vermutung. Deswegen möchte ich 
hier klar trennen: Die empirischen Befunde sind gesichert; das hier ist jedoch eine Ver-
mutung. 
 
In Deutschland erfolgt die Aufteilung der Kinder auf die drei Schulformen Hauptschule, 
Realschule und Gymnasium zu früh. Wir legen damit zu früh fest, welcher sozialen 
Schicht man sein ganzes Leben lang angehört. Gerade dadurch ist der Einfluss der so-
zialen Herkunft in Deutschland besonders stark. Das ist ein Ergebnis der PISA-Studie. 
Ein Grund für diesen starken Einfluss der sozialen Herkunft ist eben die frühe – im Alter 
von zehn Jahren vorgenommene – Verteilung der Kinder auf Hauptschule, Realschule 
und Gymnasium. Danach passiert nicht mehr viel; es kommt nur noch zu Abstiegen.  
 
Wir verschenken natürlich ein immenses Qualifikationspotenzial, wenn wir Kinder im 
Alter von zehn Jahren auf die Hauptschule schicken, von der wir gleichzeitig sagen, 
dass sie zu den weniger guten Bildungsgängen gehört. Das betrifft den Punkt Globali-
sierung, Flexibilisierung, höhere Qualifikationsanforderungen. Gleichzeitig fließen die 
öffentlichen Mittel besonders in die höheren Bildungsstätten und nutzen damit den oh-
nehin besser gestellten Bevölkerungsgruppen. In Gymnasien und Hochschulen wird viel 
Geld investiert, in andere Bildungsstätten vergleichsweise wenig. 
 
Wir beginnen mit der Bildung der Kinder viel zu spät. Auch das ist ein wichtiger Grund 
dafür, warum wir bei der PISA-Studie so schlecht abgeschnitten haben und warum 
gleichzeitig bei uns die soziale Herkunft, also die Generationenbeziehung in der frühen 
Kindheit, eine so entscheidende Rolle spielt. 
 
Wenn man also in bildungsorientierte Kinderbetreuung investieren würde, z. B. mit Mit-
teln aus einer höheren Erbschaftsteuer, hätte das aus mehreren Gründen ungemein 
positive Folgen in Zeiten des demographischen Wandels. Wir würden gleichzeitig meh-
rere Ziele erreichen: Eine bessere Bildung der Kinder wäre eine bessere Grundlage für 
den Erwerb darauf aufbauender Qualifikationen und für ein lebenslanges Lernen. Die 
Jugendlichen wären besser ausgebildet. Das heißt, bei der nächsten PISA-Studie könn-
ten wir wieder ein bisschen besser aussehen. Durch bessere Qualifikationen hätten wir 
gerade in Zeiten des weltweiten Wettbewerbs bessere Chancen. Der Ausbau der Kin-
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derbetreuung würde für die Eltern die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern. 
Das wiederum könnte die Fertilität erhöhen. Gerade die frühe Förderung von Kindern 
bildungsferner Eltern würde dazu beitragen, die starke Bedeutung der sozialen Herkunft 
in Deutschland abzumildern. 
 
 (Allgemeiner Beifall) 
 
 
Der Vorsitzende bedankt sich für den Vortrag und eröffnet die Diskussion.  
 
 
Abg. Dr. Thomas Spies kommt auf die Ausführungen zur Generationensolidarität und 
zu den Verteilungsmodi zu sprechen. Ihn interessiere, ob es einen Zusammenhang 
zwischen der Intensität der Familiensolidarität und dem sozialen Status der jeweiligen 
Gruppen gebe. Dass die Zahl der Kinder von der Schicht abhänge, sei bekannt; zu fra-
gen sei, ob das auch für die Qualität der Beziehungen der Familienmitglieder gelte.  
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche bezieht sich auf den Komplex Erbschaften und familiäre 
Transferleistungen. Das Problem bei den Erbschaften bestehe darin, dass diese Men-
schen zufielen, die selbst schon ein relativ hohes Alter erreicht hätten. Allein dadurch 
werde der über die Erbschaft hergestellte Generationenvertrag unterbrochen.  
 
Die Zwei-Generationen-Familie, die aus Kindern, einer Kinder erziehenden mittleren 
Generation und einigen wenigen Älteren bestehe, gebe es nicht mehr. Heute bestünden 
die Familien in der Regel aus drei oder vier Generationen, zwischen denen die Hilfeleis-
tungen finanzieller und praktischer Art verteilt würden. Es stelle sich die Frage, was die-
ses Phänomen für die Generationensolidarität bedeute. 
 
Auf der anderen Seite beobachte man eine zunehmende Auflösung der Familien, wor-
aus sich ergebe, dass die Generationen, selbst wenn sie es wollten, nicht mehr zu-
sammenleben könnten. Es sei interessant, zu erfahren, ob diese Generationensolidari-
tät nur innerhalb von Familien zum Tragen komme bzw. welche strukturellen Maßnah-
men erforderlich seien, um zu ermöglichen, dass die Generationen auch unabhängig 
von verwandtschaftlichen Beziehungen – Stichwort: Mehr-Generationen-Häuser – zu-
sammenlebten.  
 
Sie sei sich nicht sicher, ob man mit dieser einfachen Generationenstrukturierung wei-
terkomme. Sie habe den Eindruck, dass sie den Generationenbegriff noch nicht richtig 
im Griff hätten. Den Familien müsse es ermöglicht werden, entweder eng zusammenzu-
leben oder getrennt voneinander zu wohnen. Das gehe nicht nur über finanzielle Trans-
ferleistungen. 
 
 
Abg. Peter Beuth merkt an, dass man den Generationenbegriff in dem Sinne auch 
nicht im Griff haben könne, sondern dass es immer davon abhänge, aus welchem 
Blickwinkel man ihn betrachte. 
 
Seine Frage hänge mit der von Dr. Spies gestellten zusammen. Prof. Szydlik habe aus-
geführt, Kürzungen bei den Renten ließen eine Schwächung der Einbindung der älteren 
Generation in die Familie befürchten. Ihn interessiere, ob es einen Zusammenhang zwi-
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schen der Höhe der Geldleistung und der Enge der Bindung gebe und ob Prof. Szydlik 
Daten dazu erhoben habe.  
 
 
Abg. Anne Oppermann weist auf die zunehmende Zahl von Einpersonenhaushalten 
hin. Die familiären Beziehungen, wie Prof. Szydlik sie beschrieben habe, würden dann 
auch nicht mehr funktionieren. 
 
 
Prof. Dr. Marc Szydlik erwidert, dass die Singlehaushalte einbezogen seien. Er kon-
zentriere sich gerade auf die Familiengenerationenbeziehungen von Personen, die nicht 
mehr in demselben Haushalt lebten.  
 
Wenn man überlege, wie sich das in Zukunft auswirke, müsse man sich mit den jetzt 
schon alleine lebenden Personen beschäftigen und untersuchen, wie stark sie einge-
bunden seien und auf welche Unterstützung sie rechnen könnten. Es gebe Hinweise, 
dass nicht nur die Familien-, sondern auch die Freundschaftsbeziehungen eine große 
Rolle spielten. Dabei stelle man fest, dass das stark davon abhänge, ob es sich um 
Personen jungen, mittleren oder höheren Alters handele. Bei älteren Menschen kämen 
gesundheitliche Einschränkungen zum Tragen. 
 
Außerdem sei die Wohnentfernung von großer Bedeutung. In 80 % der Fälle lebten El-
tern und erwachsene Kinder in einer so geringen Entfernung voneinander, dass sie sich 
innerhalb von zwei Stunden erreichen könnten; bei 90 % sei das sogar in einer Stunde 
möglich. Da die öffentlichen Verkehrsmittel heutzutage viel schneller seien und fast je-
der ein Auto besitze, könne eine Entfernung von 30 km besser bewältigt werden als 
früher. Damit hänge auch zusammen, dass die Menschen heutzutage eine Unterschei-
dung zwischen Wohnort und Arbeitsort treffen könnten.  
 
Eine Tendenz weise allerdings in die andere Richtung. Wenn man sich anschaue, wel-
che Personen näher und welche weiter voneinander entfernt wohnten, stelle man fest, 
dass die Kinder umso weiter entfernt von ihren Eltern lebten, je besser sie ausgebildet 
seien. Die Wohnentfernung sei die wichtigste Determinante sowohl für die emotionale 
Nähe zwischen den Generationen als auch für die Gewährung funktionaler Hilfeleistun-
gen. 
 
Hier komme es zu einem Paradox; denn die Politik könne kaum geringere Wohnentfer-
nungen zwischen den Familiengenerationen propagieren, wenn gleichzeitig erklärt wer-
de, wir lebten in einer flexibilisierten Welt und sollten dahin gehen, wo die Jobs seien. 
Diese Widersprüchlichkeit nähmen die Menschen wahr. Da die Flexibilisierung ständig 
zunehme und auch die Zahl der Menschen mit höheren Bildungsabschlüssen steige, 
könne man davon ausgehen, dass die Generationen in Zukunft weiter voneinander ent-
fernt lebten. 
 
Zu dem Zusammenhang von Schichtzugehörigkeit und Intensität der Familienbeziehun-
gen. Die Menschen, die mit ihrem Lebensstandard zufrieden seien, pflegten auch enge-
re Generationenbeziehungen. Damit hänge auch die Einbindung der Älteren in die Fa-
milie zusammen. 
 
Es werde gelegentlich das Argument vorgebracht, man könne die Renten ruhig stark 
kürzen, weil das Geld sowieso nur an die Kinder weitergegeben werde. Man muss aber 
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bedenken, dass, wenn man bei den kleinen und mittleren Renteneinkommen kürze, 
genau die Mittel wegfielen, aus denen die Transferleistungen an die Kinder bestritten 
würden. Darunter könne unter Umständen die Familiengemeinschaft leiden, denn 
Schenkungen und Transferleistungen hielten die Familien zusammen. Wenn man also 
jeden Cent streiche, der von den Älteren an die Jüngeren gehe, laufe man Gefahr, dass 
die Jüngeren weniger für die Älteren täten. Generationenbeziehungen würden zum Teil 
auch über das Geld gesteuert. Das sehe man daran, dass diejenigen, die über größere 
ökonomische Ressourcen verfügten, von engeren Beziehungen sprächen. 
 
Andererseits gebe es in den Familien besonders viele Konflikte, in denen in einem be-
trächtlichen Ausmaß Generationentransfers von oben nach unten geleistet würden. 
Wenn also ältere Eltern Kinder im mittleren Alter mittels Generationentransfers unter-
stützen müssten, gebe es Konflikte. Sähen sich die Eltern aus normativen Gründen 
verpflichtet, ihre 40- oder 50-jährigen Kinder zu unterstützen, schade das den Generati-
onenbeziehungen. Daraus ergebe sich auch, dass derjenige, der Schulden habe, unter 
mehr Generationenkonflikten leide. Man könnte zwar annehmen, dass eine Familie  
enger zusammenrücke, wenn es Schulden gebe, aber das Gegenteil sei der Fall. Aller-
dings geschehe das alles auf einem sehr hohen Niveau. 
 
Große Unterschiede gebe es zwischen Töchtern und Söhnen. Am engsten seien die 
Generationenbeziehungen zwischen Müttern und Töchtern, am flüchtigsten zwischen 
Söhnen und Vätern. Eltern nähmen die Beziehungen zu ihren Kindern als enger wahr 
als umgekehrt Kinder die Beziehungen zu ihren Eltern, was amerikanische Untersu-
chungen herausgefunden hätten. 
 
Dass der Generationenbegriff variabel sei, stimme zum Teil. Bei den Familiengenerati-
onen sei er jedoch sehr einfach: Großeltern, Kinder, Enkel. Schwieriger sei diese Frage 
in Bezug auf die gesellschaftlichen Generationen zu beantworten. Man könne lange 
darüber streiten, ob man z. B. von einer 89er- oder von einer Erbengeneration sprechen 
dürfe. Dabei ist zu beachten, was die Debatte weiterführe und an welchem Punkt der 
Generationenbegriff ausufere. Zudem klinge der Begriff „Generationenvertrag“ sehr eu-
phemistisch. Man müsse fragen, wo die Generationen und der Vertrag seien. 
 
Zu den Erbschaften. Tatsächlich erbten die Menschen heute nicht mit 20 oder 30, son-
dern eher im Alter von 40 Jahren. Insofern dürfe man weniger über Erbschaften als ei-
nen Beitrag zur Ausbildung oder zur Finanzierung des Studiums reden, sondern es ge-
he eher um Erbschaften im Sinne von Rente. 
 
In der Realität lebten selten drei oder vier Generationen in einem Haus. Man könne bei 
den Mehr-Generationen-Familien eher einen Rückgang feststellen. Dabei gebe es hier 
zwei gegenläufige Tendenzen. Zum einen existierten viel mehr Ein- und Zweipersonen-
haushalte. Im 19. Jahrhundert habe es dagegen eine viel größere Zahl von Fünfperso-
nenhaushalten gegeben. Dabei werde immer unterstellt, dass die Generationenbezie-
hung viel enger gewesen sei, weil mehrere Generationen unter einem Dach gelebt hät-
ten. Das Gegenteil sei der Fall. Die Menschen seien damals einfach gezwungen gewe-
sen, unter einem Dach zu leben.  
 
Für die Generationenbeziehungen habe sich das Schlagwort „Nähe auf kurze Distanz“ 
eingebürgert. Es tue den Generationenbeziehungen am besten, nicht mehr in einem 
Haushalt, aber trotzdem in kurzer Entfernung voneinander zu leben. Wenn man es sich 
leisten könne, wohne man voneinander getrennt. 
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Heute gebe es allerdings viel mehr Großeltern-Enkel-Beziehungen als früher. Das liege 
an der steigenden Lebenserwartung. Da die Leute früher nicht so alt geworden seien, 
hätten sie nicht so viel gemeinsame Lebenszeit mit ihren Enkeln gehabt. Allerdings ver-
ändere sich das durch den demographischen Wandel wieder. Da die Frauen ihre Kinder 
später bekämen, verringere sich die gemeinsame Lebenszeit von Großeltern und En-
keln wieder.  
 
 
Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) wendet ein, dass dies mit der speziellen Nachkriegssi-
tuation in Deutschland zusammenhänge. Das Allensbach-Institut für Demoskopie habe 
15 Jahre lang in Ost und West dieselben Fragen zu Generationenkonflikten gestellt. 
Dabei stelle sich heraus, dass man zwar einen Wertewandel konstatieren könne, wenn 
man die 20-Jährigen und die 40-Jährigen miteinander vergleiche. Die Einstellungen der 
im Krieg Geborenen unterschieden sich seit 1968 aber dramatisch von den Werten ihrer 
Eltern.  
 
Damals sei ein dramatischer Generationenkonflikt ausgetragen worden, wie es ihn 
sonst nie gegeben habe. Das Allensbach-Institut habe festgestellt, dass sich die Gene-
rationenbeziehungen massiv verbessert hätten. Die Kinder hätten heute bessere Bezie-
hungen zu ihren Eltern, als es für ihre eigene Generation kennzeichnend gewesen sei. 
Diese Entwicklung gebe es in keinem anderen europäischen Land. 
 
Auffallend sei, dass es in den Großstädten zwischen 40 und 50 % Singlehaushalte ge-
be, wobei es sich nicht um alte Menschen, sondern um 30-Jährige handele. Außerdem 
stelle man fest, das sich plötzlich Menschen in Verantwortungsgemeinschaften zusam-
menfänden, um sich gegenseitig zu unterstützen. Das habe bereits der von Frau Merkel 
erstellte Familienbericht ergeben. Es gebe so genannte Patchwork-Familien, in denen 
über größere Entfernungen und jenseits der natürlichen Generationen Verantwortung 
übernommen werde. Beide Partner brächten in diese Beziehungen z. B. Kinder aus frü-
heren Beziehungen ein.  
 
Bisher untersuche niemand, was das für den Wertewandel in unserer Gesellschaft be-
deute. Es gebe Gemeinschaften von Älteren und Jüngeren, die sich nicht mit dem tradi-
tionellen Generationenbegriff beschreiben ließen. Sie erkundige sich, ob er Untersu-
chungen zu diesem Thema kenne. 
 
Widerspruch anmelden müsse sie auch in Bezug auf die Ausführungen zur Erbschafts-
teuer. In der vorletzten Legislaturperiode habe es im Landtag die ersten großen Ausei-
nandersetzungen über die Erbschaftsteuer gegeben. Als Ergebnis habe sich bei allen 
Fraktionen herauskristallisiert, dass die Höhe der Verwaltungskosten in keinem vernünf-
tigen Verhältnis zu einem eventuellen Nutzen des Landes aus dem Aufkommen aus 
dieser Steuer stehe. 
 
Wenn man davon ausgehe, dass die Höhe der Erbschaften wahrscheinlich von einer 
höheren Bildung und einem akademischen Abschluss abhänge, müsse man allerdings 
die massive Arbeitslosigkeit in Rechnung stellen, von der 30- bis 40-jährige Akademiker 
in den letzten drei bis vier Jahren bedroht seien. Sie glaube daher nicht, dass sich die 
von Prof. Szydlik skizzierte Entwicklung generell so fortsetze. 
 
Die Ergebnisse der PISA-Studie interpretiere sie völlig anders. Die PISA-Studie habe 
nicht ergeben, dass erfolgreiche Schullaufbahnen davon abhingen, ob die Kinder auf 
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Hauptschulen, Realschulen oder Gymnasien gingen, sondern dass die Situation in ganz 
Deutschland in allen drei Schulformen gleichermaßen verheerend sei. Es habe sich 
herausgestellt, dass dasjenige Land, das eine optimale Förderung des einzelnen Kin-
des in jedwedem Schulsystem gewährleiste, am besten abgeschnitten habe. In 
Deutschland schnitten die Länder Bayern und Baden-Württemberg am besten ab. Am 
schlechtesten sehe es dagegen in Bremen, dem Land mit den meisten Gesamtschulen, 
aus. In allen Schulformen mangele es an Förderung. Zudem besitze das Lesen in 
Deutschland nicht einen so hohen Stellenwert wie in Finnland, das am besten abge-
schnitten habe. 
 
 
Prof. Dr. Marc Szydlik geht zunächst auf die Anmerkungen zu den Generationenkon-
flikten und zu dem Mütter-Töchter-Verhältnis ein. Frau Wagner habe gesagt, die Tatsa-
che, dass Mütter und Töchter ein engeres Verhältnis zueinander hätten, widerspreche 
dem Befund, wonach die Zahl der Konflikte zunähme. Beide Befunde seien richtig. In-
ternationale Studien hätten klar gezeigt, dass Mütter und Töchter häufiger in Konflikt 
miteinander gerieten. Das gelte gerade auch im Alter, weil meistens die Töchter für die 
Pflege der Mütter zuständig seien. Gleichzeitig bestehe die engste emotionale Bindung 
innerhalb der Familie zwischen Müttern und Töchtern. Die Verbindungen zwischen Vä-
tern und Söhnen seien dagegen wesentlich flüchtiger. Man könne nur dann Konflikte mit 
einem Menschen austragen, wenn man sich ihm wirklich verbunden fühle. 
 
Ferner habe Frau Wagner gesagt, die Generationenbeziehungen seien heute wesent-
lich besser als früher. Dem wolle er gar nicht widersprechen. Es bestätige nur das, was 
er gesagt habe. 
 
 
Er habe das für alle Nachkriegsgenerationen angenommen, merkt Abg. Ruth Wagner 
(Darmstadt) an. Sie habe dagegen darlegen wollen, dass die entscheidenden Verände-
rungen im Verhältnis ihrer eigenen Generation zu der ihrer Eltern stattgefunden hätten. 
 
 
Prof. Dr. Marc Szydlik präzisiert, er habe einen allgemeinen Überblick über die Gene-
rationenbeziehungen geben wollen. Wenn man weiter differenziere, könne man eine 
Reihe von Unterschieden finden. Es gebe z. B. Unterschiede zwischen West- und Ost-
deutschland. Ostdeutsche hätten engere Generationenbeziehungen als Westdeutsche. 
Ferner gebe es Unterschiede zwischen Menschen mit einem hohen und Menschen mit 
einem niedrigen Lebensstandard. Dann könne man danach differenzieren, ob die Leute 
nah beieinander lebten oder weit voneinander entfernt wohnten. Es gebe auch Unter-
schiede zwischen Katholiken und Konfessionslosen. Konfessionslose gäben weniger 
enge Generationenbeziehungen an als Katholiken. 
 
Er habe in seinen Analysen festgestellt, dass die Angehörigen der 68er-Generation eine 
etwas weniger enge Beziehung zu ihren Eltern hätten als die Angehörigen anderer Ko-
horten. Das decke sich mit dem, was das Allensbach-Institut sage. Wenn man, z. B. 
mittels qualitativer Untersuchungen, etwas in die Tiefe gehe, stelle man fest, dass die 
Generationenkonflikte, die sich am Verhalten der Eltern der 68er während der Zeit des 
Nationalsozialismus entzündet hätten, in den Familien kaum ausgefochten worden sei-
en. Das sei einfach verschwiegen worden. Oft unterstelle man dieser Generation, sie 
habe mit ihren Eltern stundenlang über diese Zeit diskutiert. Die Befunde wiesen aber 
genau in die entgegengesetzte Richtung. Es seien eher die Enkel, die ihre Großväter 



Sz/ms – 24 – EKW/16/5  –  10.03.2004 
 
 
fragten, was sie im Krieg gemacht hätten. Dazu gebe es qualitative Studien z. B. von 
Heinz Bude und Gabriele Rosenthal.  
 
Es sei aber auch schwierig, die 68er-Generation zu definieren. Man könne sie als die 
Generation der zwischen 1940 und 1950 Geborenen begreifen. Außerdem müsse man 
sich festlegen, ob man nur die Studenten einbeziehe, die in Frankfurt und Berlin an den 
Demonstrationen teilgenommen hätten, oder auch die Angehörigen anderer Berufs-
gruppen.  
 
Zu den hohen Verwaltungskosten bei der Erbschaftsteuer. Das Aufkommen aus der 
Erbschaftsteuer mache 20 % der Steuereinnahmen der Länder aus. Wenn man sich 
anschaue, welche Vermögenswerte tatsächlich von einer Generation an die andere wei-
tergegeben würden, könne man allerdings davon sprechen, dass die Verwaltungskos-
ten im Verhältnis zu den Einnahmen relativ hoch seien. Erhöhten sich die Einnahmen 
aus der Erbschaftsteuer, verringerten sich jedoch im Verhältnis dazu die Verwaltungs-
kosten.  
 
Das Thema Erbschaftsteuer sei insofern interessant, als es Gerechtigkeitsprinzipien 
berühre. Es gebe drei grundlegende Gerechtigkeitsprinzipien: die Leistungsgerechtig-
keit, die Bedürfnisgerechtigkeit und die Gleichheitsgerechtigkeit. Allen drei Gerechtig-
keitsprinzipien werde durch die derzeitige Regelung der Erbschaftsteuer nicht Genüge 
getan. Einige liberale Denker erklärten, die Erbschaftsteuer widerspreche dem Leis-
tungsprinzip massiv, weil diejenigen, die diese immens hohen Erbschaften erhielten, 
keine entsprechenden Leistungen erbracht hätten. Was das Bedürfnisprinzip betreffe: 
Diejenigen, die mehr Unterstützung benötigten, bekämen keine höheren Erbschaften, 
ganz im Gegenteil. Dass die Erbschaftsteuer dem Gleichheitsprinzip folge, könne man 
auch nicht sagen. 
 
Man könne höchstens damit argumentieren, dass derjenige, der das Vermögen erarbei-
tet habe, auch darüber verfügen dürfe. Dann sollte man aber auch darauf hinweisen, 
dass es in Deutschland nicht möglich sei, Kinder zu enterben. Abgesehen von Aus-
nahmefällen bekämen sie immer mindestens 50 %. Man sollte sich überlegen, wie man 
es den Erblassern ermöglichen könne, über die zukünftige Verwendung ihres Vermö-
gens zu bestimmen. In den USA sei dies möglich.  
 
Ein Vermögen von bis zu 1,4 Millionen € könne steuerfrei vererbt werden. Man sollte 
sich überlegen, ob die Steuerfreiheit z. B. schon bei einem Vermögen in Höhe von 
1 Million € aufhören solle. 
 
Zu den Ergebnissen der PISA-Studie. Er teile die Auffassung von Frau Wagner nicht. In 
der Lesekompetenz gebe es Unterschiede zwischen denjenigen, die auf die Hauptschu-
le, die Realschule oder das Gymnasium gingen. 
 
 
Sie habe das auf die gesamtdeutsche Situation bezogen, erwidert Abg. Ruth Wagner 
(Darmstadt). Die Lesekompetenz der deutschen Schüler sei generell niedriger als die 
der mexikanischen Schüler. Innerhalb Deutschlands könne man noch einmal differen-
zieren. 
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Prof. Dr. Marc Szydlik erläutert, dass er sich auf beiden folgenden Ergebnisse der  
PISA-Studie bezogen habe: Zum einem sei die Lesekompetenz der Jugendlichen gene-
rell nicht besonders hoch, zum anderen sei sie stark schichtabhängig. 
 
 
Sie habe seine Ausführungen dahin gehend verstanden, dass die Lesekompetenz  von 
den Schulformen abhänge, wendet Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) ein. 
 
 
Prof. Dr. Marc Szydlik erwidert, dass, wenn es zwischen Hauptschule, Realschule und 
Gymnasium Unterschiede in der Lesekompetenz gebe, die Lesekompetenz des betref-
fenden Kindes natürlich davon abhänge, auf welche Schule es gehe. Die Schulwahl 
habe aber wiederum mit der sozialen Herkunft zu tun. 
 
 
Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) weist darauf hin, dass die Nachfolgeuntersuchung PI-
SA-E gezeigt habe, dass dort, wo die Kinder optimal gefördert würden, die Lesekompe-
tenz höher sei. So sei die Lesekompetenz in einem bayrischen Gymnasium höher als 
z. B. in einer hessischen Gesamtschule. 
 
 
Prof. Dr. Marc Szydlik stimmt dem zu. Eine ganze Reihe von Faktoren habe zu diesem 
Ergebnis geführt. Diese Faktoren könnten sich in den einzelnen Bundesländern unter-
schiedlich stark auswirken. Generell gelte, dass es einen Einfluss auf die Lesekompe-
tenz habe, ob ein Kind die Hauptschule, die Realschule oder das Gymnasium besuche. 
Wichtig sei, in welchem Bundesland es lebe. Von Einfluss sei auch, wie stark bestimmte 
Minderheiten gefördert würden. Indem sie darüber entschieden, auf welche Schule ihre 
Kinder im Alter von zehn Jahren wechselten, übten die Eltern einen massiven Einfluss 
aus.  
 
Die Akademikerarbeitslosigkeit sei höher als früher. Trotzdem seien Akademiker weit 
weniger von Arbeitslosigkeit betroffen als Haupt- und Realschulabsolventen. Diese Ent-
scheidungen, die getroffen würden, wenn die Kinder noch sehr jung seien, hätten le-
benslange Folgen und wirkten sich auch auf die Generationensolidarität aus. 
 
 
Abg. Sabine Waschke erkundigt sich nach Untersuchungen über Zusammenhänge 
zwischen Familien unterstützenden Maßnahmen – wobei keine finanziellen Leistungen 
gemeint seien – und der Fertilität. Ferner interessiere es sie, ob es Erkenntnisse dar-
über gebe, was junge Frauen und junge Männer dazu bewege, sich für ein erstes Kind 
zu entscheiden. 
 
Zu den Ergebnissen der PISA-Studie. Gerade in Finnland lernten die Kinder bis zum 
9. Schuljahr gemeinsam und würden auch zusammen gefördert. 
 
 
Abg. Mark Weinmeister vertritt dagegen die Auffassung, dass die höhere Lesekompe-
tenz der finnischen Schüler nicht in erster Linie durch das Schulsystem bedingt sei, 
sondern sich durch einen höheren Stellenwert der Bildung erklären lasse. Jeder Finne 
leihe durchschnittlich 21 Bücher pro Jahr aus. Die Deutschen liehen dagegen nur vier 
Bücher pro Jahr aus. 
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Er kritisiere die Ansicht, wonach man die Schüler umso besser fördern könne, je länger 
man sie gemeinsam unterrichte. Schweden verfüge über ein spät differenzierendes 
Schulsystem. Die Schweden hätten in der PISA-Studie aber dieselbe Punktzahl erreicht 
wie die Bayern, die die Kinder früh auf unterschiedliche Schulen schickten. Die Unter-
schiede hätten also nichts mit einer frühen Differenzierung zu tun, sondern vielmehr 
etwas mit der Art und Weise, wie man die Schüler fördere. 
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche kommt noch einmal auf die Chancen zu sprechen, die 
sich durch ein Zusammenleben der Generationen ergäben. Die Gesellschaft werde in 
Zukunft einen hohen Anteil älterer Menschen aufweisen, wobei die eine Gruppe eher in 
Armut lebe, die andere Gruppe jedoch in der langen Friedensepoche nach dem Zweiten 
Weltkrieg große Vermögen erworben habe. Die zweite Gruppe könne viel zur Förde-
rung der nachkommenden Generation beitragen. Auch die Bildung spiele da eine Rolle. 
 
Deswegen frage sie Prof. Szydlik, welche Chancen er, unabhängig von der Diskussion 
über die Schulsysteme und die Erbschaftsteuer, für ein Zusammenleben der Generatio-
nen sehe. Frau Wagner habe bereits das Zusammenleben von Angehörigen unter-
schiedlicher Generationen angesprochen, die nicht durch verwandtschaftliche Bezie-
hungen miteinander verbunden seien. Das spiele auch unter dem Aspekt der zuneh-
menden Zahl Pflegebedürftiger eine Rolle. 
 
 
Frau Dr. Wilma Mohr erkundigt sich, ob es Untersuchungen zu Transferleistungen ge-
be, die nicht innerhalb des Familienkreises erbracht würden. Sie kenne z. B. eine Reihe 
von kinderlosen Paaren, die Patenschaften übernommen hätten und auf diese Weise 
Verpflichtungen eingegangen wären. 
 
Ihre zweite Frage beziehe sich auf die Qualität der Generationenbeziehungen. In die-
sem Zusammenhang interessiere es sie, ob es Untersuchungen dazu gebe, wie sich 
die Beziehungen zwischen den Eltern und ihren erwachsenen Kindern änderten, wenn 
diese wiederum Kinder bekämen. 
 
 
Herr Dr. Frank Fichert bezieht sich ebenfalls auf die Transferleistungen. Der These, 
dass unser Rentensystem finanzielle Transferleistungen innerhalb der Familie ermögli-
che, was wiederum zu praktischen Hilfeleistungen führe, liege die Annahme zugrunde, 
dass es eine ununterbrochene familiäre Generationenfolge gebe. Man müsse sich aber 
fragen, was das für die Kinderlosen bedeute. Von Interesse sei dabei, von welchen Mo-
tiven sich Kinderlose bei Erbschaften und Schenkungen leiten ließen, ob sie z. B. dazu 
neigten, ihr Vermögen ganz auszugeben. 
 
Prof. Szydlik habe den Zusammenhang von Fertilität und Arbeitsmarkt relativ optimis-
tisch gezeichnet. Einige Forscher äußerten sich aber deutlich skeptischer. Bei der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit müsse man auch strukturelle Probleme angehen, z. B. 
das Qualifikationsmissmatch auf den Arbeitsmärkten. Durch eine steigende Zahl von 
Zuwanderern und erwerbstätigen Frauen könne einerseits die volkswirtschaftliche Pro-
duktion erhöht werden, andererseits erforderten diese Lösungsmöglichkeiten zunächst 
einmal vermehrte Investitionen in Kinderbetreuung und Integrationsmaßnahmen.  
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Wenn man die Qualifikationen verbessere, erhöhe das die volkswirtschaftliche Produk-
tion. Auch wenn man diese Maßnahmen durchführe, stehe die Volkswirtschaft aufgrund 
der rückgängigen Bevölkerungszahl immer noch schlechter da. 
 
 
Prof. Dr. Marc Szydlik führt aus, selbst die Rürup-Kommission gehe davon aus, dass 
es im Jahr 2030 noch 2 Millionen Arbeitslose geben werde. Wenn man das Argument, 
dass mehr Kinder geboren werden müssten, um die Renten zu sichern, weiterdenke, 
stelle man schnell fest, dass sich noch eine ganze Reihe anderer Faktoren auf die Ent-
wicklung der Rentensysteme auswirke. 
 
Im Übrigen werde immer nur über Kinderlosigkeit diskutiert. Die niedrige Geburtenrate 
in Deutschland sei aber nur zu einem geringeren Teil auf die Kinderlosigkeit zurückzu-
führen. Zu einem größeren Teil hänge sie damit zusammen, dass nur wenige Frauen 
und Männer drei oder vier Kinder hätten. In Berlin seien 40 % der im Jahr 1890 Gebo-
renen kinderlos geblieben. Die große Anzahl der Familien, die nur zwei Kinder bekä-
men, stelle also in demographischer Hinsicht ein mindestens genauso großes Problem 
dar wie die Kinderlosigkeit. 
 
Es gebe einige Untersuchungen zu Familien unterstützenden Maßnahmen und zur Fer-
tilität. Kürzlich sei ein Aufsatz von Michaela Kreyenfeld erschienen, wonach diese un-
terstützenden Maßnahmen keinen Einfluss auf die Entscheidung für ein Kind ausübten. 
Es werde immer auf Frankreich verwiesen, wenn man das Argument untermauern wol-
le, dass eine umfassende Kinderbetreuung einen entscheiden Beitrag dazu leiste, dass 
die Frauen wieder mehr Kinder bekämen. 
 
Er wähle gerne die Deutsche Demokratische Republik als Beispiel. Während in West-
deutschland die Geburtenrate gesunken sei, habe es in Ostdeutschland nach 1971 den 
so genannten „Honecker-Berg“ gegeben. Die Produktion sei viel arbeitsintensiver ge-
wesen, und daher habe offiziell keine Arbeitslosigkeit existiert. Für diese Art von Pro-
duktionsprozess habe man die Frauen und eine zahlenmäßig starke nachfolgende Ge-
neration benötigt. In der DDR habe es die höchste Frauenerwerbsquote der Welt gege-
ben. Dies sei nur möglich gewesen, weil man das Kinderbetreuungssystem sehr gut 
ausgebaut habe – Stichwort: Kinderkrippen.  
 
Dagegen lasse sich aber einwenden, dass die Fertilität schon zurückgegangen sei, als 
die DDR noch existiert habe. Viele Maßnahmen, die man sich in bevölkerungspoliti-
scher Hinsicht als das Nonplusultra vorstelle, hätten bloß Mitnahmeeffekte erzielt. Die 
Frauen hätten die Kinder lediglich früher bekommen, weil es in der DDR gerade die 
Möglichkeit gegeben habe, Kredite „abzukindern“. Im Abschlussbericht der Herzog-
Kommission heiße es, die CDU setze keine großen Hoffnungen auf die Durchschlags-
kraft bevölkerungspolitischer Maßnahmen. 
 
Die Debatte sei an diesem Punkt also noch offen. Einige Autoren konstatierten positive 
Auswirkungen, andere wiesen auf Effekte von eher kurzfristiger Natur hin. Man müsse 
das Problem aber aus einer anderen Perspektive betrachten. Ein wichtiges Element sei 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Die Kinderbetreuung spiele dabei sicherlich 
eine große Rolle. Mindestens genauso wichtig sei es aber, welche Chancen man auf 
dem Arbeitsmarkt habe. Dafür könne man wieder die Entwicklung in Ostdeutschland als 
Beispiel nehmen. Nach dem Zusammenbruch der DDR sei die Geburtenrate um die 



Sz/ms – 28 – EKW/16/5  –  10.03.2004 
 
 
Hälfte gesunken. Ein wesentlicher Grund dafür sei die massive Unsicherheit hinsichtlich 
der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. 
 
Was die Entscheidung für das erste, zweite oder dritte Kind betreffe, empfehle er eine 
Untersuchung von Johannes Huinink, Demograph an der Universität Rostock. 
 
Zur Lesekompetenz. Auch für die Defizite bei der Lesekompetenz könne man eine Rei-
he von Gründen anführen. Besonders wichtig sei ihm eine vorschulische bildungsorien-
tierte Erziehung. 
 
Zu den Potenzialen älterer Menschen. Auch hierfür sei die Situation auf dem Arbeits-
markt, die wiederum die Wohnentfernung zwischen den Generationen bedinge, ein 
wichtiger Faktor. Indem er auf die große Generationensolidarität hinweise, zeichne er 
insgesamt ein optimistisches Bild. Wie es in Zukunft um die Generationensolidarität 
stehe, hänge von den Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt ab. Die Arbeitslosigkeit 
schwäche die Generationenbeziehungen. Die Familien rückten bei Arbeitslosigkeit nicht 
enger zusammen. Im Gegenteil, dadurch würden Probleme in die Familien hineingetra-
gen. Arbeitslosigkeit und Armut könnten die Familien überfordern. 
 
Zu den neuen Formen von Solidarität außerhalb der Familie. Er kenne Studien, die sich 
damit beschäftigten, welche Rolle Kinder und Freundschaftsnetzwerke spielten, wenn 
der Partner gestorben sei. Das betreffe vor allem Frauen, da sie ihre Partner meist  
überlebten. Es habe sich herausgestellt, dass die Kinder für die Einbindung in die Ge-
sellschaft nicht so wichtig seien. Entscheidend sei die Fähigkeit, Freundschaftsnetzwer-
ke aufzubauen. Dies sei schichtabhängig. Die Fähigkeit, solche Netzwerke zu nutzen, 
sei im akademischen Milieu eher vorhanden. Man müsse sich Gedanken über die Leute 
machen, die das nicht von selbst schafften. 
 
Zu den Erbmustern bei Kinderlosen. Gerade in den höheren Schichten gebe es mehr 
Kinderlose. Ein einer höheren Schicht angehörendes Ehepaar – beide Partner berufstä-
tig –, das vielleicht selbst schon geerbt habe, könne besonders viel Vermögen ansam-
meln. Man könne vermuten, dass es vermehrt Zuwendungen an Stiftungen und an Or-
ganisationen wie Amnesty International geben werde. Möglich sei aber auch, dass die-
se vermögenden Kinderlosen andere Verwandte, z. B. Nichten und Neffen, als Erben 
einsetzten. Diese Erben, die nicht nur von ihren Eltern, sondern auch von ihren Onkeln 
und Tanten bedacht würden, könnten ein noch größeres Vermögen ansammeln. Ande-
re Länder führten bestimmte Erbschaftsregelungen ein, um zu verhindern, dass solche 
Vermögen einem Kind allein zufielen. 
 
Andere verträten die Ansicht, dass die Kinderlosen ihre Vermögen bis zum Lebensende 
aufbrauchen würden. Es gebe Hinweise darauf, dass die Angehörigen der 68er-
Generation zwar besonders hohe Erbschaften machen würden, aufgrund der gestiege-
nen eigenen Lebenserwartung aber auch einen größeren Teil des Vermögens selbst 
verbrauchen müssten. 
 
Zur Arbeitslosigkeit. Natürlich müsse man auch über Innovationen reden. Manche Auto-
ren gingen davon aus, dass die Gesellschaft an Innovationsfähigkeit verliere, wenn es 
nur noch wenige Kinder gebe. Anderen Studien könne man allerdings entnehmen, dass 
auch ältere Arbeitskräfte über ein hohes Innovationspotenzial verfügten. Sich mittels der 
Vorruhestandsregelungen von den älteren Arbeitskräften zu trennen habe viel Geld ge-
kostet. Nur eine von vier frei gewordenen Stellen sei wieder besetzt worden. Man müs-
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se sich fragen, ob diese Regelungen in Zeiten des demographischen Wandels noch 
angemessen seien. 
 
 
Der Vorsitzende bedankt sich für den Vortrag und die Teilnahme an der anschließen-
den Diskussion. – Allgemeiner Beifall. 
 
 
 
Punkte 2 und 3 – nicht öffentlich. 
 
 
 
Wiesbaden, den 28. April 2004 
 
Protokollierung: Der Vorsitzende: 
 
 
 
 
 
 
Sonja Samulowitz Dr. Rolf Müller (Gelnhausen) 
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